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Kampf ums Wasser ohne 
deutschen Kredit 


Berlin bereitet seinen Ausstieg aus 
der Finanzierung eines Stau¬ 
dammprojektes in der Türkei vor, 
weil Ankara die Auflagen nicht 
erfüllt 

Seit Jahrzehnten plant die Türkei 
einen meisterhaften Coup: Ingeni¬ 
eure sollen die türkische Herr¬ 
schaft über das Wasser des Nahen 
Ostens sichern, den kurdischen 
Rebellen der PKK Kommunika¬ 
tionswege abschneiden, das Ganze 
soll auch noch der Energiegewin¬ 
nung dienen, und finanzieren soll 
es der Westen. 

Das alles würde der Ilisu-Stau- 
damm leisten, wenn er denn 
gebaut würde: 135 Meter hoch, 
1800 Meter breit. Mit ihm soll das 
Wasser des Tigris auf einer 300 
Quadratkilometer großen Fläche 
gestaut und ein 1200-Megawatt- 
Wasserkraftwerk angetrieben wer¬ 
den. Ein Wunder der Technik. Aus 
dem Mammutprojekt droht nun 
aber ein Wunder kritischer PR- 
Arbeit von Umweltschützern und 
Menschenrechtlern zu werden. 
Sie könnten es schaffen, die stol¬ 
zen Pläne türkischer Planer zum 
zweiten Mal zum Scheitern zu 
bringen. 

Deutschland, die Schweiz und 
Österreich wollen Kreditbürg¬ 
schaften in Höhe von 450 Millio¬ 
nen Euro zurückziehen, weil die 
Türkei rund 150 Auflagen der 
Weltbank für das Projekt nicht 
erfüllt hat. Nicht nur das - obwohl 
eine Frist zur Erfüllung dieser Auf¬ 
lagen ablief und obwohl die Türkei 
wusste, dass sie kaum etwas unter¬ 
nommen hatte, um die Bedingun¬ 
gen zu erfüllen, begann sie laut 
Medienberichten schon mit den 
Bauvorbereitungen, leitete die 
erforderlichen Enteignungen der 
Anwohner ein und brach damit 
internationale Vereinbarungen, 
vorerst keinerlei weitere Schritte 
zu unternehmen, bis die Auflagen 
erfüllt sind. Diese betreffen unter 


Die Bundesrepublik Deutschland 
hat eine Massenabschiebung von 
150 kurdischen Flüchtlingen von 
Düsseldorf nach Istanbul durch¬ 
geführt. Die meisten wurden bei 
der Ankunft festgenommen. 

Wie Rechtsanwältin Yeter Kaplan 
erklärte, würden die Massenab¬ 
schiebungen aus Kostengründen 
zweimal jährlich durchgeführt. 
Dabei seien auch Kranke aus 


anderem die Sicherung bedrohter 
Kulturschätze, die Entschädigung 
von Anwohnern, die umsiedeln 
müssen, und Umweltschutz. 

Der größte kulturelle Verlust wäre 
die Stadt Hasankeyf, 3600 Einwoh¬ 
ner, eine antike Höhlenstadt am 
Tigris. 15 Zivilisationen hinterlie¬ 
ßen ihre Spuren, seit hier Assyrer 
siedelten, 700 Jahre vor Christus. 
Aber gewohnt wurde in den Höh¬ 
len am Tigris seit der Steinzeit. 
"Hier sind Überreste einer der 
ältesten belegbaren menschlichen 
Siedlungen", sagt Archäologe Ali 
Demirkan. All das soll, wenn der 
Staudamm steht, überflutet wer¬ 
den, bevor es wirklich erforscht 
ist. 

Die Türkei hat sich verpflichtet, 
Hasankeyf weiter weg vom Wasser 
wieder aufzubauen. Das geht zwar 
gar nicht - man müsste die Berge 
versetzen, um die Höhlen zu ret¬ 
ten -, aber die Geldgeber ließen 
sich darauf ein. Nur, offenbar hat 
die türkische Regierung nicht ein¬ 
mal für solche unzulänglichen 
Maßnahmen wie Nachbildungen 
seriöse Vorbereitungen getroffen. 
Die zweite zentrale Bedingung ist 
eine anständige Entschädigung 
der Anwohner. Ein Besuch vor 
anderthalb Jahren zeigte, dass die 
meisten Anwohner bereit schie¬ 
nen, Kompensationen zu akzeptie¬ 
ren in Höhe von beispielsweise "20 
Prozent mehr als der Wert unse¬ 
res Hauses". Niemand wollte aber 
in - von der Regierung vorge¬ 
schlagene - neu gebaute Dörfer 
ziehen. Deren Zweck bestünde 
auch darin, die als verdächtig gel¬ 
tende Bevölkerung zu kontrollie¬ 
ren - dies ist PKK-Land, und fast 
jede Familie hat Freunde oder Ver¬ 
wandte im kurdischen Kampf 
gegen die Regierungstruppen ver¬ 
loren oder hat sie heute noch "in 
den Bergen". Nun hat man in 
Ankara laut Medienberichten 
schlicht Enteignungen der - je 


Krankenhäusern geholt und abge¬ 
schoben worden. 

2008 war für kurdische Flüchtlin¬ 
ge ein schweres Jahr. Zehntausen¬ 
de waren mit der Begründung, die 
Türkei habe sich demokratisiert, 
von Asylwiderrufsverfahren 
betroffen. Diejenigen, denen das 
Aufenthaltsrecht enzogen wurde, 
leben mit einer Duldung in der 
ständigen Gefahr der Abschie- 


nach Darstellung - 11.000 bis 
65.000 betroffenen Anwohner ein¬ 
geleitet. Der dritte Punkt in der 
Mängelliste betrifft vernachlässig¬ 
te Umweltschutzmaßnahmen. 

Die politischen Probleme, die das 
Projekt hervorruft, sind jedoch 
noch viel umfassender. Die Nach¬ 
barstaaten Irak und Syrien sind 
besorgt. Der irakische Wassermi¬ 
nister Latif Raschid äußerte sich 
im vergangenen Jahr "extrem 
beunruhigt". Bagdad fürchtet, 
dass das Land 40 Prozent seiner 
Agrarböden verlieren wird. Die 
Türkei könnte die Wassermenge 
des Tigris im Irak um fast die Hälf¬ 
te reduzieren - und jenes Wasser 
bestünde aus Rückflüssen türki¬ 
scher Bewässerungssysteme, 
womit sich der Versalzungsgrad 
verdoppeln würde. Ihm zufolge ist 
das Staudammprojekt nicht Ener¬ 
giepolitik, sondern ein Kampf um 
die "Herrschaft über das Wasser". 
Aus all den politischen Gründen 
scheint die Türkei entschlossen, 
aus eigener Kraft das Projekt vor¬ 
anzutreiben: Umweltminister Ero- 
glu erklärte kürzlich, ein Ausstieg 
der Europäer werde "überhaupt 
keine Konsequenzen" haben. Die 
Türkei könne notfalls "noch viel 
größere Staudämme" bauen. 

Ob das stimmt, bleibt abzuwarten. 
Schon einmal - in den Achtziger¬ 
jahren - war das Projekt ganz ähn¬ 
lich gescheitert. Damals prote¬ 
stierten Menschenrechtler und 
Umweltschützer - woraufhin west¬ 
liche Geldgeber sich aus dem Pro¬ 
jekt zurückzogen. Im Augenblick 
ringt die Türkei um neue Kredite 
des Internationalen Währungs¬ 
fonds, um die strauchelnde Volks¬ 
wirtschaft zu retten. Ob Ankara 
gerade in dieser Zeit knapper Kre¬ 
dite die zwei Milliarden Euro für 
das Projekt auftreiben kann, ist 
jedoch fraglich. 

(DW, 23.12., ISKU) 


bung. 150 von ihnen wurden 
gestern mit einer Chartermaschi¬ 
ne unter hohen Sicherheitsvor¬ 
kehrungen aus Düsseldorf abge¬ 
schoben. Um Widersprüche zu 
verhindern, sind bei solchen Flü¬ 
gen Mitarbeiter der Ausländerbe¬ 
hörde sowie Ärzte anwesend. 

In Deutschland leben über 
150.000 Flüchtlinge mit einer Dul¬ 
dung. (OP, 20.12., ISKU) 


Meldungen 

„Sechs Gefangene nach Imrali“ 

Nach Angaben des türkischen 
Justizministers Mehmet Ali Sahin 
sollen sechs weitere Gefangene 
nach Imrali verlegt werden, wo 
Abdullah Öcalan bisher als einzi¬ 
ger Gefangener einsitzt. Gegenü¬ 
ber dem TV-Sender CNN Türk 
erläuterte Sahin, das Gesetz sehe 
für Häftlinge mit einer lebenslan¬ 
gen Haftstrafe, die in Einzelzellen 
in F-Typ-Gefängnissen unterge¬ 
bracht seien, die Möglichkeit vor, 
bis zu zehn Stunden wöchentlich 
mit anderen Gefangenen zum 
Gespräch zusammen zu kom¬ 
men. Unter der Voraussetzung 
der „guten Führung“ könnten 
sich bis zu zehn Gefangene unter¬ 
halten. Da Abdullah Öcalan der 
einzige Gefangene auf Imrali sei, 
komme dieses Recht nicht zur 
Anwendung. ,An eine Verlegung 
Öcalans in ein anderes Gefängnis 
denken wir nicht. Es liegt ein 
Bericht des europäischen Antifol¬ 
terkomitees vor, demnach auf 
Imrali Isolationsbedingungen 
herrschen.“ Aus diesem Grund 
seien auf der Gefängnisinsel Bau¬ 
arbeiten begonnen worden, um 
sechs weitere Personen dort 
unterbringen zu können. Um wen 
es sich dabei handeln könnte, 
erklärte Sahin nicht. 

(ANF, 19.12., ISKU) 

Bombardierung Kandils hält an 

Innerhalb eines knappen Monats 
sind durch Bombardierungen der 
iranischen und der türkischen 
Armee acht Schulen, fünf 
Moscheen und vier Gesundheits¬ 
stationen in Kandil und Xakurke 
beschädigt worden. Insgesamt 
sind 30 Dörfer betroffen. Die 
Angriffe der iranischen Armee 
hatten am 28. November angefan¬ 
gen. 

Auch am 22.12. standen mehrere 
Dörfer in Kandil unter zwölfstün- 
digem Beschuss durch iranische 
Raketenwerfer. Wie Bapir Haci 
Kake Emin als Vorsteher des Dor¬ 
fes Beste erklärte, sei es nur des¬ 
halb nicht zu Toten gekommen, 
weil die Dörfer in der vergange¬ 
nen Woche komplett evakuiert 
worden seien. Es sei allerdings zu 
großem Sachschaden gekom¬ 
men. (OP, 23.12., ISKU) 

Parolenrufe gleich Mitglied¬ 
schaft 

Der Kassationsgerichtshof der 
Türkei hat mit einem Urteil den 
Weg dafür geebnet, dass Perso¬ 
nen, die wegen Parolenrufen 
angeklagt werden, künftig wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Organisation verurteilt 
werden können. Im Fall von Veysi 
Kaya, der in drei Fällen wegen 
der Teilnahme an einer Kundge- 


Massenabschiebung kurdischer 
Flüchtlinge aus Deutschland 




Der Begriff Ehre wird neu definiert 

„Unsere Ehre ist unsere Freiheit“ 


Die Istanbuler DTP-Abgeordnete 
Sebahat Tuncel hat zu der von der 
Demokratischen Freien Frauenbe¬ 
wegung (DÖKH) in der Türkei 
gestartete Kampagne unter dem 
Motto „Unsere Ehre ist unsere 
Freiheit“ erklärt, mit dieser Kam¬ 
pagne solle der Begriff Ehre neu 
definiert werden: „Wir kämpfen 
gegen die Auffassungsweise, mit 
der die Ehre zwischen zwei Bei¬ 
nen platziert wird.“ 

Die DÖKH kämpft gegen jede Art 
von Gewalt gegen Frauen weltweit 
und in der Türkei, gegen Frauen¬ 
morde, sexuelle Übergriffe, Verge¬ 
waltigung, den bestehenden Ehr¬ 
begriff, die alltägliche Gewalt. Die 
auf ein Jahr angelegte Kampagne 
„Wir sind nicht die Ehre von nie¬ 
mandem, unsere Ehre unsere 
Freiheit“ beinhaltet Aktivitäten vor 
allem in der Türkei, aber auch im 
Iran, Irak und in Syrien. Dabei ver¬ 
tritt die DÖKH die Auffassung, 
dass die Befreiung von Frauen 
gegen das patriarchale System nur 
über eine Organisierung erreicht 
werden kann, und kämpft gegen 
eine Fixierung des Ehrbegriffes 
auf den weiblichen Körper. Im 
Rahmen der Kampagne soll auf 
Rechtsverletzungen unmittelbar 
reagiert und immer wieder zum 
Ausdruck gebracht werden, dass 
eine andere Welt möglich ist. 

Die DTP-Abgeordnete Sebahat 
Tuncel erläuterte zu der Kampag- 


Nach einem Untersuchungsbe¬ 
richt der „Vereinigung der Stadt¬ 
verwaltungen in Südostanatolien“ 
(GABB) werden die kurdischen 
Provinzen in eklatanter Weise in 
sozioökonomischer Hinsicht 
benachteiligt. Öffentliche Investi¬ 
tionen werden vernachlässigt; die 
in den östlichen Provinzen produ¬ 
zierte Energie kommt lediglich 
dem Westen der Türkei zu Gute. 
Die Lage habe sich unter der AKP- 
Regierung seit 2002 weiter ver¬ 
schärft. Eine Lösung dieser 
ungleichgewichtigen Situation 
liegt nach dem Bericht auf der 
Hand: Frieden. 

Der Bericht mit der Überschrift 
„Sozioökonomische Probleme in 
Ost- und Südostanatolien und 
Lösungsvorschläge“ wurde am 
19.12. von Dr. Mustafa Sönmez in 
Amed in Gegenwart des DTP- 
Abgeordneten Selahattin Demir- 
tas, einem Großteil der 80 Bürger¬ 
meister, die Mitglied in der GABB 
sind, sowie Repräsentanten der 
Arbeitswelt in Amed, Akademi¬ 
kern und Pressevertretern vorge¬ 
stellt. Der Bericht umfasst 21 Pro¬ 
vinzen: Ardahan, Kars, Erzurum, 
Igdir, Agri, Dersim, Mus, Erzin- 
can, Bingöl, Malatya, Elazig, 
Amed, Bitlis, Van, Siirt, Batman, 
Adiyaman, Mardin, Urfa, Hakkari 
und Sirnnak. 


ne, vorausgegangen sei eine 
umfassende Diskussion darüber, 
wie die patriarchale Mentalität 
gebrochen werden könne. „Als 
DÖKH haben wir den Ehrbegriff 
hinterfragt. Wer nicht frei ist, steht 
unter Besatzung und kann nicht 
von Ehre sprechen. Nichts könnte 
rückständiger sein, als den Ehrbe¬ 
griff auf den weiblichen Körper zu 
fixieren. Es handelt sich um ein 
Mentalitätsproblem und es reicht 
nicht aus, wenn nur Frauen dage¬ 
gen kämpfen. Auch Männer müs¬ 
sen davon absehen, Frauen im 
Namen der Ehre zu ermorden, 
Gewalt auszuüben, sie unter 
Druck zu setzen. Eine gleiche und 
freie Gesellschaft kann nur durch 
einen gleichberechtigten Kampf 
von Frauen und Männern entste¬ 
hen.“ 

Mit der Feststellung, dass ohne 
die Befreiung der Frau auch eine 
Befreiung der Gesellschaft nicht 
möglich sei, habe die kurdische 
Frauenbewegung einen großen 
Schritt nach vorne gemacht. 
„Frauen müssen miteinander soli¬ 
darisch sein. Viele Frauen fühlen 
sich einsam. Weil sie allein sind, 
ducken sie sich oder wenden 
Methoden wie den Selbstmord an. 
Mit der Kampagne wollen wir 
Frauen vermitteln, dass sie über 
Stärke verfügen und dass wir 
gemeinsam noch stärker sind.“ 


Dr. Mustafa Sönmez ging zunächst 
auf das Problem der Arbeitslosig¬ 
keit ein. Mit statistischen Daten 
erläuterte er, dass die Arbeitslo¬ 
senzahlen höher seien als im 
Durchschnitt der Türkei. Auf¬ 
grund der “nationalistischen, 
chauvinistischen Lynchkultur” sei 
es für die Menschen aus der 
Region kaum mehr möglich, zum 
Arbeiten in die türkischen Provin¬ 
zen zu gehen. Durch die Migra¬ 
tionsbewegungen vom Land in die 
Stadt sei außerdem eine “verarmte 
Masse” in den Städten entstanden. 
Besonders betroffen seien davon 
Frauen: 94 Prozent der Frauen in 
der Region seien von der Lohnar¬ 
beit ausgeschlossen. 

Zur von der AKP häufig zur Spra¬ 
che gebrachten Konjunkturförde¬ 
rung erläuterte Sönmez, die staat¬ 
lichen Investitionen in allen 21 
Provinzen zusammen seien eben¬ 
so hoch wie die in der westlichen 
Provinz Bursa. Vom öffentlichen 
Haushalt seien 19 Prozent für die 
kurdische Region vorgesehen; 
davon würden jedoch 30 Prozent 
für militärische Ausgaben ver¬ 
braucht. Falls wirklich über einen 
regionalen Aufschwung eine tür¬ 
keiweite Angleichung gewollt 
werde, müsse das Budget, das seit 
30 Jahren offiziell und inoffiziell 


In der Weltgeschichte seien Frau¬ 
en, die für eine Revolution 
gekämpft haben, mit der Zeit 
immer wieder in ihre alte Position 
zurückgefallen und hätten keinen 
Raum im öffentlichen Leben ein¬ 
nehmen können. „Die kurdische 
Frauenbewegung hat gezeigt, dass 
das nicht sein muss. Mit ihren 
Erfahrungen ist sie an einem wich¬ 
tigen Punkt angekommen. Kurdi¬ 
sche Frauen haben sich in einem 
seit 30 Jahren währenden Kampf 
verändert und entwickelt. In einer 
Gegend, in der junge Frauen ohne 
die elterliche Genehmigung nicht 
einmal das Haus verlassen können 
und in der 13- bis 14-Jährige ver¬ 
kauft werden, haben Frauen ange¬ 
fangen, in vorderster Reihe des 
Befreiungskampfes zu stehen. 
Damit hat sich der Ehrbegriff 
schon zu einem wichtigen Teil 
geändert. Die Ehre eines Men¬ 
schen wird zunehmend über sei¬ 
nen Kampf für Freiheit und Demo¬ 
kratie definiert. Aber insbesonde¬ 
re an Orten, wo die Stammeskul¬ 
tur noch sehr dominant ist, wer¬ 
den wir immer wieder mit Vorfäl¬ 
len konfrontiert. Es werden Fami¬ 
lienräte gegründet, die Entschei¬ 
dungen über den Tod einer als 
„ehrlos“ angesehenen Frau tref¬ 
fen. Gegen diese Mentalität muss 
gekämpft werden.“ 

(ÖP, 23.12., ISKU) 


für den Krieg verwendet werde, 
für den Aufbau des Friedens 
genutzt werden. 

Unter den OECD-Ländern stehe 
die Türkei an erster Stelle bei den 
inländischen regionalen Entwick¬ 
lungsunterschieden. Auch gehöre 
es zu den wichtigen EU-Aufnah- 
mebedingungen, diese Unter¬ 
schiede auf ein akzeptables Niveau 
zu bringen. Stattdessen seien in 
der Türkei Rückschritte zu ver¬ 
zeichnen, wie ein Blick auf das 
Durchschnittseinkommen der ver¬ 
gangenen Jahrzehnte zeige. So sei 
das Durchschnittseinkommen der 
15-16 Prozent in den kurdischen 
Provinzen lebenden Einwohner 
der Türkei 1965 noch 10,5 Prozent 
des Gesamteinkommens gewesen; 
bis 2001 sei es auf 7,2 zurückge¬ 
gangen. Bei allen statistischen Auf¬ 
zählungen seien die letzten 21 Plät¬ 
ze von den kurdischen Provinzen 
belegt. 

Offensichtlich werde das 
Ungleichgewicht in der Türkei 
auch anhand statistischer Anga¬ 
ben zur Gesundheitsversorgung 
sowie zu den Schulen. So unter¬ 
richte beispielsweise ein Lehrer 
im Durchschnitt in der Türkei 24 
Schüler; in Urfa seien es 57. 

(ÖP, 20.12., ISKU) 


bung, des Rufens von Personen 
und des Haltens von Transparen¬ 
ten in Diyarbakir zu jeweils zehn 
Monaten Haftstrafe verurteilt 
worden war, hat der Kassations¬ 
gerichtshof das Urteil des Straf¬ 
gerichtes in Diyarbakir aufgeho¬ 
ben und entschieden, neben der 
Anklage wegen Werbens für eine 
verbotene Organisation müsse 
auch eine Verurteilung wegen 
Mitgliedschaft erfolgen, wofür 
ein Strafmaß von jeweils fünf bis 
15 Jahren Haft vorgesehen ist. 
Dieser Präzedenzfall wird sich 
auch auf andere Strafverfahren 
auswirken. (ANF, 30.12., ISKU) 

Politikerin in Kerkuk ermordet 

In Kerkuk ist die Verantwortliche 
des zur Kommunistischen Partei 
Kurdistan gehörenden Vereins 
der Frauen Kurdistans ermordet 
worden. Gelavej Hüseyin Ali 
wurde in ihrer Wohnung ersto¬ 
chen. Wie ein Polizeisprecher 
erklärte, habe sich der Angriff 
ereignet, nachdem ihr Mann das 
Haus verlassen habe. Der Leich¬ 
nam weise zahllose Messerstiche 
in der Herzgegend und im 
Gesicht auf. (ANF, 19.12., ISKU) 

Dachpartei in Vorbereitung 

Nach langer Vorbereitung durch 
linke Parteien und verschiedene 
Initiativen hat in Istanbul am 20. 
und 21. Dezember ein erstes 
Treffen zur Gründung einer ver¬ 
schiedene Strömungen umfas¬ 
senden Dachpartei stattgefun¬ 
den. An zwei Tagen diskutierten 
Hunderte Delegierte über das 
mögliche Programm einer sol¬ 
chen Partei. Ein Konsens ent¬ 
stand zu den Themen einer 
demokratischen und friedlichen 
Lösung der kurdischen Frage 
sowie einer Politik gegen Almut, 
Sexismus und Militarismus. Als 
Ergebnis des Treffens ist eine 
Koordination bestehend aus Ver¬ 
treterinnen verschiedener Orga¬ 
nisationen und unabhängiger 
Individuen beschlossen worden, 
die eine Diskussion über die 
Erforderlichkeiten und Inhalte 
einer solchen Partei an der Basis 
auf Kommunalebene vorantrei¬ 
ben soll. Eine Abschlusserklä¬ 
rung der Versammlung steht 
noch aus. (ÖP, 23.12., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖP Yeni Özgür Politika 

DW Welt Online 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Bericht zur sozioökonomischen Lage 
in den kurdischen Provinzen 




Nr. 394 
9. Januar 2009 


N ü 9 e 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


• • 

Ocalan: Staat will eigenen 
Kurden erschaffen 


Nachdem zwei Mal in Folge die 
wöchentlich stattfindenden Besu¬ 
che seiner Verteidiger bei Abdul¬ 
lah Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Imrali mit fadenscheinigen 
Begründungen verhindert wur¬ 
den, konnte außerplanmäßig am 
vergangenen Freitag ein Gespräch 
auf Imrali stattfinden. Dabei äußer¬ 
te sich Öcalan zu verschiedenen 
politischen Themen. 

“Ministerpräsident Erdogan tourt 
für einen Waffenstillstand zwi¬ 
schen Israel und der Hamas durch 
den Mittleren Osten und setzt sich 
für einen Dialog ein. Warum ver¬ 
wendet er nicht nur einen Bruch¬ 
teil dieser Energie für sein eigenes 
Land? Auch die Neujahrsanspra¬ 
che von Staatspräsident Gül war 
lediglich eine Wiederholung des 
letzten Jahres. Ministerpräsident 
und Staatspräsident setzen sich für 
einen Dialog zwischen Israel und 
Palästina ein. Da müssen wir nach- 
fragen, ob es nicht notwendig 
wäre, im eigenen Land Dialogkanä¬ 
le offen zu halten. Im neuen Jahr 
und noch in diesem Winter muss 
der Weg für einen Dialog geebnet 
werden, andernfalls sind wir, die 
Kurden, nicht für das verantwort¬ 
lich zu machen, was in drei Mona¬ 
ten geschehen wird. Dieses Pro¬ 
blem lässt sich nicht durch Isolie¬ 
rung und Bombardierung von 
Kandil lösen. Die PKK hat überall 
Kräfte, im Iran, Irak, Syrien, in der 
Türkei, sie ist organisiert im Kau¬ 
kasus und in Europa. Nicht nur die 
bewaffneten, sondern auch die zivi¬ 
len Kräfte werden sich einmischen 


Auf Aufruf des Oberbürgermeis¬ 
ters von Diyarbakir Osman Bayde- 
mir fand im städtischen Theater¬ 
saal in Diyarbakir eine Diskus¬ 
sionsveranstaltung zur Solidarität 
mit den Menschen im Gazastreifen 
in Anwesenheit des Generalsekre¬ 
tärs der palästinensischen Stadtver¬ 
waltungsunion Issam Akel statt. An 
der Veranstaltung nahmen Vertre¬ 
terinnen zahlreicher zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen, darun¬ 
ter Gewerkschaften, Menschen¬ 
rechtseinrichtungen und die 
Anwaltskammer teil. 

In seiner Eröffnungsrede wies Bay- 
demir auf die lange Widerstands¬ 
tradition Diyarbakirs hin: „Seit Jah¬ 
ren bemühen wir uns mit der Stär¬ 
ke, die uns diese Stadt gibt, auf 
internationalen Plattformen um 
den Aufbau von Frieden. Der Frie¬ 
den kann nicht der Gnade unter- 


und was passieren wird, wird 
umfassender als Gaza sein. Des¬ 
halb brauchen wir für eine Lösung 
einen Dialog. Wenn der Staat den 
Weg dafür ebnet, werden alle ein¬ 
schließlich mir ihre Rolle spielen.” 

Zur Einrichtung des kurdischspra¬ 
chigen staatlichen Fernsehsenders 
TRT 6 erklärte Öcalan: 

“Es ist bekannt, dass die Einrich¬ 
tung des kurdischen Senders nicht 
auf Wunsch der Regierung und 
von Ministerpräsident Erdogan 
stattgefunden hat, sondern auf 
Drängen der USA Und das sollten 
die Kurden Erdogan auch sagen: 
Tu nichts, nur weil es dir von oben 
aufgedrängt wird. Die Regierung 
macht dabei sogar ungesetzliche 
Arbeit. Die Verbote, mit denen die 
kurdische Sprache belegt ist, und 
die Herangehensweise an die kur¬ 
dische Identität sind bekannt. 
Daher müsste es für die Gründung 
eines Fernsehkanals verfassungs¬ 
rechtliche und gesetzliche Ände¬ 
rungen geben. Im Gefängnis ist es 
verboten, nur zwei Worte auf kur¬ 
disch zu sagen, und auf der ande¬ 
ren Seite wird ein kurdisches Fern¬ 
sehen gegründet. Wie soll das 
denn ohne die entsprechenden 
Gesetze gehen! Unser Demokratie¬ 
verständnis geht immer von der 
Basis aus. Aber hierbei handelt es 
sich um ein Aufdrängen von oben. 
Der Staat gründet seinen eigenen 
Sender. Und mit dem kurdischen 
Sender will er auch seine eigenen 
Kurden erschaffen. Es hat schon 
zuvor ähnlich angelegte staatliche 
Initiativen gegeben; an vielen 


drückerischer Staaten überlassen 
werden. Das größte Ziel in Kriegen 
ist immer die Zivilbevölkerung, die 
Infrastruktur der Städte. In Gaza 
geschieht ein Grauen. Wir sind 
heute hier, um darüber zu diskutie¬ 
ren, wie wir Solidarität mit dem 
Volk Palästinas entwickeln können, 
wie wir eine Brücke des Friedens, 
der Freundschaft und der Solida¬ 
rität von Diyarbakir bis nach Gaza 
schlagen können. Jede Bombe, die 
in Gaza einschlägt, explodiert auch 
in unserem Gewissen.“ 

Issam Akel sprach in seiner Rede 
vom gemeinsamen Schicksal des 
palästinensischen und des kurdi¬ 
schen Volkes und äußerte sich zur 
aktuellen Situation in Gaza. Im 
Anschluss an eine Diskussion unter 
den ca. 200 Teilnehmerinnen der 
Veranstaltung wurde eine „Initiative 
für Freundschaft, Geschwisterlich- 


Orten in der kurdischen Region 
wurden AKP-nahe Holdings mit 
dem Zweck gegründet, die Kurden 
wirtschaftlich unter Kontrolle zu 
halten. Mit dem kurdischen Fern¬ 
sehen soll die kulturelle Dimen¬ 
sion dieser Kontrolle vervollstän¬ 
digt werden.” 

Weiterhin warnte Öcalan vor mög¬ 
lichen Unregelmäßigkeiten bei 
den im März anstehenden Kom¬ 
munalwahlen in der Türkei, beton¬ 
te die Bedeutung der Gründung 
einer umfassenden Dachpartei in 
der Türkei und erklärte abschlie¬ 
ßend zum Thema “Ehrenmorde”: 
“Frauen müssen sich gegen die 
Ehrenmorde stellen. Um die 
Netze, in denen sie gefangen sind, 
zu überwinden, müssen sie ihr ide¬ 
ologisches und theoretisches 
Niveau steigern. Dafür müssen sie 
Zusammenkommen, Gruppen und 
Verbände bilden. In Diyarbakir und 
an anderen Orten sollten sie sovie- 
le Vereine und Verbände gründen, 
wie es Pflanzen und Tiere gibt. 
Darüber sollten sie ihre Organi- 
siertheit entwickeln und vertiefen. 
Sie sollten Selbstverteidigungs¬ 
kräfte entwickeln, mit denen sie 
ihre physische, geistige und seeli¬ 
sche Integrität schützen und för¬ 
dern. Jeder Mensch sollte eine 
Gruppe, eine Organisation haben. 
Das sollte allen Menschen, aber 
besonders den Frauen und Jugend¬ 
lichen gesagt werden. Habt Mut 
zum eigenen Denken, oder besser 
gesagt, habt den Mut, demokra¬ 
tisch und frei zu denken! In diesem 
Sinne wünsche ich allen ein gutes 
neues Jahr.” (ANF, 4.1., ISKU) 


keit und Solidarität von Diyarbakir 
nach Gaza“ gegründet, die eine 
Hilfskampagne für Gaza starten 
wird. 

„Staatsterror“ 

Aus den kurdischen Bergen 
bezeichnete unterdessen Murat 
Karayilan vom KCK die Angriffe 
Israels auf den Gazastreifen als 
„Staatsterror“ und machte den tür¬ 
kischen Ministeipräsident Erdogan 
mitverantwortlich für das Blutver¬ 
gießen in Gaza. „Das Ziel dieses 
gewissenlosen Angriffes ist es, 
ebenso wie 1982 der palästinensi¬ 
schen Bewegung in Beirut ein har¬ 
ter Schlag versetzt worden, heute 
das gleiche mit der Hamas in Gaza 
zu machen. Es handelt sich um 
einen lange vorbereiteten, geplan¬ 
ten Angriff, mit dem die Hamas 

Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 


Todesstrafen wegen 
PJAK-Mitgliedschaft 

Im ostkurdischen Bane sowie in 
Urmiye im Iran sind drei kurdi¬ 
sche Männer wegen Mitglied¬ 
schaft in der PJAK zum Tode ver¬ 
urteilt worden. Es handelt sich 
um Serko Maarfi, Ferhat falls 
und Ramazan Ahmet. Maarfi war 
im Oktober 2008 in Bane verhaf¬ 
tet worden. Er wurde schwer 
gefoltert, seine Angehörigen 
dürfen ihn nicht besuchen. Der 
aus Sirnak stammende Ferhat 
fall und Ramazan Ahmet aus 
Südwestkurdistan in Syrien 
waren nach einem Gefecht mit 
iranischen Sicherheitskräften 
zunächst für tot erklärt worden. 
Rechtsanwalt Seyit Ihsan klärte 
jetzt auf, seine beiden Mandan¬ 
ten seien lebendig gefasst wor¬ 
den und befänden sich im 
Gefängnis in Urmiye. 

Bisher sind im Iran mindestens 
zwölf Kurden wegen Mitglied¬ 
schaft in PJAK oder PKK zum 
Tode verurteilt worden. Auch 
fünf kurdische Lehrer sind in der 
Todeszelle. (ANF, 7.1., ISKU) 

Kurdinnen trauern 
um Mizgin 

Mizgin Baytekin war erst 18 
Jahre alt, als sie in der Sylvester¬ 
nacht von ihrem Ehemann in der 
Nähe von Gütersloh ermordet 
wurde. Und sie war gerade erst 
von ihrer Familie mit ihrem Cou¬ 
sin verheiratet worden. Ihr Ehe¬ 
mann und Mörder war seit 
einem Monat in Deutschland. Im 
Anschluss an eine Sylvesterfeier 
soll es zum Streit gekommen 
sein, in dessen Verlauf Mizgin 
erstochen, aus dem Auto gewor¬ 
fen und mehrfach vom Auto 
überrollt wurde. Freundinnen 
von Mizgin, die in Deutschland 
aufgewachsen war und deren 
Familie aus Bingöl-Karliova 
stammt, berichteten gegenüber 
ANF, sie sei bereits vor ihrer Ver¬ 
heiratung sehr unglücklich und 
ihr Verlobter sehr eifersüchtig 
gewesen. 

Die Beerdigung von Mizgin Bay¬ 
tekin fand am Montag, dem 5. 
Januar um zwölf Uhr in Harse¬ 
winkel bei Gütersloh statt. 

(ANF, 4.1., ISKU) 

Dorf unter 

Hubschrauberbeschuss 

Das kurdische Dorf Derke in 
Semdinli-Derecik ist von türki¬ 
schen Militärhubschraubern 
beschossen worden. Dabei 
wurde die 16-jährige Sehriban 
Duyan schwer verletzt. Im Dorf 
gibt es keine Gesundheitsversor¬ 
gung. Der Versuch, die Verletzte 
ins Kreiskrankenhaus nach Sem- 


Solidarität mit Gaza 




Show auf Kurdisch 


Der türkische Ministerpräsident 
Erdogan will einen neuen Kanal 
des Staatsfernsehens für politische 
Zwecke nutzen. 

Kaum ist in der Türkei der erste 
kurdischsprachige TV-Kanal auf 
Sendung gegangen, da bricht die 
Regierung bereits das nächste 
Tabu: Kurdisch als Studienfach an 
türkischen Hochschulen. "Wir pla¬ 
nen, Abteilungen für kurdische 
Sprache und Literatur an den Uni¬ 
versitäten Istanbul und Ankara ein¬ 
zurichten", kündigte Yusuf Ziya 
Özcan, der Präsident des Obersten 
Erziehungsrates (YÖK) an. 

Seit dem Neujahrstag sendet 
bereits rund um die Uhr TRT 6, der 
kurdische Kanal des Staatsfernse¬ 
hens TRT - in einer Sprache, die 
noch bis zum Jahr 1991 in der Tür¬ 
kei generell verboten war und 
deren Gebrauch immer noch stark 
eingeschränkt ist 
Die mindestens 14 Millionen Kur¬ 
den in der Türkei können jetzt 
Filme, Nachrichtenprogramme 
und Musikshows in ihrer Sprache 
sehen. Zum Beginn des Pro¬ 
gramms erklangen - nach der tür- 

Bauarbeiten 

564 Arbeiter, die auf der Baustelle 
des Ilisu-Staudamms tätig waren, 
haben für zwei Monate unbezahl¬ 
ten Urlaub bekommen. Nachdem 
Deutschland, Österreich und die 
Schweiz dem Ilisu-Projekt den Kre¬ 
dit wegen der Nicht-Erfüllung der 
150 Auflagen für 180 Tage ausge- 


Erstmals wurde jetzt auch von kur¬ 
discher Seite Mitschuld am Geno¬ 
zid an den kleinasiatischen Chri¬ 
sten eingeräumt, der ab 1914/15 
auf Anordnung der damals vom 
"Komitee für Einheit und Fort¬ 
schritt" (Ittihad ve Terakki) gestell¬ 
ten osmanischen Regierung erfolg¬ 
te. Der Vorsitzende der kurdischen 
Partei DTP (türkisch: Demokratik 
Toplum Partisi), Ahmed Türk, 
sagte in einem Interview wörtlich: 
"Wir sind zutiefst beschämt, wenn 
wir im Hinblick auf die Ereignisse 
ab 1914/15 auf unsere armeni¬ 
schen und syrianischen Brüder 


gebrochen werden soll. Es mag 
hier und da Aufrufe und Proteste 
geben, aber ich nehme nicht an, 
dass das ernst genommen wird. Es 
wird Blut fließen. Vielleicht dauert 
der Konflikt in diesem Sinne nicht 
lange an, aber es wird Blut vergos¬ 
sen werden, um zu klaren Ergeb¬ 
nissen zu kommen.“ Weiter kriti¬ 
sierte Karayilan die Hamas für 
begangene Fehler und Irrtümer. 
„Die Spaltungen innerhalb der palä¬ 
stinensischen Bewegung und ihre 
Fehler in der Politik, ihre prakti¬ 
sche und taktische Begrenztheit 
hat Israel die Möglichkeit gegeben, 
diesen Plan zu entwickeln. Wir 
wiederholen immer wieder, dass 


Irischen Nationalhymne - auch kur¬ 
dische Lieder. 

Sogar Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan erschien mit einer Gruß¬ 
botschaft auf den Bildschirmen. 
TRT-6 sei ein wichtiger Beitrag zur 
Demokratie. Und: "TRT Ses, li ser 
xere be", sagte der Premier auf 
Kurdisch, "Möge TRT 6 nützlich 
sein." Als nützlich könnte sich der 
Sender vor allem für Erdogans isla¬ 
misch-konservative Gerechtigkeits¬ 
und Entwicklungspartei (AKP) 
erweisen. Ende März werden in 
der Türkei neue Bürgermeister 
und Gemeinderäte gewählt. Die 
Kommunalwahlen gelten traditio¬ 
nell als wichtiges politisches Stim¬ 
mungsbarometer. Auf Stimmenge¬ 
winne hofft die AKP vor allem in 
den überwiegend kurdisch besie¬ 
delten Ost- und Südostprovinzen. 
Deshalb spiele Erdogan jetzt die 
kurdische Karte aus, meinen viele 
Politiker der pro-kurdischen Partei 
für eine Demokratische Gesell¬ 
schaft (DTP), die bisher in der 
Region dominiert. Nejdet Atalay, 
Bürgermeisterkandidat in der Stadt 
Batman, meint zynisch: "Bisher hat 


setzt haben, sind die Bauarbeiten 
für den Ilisu-Staudamm zum Erlie¬ 
gen gekommen. Dieser Staudamm 
hätte die historische Stadt Hasan- 
keyf in sechs Jahren überflutet Die 
von Nurol und Cengiz und auslän¬ 
dischen Unternehmen durchge¬ 
führten Bauarbeiten sind weitge- 


schauen". Auch Kurden hätten 
damals dazu beigetragen, dass der 
„religiös-kulturelle Reichtum Klein¬ 
asiens verloren ging". 

Kurden hatten bereits in der Regie¬ 
rungszeit Abdulhamids II. bei den 
Armenier-Massakern 1894/96 bei 
der Aufstellung der sogenannten 
"Hamidiye"-Truppen eine wesentli¬ 
che Rolle gespielt. Bei den von den 
"Ittihadisten" mit Unterstützung 
der deutschen und österreichi¬ 
schen Verbündeten im Ersten Welt¬ 
krieg durchgeführten "Maßnah¬ 
men" hatten die Kurden eine zwie¬ 
spältige Rolle. Es gab sowohl 


eine solche Gewalt keine Lösung 
ist. Die einzige Lösung ist, über 
politische Methoden eine Lösung 
zu entwerfen, auf der Grundlage 
einer gegenseitigen Anerkennung 
und gegenseitigen Respekts aller 
Völker der Region - dazu gehört 
auch Israel.“ 

Weiter kritisierte Karayilan die 
scheinheilige Haltung Erdogans, 
der so gerne eine Rolle in einer 
Lösung des palästinensisch-israeli¬ 
schen Konflikt spielen wolle: „Die 
Türkei ist Hauptbündnispartner für 
Israel in der Region. Es bestehen 
strategische militärische Abkom¬ 
men zwischen beiden Staaten. 
Ohnehin protestiert Erdogan nicht 


man uns auf Türkisch erklärt, dass 
es keine Kurden gibt - jetzt wird 
man uns das auf Kurdisch sagen." 
Premier Erdogan sollte allerdings 
genau aufpassen, wo er von seinen 
kurdischen Sprachkenntnissen 
Gebrauch macht. Im beginnenden 
Kommunalwahlkampf jedenfalls ist 
Kurdisch verboten, stellte diese 
Woche die Oberste Wahlbehörde 
ausdrücklich fest. Unterdessen 
testet die DTP, wie weit die Regie¬ 
rung den Kurden tatsächlich ent¬ 
gegenkommt: Die Partei will im 
Parlament eine Gesetzesinitiative 
zur Legalisierung der bisher verbo¬ 
tenen Buchstaben Q,W und X star¬ 
ten. 

Das Vorgehen türkischer Staatsan¬ 
wälte gegen die Kurdenpolitikerin 
Leyla Zana deutet jedenfalls nicht 
auf eine Entspannung hin. Sie wol¬ 
len laut Agenturberichten ein Ver¬ 
fahren, bei dem Zana erst im 
Dezember wegen "terroristischer 
Propaganda" zu zehn Jahren 
Gefängnis verurteilt worden war, 
neu aufrollen. Das Ziel: Die Haft¬ 
strafe soll auf bis zu 45 Jahre ver¬ 
längert werden. (FR, 3.1., ISKU) 


hend gestoppt In einer vom DSI 
(türkische Wasserbehörde) vor 
einiger Zeit abgegebenen Erklä¬ 
rung hieß es, dass eine Aussetzung 
der Bauarbeiten für die knapp 700 
Bauarbeitern und ihren Familien 
teuer zu stehen kommen würde. 

(Ra, 6.1., ISKU) 


"Aghas" (kurdische Großgrundbe¬ 
sitzer), die sich mit ihren Milizen 
an den aus Konstantinopel ange¬ 
ordneten Verfolgungsmaßnahmen 
beteiligten als auch viele kurdische 
Persönlichkeiten, die versuchten, 
die armenischen und syrianischen 
Mitbürger zu schützen. 

Im Sinn der "ittihadistischen" Ideo¬ 
logie ("Die Türkei gehört nur den 
Türken") waren die Kurden nach 
der kemalistischen Machtergrei¬ 
fung in den zwanziger und dreißi¬ 
ger Jahren die nächsten Opfer (wie 
etwa das "Massaker von Dersim" 
zeigte). (kw, 2.1., ISKU) 


gegen den Angriff, sondern kriti¬ 
siert lediglich das Gewaltniveau. 
Seine Stellungnahmen zum Thema 
spiegeln die psychische Verfassung 
eines Schuldigen wider. Denn er ist 
Mittäter. Er setzt die gleichen Waf¬ 
fen gegen das kurdische Volk ein, 
von Israel gekaufte Waffen. Gleich¬ 
zeitig lässt er Israel den Krieg auf 
die Palästinenser in Konya trainie¬ 
ren. Im März finden in der Türkei 
Kommunalwahlen statt. Die Öffent¬ 
lichkeit der Türkei ist sensibel, was 
die palästinensische Frage angeht.“ 
Deshalb ergehe sich Erdogan in 
Demagogie, die jedoch aufgrund 
seiner Praxis leeres Gerede sei. 

(ANF, 5./7.1., ISKU) 


dinli zu bringen, scheiterte, da 
die Straße durch starken 
Schneefall und die Raketenab¬ 
würfe unpassierbar. Durch den 
Angriff kamen mehrere Nutztie¬ 
re der Dorfbewohner ums 
Leben; sieben Häuser wurden 
stark beschädigt, ein Kleinlaster 
brannte aus. (ANF, 3.1., ISKU) 

Funktionslose Staudämme 
in Kurdistan 

In der kurdischen Region in der 
Türkei werden Staudämme 
gebaut, die keinen Nutzen für 
die Bevölkerung und zur Ener¬ 
giegewinnung haben. Wie Ali 
Cihat Parlak, Vorsitzender der 
Berufskammer der Geologiein¬ 
genieure in Diyarbakir mitteilte, 
handelt es sich um insgesamt 17 
„Sicherheitsstaudämme“, für die 
es keinerlei Ausschreibungen 
für die Stromgewinnung oder 
Bewässerungskanäle gibt: „Sie 
sehen nicht so aus, als ob es 
Staudämme wären, die irgendei¬ 
nen Nutzen haben“. Einziger 
Zweck sei es, die Bewegungsfrei¬ 
heit der PKK zu unterbinden. 
Zur Zeit wird in Batman an 
einem, in Tunceli an sechs und 
in Sirnak an sieben Staudämmen 
gearbeitez. In Hakkari sind ins¬ 
gesamt vier Staudämme geplant. 

(DIHA, 3.1., ISKU) 
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Kommunalwahlen in der Türkei 

Gefälschte Wahllisten 


Um einen Erfolg der DTP bei den 
Kommunalwahlen am 29. März in 
der Türkei zu verhindern, greift 
der Staat zu verschiedenen For¬ 
men des Betrugs. Als jüngstes 
Beispiel wurde das in Lice anhand 
von Wählerlisten deutlich. So 
wurde als Wohnsitz einer Vielzahl 
von Soldaten ein Stall angegeben. 
In manchen Vierteln leben nach 
den Listen in einem einzigen Haus 
150 Personen. Zweifel an der Echt¬ 
heit der Listen waren bereits 
zuvor entstanden, als bekannt 
wurde, dass sich die Anzahl der 
Wahlberechtigten um sechs Milli¬ 
onen erhöht hat. 

So war die Anzahl der Wahlbe¬ 
rechtigten im Stadtteil Kali in Lice 
zuvor 466; auf der erneuerten 
Liste beträgt sie plötzlich 666, und 
die meisten der neu Registrierten 
sind wehrpflichtige junge Solda¬ 
ten, die unter der Adresse Diyar- 
bakir Caddesi Nr. 30 und 32 
gemeldet sind - einem Kuhstall. 
Auch der Besitzer des Stalles Halit 
Yigitel zeigte sich erstaunt: „Das 
Gebäude ist seit über 30 Jahren 
ein Stall. Ich verstehe das nicht.“ 
Der DTP-Kreisvorsitzende von 
Lice Harun Erkus erklärte, auf 


diese Weise seien knapp 1 000 Sol¬ 
daten auf der Wählerliste regi¬ 
striert worden. „Lice ist ein sehr 
kleiner Kreis, in dem jeder jeden 
kennt. Niemand der hier neu Regi¬ 
strierten hat seinen Wohnsitz hier. 
Wir werden Widerspruch beim 
hohen Wahlrat einlegen.“ 

Kandidatinnen nur von DTP 

KA-DER ist ein Verein, der es sich 
zur Aufgabe gemacht, Kandidatin¬ 
nen ausdrücklich zu unterstützen 
und zu schulen. Im Vorfeld der 
Kommunalwahlen in der Türkei 
am 29. März hat der Verein die 
Kandidatenaufstellungen der 
antretenden Parteien unter die 
Lupe genommen und festgestellt, 
dass nur die DTP eine „zufrieden 
stellende Herangehensweise“ 
zeige. Keine andere Partei habe 
irgendwo eine Frau als Kandidatin 
für ein Bürgermeisteramt aufge¬ 
stellt. 

Aufgrund der bei der DTP festge¬ 
legten Geschlechterquote von 40 
Prozent sind in zwei Provinzen 
und 14 Kreisen nur Frauen aufge¬ 
stellt worden. Wie Ilknur Üstün 
von KA-DER in Ankara erläutert, 
sind aktuell von 3 225 Bürgermeis¬ 


terinnen in der Türkei nur 18 
Frauen, und davon sind neun von 
der DTP. „Daran erkennt man den 
Einfluss einer sehr radikalen und 
starken Frauenbewegung“, so 
Üstün. „Es müssen nicht Frauen 
auf die Politik, sondern vielmehr 
die Politik auf die Frauen vorbe¬ 
reitet werden. In der politischen 
Vertretung wird immer von 
Gerechtigkeit gesprochen, aber 
die Repräsentanz von Frauen 
beträgt nicht mal ein Prozent. Poli¬ 
tische Parteien sind Männerverei¬ 
ne mit einer patriarchalen Struk¬ 
tur.“ 

KA-DER hat eine parteiübergrei- 
fende „Politikschule“ eingerichtet, 
in der in fünftägigen Kursen Frau¬ 
en auf politische Ämter vorberei¬ 
tet werden können. Behandelt 
wird dabei ein breites Themen¬ 
spektrum von der Genderfrage 
bis zur Kommunalpolitik. „Es gibt 
sehr viele Anfragen. Die Frauen 
kommen aus verschiedenen 
Orten und politischen Strukturen, 
haben verschiedene Überzeugun¬ 
gen. Damit verwirklicht sich 
unser Traum eines gemeinsamen 
Lebens mit allen Unterschiedlich¬ 
keiten in der Türkei“, so Üstün. 

(ÖP, 12.1., ISKU) 


Delegationsaufruf zu Newroz 
und Kommunalwahlen 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie auch Ihnen bekannt ist, feiern 
die Völker des Mittleren Ostens 
am 21. März Newroz als Fest des 
Friedens und Beginn des Neuen 
Jahres. Auch Millionen Kurdinnen 
und Kurden werden an diesem 
Tag erneut ihre Forderungen für 
eine politische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage zum Ausdruck brin¬ 
gen. 

Besonderer Bedeutung erhält 
diese Forderungen vor der Hinter¬ 
grund der anstehenden Kommu¬ 
nalwahlen am 29. März 2009. In 
den kurdischen Gebieten ist die 
Demokratische Gesellschaftspar¬ 
tei DTP, einzige Partei mit einem 
konkreten und gerechten 
Lösungskonzept für die kurdische 
Frage, klarer Favorit. Die Regie¬ 
rungspartei AKP hat angekündigt, 
den Wahlsieg der DTP mit allen 
Mitteln verhindern zu wollen. Die 
Repressalien gegen Kandidaten, 
Mitglieder und Funktionäre der 
DTP sind intensiver denn je; 
Anschläge auf Parteibüros gehö¬ 
ren zum Alltag. Dass der kur¬ 
dischsprachige TV-Sender TRT6 


ins Leben gerufen wurde, 
erscheint im Hinblick auf die 
gerichtlichen Verurteilungen von 
Politikern, Studenten, Schülern, 
Sängern usw. wegen des Gebrau¬ 
ches der kurdischen Sprache als 
reine Farce. Am Tage der Erstaus¬ 
strahlung wurden 4 kurdische 
Studenten wegen ihrer Forderung 
nach Unterricht in kurdischer 
Sprache an den Universitäten zu 
einer Haftstrafe von insgesamt 36 
Jahren verurteilt. Im Parlament 
spricht man nicht von der kurdi¬ 
schen Sprache, sondern von einer 
"unbekannten" oder "anderen als 
die türkische Sprache". Leyla 
Zana, ehern. Abgeordnete des tür¬ 
kischen Parlamentes und Träge¬ 
rin des Sacharow-Friedenspreises, 
ist nach Abbüßen einer 10 jähri¬ 
gen Haftstrafe wegen des Gebrau¬ 
ches der kurdischen Sprache im 
türkischen Parlament erneut zu 
30 Jahren Haft verurteilt worden. 
Hinzu kommen stärkste Militärof¬ 
fensiven, auch grenzüberschrei¬ 
tend; Folter der politischen Gefan¬ 
genen in den Gefängnissen; steti¬ 
ge Intensivierung der Isolations¬ 
haft von Abdullah Öcalan, dem 


politischen Repräsentanten des 
kurdischen Volkes. 

Faire Wahlen sind in der Türkei 
vor diesem Hintergrund nicht zu 
erwarten. Man erinnere sich an 
verschwundene Stimmzettel, 
Repressionen gegen Wahlhelfer, 
Militärpräsenz vor den Wahlbüros 
u.a. bei vorangegangenen Wahlen. 
Vergessen sind auch nicht die 
Repressalien rund um die 
Newroz- Veranstaltungen. 

Das Pulverfass Mittlerer Osten 
muss jedoch endlich zu einer 
Oase des Friedens werden. Die 
Kommunalwahlen und Newroz 
sind eine Chance hierfür. Und 
ihre Delegationsreise zur Newroz- 
und Wahlbeobachtung ist Ihr Bei¬ 
trag dafür. 

In diesem Sinne hoffen wir, auch 
Sie auf der Reise zum Aufbau 
einer Oase des Friedens mitneh¬ 
men zu können. 

Mit freundlichen Grüßen 
YEK-KOM Föderation der kurdi¬ 
schen Vereine in Deutschland e.V. 

Rückmeldung bis zum 20.2.09 
E-Mail:yekkom@gmx.net 
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Durchsuchungen in Marseille 

In Marseille sind das kurdische 
Kulturzentrum sowie Wohnun¬ 
gen von Mitgliedern des regiona¬ 
len kurdischen Volksrates durch¬ 
sucht worden. Es kam zu sieben 
Festnahmen. 

Die Durchsuchung im Kulturzen¬ 
trum begann zwischen zwei und 
drei Uhr morgens. Der im Zen¬ 
trum schlafende Koch wurde in 
Handschellen gelegt und bis in 
die Morgenstunden dort festge¬ 
halten. Morgens um 6.30 Uhr 
wurden zeitgleich mehrere Woh¬ 
nungen durchsucht. Dabei wur¬ 
den Türen aufgebrochen, die Ein¬ 
richtung verwüstet und eine Viel¬ 
zahl Dokumente beschlagnahmt. 
Über die Begründung des polizei¬ 
lichen Vorgehens ist noch nichts 
bekannt. Nach dem in Frankreich 
geltenden Antiterrorgesetz 
haben Festgenommene 72 Stun¬ 
den lang nicht einmal das Recht 
auf einen Anwalt. 

In den Morgenstunden versam¬ 
melten sich immer mehr Kurden 
vor dem Kulturzentrum, die mit 
Parolenrufen ihren Protest zum 
Ausdruck brachten. Schließlich 
formierte sich eine Spontande¬ 
monstration von ca. 300 Personen 
zum Polizeirevier Vechy mit der 
Forderung, die Festgenomme¬ 
nen freizulassen. An der kurzfri¬ 
stig für einen Tag später organi¬ 
sierten Demonstration nahmen 
2 000 Personen. 

(ÖP/ANF, 14.1., ISKU) 

8. März soll Feiertag werden 

Die DTP-Abgeordnete Sebahat 
Tuncel hat einen Gesetzesvor¬ 
schlag zur Ausrufung des Frau¬ 
entages am 8. März als offiziellen 
Feiertag ins türkische Parlament 
eingebracht. In ihrem Vorschlag 
erinnerte Tuncel an die Ge¬ 
schichte des Weltfrauentages, der 
von Clara Zetkin initiiert und von 
den Vereinten Nationen 1977 
beschlossen worden sei. „In der 
Türkei wurde der 8. März erstma¬ 
lig 1921 gefeiert. Nach dem Mili¬ 
tärputsch von 1980 gab es einen 
Bruch und erst 1984 konnte der 
Frauentag wieder begangen wer¬ 
den.“ Eine Ausrufung als offiziel¬ 
ler Feiertag in der Türkei würde 
einen großen Gewinn für den 
Frauenkampf darstellen, so Tun¬ 
cel. (ÖP, 10.1., ISKU) 

Leyla Zana: Ich werde mein 
Land nicht verlassen 

Der ehemaligen DEP-Abgeordne- 
ten Leyla Zana ist in Diyarbakir 
vom IHD ein Menschenrechts¬ 
preis verliehen worden. Der Vor¬ 
sitzende der IHD-Zweigstelle in 
Diyarbakir, Muharrem Erbey, 
begründete die Wahl Leyla Zanas 




Den Kurden verboten, dem Staat erlaubt 


Die AKP-Regierung in der Türkei 
betont bei jeder Gelegenheit, dass 
der kurdischen Sprache keine 
Beschränkungen mehr auferlegt 
werden und rühmt sich mit der 
Eröffnung eines kurdischsprachi¬ 
gen TV-Senders. Dass sich diese 
neue Freiheit jedoch auf staatliche 
Einrichtungen beschränkt, zeigt 
sich bei jeder Gelegenheit. So 
wurde erneut einem Neugebore¬ 
nen mit dem Namen Welat die 
Registrierung mit der Begründung 
verweigert, im türkischen Alphabet 
existiere der Buchstabe W nicht. 
Die Eltern wandten sich an den 
Menschenrechtsverein IHD in Diy- 
arbakir, der daraufhin beim Innen¬ 
ministerium beantragte, das Verbot 
kurdischer Namen aufzuheben. 
Nachdem dieser Schritt ergebnis¬ 
los geblieben war, strengte das 


Um wirtschaftliche Unabhängig¬ 
keit zu erreichen, treten immer 
mehr Frauen in Batman ins 
Arbeitsleben. An mehreren Orten 
der Stadt wurden kleine Lokale 
eröffnet. Mit dem eingenommenen 
Geld sorgen die Frauen für den 
Lebensunterhalt ihrer Familien. 
Eine von ihnen ist die 42-jährige 
Edibe Eren, Mutter von vier Kin¬ 
dern. Wegen der Verantwortungs¬ 
losigkeit ihres Ehemannes, den sie 
vor 27 Jahren geheiratet habe, habe 
die Familie sehr schwere Zeiten 
durchstehen müssen, erklärt sie. 
,Als mein Mann mich und die Kin¬ 
der vor zehn Jahren schließlich ver¬ 
lassen hat, wurde es noch schwieri¬ 
ger. Wir haben zu fünft in einem 
Kellerloch gewohnt. Um nicht 
mehr von anderen abhängig zu 
sein, und mit dem Gedanken, dass 
Frauen alles schaffen können, 
wenn sie nur wollen, habe ich mir 
schließlich Geld von Verwandten 
geliehen und ein kleines Ladenlo¬ 
kal aufgemacht.“ Davor habe sie 
nur zu Hause gesessen und auf 
Unterstützung hilfsbereiter Men- 


Nach einer Meldung auf der süd¬ 
kurdischen Internetseite Denge 
Azad erklärte Sirwan El Waili, 
Minister für nationale Sicherheit im 
Irak, die „Dreierkoordination zwi¬ 
schen dem Irak, der Türkei und 
den USA“ habe beschlossen, „die 
Aktivitäten der Flüchtlinge im 
Lager Maxmur mit der PKK in der 
Region Kurdistan einzuschränken“. 
Die dafür notwendigen Maßnah¬ 
men seien bereits getroffen. „Das 
Lager steht inzwischen komplett 
unter der Kontrolle der irakischen 
Sicherheitskräfte. Den Flüchtlin¬ 
gen wurden Sonderausweise zuge¬ 
teilt, die Ein- und Ausgänge des 
Lagers sind begrenzt worden.“ 
Weiterhin dementierte Waili die 
Behauptung, in dem Lager würden 
sich PKK-Militante befinden. „Erst 
letzte Woche habe ich das Lager 
besucht. Die Menschen dort sind 
Zivilisten.“ 


Paar ein Verfahren vor dem Ver¬ 
waltungsgericht in Diyarbakir an, 
das noch nicht abgeschlossen ist. 
Der kleine Welat hat immer noch 
keinen Ausweis und kann deshalb 
im Krankenhaus nicht behandelt 
werden, obwohl eine Familienkran¬ 
kenversicherung vorliegt. „Dem 
Staat ist es erlaubt, aber uns Kur¬ 
den ist es verboten“, kommentiert 
Muhsin Baser. „Ich werde tun was 
ich kann, um diese Ungesetzlich¬ 
keit zu beenden.“ 

Bereits im vergangenen Juni war 
ein siebenjähriger Junge namens 
Welat, der mit seiner Mutter und 
seinen Geschwistern in die Türkei 
einreisen wollte, aufgrund seines 
Namens alleine in ein Flugzeug 
gesetzt und nach Deutschland 
zurückgeschickt worden. 


sehen gewartet. „Inzwischen bin 
ich nicht mehr in der Position, auf 
Hilfe angewiesen zu sein, sondern 
kann selbst andere unterstützen. 
Aus meiner Umgebung habe ich 
sehr viel ideelle Unterstützung 
erhalten. Das hat mein Selbstbe¬ 
wusstsein gestärkt. Schließlich 
leben wir in einer feudalen Gesell¬ 
schaft, in der Lohnarbeit von Frau¬ 
en nicht angesehen ist. Aber jetzt 
sehe ich, dass immer mehr Frauen 
sich ins Arbeitsleben werfen. Das 
macht mich sehr glücklich.“ Sie 
selbst sei jetzt in der Lage, gemein¬ 
sam mit ihren Kindern auf eigenen 
Füßen zu stehen. „Es gibt aber 
auch viele Frauen in Batman, die 
sich gern selbständig machen wür¬ 
den, aber kein Geld dafür finden. 
Diese Frauen müssen unterstützt 
werden. Ich bin sicher, dass bei ent¬ 
sprechender Unterstützung die 
Anzahl arbeitender Frauen stark 
ansteigen würde.“ 

Ein weiteres, von Frauen eröffnetes 
Lokal ist das Dade Gözlemecisi. 
Die 45-jährige Sükran £elebi, Mut¬ 
ter von fünf Kindern, arbeitet hier 


Die dem Flüchtlingslager Maxmur 
auferlegten Beschränkungen wur¬ 
den kurz nach einem Türkeibesuch 
des irakischen Ministerpräsidenten 
Maliki beschlossen. Im November 
2008 war auf einer Sitzung unter 
hochrangiger Beteiligung aus der 
Türkei, dem Irak, den USA und 
Südkurdistan die Gründung einer 
Anti-PKK-Kommission besiegelt 
worden. Im Anschluss wurden die 
Angriffe der türkischen und irani¬ 
schen Armeen auf die unter Gueril¬ 
lakontrolle stehenden Meder-Ver- 
teidigungsgebiete und Dörfer im 
Grenzgebiet intensiviert. 

Nach Angaben des UNHCR leben 
in Maxmur ca. 12 000 kurdische 
Flüchtlinge. Zu Beginn waren es 
noch 20 000; mittlerweile sind eini¬ 
ge Tausend nach Nordkurdistan 
zurückgekehrt, weiter nach Europa 
geflüchtet oder haben sich in Süd¬ 
kurdistan niedergelassen. In den 
letzten beiden Jahren war das 


In Amed-Ergani hat die Polizei 
unterdessen 18 Musikgruppen eine 
Erklärung unterzeichnen lassen, 
dass diese bei Auftritten bestimmte 
kurdische Lieder nicht spielen. Bei 
diesen Stücken handele es sich um 
„angebliche Lieder der PKK“ und 
wer sie vortrage, müsse mit einem 
Strafverfahren wegen Mitglied¬ 
schaft rechnen. Die Musikgruppen 
wurden angehalten, stattdessen 
Liebeslieder zu singen. 

In Wan wurden zwei Mitarbeiter 
der einzigen kurdischsprachigen 
Tageszeitung Azadiya Welat in der 
Türkei verhaftet. Ihnen wird der 
Besitz „verbotener Veröffentlichun¬ 
gen“ zur Last gelegt Dabei handelt 
es sich um den alljährlich vom 
Mesopotamischen Kulturverein 
herausgegebenen Kalender. 

(ÖP, 13./14.1., ISKU) 


seit drei Jahren. Bei der Eröffnung 
hätten sie als Frauen viel Unterstüt¬ 
zung erfahren. „Frauen sollten sich 
selbst vertrauen. Seit Ewigkeiten 
werden wir von der Gesellschaft 
unterdrückt und ausgebeutet. Uns 
ist immer wieder eingeredet wor¬ 
den, dass Frauen alles mögliche 
nicht können; uns wurde das 
Selbstvertrauen genommen. Das 
müssen wir überwinden. Batman 
ist eine sehr schnell gewachsene 
Stadt mit vielen Flüchtlingen. Und 
viele Familien sind sehr arm. Frau¬ 
en können beispielsweise nähen 
oder Essen zubereiten; allein damit 
können sie ihre Familien durch¬ 
bringen. Aber diesen Frauen muss 
beigestanden werden. Viele haben 
Angst zu versagen und Bedenken, 
was ihr Umfeld zu einer bezahlten 
Tätigkeit sagen werde. Als Frauen 
müssen wir uns deshalb gegensei¬ 
tig unterstützen. Wir müssen unter¬ 
einander solidarisch sein und damit 
die partriarchale Mentalität bre¬ 
chen. Dadurch wird es auch zu 
einem gesellschaftlichen Wandel 
kommen.“ (ÖP, 10.1., ISKU) 


Betreten und Verlassen des Lagers 
teilweise erleichtert worden. 

Das Flüchtlingslager weist eine tra¬ 
gische Vergangenheit auf. Vor Max¬ 
mur befand es sich in Bihere, 
Etrus, Geliye Qiyamet, Besive, 
Nehdara und Ninova. Immer wie¬ 
der kam es zu Angriffen, es 
herrschte Hunger und Wasserman¬ 
gel, man lebte mit Skorpionen. 
Inzwischen wurde viel erreicht. 
Immer noch gibt es Probleme mit 
der Strom- und Wasserversorgung, 
aber dennoch ist mitten in der 
Wüste bei Hewler eine grüne Oase 
entstanden. Schulen, Frauenein¬ 
richtungen, eine eigene Verwal¬ 
tung wurden errichtet; regelmäßig 
finden auch kulturelle Veranstaltun¬ 
gen statt. Durch die eigene Arbeit 
wurde das Leben in Maxmur ein 
wenig lebenswerter gemacht; aber 
die neuen Beschränkungen werden 
das Flüchtlingsleben erneut 
erschweren. (ANF, 10. L, ISKU) 


für den Preis damit, diese habe 
bereits vor 20 Jahren bei der 
Gründung des IHD Diyarbakir 
mitgewirkt und ihre „gewissen¬ 
hafte Haltung zu gesellschaft¬ 
lichen Vorfällen ohne jegliches 
Zurückschrecken vor Autoritä¬ 
ten“ unter Beweis gestellt. 
Anlässlich der Preisverleihung 
erklärte Zana, trotz der Verurtei¬ 
lung zu weiteren zehn Jahren 
Haftstrafe das Land nicht verlas¬ 
sen zu wollen. „Ich werde bis zu 
meinem Tod in meinem Land 
bleiben und meinen Kampf fort¬ 
setzen.“ Den Preis nehme sie im 
Namen der kurdischen Frauen 
entgegen. (ANF, 10.1., ISKU) 

Offene Fragen in Derke 

Der DTP-Abgeordnete Hamit 
Geylani hat den Beschuss des 
Dorfes Derke durch Militärhub¬ 
schrauber ins türkische Parla¬ 
ment eingebracht. In einer parla¬ 
mentarischen Anfrage, die von 
Verteidigungsminister Gönül 
beantwortet werden soll, stellt 
Geylani fest, dass nach Angaben 
der Dorfbewohner am 3. Januar 
zwei Kobra im Tiefflug mit 700 
bis 800 Schuss das Dorf angegrif¬ 
fen hätten. „Dabei wurde die 16- 
jährige Sehriban Duyan durch 
Granatsplitter verletzt. Weiterhin 
wurden ca. 20 Häuser getroffen, 
bei sieben oder acht entstand 
schwerer Sachschaden, drei bis 
vier sind unbewohnbar gemacht 
worden.“ 

In diesem Zusammenhang stellte 
Geylani die Fragen, ob das Ver¬ 
teidigungsministerium Informa¬ 
tionen über die Bombardierung 
hat, was der Grund für die Bom¬ 
bardierung sei, ob der entstande¬ 
ne Schaden festgestellt worden 
sei und ob an eine Entschädigung 
gedacht werde, insbesondere 
auch im Fall des verletzten Mäd¬ 
chens. Weiter wird festgestellt, 
dass die „in Semdinli und ande¬ 
ren Grenzregionen lebenden Bür¬ 
ger“ das Recht auf Unversehrt¬ 
heit des Lebens so gut wie gar 
nicht besitzen, und gefragt, ob 
das Ministerium zu diesem 
Thema arbeitet. 

(ÖP, 10.1., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Internationales Camp im Rahmen 
des MSF in Amed 


Das Internationale Camp Amed 
findet in Zusammenarbeit mit den 
in Kurdistan lebenden Ge¬ 
nossinnen innerhalb des Meso- 
potamischen Sozialforum (MSF) 
statt. Es wird eingeladen von lin¬ 
ken Gewerkschaften und Bewe¬ 
gungen aus Diyarbakir und der 
dortigen kurdischen Stadtverwal¬ 
tung (DTP), unterstützt von einem 
breiten Netzwerk bestehend aus 
unterschiedlichen sozialen, kultu¬ 
rellen und politischen Organisatio¬ 
nen. 

Für dieses Camp wird vor allem in 
der kurdischen Bewegung und 
der türkischen und europäischen 
Linken mobilisiert. Auf dem Camp 
soll neben dem inhaltlichen Aus¬ 
tausch und praktischen Aktivitäten 
auch ein gemeinsamer Alltag orga¬ 
nisiert werden. Das heißt, gemein¬ 
sam mit den kurdischen 
Genossinnen zu zelten, zu 
kochen, zu diskutieren oder auch 
Frühsport zu betreiben. 

Besonders wichtig ist uns dabei 
das gegenseitige Kennenlernen 
von Basisaktivist_innen aus den 
kurdischen Gebieten, der Türkei 
und Europa. Das Camp wird ent¬ 
weder vom 1. bis 5. Oktober oder 
vom 7. bis 11. Oktober 2009 auf 


Drei Monate nach dem Tod eines 
in Haft misshandelten türkischen 
Demonstranten müssen sich in 
Istanbul 60 Polizisten und Gefäng¬ 
nisbeamte vor Gericht verantwor¬ 
ten. Die Beschuldigten sind 
wegen Folter angeklagt. 

Lange haben die Angehörigen des 
durch Polizeigewalt verstorbenen 
Engin Ceber auf Gerechtigkeit 
gewartet, jetzt kommt das Verfah¬ 
ren gegen die Schuldigen in Gang. 
Das 29-jährige Folteropfer war im 
vergangenen Oktober an Gehirn¬ 
blutungen im Krankenhaus 
gestorben. Zeugen hatten berich¬ 
tet, Ceber sei verprügelt und sein 
Kopf gegen die Wand geschlagen 
worden. Der türkische 
Justizminister Mehmet Ali Sahin 


Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in Strassburg hat 
die Türkei wegen der Inhaftierung 
eines Minderjährigen in einem 
Gefängnis für Erwachsene verur¬ 
teilt. Ankara habe sich der 
«unmenschlichen sowie entwürdi¬ 
genden Behandlung» schuldig 
gemacht. Somit habe die Türkei 


dem zentral gelegenen Gelände 
des Mesopotamischen Sozialfo¬ 
rums in Amed/Diyarbakir als Teil 
des MFS stattfinden. Es wird auch 
die Möglichkeit geben, in Familien 
oder in Hotels unterzukommen. 
Durch Veranstaltungen und 
Öffentlichkeitsarbeit soll in der 
Zeit vor dem Camp eine Ausein¬ 
andersetzung und Sensibilisierung 
für die kurdische Frage und deren 
Perspektiven angeregt werden. 
Die Rolle von Deutschland, Euro¬ 
pa, der NATO und den USA inner¬ 
halb dieses Krieges und die Ent¬ 
wicklung der Frauenbewegungen 
in der Türkei, Kurdistan und Euro¬ 
pa werden thematisiert. 

Auf dem Camp/MSF wird es fol¬ 
gende Themenschwerpunkte 
geben: 

Ökologie - Bsp. Staudämme z.B. 
Hasankeyf oder Munzur, Wasser¬ 
privatisierung, erneuerbare Ener¬ 
gien, ökologische und solidarische 
Lebensformen 

Frauen - Bsp. Geschichte der 
Frauenbewegung/Organisierung 
in Europa und in Kurdistan, Maß¬ 
nahmen und Strategien gegen 
Gewalt 

Jugend - Bsp. Generationenkon¬ 
flikt, Einflüsse von Krieg auf die 


entschuldigte sich wenig später 
und kündigte an, die Verantwort¬ 
lichen zu bestrafen. Sechs der 60 
Angeklagten sitzen jetzt in Unter¬ 
suchungshaft. 

Ceber hatte im September 2008 in 
Istanbul demonstriert. Er forder¬ 
te, dass Polizisten, die zuvor einen 
Jugendlichen angeschossen 
haben sollen, zur Verantwortung 
gezogen werden. Ceber verteilte 
dabei auch eine linksgerichtete 
Zeitschrift. 

Die Menschenrechtsorganisation 
Human Rights Watch hatte die tür¬ 
kische Regierung im Dezember 
aufgefordert, Straftaten von 
Polizisten im Amt energisch zu 
verfolgen. Exzessive Gewalt 


gegen seine eigenen Anordnungen 
sowie internationale Verpflichtun¬ 
gen verstossen, urteilte das 
Gericht. Der Junge war demnach 
15 Jahre alt, als er 1995 wegen Mit¬ 
gliedschaft in der verbotenen 
Arbeiterpartei Kurdistan (PKK) 
inhaftiert wurde. Während seiner 
Zeit im Gefängnis versuchte er drei 


Jugend, Bedeutung der Jugend für 
die Zukunft 

Mittlerer Osten - Bsp. Wider¬ 
standsbewegungen und -kulturen, 
EU - USA - NATO und der Mittle¬ 
re Osten, Militarisierung und 
Kriegsdienstverweigerung 
Kurdische Bewegung - Bsp. 
Was ist die Bewegung? - Selbst- 
defnition und Ziele, Blick von Kur¬ 
distan auf Europa, Demokrati¬ 
scher Konförderalismus 
Migration - Bsp. kurdische 
Flüchtlinge in Kurdistan, der Tür¬ 
kei und in Europa, Situation von 
Migrant_innen aus anderen Gebie¬ 
ten wie z.B. Afghanistan, Irak, 
Afrika, Zusammenarbeit Deutsch¬ 
land/Türkei in Bezug auf Flücht¬ 
linge u. Abschiebungen 
Ökonomie - Bsp. Armut, Koope¬ 
rativen, Landlose, Austausch über 
alternative Wirtschaftsmodelle: 
Ökologische Kooperativen, Demo¬ 
kratisierung der Wirtschaft, ökolo¬ 
gische Herstellungsmethoden 
Mehr Informationen zum Camp 
und den Aufruf zum Mesopotami¬ 
schen Sozialforum findet ihr auf 
der Webseite: 

www. international-amed-camp. org 
Email: amed.camp@aktivix.org 


gegen Bürger und Missbrauch 
von Amtsbefugnissen würden 
kaum bestraft, kritisierte die 
Organisation. Die Zunahme von 
Polizeigewalt in der Türkei sei 
auch Folge davon, dass die Regie¬ 
rung Beamte nach Zwischenfällen 
nicht zur Verantwortung ziehe. 
Opfer von Polizeigewalt haben 
erklärt, die Beamten fühlten sich 
unantastbar. Wer sich beschwere, 
der werde wegen Widerstandes 
gegen die Polizei verfolgt.Nach 
Einschätzung von Human Rights 
Watch hat sich die Lage in der 
Türkei verschärft, nachdem eine 
Gesetzesänderung im Juni 2007 
der Polizei "übergroße Ermes¬ 
sensfreiheit" bei Einsätzen gege¬ 
ben hat. (ZO, 21.1., ISKU) 


Mal sich das Leben zu nehmen. 
Laut einem medizinischen Bericht 
verursachten und verschlimmerten 
die Haftbedingungen die psychi¬ 
schen Probleme des Minderjähri¬ 
gen. Laut Gericht musste er zudem 
fünf Jahre warten, bis er eine ange¬ 
messene juristische Verteidigung 
erhielt. (HB, 20.1., ISKU) 


Meldungen 


Leyla Zana für Friedens¬ 
nobelpreis vorgeschlagen 

Die ehemalige DEP-Abgeordnete 
Leyla Zana ist vom norwegischen 
Komitee des Zentrums für die 
Opfer von Halabja (CHAK) für 
den Friedensnobelpreis vorge¬ 
schlagen worden. In dem an das 
Nobel-Institut in Oslo gerichteten 
Vorschlag wird darauf hingewie¬ 
sen, dass Leyla Zana ihr Leben 
dem Frieden, der Freiheit und 
den Frauenrechte gewidmet und 
bereits zehn Jahre in Haft ver¬ 
bracht hat. Mit ihrem Kampf 
habe sie Tausenden Frauen im 
Mittleren Osten Mut gemacht. 
Leyla Zana wurde kürzlich in 
neun verschiedenen Verfahren 
erneut zu zehn Jahren Haftstrafe 
verurteilt. Jetzt wurde ein weite¬ 
res Strafverfahren wiederum 
wegen verschiedener Redebeiträ¬ 
ge eingeleitet, in dem noch ein¬ 
mal zehn Jahre Haftstrafe gefor¬ 
dert werden. (ÖP, 20.1., ISKU) 

Fünf Haftbefehle in Frank¬ 
reich 

Von den sieben bei den jüngsten 
Durchsuchungen in Marseille 
Festgenommenen ist gegen fünf 
Haftbefehl ausgesprochen wor¬ 
den. Die Festgenommenen waren 
nach Paris überführt worden. 
Ihnen wird die „Finanzierung von 
Terrorismus“ zur Last gelegt. 
Außer in Marseille fanden auch in 
Paris Protestdemonstrationen 
unter dem Motto „Schluss mit der 
Repression, Kurden sind keine 
Terroristen“ statt. 

(ÖP, 19.01.9, ISKU) 

26 Festnahmen bei Einsatz 
gegen mutmaßliche türkische 
Verschwörer 

Die türkische Polizei hat bei 
neuen Einsätzen gegen die mut¬ 
maßliche Verschwörergruppe 
Ergenekon am Donnerstag 26 
Verdächtige festgenommen. Dar¬ 
unter seien ein Gewerkschafts¬ 
führer, ein Journalist und Polizi¬ 
sten einer Spezialeinheit, berich¬ 
teten türkische Fernsehsender. 
In Antalya wurden ein Polizeichef 
und mehrere Beamte festgenom¬ 
men. Die Razzia begann am frü¬ 
hen Morgen. 

Die Staatsanwaltschaft wirft dem 
ultranationalistischen Geheim¬ 
bund Ergenekon vor, einen 
gewaltsamen Umsturz der isla¬ 
misch-konservativen Regierung 
von Ministerpräsident Recep Tay- 
yip Erdogan geplant zu haben. 
Gegen mehr als 80 zuvor festge¬ 
nommene mutmaßliche Mitglie¬ 
der von Ergenekon läuft seit dem 
vergangenem Jahr ein Gerichts¬ 
verfahren. Die Gruppe wird auch 
beschuldigt, in mehrere Anschlä- 


Folter in der Haft: 

60 türkische Beamte vor Gericht 


Türkei am Menschenrechts-Pranger 




Ein ganz gewöhnlicher Mord 


Eine 16-jährige Türkin wird 
schwanger und von ihrer Familie 
getötet. Dann macht das Gericht 
etwas Ungewöhnliches: Es spricht 
Recht 

Istanbul - Es ist die Chronik eines 
angekündigten Todes. Naile 
Erdas 1 Martyrium begann, als sie 
schwanger wurde. Sie sei verge¬ 
waltigt worden, sagte sie später, 
und das mag sein. Denn Vergewal¬ 
tiger haben es einfach in der mus¬ 
limisch-kurdischen Stammesge¬ 
sellschaft im Südosten der Türkei. 
Wer über eine Frau herfällt, muss 
sich nicht sorgen, dass er bestraft 
werden könnte. Denn dafür müs¬ 
ste ja jemand zur Polizei gehen. 
Bestimmt nicht das Opfer - denn 
wenn bekannt wird, dass sie ent¬ 
ehrt wurde, dann greift der Ehren¬ 
kodex, und der Familienrat tritt 
zusammen. Da wird dann weniger 
darüber beraten, ob das Mädchen 
sterben soll - natürlich muss es 
sterben. Sondern der Mörder 
wird bestimmt, und auch, wie das 
Mädchen getötet werden soll. 
Meistens fällt das Los auf einen 
ihrer Brüder. Selten entzieht der 
sich der furchtbaren "Pflicht". 
Naile wurde schwanger. Das ließ 
sich auf Dauer nicht verbergen. 
Mit "Kopfschmerzen", real oder 
vorgetäuscht, ließ sie sich ins 
Krankenhaus einliefern, und dort 
kam alles heraus. Sofort versuch¬ 
te die Familie, das Mädchen nach 
Hause zu nehmen. Dass sie verge¬ 
waltigt worden war, das glaubten 
sie nicht, denn Naile nannte den 
Namen des Schuldigen nicht. 
Hätte sie ihn genannt, so wäre sie 
vielleicht am Leben geblieben. 
Die Familie hätte den Mann 
umgebracht, dann wäre eine Blut¬ 
fehde entstanden mit dessen 
Familie, und man hätte sich 
gegenseitig weiter umgebracht. 


In diesem Frühjahr stehen mit 
dem Weltsozialforum (WSF) in 
Belem und dem Gegenforum zum 
Weltwasserforum (WWF) in Istan¬ 
bul gleich zwei wichtige internatio¬ 
nale Ereignisse auf dem Pro¬ 
gramm. Bei beiden geht es um 
Widerstand gegen den Ausverkauf 
unseres Planeten durch Privatisie¬ 
rung und Kommerzialisierung 
und um den Kampf für globale 
soziale Rechte. Das Menschen¬ 
recht auf Wasser steht dabei mit 
ganz vorne. 

Die Gruppe SuKo (türkisch für 
„Wasserkoordinierung“) als ein 
offenes und breites Spektrum von 
verschiedenen Organisationen 
möchte in Deutschland und der 
Türkei über die Pläne der türki¬ 
schen Regierung informieren. 
Diese will im Kontext des WWF in 
Istanbul ihre Gewässer und Quel¬ 
len an private Kapitalgeber verkau¬ 
fen. Das würde bedeuten, dass die 
Nutzungsrechte an allen Gewäs¬ 
sern für 49 Jahre in den Händen 
der Privatwirtschaft wären! Wir 
wollen dazu beitragen, dagegen 


Das wollte Naile nicht. Schon gar 
nicht, wenn der "Schuldige" in 
Wirklichkeit der Nachbarssohn 
war, der seither flüchtig ist. Sie 
waren eng befreundet, die Familie 
denkt, es war verbotene Liebe. 
Warum nur, klagten sie, bat der 
Junge nicht um Nailes Hand? 

Die Ärzte wussten schon, was 
kommt. Sie taten, was sie konn¬ 
ten, behielten das Mädchen da 
und benachrichtigten Staatsan¬ 
waltschaft und Polizei, denn es 
war vielleicht ein Verbrechen 
geschehen, und ein schlimmeres 
Verbrechen war abzusehen. Der 
Staatsanwalt sah keine unmittelba¬ 
re Gefahr. Er wusste, dass dem 
Mädchen nichts passieren würde 
- nicht vor der Entbindung. Man 
lässt Kinder zur Welt kommen in 
dieser Gesellschaft, denn das 
Kind ist unschuldig. Erst danach 
bringt man die Mutter um. 

Daher rief der Staatsanwalt nach 
der Entbindung Nailes Vater zu 
sich, unterhielt sich von Mann zu 
Mann, rang ihm das heilige Ver¬ 
sprechen ab, dass niemand in der 
Familie Naile etwas antun würde. 
Der Vater gelobte es. Der Staats¬ 
anwalt ordnete Nailes Entlassung 
und Rückkehr in die Familie an. 
Stunden später war sie tot. Ihr 
Bruder Kemal hatte sie erschos¬ 
sen. 

So weit die leider ganz gewöhnli¬ 
che Geschichte. Ungewöhnlich 
für Verhältnisse in dieser Region 
der Türkei war die Reaktion der 
Justiz: Es wurde Recht gespro¬ 
chen. Die ganze Familie kam hin¬ 
ter Gitter. Lebenslänglich für den 
Bruder. Lebenslänglich für den 
Vater, die Mutter, zwei Onkel: der 
Familienrat. Kemal hätte nicht 
geschossen, hätten diese vier 
Erwachsenen es ihm nicht befoh¬ 
len. 16 Jahre und acht Monate für 


einen breiten, schlagfertigen 
Widerstand zu formieren, denn 
wir sehen in dieser neuen Stufe 
der Wasserprivatisierung einen 
Angriff auf das Menschenrecht 
Wasser nicht nur in der Türkei, 
sondern perspektivisch weltweit. 

Nicht zufällig findet das WWF in 
Istanbul statt - die Türkei ist ganz 
vorne dabei, wenn es um den Ver¬ 
kauf der öffentlichen Daseinsfür¬ 
sorge geht - oder auch um den 
Bau aberwitziger Staudämme 
gegen den Willen der Bevölke¬ 
rung. In beiden Fällen profitieren 
deutsche und internationale Kon¬ 
zerne kräftig mit und üben neben¬ 
bei schon mal fleißig für die näch¬ 
sten Staaten auf ihrer Liste. 

Vom 27.1. bis zum 30.1.2009 veran¬ 
stalten wir als Auftakt unseres 
Informationsprojekts die Diskus¬ 
sions- und Kulturveranstaltung 
, Ausverkauf von Gewässern, Stau¬ 
dämme und Widerstand in der Tür¬ 
kei“ in vier verschiedenen Städten. 
Zur Veranstaltung haben wir zwei 


einen weiteren Onkel, der die Tat 
nicht meldete. 

Vielleicht wäre es nicht zu einem 
Prozess gekommen, wenn eine 
von Nailes Tanten geschwiegen 
hätte. Aber sie vertraute sich dem 
Frauenverein Kadinlar Dernegi 
an. 

Vor fünf Jahren noch wäre die 
Familie vielleicht davongekom¬ 
men. Aber seit den EU-Beitritts- 
verhandlungen wurden neue 
Gesetze geschaffen, andere geän¬ 
dert, insgesamt 30 Gesetzesände¬ 
rungen, alles zum Schutz der 
Frauen. Umgesetzt wurde bislang 
wenig davon - bis jetzt. Das Urteil 
von Van ist eine Revolution, eine 
Kriegserklärung an einen bis 
dahin mehr oder minder gedulde¬ 
ten Brauch. Frauenrechtlerinnen 
erklären sich begeistert von dem 
Urteil. Ob es aber hilft, die Menta¬ 
litäten zu ändern? Verurteilte 
Ehrenmörder, das wissen Sozial¬ 
forscher, die sie im Gefängnis 
befragen, zeigen selten Reue. 
Eher Stolz, ihre Pflicht getan zu 
haben. 

"Vier Monate nach dem Mord, als 
die Familienangehörigen schon 
inhaftiert waren, gaben wir als 
Frauenverein eine Informations¬ 
stunde im Gefängnis", erzählt 
Zelal Özgökce, die stellvertreten¬ 
de Leiterin des Vereins. Sie woll¬ 
ten aufklären über Frauenrechte, 
Familienrecht und darüber, dass 
Ehrenmord eine sehr unehrenhaf¬ 
te Sache sei. "Alle Mitglieder der 
Familie Erdas weigerten sich, an 
dieser Inforunde teilzunehmen. 
Sie sagten, dass sie mit dem Mord 
etwas Gutes getan hatten. Nie¬ 
mand von ihnen zeigte Reue." 

Das war freilich, bevor das Urteil 
fiel. Sie erwarteten wohl die übli¬ 
che milde Strafe. 

(DW, 20. L, ISKU) 


sehr spannende Referenten aus 
der Türkei eingeladen; Necattin 
Pirinfgioglu wird uns von der tür¬ 
kischen Ilisu- Kampagne und der 
Bedeutung des Staudammprojekts 
für die Region berichten und 
Kenan Demirkol spricht zu den Pri¬ 
vatisierungsplänen der türkischen 
Regierung. Weiter wird es in den 
Städten noch unterschiedliche wei¬ 
tere Gäste und Rahmenprogramm 
geben, die den regionalen Flyern 
zu entnehmen sind. 

Die Termine im Einzelnen: 

Bremen 27.1., 19 Uhr DGB Haus, 
Bahnhofsvorplatz 

Hamburg 28.1., 18 Uhr HWP, Von- 
Melle-Park 9 

Berlin 29.1., 17 Uhr in der Werk¬ 
statt der Kulturen, Wissmann- 
strasse 32 

Essen 30.1., 19 Uhr im Glaspavil¬ 
lon, Uni Campus Essen, Universi- 
tätsstr. 12 


ge der vergangenen Jahre ver¬ 
wickelt zu sein. 

(DS, 22.1., ISKU) 


Quellen: 


ÖP Yeni Özgür Politika 

DW Die Welt 

DS Der Standard 

HB Handelsblatt 
ZO Zeit Online 


Termine: 

UMGANG MIT TRAUMA 
aus Sicht der kurdischen Frau¬ 
enbewegung 

In einer einjährigen empirischen 
Studie wurden 1127 kurdische 
Flüchtlingsfrauen und Migrantin- 
nen in fünf europäischen Ländern 
und der Türkei zu ihren Erfahrun¬ 
gen mit Gewalt sowohl durch staat¬ 
liche Organe als auch im privaten 
Bereich befragt. Dabei ging es 
auch darum die Opferperspektive 
zu verlassen und auf Grundlage 
einer wissenschaftlichen Studie 
Erkenntnisse für den Umgang mit 
den traumatischen Erfahrungen 
zu ziehen. Herausgekommen ist 
ein eindrucksvolles Buch, das zum 
Verständnis der Situation von 
Migrantinnen beiträgt und zur 
Diskussion anregt. Zwei Vertrete¬ 
rinnen der International Free 
Womens Foundation werden für 
uns die Ergebnisse der Untersu¬ 
chung offen legen und mögliche 
Lösungsansätze vorstellen. 

Die Studie wurde von der Interna¬ 
tional Free Women’s Foundation 
(Rotterdam) koordiniert und in 
Zusammenarbeit mit der Fakultät 
für klinische Psychologie an der 
Universität Utrecht und dem Kur¬ 
distan Informationszentrum 
(Paris) sowie unter der Mitwir¬ 
kung eines breiten Spektrums an 
kurdischen Frauenvereinen und 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
durchgeführt. 

8.2.2009 um 15:00 Uhr: 

Öffentliche Veranstaltung nur für 
Frauen im Birati e.V. 

An der Weide 27, Bremen 
(Nebeneingang, 3.0G) 
Veranstaltungs-Sprachen: 
Kurmanci und Deutsch 

9.2.2009-19:00 Uhr: 

Öffentliche Veranstaltung für Alle 
im Kurzschluss Cafe 
Lahnstr. 16, Bremen-Neustadt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Ausverkauf von Gewässern, Staudämme 
und Widerstand in der Türkei 




Nr. 397 

30. Januar 2009 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


N ü 9 e 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


• • 

Weitere Bunkerstrafe gegen Ocalan 


Abdullah Ocalan, seit zehn Jahren 
einziger Häftling auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali, ist erneut mit einer 
Bunkerstrafe belegt worden. Wie 
seine Anwälte mitteilten, wurden 
ihm Bücher, Zeitschriften und Zei¬ 
tungen nicht ausgehändigt. Die 
Disziplinarstrafe erfolgte auf For¬ 
derung der Strafanstaltsverwal¬ 
tung und gründet wieder einmal 


11 neue Staudämme in 
Sirnak und Hakkari 


Während der türkische und irani¬ 
sche Staat versuchen, die an der 
Grenze gelegenen kurdischen 
Dörfer durch ständige Bombar¬ 
dierungen unbewohnbar zu 
machen, haben gleichzeitig die 
Arbeiten an 11 Staudämmen im 
Grenzgebiet begonnen. Für die 
Fertigstellung der Staudämme, 
die vor allem in den Regionen 
Hakkari und Sirnak liegen, sind 
zweieinhalb Jahre angesetzt. Die 
HPG hatte schon früher eine War¬ 
nung zu diesem Thema ausge¬ 
sprochen. 

In Sirnak 7, in Hakkari 
4 Staudämme 

Nach Angaben des türkischen 
Staats, sollen in den Tälern und 
Schluchten des Grenzgebiets 
große und kleine Staudämme 
angelegt werden. Diese sollen die 
Wege der Guerilla abschneiden. 
Für die kurzfristige Fertigstellung 
des Bauprojekts wurden 265,8 
Millionen Lira veranschlagt. 

Die Staudämme sollen auf mehre¬ 
ren Kilometern Länge die Grenze 


5. Kurdische Konferenz im Europaparlament 


nuierlich beschnitten. So funktio¬ 
niert seit vier Monaten das Radio 
nicht und die Zeitungen, die 
Abdullah Öcalan erhält, sind zen¬ 
siert und häufig schon sechs 
Wochen alt. Gegenüber seinen 
Verteidigern äußerte Öcalan: „Es 
wird versucht, meinen Kontakt zur 
Außenwelt gänzlich zu unterbin¬ 
den.“ 0ÖP, 23.1., ISKU) 


Dr. Bahoz Erdal bewertete dieses 
Projekt als gefährlich, da es nicht 
nur Auswirkungen auf die Türkei 
habe, sondern darauf abziele alle 
vier Teile Kurdistans voneinander 
zu trennen. Auch der Iran versuche 
durch ein massives Bombardement 
der Dörfer im Kandil und Xinere, 
diese bewusst unbewohnbar zu 
machen. Indem sie die Menschen 
aus dem Süden vertreiben, planen 
sie im Osten einen menschenlee¬ 
ren Raum zu schaffen. Er betonte, 
dass dieser Plan nicht nur gegen 
die kurdische Freiheitsbewegung 
gerichtet sei, sondern darauf abzie¬ 
le die Demographie ganz Kurdi¬ 
stans mit Gewalt zu verändern. 

Dr. Bahoz Erdal bezeichnete die 
Errichtung der Staudämme als Teil 
des Spezialkriegs und erklärte: 
„Wir haben es deutlich gesagt und 
sagen es wieder: Niemand sollte 
dieses Projekt unterstützen. Dies 
ist mit Sicherheit kein Programm 
des Staates zur Entwicklung der 
nordkurdischen Gebiete. Dies ist 
mittlerweile allgemein bekannt.“ 
(ANF, 28.1., ISKU) 


Im Europaparlament hat am Don¬ 
nerstag die fünfte kurdische Kon¬ 
ferenz unter dem Motto „Beitritts¬ 
prozess der Türkei in die EU, 
Menschenrechte und Rechtsnor¬ 
men“ begonnen. Zu den Veran¬ 
staltern gehören berühmte Per¬ 
sönlichkeiten wie die beiden Frie¬ 
densnobelpreisträger Desmond 
Tutu und Shirin Ebadi, Prof. 
Noam Chomsky sowie der Schrift¬ 
steller Yasar Kemal. Die Eröff¬ 
nungsrede wurde von Leyla Zana 
auf kurdisch gehalten. Zana 
betonte, im Zusammenhang mit 
der kurdischen Frage gehe es in 
der allgemeinen Diskussion 
immer um die negativen Seiten, 
um Fehler, Repression und Tod. 
,Aber es sollte auch der kurdi¬ 
sche Kampf auf dem Weg der 
Demokratisierung gesehen wer¬ 
den“, forderte die ehemalige 
DEP-Abgeordnete. In der Türkei 


auf der Behauptung, Öcalan habe 
Befehle an seine Organisation aus¬ 
gesprochen und den Staat 
bedroht. 

Die für 20 Tage ausgesprochene 
Disziplinarstrafe ist bereits die 
elfte ihrer Art. Die Verteidiger 
kündigten an, Widerspruch einzu- 
legen. Das Recht auf Informatio¬ 
nen wird auf Imrali ohnehin konti¬ 


verschließen und sind zusammen 
mit der Errichtung etlicher neuer 
Militärstützpunkte geplant. In die¬ 
sem Zusammenhang steht auch 
der Ilisu-Staudamm in Hasankeyf, 
der zusätzlich jahrtausendealte 
historische und kulturelle Werte 
vernichten soll. 

Die HPG hat eine Warnung 
ausgesprochen 

Der Kommandant im HPG-Haupt- 
quartier, Dr. Bahoz Erdal, hatte 
schon am 2. Oktober 2008 gegen¬ 
über der Nachrichtenagentur 
Firat erklärt, dass sowohl von der 
Türkei, als auch dem Iran große 
Anstrengungen unternommen 
werden, eine Pufferzone an der 
südkurdischen Grenze in Botan 
und Zagros zu errichten. Es wür¬ 
den weitere schwere Waffen in die 
Region gebracht, die Berggipfel 
mit Militärstützpunkten bestückt 
und Wege durch die Schluchten 
gebaut. Ein Teil dieses Prozesses, 
der Zagros von Botan abschnei¬ 
den und eine Pufferzone errichten 
soll, sind die Staudammprojekte. 


bestünden zwei Hauptprobleme: 
die kurdische Frage und die 
Demokratisierungsfrage. Diese 
beiden könnten nicht voneinan¬ 
der getrennt betrachtet werden. 
Bei der Diskussion um eine 
Lösung müsse auch die Situation 
Abdullah Öcalans und der Gueril¬ 
la in den Bergen Beachtung fin¬ 
den. „Die kurdische Frage muss 
endlich in jeder Hinsicht frei 
diskutiert werden. Kurden und 
Türken sollten bei dieser Diskus¬ 
sion nicht allein gelassen wer¬ 
den.“ Es müssten im Rahmen 
internationaler Rechtsnormen die 
notwendigen Bedingungen für 
einen Dialog geschaffen werden. 
Zu ihrer eigenen Situation erklär¬ 
te Leyla Zana, die vor kurzem zu 
zehn Jahren Haftstrafe verurteilt 
worden ist und gegen die weitere 
Prozesse laufen: „Vielleicht kann 
ich an der nächsten, der sechsten 


Konferenz nicht teilnehmen. 
Mein Leben lang habe ich so 
gelebt, wie meine Gedanken und 
Überzeugungen es mir vorgaben. 
Diese Haltung habe ich niemals 
bereut. Eine gerechte Sache 
erfordert eine solche Haltung. 
Ich habe das gelebt, woran ich 
geglaubt habe.“ Wie hoch auch 
die Strafen gegen sie ausfallen 
würden, sie sei nach dem Motto 
„die Freiheit hat ihren Preis“ 
gerne bereit, diesen Preis zu zah¬ 
len. Eine Flucht aus ihrem Land 
komme für sie nicht in Frage. 
Weiterhin schlug Zana die Grün¬ 
dung einer .Akademie für Frie¬ 
denspolitik“ in Amed vor, die nach 
dem verstorbenen kurdischen 
Politiker Orhan Dogan genannt 
werden solle. Für ein solches Pro¬ 
jekt sei die Unterstützung Euro¬ 
pas erforderlich. 

(ÖP, 29.1., ISKU) 


Meldungen 


Tausende fragen nach den 
Verschwundenen von Silopi 

Am achten Jahrestag des Ver¬ 
schwindens der beiden HADEP- 
Politiker, Serdar Tanis und Ebube- 
kir Deniz, haben 10000 Menschen 
in Silopi demonstriert. Tanis und 
Deniz waren am 25. Januar 2001 
verschwunden, nachdem sie zur 
Aufnahme einer Aussage zum ört¬ 
lichen Gendarmerieposten zitiert 
worden waren. An der Kundge¬ 
bung beteiligten sich auch mehre¬ 
re DTP-Abgeordnete. Auf einem 
riesigen Transparent war zu lesen: 
„Wahrheitsfindungskommissionen 
einrichten! Die Dunkelheit lich¬ 
ten!“ und in Anspielung auf den 
Selbstmord eines pensionierten 
Offiziers in der vergangenen 
Woche, der jahrelang in verant¬ 
wortlicher Position in Kurdistan an 
Massakern und Menschenrechts¬ 
verletzungen beteiligt war: „Solan¬ 
ge Ihr uns ermordet, werdet Ihr 
Selbstmord begehen“. 

(ANp 25.1., ISKU) 

Kurdisch muss offizielle 
Sprache werden 

In mehreren Städten Kurdistans 
und der Türkei haben am Woche¬ 
nende Aktionen der Initiative 
„Mütter für den Frieden“ für eine 
Anerkennung der kurdischen 
Sprache als Amtssprache stattge¬ 
funden. Die Kundgebungen und 
Demonstrationen sind Teil der von 
TZPKurdi gestarteten Mutterspra¬ 
chenkampagne. Bei den Aktionen 
in Amed, Sirnak, Siirt, Van, Hakka¬ 
ri, Adiyaman, Antep, Istanbul, 
Izmir, Aydin und Ankara wurde 
weiterhin gefordert, die kurdische 
Sprache unter verfassungsrecht¬ 
lichen Schutz zu stellen. 

(ÖP, 26.1., ISKU) 

Polizeiangriff auf 
Protestierende in Hakkari 

Hunderte versammelten sich in 
verschiedenen Stadtvierteln Hak- 
karis und zündeten Feuer an, um 
gegen die Bunkerstrafe, die über 
Abdullah Öcalan verhängt wurde, 
zu protestieren. Die Demonstrie¬ 
renden riefen dabei Parolen zur 
Unterstützung Abdullah Öcalans. 
Nach kurzer Zeit griffen Spezia¬ 
leinheiten der Polizei die Demon¬ 
stration an. Die Jugendlichen 
erwiderten den Angriff mit Stei¬ 
nen. Die Kämpfe dauerten drei 
Stunden. (ANp 25.1., ISKU) 

Mysteriöser Brandanschlag auf 
kurdische Familie in Hamburg 

Auf die Wohnung der kurdischen 
Familie Akman in Hamburg-Har¬ 
burg ist am Sonntagabend gegen 
18 Uhr von Unbekannten ein 
Brandanschlag verübt worden. 
Wie der Familienvater Nurettin 




Interview mit Aysel Tuluk (DTP) 

,»Ankara gibt Europäern falsche 
Informationen“ 


Aysel Tugluk, Abgeordnete der 
türkischen Kurdenpartei DTP, 
über wachsende Repressalien in 
der Türkei und die Rolle Abdullah 
Öcalans bei einer Lösung des 
Konflikts. 

Die Presse: Seit Jahresbeginn gibt es 
in der Türkei den ersten staatlichen 
TV-Sender, der auf Kurdisch sendet. 
Premier Erdogan hat bei der Eröff¬ 
nung des Senders sogar auf Kur¬ 
disch gesprochen. Plat sich die Lage 
der Kurden in der Türkei verbes¬ 
sert? 

Aysel Tugluk: Dass es jetzt diesen 
Sender gibt, sehen die Kurden als 
Produkt ihres Widerstands und 
ihres Beharrens auf kulturelle 
und demokratische Rechte. Denn 
bisher hatte es geheißen: Es gibt 
keine kurdische Sprache und Kul¬ 
tur. Doch der neue TV-Sender ist 
rechtlich nicht abgesichert. Wenn 
der Premierminister morgen sagt, 
ich möchte diesen Sender nicht 
mehr haben, wird dieser einfach 
zugesperrt. Deshalb fordern wir, 
dass die kurdische Sprache und 
Identität in der türkischen Verfas¬ 
sung verankert werden. Es gibt 
auch einen anderen Grund, 
warum Premier Erdogan den TV- 
Sender erlaubt hat: Im März fin¬ 
den Regionalwahlen statt und die 
türkische Regierungspartei AKP 
möchte bei den Kurden punkten. 
Die Kurdenfrage ist aber ein kom¬ 
plexes Problem, das man nicht 
allein mit einem Fernsehsender 
lösen kann. 

Die türkische Regierung hat den 
Kurden einiges versprochen. Wel¬ 
che Probleme gibt es also noch? 
Tugluk: Die AKP-Regierung gibt 
den Europäern falsche Informatio¬ 
nen. Die Kurden in der Türkei 
haben nach wie vor keine verfas¬ 
sungsrechtlichen Sicherheiten. 
Wenn wir im Parlament sprechen 


In Weil am Rhein ist ein 19-jähriger 
kurdischer Mann von der Polizei 
grundlos krankenhausreif geschla¬ 
gen worden. Eren Bozkurt verließ 
am 19. Januar gegen 22 Uhr seine 
Wohnung, um sich mit Freunden 
zu treffen. Kurz darauf sei ihm von 
vier Polizisten der Weg abgeschnit¬ 
ten worden. Ohne auch nur eine 
Frage zu stellen, habe ihm ein Poli¬ 
zist gegen die Beine getreten, so 
dass er hingefallen und mit dem 
Kopf auf dem Beton aufgeschlagen 
sei. „Dann warfen sich die vier Poli¬ 
zisten auf mich, verdrehten mei¬ 
nen Arm und wollten mir hinter 
dem Rücken Handschellen anle- 
gen. Weil sie auf mir knieten und 
meinen Arm schnell und mit 
Gewalt nach hinten rissen, wurde 
mein Arm ausgekugelt. Mit star¬ 
ken Schmerzen im Kopf, am Fuß 
und an der Schulter wurde ich zum 
Polizeirevier gebracht.“ 


und wir in unseren Reden kurdi¬ 
sche Wörter verwenden, wird in 
die Protokolle reingeschrieben: 
unbekannte Sprache. Gegen Hun¬ 
derte von Aktivisten unserer Par¬ 
tei sind Verfahren anhängig, weil 
sie bei Veranstaltungen Kurdisch 
gesprochen haben. Auch ich und 
unser Parteivorsitzender Ahmed 
Türk sind bestraft worden. Weil 
wir zum Frauentag am 8. März 
eine Broschüre herausgegeben 
haben. Darauf stand auf Kurdisch: 
„Es lebe der 8. März". Zudem 
haben die Repressalien zugenom¬ 
men: Menschen werden verhaftet 
oder verschwinden einfach. Und 
es gibt für die Kurden keine wirt¬ 
schaftlichen Verbesserungen. 

Die AKP-Regierung hat doch ver¬ 
sprochen, die Infrastruktur in den 
Kurdengebieten aufzubauen und so 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Tugluk: Die Menschen in den 
Kurdengebieten leben in Armut. 
Ohne Maßnahmen wird es eine 
soziale Explosion geben. Deshalb 
heißen wir alle Wirtschafts- und 
Infrastrukturprojekte willkom¬ 
men, wenn sie im Interesse der 
örtlichen Bevölkerung sind. Ohne 
politische Lösung bringen Wirt¬ 
schaftsprojekte allein aber nichts. 

Eines dieser Infrastrukturprojekte 
für die Kurdenregion ist der Ilisu- 
Staudamm in der Osttürkei. An 
dem Projekt sind auch österreichi¬ 
sche Firmen maßgeblich beteiligt. 
Tugluk: Unsere Partei hat sich 
deutlich gegen dieses Projekt 
gestellt. Denn sollte es realisiert 
werden, würde die historische 
Stadt Hasankeyf überflutet. Das 
wäre gleichsam Mord an der 
Geschichte und Kultur dieser 
Region. Wir hoffen, dass sich die 
beteiligten europäischen Staaten 
das noch sehr gut überlegen. Die 
Europäer sollten sich an ihre eige¬ 


nen Prinzipien halten und sich 
nicht an der Schande beteiligen, 
eine Kultur zu vernichten. 

Derzeit läuft ein Verbotsverfahren 
gegen Ihre Partei DTP („Partei der 
Demokratischen Gesellschaft"). 
Was geschieht, wenn die Kurden- 
Partei tatsächlich verboten wird? 
Tugluk: Das Verfahren läuft noch, 
die Angelegenheit liegt derzeit 
beim Verfassungsgerichtshof. 
Wenn die DTP tatsächlich verbo¬ 
ten werden sollte, würde das die 
Kurden sehr enttäuschen. Sie 
würden den Glauben daran verlie¬ 
ren, dass die Kurdenfrage auf 
demokratischem Wege gelöst 
werden kann - und das würde die 
nationalistischen und radikalen 
Kräfte stärken. 

Vor Kurzem gab es in der Türkei 
Unruhen - wegen Gerüchten, 
Abdullah Öcalan, Ex-Chef der kur¬ 
dischen PKK-Rebellen, sei in der 
Haft gefoltert worden. Und Ihre 
Parteikollegin Leyla Zana wurde 
zu zehn Jahren Gefängnis verur¬ 
teilt, weil sie in einer Rede Öcalan 
als einen der drei Führer des kurdi¬ 
schen Volkes bezeichnet hatte. 
Warum sorgt Öcalan nach wie vor 
für Aufregung? 

Tugluk: Öcalan wird im Westen 
der Türkei als Terrorist angese¬ 
hen, im Osten als Freiheitskämp¬ 
fer und politischer Repräsentant. 
Öcalan hat großen Einfluss. Seine 
Rolle bei einer Beilegung des Kur¬ 
denkonflikts zu negieren wird 
nicht zu einer Lösung beitragen. 
Er und die PKK müssen als 
Ansprechpartner gesehen wer¬ 
den. Öcalan fordert die Lösung 
der Kurdenfrage innerhalb der 
Türkei, mit Anerkennung der kur¬ 
dischen Identität und kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen 
Rechten. Darauf könnte man auf¬ 
bauen. (DP, 23.1., ISKU) 


Akman gegenüber der Tageszei¬ 
tung Yeni Özgür Politika angab, sei 
vor der im Erdgeschoss eines 
Hochhauses befindlichen Woh¬ 
nung eine Explosion zu hören 
gewesen. Als sie die Tür geöffnet 
hätten, habe der Flur in Flammen 
gestanden. Die Familie habe sich 
über einen Hinterausgang ins 
Freie gerettet. Durch die Explo¬ 
sion seien die Wände und die Tür 
im Hausflur beschädigt worden. 
Die Nacht habe man bei Verwand¬ 
ten verbracht. 

Weiterhin gab Nurettin Akman an, 
die Familie habe keinerlei Proble¬ 
me mit irgendwem. In die Woh¬ 
nung sei zuvor bereits zwei Mal 
eingebrochen worden; ein weite¬ 
res Mal sei die Einrichtung von 
Unbekannten verwüstet worden. 
Seine Frau Zeynep Akman erklärte 
weiterhin: „Bevor wir den Schock 
überwunden hatten, versuchte die 
Polizei schon, den Vorfall uns 
selbst zuzuschreiben. Sie behaup¬ 
ten, die Kinder hätten die Explo¬ 
sion verursacht.“ Ihr Vater habe 
lange Jahre in der Türkei im 
Zusammenhang mit der PKK im 
Gefängnis verbracht. „Im Moment 
schicken wir vor Angst nicht ein¬ 
mal die Kinder in die Schule.“ 

(ÖP, 22.1., ISKU) 

Tote nach Geiangnisaufstand 
in Syrien 

Die Menschenrechtsorganisation 
Human Rights Watch (HRW) hat 
die syrischen Behörden aufgefor¬ 
dert, Informationen über die Insas¬ 
sen des Gefängnisses Sednaya 
nördlich von Damaskus zu veröf¬ 
fentlichen.. Im Juli 2008 war ein 
mehrtägiger Gefängnisaufstand 
von der Militärpolizei offenbar mit¬ 
hilfe von Schusswaffen brutal 
beendet worden. Dabei sollen laut 
Human Rights Watch mindestens 
neun Insassen getötet worden sein 
- syrische Menschenrechtsgrup¬ 
pen sprachen von 25 Toten. Die 
syrische Regierung hat keine 
Erklärung über die Ereignisse in 
Sednaya abgegeben, auch die 
Familienangehörigen der Gefange¬ 
nen haben seither keine Informa¬ 
tion über deren Schicksal erhalten. 

(taz, 28.1, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Polizeigewalt in Weil am Rhein 

Dort sei er ausgezogen worden, eine Krankmeldung für einen 
Als dabei seine Verletzungen Monat ausgestellt. „Ich habe 
deutlich geworden seien, habe noch nie ein Problem mit der 
man einen Krankenwagen geru- Polizei gehabt. Ich wollte mich 
fen und ihn ins Krankenhaus Lör- nur mit meinen Freunden tref- 
rach gebracht. Sein ebenfalls fen, aber die Polizisten haben 
festgesetzter Freund sei bei der mich ohne auch nur ein Wort zu 
Polizei geblieben. Er selbst habe fragen in einen solchen Zustand 
zwei Tage im Krankenhaus ver- gebracht.“ 
bracht, wo man ihm nach mehre¬ 
ren Untersuchungen schließlich Erens Vater Hasan Bozkurt teilte 
einen Termin für eine Operation weiterhin mit, er habe einen Tag 
an der Schulter gegeben und ihn nach dem Vorfall mit dem Poli- 
nach Hause geschickt habe. zeikommissar Claus Weibezahl 

Von der Polizei sei er nicht ins gesprochen, um den Grund für 
Krankenhaus begleitet worden, das Vorgefallene zu erfahren. 
„Als die Ärzte meine Verletzun- „Als ich nach dem Grund für die 
gen sahen, fragten sie nach der Gewalt fragte, sagte er mir, der 
Ursache und ich teilte ihnen mit, Ort des Geschehens sei eine kri- 
dass das die Polizei gewesen sei minelle Straße, und fragte, was 
und ich eine Arbeitsunfähigkeits- mein Sohn dort verloren habe.“ 
bescheinigung brauche.“ Diese Hasan Bozkurt kündigte rechtli- 
sei ihm verweigert worden; sein che Schritte an. 

Hausarzt habe ihm schließlich (ÖP, 23.1., ISKU) 
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Rechtlosigkeit auf Imrali 


Gegen Abdullah Öcalan, seit zehn 
Jahren als einziger Gefangener auf 
der Insel Imrali inhaftiert, wurden 
seit 2005 elf Mal Disziplinarstrafen 
ausgesprochen. Als Begründung 
werden stets Aussagen gegenüber 
seinen Anwälten gegenüber heran¬ 
gezogen. Die „Disziplinarstrafen“ 
bedeuten eine Isolation innerhalb 
der Isolation. Ohnehin werden 
Abdullah Öcalan keine Kontakte 
zu anderen Menschen außer 
wöchentlichen Besuchen seiner 
Verteidiger und Geschwister zuge¬ 
sprochen. Diese wöchentlichen 
Besuche werden auf willkürliche 
Weise immer wieder unter faden¬ 
scheinigen Begründungen verhin¬ 
dert. Während der Anwendung 
der Disziplinarstrafen, die jeweils 
für mehrere Wochen ausgespro¬ 
chen werden, werden Abdullah 
Öcalan außerdem Radio, Zeitun¬ 
gen und Bücher entzogen. 

Wie Rechtsanwältin Ebru Günay 
vom Verteidigerteam Öcalans mit¬ 
teilte, werden die Anwälte über 
ausgesprochene Disziplinarstra¬ 
fen nicht informiert, sondern 
haben lediglich über direkten 
Kontakt mit ihrem Mandanten die 
Chance, überhaupt davon zu 
erfahren. So habe dieser im Ver¬ 
teidigergespräch am vergangenen 
Mittwoch berichtet, die Diszipli¬ 
narstrafe sei noch nicht zur 


Am 21. März 2005 wurden in 
Mersin sechs Minderjährige ver¬ 
haftet. Ihnen wurde zur Last 
gelegt, bei einer Newrozfeier 
eine türkische Fahne verbrannt 
zu haben. Der Vorfall führte zu 
einer Welle nationalistischer Aus¬ 
schreitungen in der Türkei und 
veranlasste den Generalstab 
dazu, in einer Erklärung die Kur¬ 
den als „angebliche Mitbürger“ 
zu bezeichnen. 

Schon damals war anhand von 
Augenzeugenberichten und Foto¬ 
aufnahmen des Vorfalls deutlich 
geworden, dass es sich um eine 
gezielte Provokation handelte. 
Den Minderjährigen war von 
einem Unbekannten die türki¬ 
sche Fahne mit der Aufforde- 


Wenn schon nicht Ilisu, dann Alk- 
umru: Am Bau dieses Wasser¬ 
kraftwerks in Südostanatolien ist 
die Grazer Andritz mit einem 55 
Millionen Euro schweren Auftrag 
beteiligt. 

Ilisu wäre zwar rund vier Mal so 
groß, doch kommt das Speicher¬ 
kraftwerk in der Türkei nicht 


Anwendung gekommen. Beim 
Vollzugsrichter sei Widerspruch 
dagegen eingelegt worden. „Aber 
bisher haben wir auf keinen unse¬ 
rer Widersprüche eine positive 
Antwort erhalten. Mit allergrößter 
Wahrscheinlichkeit wird deshalb 
auch die jüngste Disziplinarstrafe 
umgesetzt werden.“ Nach der 
Ablehnung des Widerspruchs 
beim Vollzugsrichter erfolgt regel¬ 
mäßig ein zweiter Widerspruch 
bei der nächsthöheren Instanz, 
dem Gericht für schwere Strafta¬ 
ten. 

Weiterhin werden regelmäßig das 
Antifolterkomitee des Europarats 
und der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte informiert. 
Wegen der Isolationshaft läuft 
nach wie vor ein Prozess vor dem 
EGMR, der noch nicht abge¬ 
schlossen ist. 

Zu den auf Imrali laufenden 
Umbauarbeiten, die nach Anga¬ 
ben der türkischen Regierung 
eine Verlegung von weiteren 
sechs Gefangenen nach Imrali 
ermöglichen sollen, erklärte 
Rechtsanwältin Günes: „Wir den¬ 
ken, dass diese Bauarbeiten als 
Vorsichtsmaßnahme in Bezug auf 
den Prozess vor dem EGMR 
gestartet worden sind; als Maß¬ 
nahme, unsere Forderungen ins 
Leere laufen zu lassen. Ein Urteil 


rung, sie zu verbrennen, in die 
Hand gedrückt worden. 

Im Zusammenhang mit dem 
Ergenekon-Prozess in der Türkei 
konnte jetzt die Identität des 
damals Unbekannten geklärt 
worden. Es handelt sich um Ali 
Kutlu, Mitglied der faschisti¬ 
schen Union Patriotischer Kräfte 
(VKGB), der sich mittlerweile als 
Angeklagter im Ergenekon-Ver- 
fahren in Untersuchungshaft 
befindet. 

Der Prozess gegen die sechs 
Minderjährigen, die nach zwei 
Jahren aus der Haft entlassen 
worden waren, ist immer noch 
nicht abgeschlossen. Ihr Verteidi¬ 
ger, Rechtsanwalt Ali Bozan, 
erklärte dazu: „Seit ungefähr vier 


recht vom Fleck. Der Grazer 
Technologiekonzern Andritz darf 
sich in der Zwischenzeit mit 
einem kleineren Großauftrag 
trösten: Für das Wasserkraftwerk 
Alkumru in Südostanatolien wird 
die komplette elektro-mechani- 
sche Ausrüstung geliefert. Das 
Volumen: rund 55 Millionen Euro. 
Der Auftrag kommt von Limak 


zu unseren Gunsten ist nicht 
unwahrscheinlich. Um das zu ver¬ 
hindern, ergreift der türkische 
Staat Maßnahmen. Der Zeitraum, 
in dem unser Mandant in Isola¬ 
tionshaft gehalten wird, übertrifft 
die Standards Europas bei wei¬ 
tem. Die türkische Regierung will 
sich in diesem Zusammenhang 
sowohl im Inland als auch im Aus¬ 
land eine Tür offen halten.“ 

In Kurdistan, der Türkei und 
Europa haben unterdessen in ver¬ 
schiedenen Städten mit Demon¬ 
strationen und Kundgebungen 
tausende Kurden gegen die 
erneute „Bunkerstrafe“ gegen 
Abdullah Öcalan protestiert. 

Proteste gegen Bunkerstrafe 

Tausende Menschen haben in 
Kurdistan und Europa gegen die 
erneut gegen Abdullah Öcalan 
ausgesprochene Disziplinarstrafe 
protestiert. In Cizre, Mersin und 
Urfa-Ceylanpinar forderten Tau¬ 
sende auf Demonstrationen die 
Schließung des Isolationsgefäng¬ 
nisses Imrali. In Cizre kam es 
nach einem Polizeiangriff auf die 
Demonstranten zu Straßen¬ 
schlachten. In Europa fanden Pro¬ 
testaktionen in Hamburg, Dort¬ 
mund, Stuttgart, Paris, Marseille 
und Venedig statt. 

(ÖP, 30.1., 2.2. ,ISKU) 


Jahren fordern wir vor Gericht 
die Identifizierung jenes Mannes, 
der den Minderjährigen die 
Fahne in die Hand gedrückt hat. 
Erst die Aussage des unbekann¬ 
ten Zeugens im Ergenekon-Ver¬ 
fahren hat zu diesen Entwicklun¬ 
gen geführt. Es handelt sich um 
eine sehr bedenkliche Entwick¬ 
lung. Mit diesem Vorfall wurde 
das Land ins Chaos gestürzt. In 
den Metropolen der Türkei fan¬ 
den massenweise Lynchangriffe 
gegen Kurden statt. Gleichzeitig 
redete der Generalstab von 
,angeblichen Bürgern'. Diejeni¬ 
gen, die damals diesen Begriff 
benutzt haben, sehen jetzt, was 
ihre ,wahren Bürger' getan 
haben.“ (ÖP, 30.1., ISKU) 


Energy, einem der großen, priva¬ 
ten türkischen Energieversorger, 
und Teil der Limak-Gruppe, die 
den Ausbau erneuerbarer Ener¬ 
gie aus Wasserkraft forciert. Alk¬ 
umru soll im Frühjahr 2011 in 
Betrieb gehen und jährlich mehr 
als 900 Gigawattstunden elektri¬ 
scher Energie ins Netz liefern. 

(wb, 2.2. , ISKU) 


Meldungen 


Bombardierungen des 
türkischen Militärs 

Dersim - Das türkische Militär 
hat im Kreis Nazmiye (Provinz 
Dersim/Nordkurdistan) eine 
Operation gegen HPG-Guerilla- 
einheiten begonnen. Die Region 
wird mit Kobra-Helikoptern 
bombardiert und Spezialeinhei¬ 
ten werden von Skorsky-Hub- 
schraubern abgesetzt. Die Ope¬ 
ration dauert zur Stunde noch 
an. 

Weiterhin bombardiert die türki¬ 
sche Armee die Gebiete Xakur- 
ke und Xinere in Südkurdistan. 

(ANF, 3.2., ISKU) 


Gouverneur versucht Mord 
an kurdischem Soldaten zu 
vertuschen 

HAKKARi - Nach Angaben des 
Gouverneurs von Hakkari hat 
Burhan Güzelaydin, Kurde und 
Rekrut in der türkischen Armee 
sich selbst verletzt, um vom 
Dienst auszuscheiden, und sei 
aufgrund dieser Verletzungen 
gestorben. An seinem Körper 
wurden jedoch verschiedene 
Spuren von Schlägen sowie Prel¬ 
lungen und Quetschungen fest¬ 
gestellt. Bei einer Autopsie 
wurde deutlich, dass die Schuss¬ 
verletzung, die er sich angeblich 
selbst zugefügt haben soll, nicht 
die Todesursache war, sondern 
dass ihm sieben Rippen durch 
Schläge gebrochen und am gan¬ 
zen Körper Schlag- und Schnitt¬ 
verletzungen zugefügt worden 
waren. Er starb an einem Atem¬ 
stillstand in Folge innerer Verlet¬ 
zungen. (ANF, 3.2., ISKU) 


13-jähriger mit Folter 
zur Aussage gezwungen 
Der 13-jährige M. B. ist in Van 
bei Protesten gegen die Behand¬ 
lung Abdullah Öcalans am 26. 
Januar 2009 festgenommen und 
brutal misshandelt worden. Wie 
er in Begleitung seiner Mutter 
dem Menschenrechtsverein 
(IHD) in Van mitteilte, wurde er 
geschlagen, sexuell belästigt 
und von zehn Polizisten gleich¬ 
zeitig verhört. „Von dem 
Moment an, in dem sie mich 
gefasst hatten, wurde ich 
geschlagen und getreten. Sie 
drehten mir den Arm um und 
traten in meinen Bauch und 
gegen meinen Rücken. Sie 
löschten das Licht und fassten 
mich unter dem Vorwand einer 
Durchsuchung überall an. Einer 
sagte mehrmals zu mir: „Du 
ekelst mich nicht an, ich werde 
dich vergewaltigen.’ Und dau¬ 
ernd wollten sie von mir die 


„Fahnenprovokation“ und Ergenekon 


Andritz baut neues Wasserkraftwerk 





Tausende fragen nach Verbleib 
der Verschwundenen 


In Amed haben 3000 Menschen 
mit einer Demonstration die Grün¬ 
dung einer Wahrheitsfindungs¬ 
kommission gefordert. Die 
Demonstration endete beim ehe¬ 
maligen JITEM-Gebäude in Saray- 
kapi, das insbesondere in den 
neunziger Jahren als Verhörzen¬ 
trum die letzte Station zahlloser 
„verschwundener“ Kurdinnen und 
Kurden bekannt wurde und als 
Zentrale für die Planung extralega¬ 
ler Hinrichtungen gilt. 

Die Demonstration, an der sich 
überwiegend Angehörige Ver¬ 
schwundener beteiligten, wurde 
von der DTP organisiert. Die Stim¬ 
mung war durch die Schilderun¬ 
gen Betroffener emotional aufgela¬ 
den. Als die Polizei die Demon¬ 
stranten aufforderte, keine „unge¬ 
setzlichen“ Parolen zu rufen, rea¬ 
gierte der Bezirksbürgermeister 
Zülküf Karatekin mit den Worten: 
„Und was war mit dem Gesetz, als 
Menschen verschwanden und 
ermordet wurden?“ 

Vor dem ehemaligen JITEM- 
Gebäude erklärte Ali Simsek 
(DTP) in einem Redebeitrag, 
durch die Entwicklungen im Erge- 
nekon-Prozess habe sich die 
öffentliche Aufmerksamkeit 
erneut auf die kurdische Region 
und insbesondere auf die Stadt 
Amed gerichtet: „Der Fakt, dass 
über viele Jahre hinweg extralega¬ 
le Hinrichtungen systematisch 
und im Rahmen eines bestimmten 
Konzeptes durchgeführt wurden, 
ist allen Menschen, die in dieser 
Region leben, bekannt. Wir alle 
waren in jener Zeit Zeugen von 
Vollstreckungen und dem Ver¬ 
schwindenlassen nach der Fest- 


In Mardin-Derik sind ca. 500 Perso¬ 
nen mit der Forderung einer Ände¬ 
rung ihres Namens in einen kurdi¬ 
schen Namen zum Gerichtsgebäu¬ 
de gegangen. In einem vorbereite¬ 
ten Antrag auf Namensänderung 
wiesen sie darauf hin, dass der kur¬ 
dischsprachige staatliche TV-Kanal 
TRT 6 die in der Türkei verbotenen 
Buchstaben x, w, e, 5 benutzt. Wei¬ 


nahme; diese Fälle waren für uns 
zum Teil des Alltages geworden.“ 
Jetzt werde es so dargestellt, als ob 
es sich bei diesen Vorgängen 
lediglich um die Taten einiger 
weniger, außer Kontrolle gerate¬ 
ner Personen gehandelt habe. 
Damit werde versucht, die dahin¬ 
ter stehende Systematik zu vertu¬ 
schen. „Der JITEM, für den neben 
Militärs auch Überläufer und Dorf¬ 
schützer arbeiteten, ist verant¬ 
wortlich für hunderte Morde in 
Diyarbakir. Dieser Ort ist bekannt 
dafür, dass man hinein, aber nicht 
wieder lebendig hinaus kommt. 
Vieles gibt Anlass zur Vermutung, 
dass die Leichname hier in der 
Gegend begraben sind. Deshalb 
fordern wir die Staatsanwalt dazu 
auf, ihrer Aufgabe nachzukommen 
und Grabungen zu veranlassen.“ 
Im Ergenekon-Verfahren müssten 
die Aussagen aller Betroffenen 
und Zeugen aufgenommen wer¬ 
den. „Darüber hinaus sollte eine 
Wahrheitsfindungskommission 
gegründet werden, die alle diese 
dunklen Vorfälle untersucht und 
die Verbindung zum tiefen Staat 
aufklärt.“ Stattdessen gehe es der 
AKP-Regierung lediglich darum, 
die Strukturen des tiefen Staates 
zu erneuern und sich politischen 
Profit zu sichern. 

Juristische Kommission zur 
Aufklärung extralegaler Hin¬ 
richtungen 

Die Rechtsanwaltskammern in 
den kurdischen Regionen haben 
unterdessen Kommissionen zur 
Aufklärung der extralegalen Hin¬ 
richtungen in der Region gegrün¬ 
det. In allen kurdischen Provinzen 


ter wird ausgeführt, dass der 
Gebrauch dieser Buchstaben in 
einer staatlichen Institution darauf 
deute, dass auch kurdische Namen 
zugelassen werden müssen. 

Die Staatsanwaltschaft lehnte die 
Annahme des Massenantrages ab, 
wogegen die Gruppe mit klatschen, 
pfeifen und Parolenrufen prote¬ 
stierte. Nach Verhandlungen zwi- 


werden diese Kommissionen 
Recherchen zu Verschwundenen 
und unaufgeklärten Morden 
betreiben und die dabei gewonne¬ 
nen Daten der mit dem Ergene- 
kon-Verfahren befassten Staatsan¬ 
waltschaft präsentieren. 

Samstagsmütter wieder aktiv 

Die Samstagsmütter werden nach 
einer zehnjährigen Pause wieder 
jeden Samstag vor dem Galatasa- 
ray-Gymnasium in Istanbul die 
Aufklärung des Verschwindens 
ihrer Angehörigen fordern. 

Die Initiative hatte von 1995 bis 
1999 jeden Samstag über 200 
Wochen hinweg mit Fotos von 
Verschwundenen und Opfern 
ungeklärter Morde Sitzstreiks in 
Istanbul durchgeführt. Unzählige 
Male war es zu Angriffen und 
Festnahmen durch die Sicher¬ 
heitskräfte gekommen. Wie der 
Menschenrechtsverein (IHD) in 
Istanbul jetzt mitteilte, sind im 
Zusammenhang mit dem Ergene- 
kon-Verfahren viele Aussagen und 
Fakten über die Verantwortlichen 
für das Verschwindenlassen und 
extralegale Hinrichtungen opposi¬ 
tioneller Kräfte auf den Tisch 
gekommen, die sich mit den 
Erkenntnissen des IHD decken. 
Aus diesem Grund wird der IHD 
mit der Samstagsmütterinitiative 
seine Forderung nach Aufklärung 
der Morde erneut jeden Samstag 
auf die Straße bringen. Erstmalig 
werden die Samstagsmütter nach 
jahrelanger Pause wieder am 
kommenden Samstag um zwölf 
Uhr vor dem Galatasaray-Gymna- 
sium in Istanbul auftreten. 

(ÖP, 3.2., ANF, 29.1., ISKU) 


sehen dem Staatsanwalt und einer 
Abordnung der Protestierenden, 
darunter auch die DTP-Kandidatin 
für die Kommunalwahlen im März, 
Selma Irmak, konnten die Anträge 
gruppenweise vorgelegt werden. 
Die Wartezeit verbrachten die 
Antragsteller mit Halay tanzen vor 
dem Gerichtsgebäude. 

(ANF, 4.2., ISKU) 


Namen der 15 Personen, die an 
der Aktion teilgenommen hat¬ 
ten. Vor Angst bin ich mit ihnen 
in unser Viertel gefahren und 
habe im Auto die Namen meiner 
15 Freunde gesagt, mit denen 
ich jeden Tag auf der Straße 
spiele.“ 

Weiterhin habe man ihn ver¬ 
schiedene Papiere unterzeich¬ 
nen lassen, von denen er nicht 
wisse, worum es sich gehandelt 
habe. Später habe ihm ein Poli¬ 
zist 30 TL für künftige Spitzeltä¬ 
tigkeiten gegeben. Aus Angst 
habe er alles zugegeben, was 
ihm vorgeworfen worden sei. 
„Vor Angst verlasse ich jetzt 
nicht mehr die Wohnung.“ 

Seine Mutter kündigte rechtli¬ 
che Schritte an. 

(ÖP, 4.2., ISKU) 


Kinder seit 11 Monaten 
in Untersuchungshaft 

Bei einem Besuch verschiede¬ 
ner Haftanstalten durch Mitglie¬ 
der des Unterausschusses 
Gefängnisse der parlamentari¬ 
schen Menschenrechtskommis¬ 
sion sprachen deren Mitglieder 
auch mit Jugendlichen im Alter 
zwischen 14 und 18 Jahren, die 
vor 11 Monaten bei einer 
Demonstration in Cizre festge¬ 
nommen wurden. Die Jugend¬ 
lichen hatten gegen den Tod 
eines Jugendlichen protestiert, 
der bei einer Demonstration in 
Cizre von einem gepanzerten 
Polizeifahrzeug überfahren 
wurde. Die Jugendlichen geben 
an, dass sie seit ihrer Inhaftie¬ 
rung nur zwei Mal vor Gericht 
gebracht wurden. Dort seien sie 
jedoch nur nach ihrem Namen 
gefragt worden. 

(Ra, 30.1., ISKU) 
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Rat kurdischer Frauen in 


Hamburg gegründet 


In Hamburg wurde nach mehrmo¬ 
natiger Vorbereitungsarbeit ein 
kurdischer Frauenrat gegründet. 
An dem Gründungskongress 
beteiligten sich mehr als 50 Frau¬ 
en. Die Eröffnungsrede wurde 
von der kurdischen Politikerin 
Sakine Cansiz gehalten, die auf 
die Bedeutung der Organisierung 
von Frauen hinwies: Je stärker 
sich Frauen organisieren, desto 
mehr werden sie in der Lage sein, 


ihre gesellschaftlich bedingten 
Probleme selbst zu lösen. In Kur¬ 
distan und anderswo werden 
Frauen von Familienräten zum 
Tode verurteilt. In unseren Frau¬ 
enräten dagegen setzen wir auf 
das Leben, auf Lebendigkeit, 
Schönheit und Freiheit.“ Weiter 
wies Cansiz darauf hin, dass eine 
Teilnahme am Frauenrat nicht nur 
kurdischen, sondern auch allen 
anderen Frauen offen stehe, die 


sich mit der Zielsetzung identifi¬ 
zieren können. 

Nach einer Diskussion über die 
Satzung und Arbeitsweise des 
Frauenrates wurden die Arbeits¬ 
kommissionen (Bildung, Kultur, 
Öffentlichkeitsarbeit, Organisie¬ 
rung, Junge Frauen und Friedens¬ 
mütter) vorgestellt und aufgeteilt, 
welche Frauen sich künftig an 
welcher Arbeit beteiligen werden. 

(ÖP, 3.2., ISKU) 


500 Personen verlangen 
N amensänder ung 
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Imrali - Sofortige Schließung des europäischen Guantanämo! 

Zehn Jahre totale Isolation 


Im politischen Alltagsgeschehen 
erinnert man sich kaum noch an 
den 15. Februar 1999, als ein türki¬ 
sches Geheimdienstkommando 
unter maßgeblicher Beteiligung 
von CIA und MOSSAD den Kur¬ 
denführer Abdullah Öcalan von 
Kenia in die Türkei verschleppte. 
Vergebens waren seine Bemühun¬ 
gen geblieben, vor allem in Europa 
für eine politische Lösung der kur¬ 
dischen Frage zu werben. Die 
wochenlange Odyssee zwischen 
Damaskus, Moskau, Athen, Rom 
und Amsterdam endete in einen 
kriminellen Piratenakt, der auch 
die europäische Rechtskultur in 
Frage stellte. Ob in Deutschland, 
Griechenland, Holland oder Italien 
- europäisches und nationales 
Recht wurde systematisch gebro¬ 
chen, um sich des ungeliebten 
Gastes zu entledigen - zum Wohle 
der eigenen wirtschaftlichen und 
geostrategischen Interessen. 

Seitdem wird Abdullah Öcalan 
unter menschenunwürdigen Be¬ 
dingungen auf der türkischen 
Gefängnisinsel Imrali gefangen 
gehalten. Sein Gesundheitszu¬ 
stand ist durch die strengen Isola¬ 
tionshaftbedingungen stark ange¬ 
griffen. Nicht umsonst wird über¬ 
lange Isolationshaft immer wieder 
von renommierten Menschen- 


Während die AKP-Abgeordneten, 
gegen die sich Korruptionsvor¬ 
würfe häufen, hinter ihrer Immu¬ 
nität verschanzen, wird die Immu¬ 
nität der DTP-Abgeordneten igno¬ 
riert. Die Abgeordnete Aysel 
Tugluk, gegen die ein Strafverfah¬ 
ren ohne einen entsprechenden 
Parlamentsbeschluss durchge¬ 
führt wurde, wurde zu einer Frei¬ 
heitsstrafe von 18 Monaten verur¬ 
teilt. Der Prozess wurde bereits 
vor ihrer Wahl ins Parlament auf¬ 
grund eines in Batman gehaltenen 
Redebeitrags eingeleitet. 

Aysel Tugluk hatte im Mai 2006 
auf dem Kongress des DTP-Pro- 
vinzverbandes in Batman erklärt: 
„Der Herr Ministerpräsident sagt, 
wir sollen die PKK als Terroristen 
deklarieren, bevor er mit uns 
spricht. Auch wenn wir die PKK 
als Terroristen bezeichnen, wird 
damit das Problem nicht gelöst. 
Die Menschen, die Sie als Terrori¬ 
sten definieren, sind nach Mei¬ 
nung anderer Helden. Als Antwort 
auf unsere Forderung nach Frie¬ 
den wurden Truppen an der Gren- 


rechtlern und Völkerrechtlern als 
„Weiße Folter“ klassifiziert. 
Letztendlich ist dieser Zustand 
auch dem fehlenden Rechtsstatus 
der Gefängnisinsel Imrali geschul¬ 
det. Die Kontrolle über die dortige 
Justizvollzugsanstalt obliegt nur 
scheinbar dem türkischen Justiz¬ 
ministerium. Letztendlich ent¬ 
scheidet ein Gremium von Militärs 
über sämtliche dort zur Anwen¬ 
dung kommenden Maßnahmen. 
Zivile Justizbehörden haben dar¬ 
auf keinen wirklichen Einfluss. Die 
Justizvollzugsanstalt Imrali ist jed¬ 
weder rechtsstaatlichen Kontrolle 
entzogen, welche die Türkei 
immer wieder auszuüben vorgibt. 
Imrali ist ein rechtsfreier Raum, 
der der Willkür der Militärs Tür 
und Tor öffnet; vergleichbar mit 
dem völkerrechtswidrigen Status, 
der im amerikanischen Gefange¬ 
nenlager auf Kuba vorherrscht. 
Inwieweit sich unter diesen Bedin¬ 
gungen unabhängige Untersu¬ 
chungen wie die des CPT vorneh¬ 
men lassen, ist mehr als fraglich. 
Der Europarat schweigt hingegen 
zu dem offensichtlichen Bruch 
von nationalem und internationa¬ 
lem Recht durch die Türkei. Doch 
gerade dieser müsste sich für die 
Beendigung des unhaltbaren 
Zustandes einsetzen und auf eine 
Schließung des „europäischen 
Guantanämo“ drängen, wenn er 


ze aufgefahren. Wenn wir Abdul¬ 
lah Öcalan als Terroristen bezeich¬ 
nen, können wir uns der Bevölke¬ 
rung gegenüber nicht mehr zei¬ 
gen. Das kurdische Volk hat mit 
seinem demokratischen Kampf 
gezeigt, was es will. Aber wenn 
einem Volk nicht einmal das Recht 
zuerkannt wird, seine Sprache frei 
zu entwickeln, dann bietet eine sol¬ 
che Politik die Grundlage für 
Gewalt.“ 

Die Äußerungen Tugluks wurden 
vom zuständigen Gericht in Diyar- 
bakir als „Werbung für eine terro¬ 
ristische Organisation“ gewertet. 
Eine Aussetzung zur Bewährung 
wurde abgelehnt. 

Im Prozess gegen die DTP-Abge- 
ordnete Sebahat Tuncel wegen 
vermeintlicher Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Organisation 
wurde unterdessen die Hauptver¬ 
handlung vertagt 

Gegen die Bürgermeisterin von 
Dersim, Songül Erol Abdil (DTP) 
wurde ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet, weil sie auf einer Ver¬ 


nicht seine Glaubwürdigkeit in 
Menschrechtsfragen zur Disposi¬ 
tion stellen will. Fest steht jedoch 
schon jetzt, dass Imrali geschlos¬ 
sen werden muss, wenn die huma¬ 
nitären Grundsätze der Europäi¬ 
schen Menschenrechtskonvention 
eingehalten werden sollen, denen 
sich der Europarat verpflichtet 
sieht. Öcalan sollte im Zuge des¬ 
sen in den „Hausarrest“ verlegt 
werden, wo erst eine angemesse¬ 
ne medizinische Behandlung sei¬ 
ner massiven gesundheitlichen 
Beschwerden möglich wird. 

Wir fordern: 

- Schluss mit den systemati¬ 
schen Menschenrechtsverlet¬ 
zungen in der Türkei! 

- Sofortige Schließung von 
Imrali! 

- Sofortige Veröffentlichung 
der Untersuchungsergebnisse 
des CPT und eine angemesse¬ 
ne ärztliche Behandlung für 
Abdullah Öcalan! 

- Freiheit für Abdullah Öcalan 

- Frieden in Kurdistan! 

In vielen Städten gibt es die Mög¬ 
lichkeit sich an den Protesten zu 
beteiligen. Zentral wird zu einer 
europaweiten Demonstration am 
Samstagnach Strasbourg mobili¬ 
siert. Informiert euch bei den kur¬ 
dischen Vereinen. 


anstaltung im Europaparlament 
zum Massaker in Dersim in den 
dreißiger Jahren sowie in einer 
Livesendung beim Fernsehsender 
Roj TV den Begriff „Guerilla“ 
benutzt und erklärt hatte, „die 
Republik Türkei hat 1935 in Der¬ 
sim ein Massaker angerichtet“. 
Der stellvertretende Vorsitzende 
des DTP-Provinzverbandes Bitlis, 
Bahattin Cagattay, wurde zu einer 
fünfmonatigen Freiheitsstrafe ver¬ 
urteilt, weil er den kurdischen Satz 
“Edi bes e” (Es reicht) gesagt hat. 
Die Äußerung wurde als Vergehen 
gegen das Parteiengesetz gewer¬ 
tet, da dieses eine andere Sprache 
als türkisch nicht zulässt. Cagattay 
machte darauf aufmerksam, dass 
das Urteil zu einem Zeitpunkt 
gefällt worden sei, an dem gerade 
der erste kurdischsprachige staat¬ 
liche Fernsehkanal eingerichtet 
worden sei. „Ich habe nur zwei 
Worte gesagt, der Ministerpräsi¬ 
dent hat noch viel mehr kurdisch 
gesprochen. Dann sollte er wohl 
auch verurteilt werden.“ 

(ÖP, 6.2., ISKU) 


Meldungen 


Drei Tote bei Bombardierung 
Südkurdistans 

Die Angriffe der türkischen 
Armee auf Südkurdistan halten 
an. Insbesondere die Region 
Xakurke ist innerhalb von 24 
Stunden vier Mal bombardiert 
worden. Wie die Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG mitteilten, 
kamen dabei drei Guerillakämp¬ 
fer ums Leben. In zivilen Dör¬ 
fern in der Gegend sei Sach¬ 
schaden entstanden. Der türki¬ 
sche Generalstab verbreitete in 
einer Erklärung zu den Angrif¬ 
fen weiter die Lüge, es seien die 
notwendigen Maßnahmen 
getroffen worden, um einen 
Schaden der Zivilbevölkerung 
zu vermeiden. Die Bevölkerung 
der Region erklärt das genaue 
Gegenteil. So berichteten Dorf¬ 
bewohner in Kandil, nach einem 
Luftangriff Ende Januar, 
zunächst bei den Kindern, spä¬ 
ter auch bei den Erwachsenen 
seien Beschwerden wie Übel¬ 
keit, Erbrechen, Husten, Haut¬ 
reizungen und Augenbeschwer¬ 
den aufgetreten. Bereits zu Sad¬ 
dams Zeiten seien chemische 
Waffen in der Region eingesetzt 
worden, die ähnliche Beschwer¬ 
den hervorgerufen hätten. 

Auch am 8. Februar, nachts ab 
23.00 Uhr bombardierte die tür¬ 
kische Armee das Meder Vertei¬ 
digungsgebiet, die Dörfer Sap- 
ana und Benavok, wie auch die 
Hänge des Abdulkovi, mit Mör¬ 
sern und Granaten. 

(HPG, 9.2, ÖP/ANF, 6./8.2., 
ISKU) 

USA wollen PJAK-Vermögen 
beschlagnahmen 

Die USA haben einen Beschluss 
veröffentlicht, nach dem die 
Konten und das Vermögen der 
PJAK in den USA staatlich zu 
beschlagnahmen sind. Dieser 
Beschluss diene der Unterstüt¬ 
zung der Türkei, die ihre Bürger 
gegen Angriffe schützen müsse. 
Die PJAK - Partei Kurdistans 
für ein freies Leben - ist in Ost¬ 
kurdistan (Iran) aktiv. Der 
Beschluss fällt in eine Zeit, in 
der die Türkei und der Iran ihre 
Angriffe auf Kandil verstärkt 
haben. (ÖP, 6.2, ISKU) 

EU-ErWeiterung: „Brauchen 
türkischen Beitritt wegen 
Energie“ 

„Wir brauchen die türkische Mit¬ 
gliedschaft für die Energiesicher¬ 
heit in der EU.“ Mit diesen klaren 
Worten ließ am Mittwoch der EU- 
Parlamentarier Hannes Swoboda 
(SPÖ) aufhorchen. Die EU-Kom- 
mission solle in den Beitrittsver¬ 
handlungen mit der Türkei drin- 


DTP-Abgeordnete verurteilt 




Erdogan will Diyarbakir, und sein 
Wunsch ist verständlich 


Fünfeinhalb Kilometer ist die 
Stadtmauer von Diyarbakir lang 
und zwölf Meter hoch, vor fast 
1700 Jahren errichtet aus schwar¬ 
zem Basalt - eines der gewaltig¬ 
sten Festungswerke der Welt. Es 
hat freilich nicht verhindern kön¬ 
nen, dass die Stadt am Tigris im 
Lauf der Jahrhunderte immer wie¬ 
der eingenommen wurde: von den 
Seldschuken, den Mongolen, den 
Persern und schließlich den 
Osmanen. Jetzt will Ministerpräsi¬ 
dent Tayyip Erdogan die Kurden¬ 
metropole erobern: seine isla¬ 
misch-konservative Gerechtig- 
keits- und Entwicklungspartei 
(AKP) soll bei den Kommunal¬ 
wahlen am 29. März das Rathaus 
von Diyarbakir einnehmen. Viele 
türkische Großstädte sind heiß 
umkämpft im Kommunalwahl¬ 
kampf. Aber Diyarbakir ist ein 
ganz besonderer Fall: "Ich will die 
Stadt", hatte Erdogan schon im 
Sommer 2007 als Parole ausgege¬ 
ben. Mit einem Wahlsieg in der 
Kurdenmetropole will er bewei¬ 
sen, dass seine AKP eine echte 
Volkspartei ist, über religiöse und 
ethnische Grenzen hinweg. 

Aber noch sitzt Osman Baydemir 
im Rathaus von Diyarbakir. Das 
Amtszimmer des Oberbürgermei¬ 
sters ist riesig. Baydemir lächelt 
gelassen und lehnt sich in das 
große Ledersofa zurück. "Erdo¬ 
gan will Diyarbakir, und sein 
Wunsch ist verständlich", sagt 
Baydemir. "Aber die Wähler wer¬ 
den ihm die Stadt nicht geben." 
2004 wurde der damals erst 31-jäh- 
rige Rechtsanwalt Baydemir als 
Kandidat der kurdischen Partei 
für eine Demokratische Gesell¬ 
schaft (DTP) zum Oberbürger¬ 
meister seiner Heimatstadt 
gewählt. Davor war er Vorsitzen¬ 
der des örtlichen Menschen¬ 
rechtsvereins. "Die Wähler von 
Diyarbakir werden die Regie- 


Istanbul - Der türkische Justizmi¬ 
nister Mehmet Ali Sahin von der 
konservativ-islamischen Regie¬ 
rungspartei AKP hat eine Vertei¬ 
lung üppiger Geschenke wie 
Waschmaschinen und Computer 
vor der Kommunalwahl im März 
verteidigt. Nachdem die türkische 
Wahlkommission und eine Staats¬ 
anwaltschaft Untersuchungen ein¬ 
geleitet hatten, sagte Sahin am 
Mittwoch, ein entsprechendes 
Verbot gelte nur für politische Par¬ 
teien und Kandidaten, nicht aber 
für eine Kommunalverwaltung. 
Allerdings zeigen sich gerade die 
AKP-regierten Gemeinden 
besonders spendabel. 

Türkische Fernsehsender zeigen 
seit Tagen Bilder glücklicher 


rungspartei daran messen, was 
sie in dieser Region getan und was 
sie versäumt hat", sagt Baydemir. 
"Im Westen hat sie Fabriken 
gebaut, bei uns Polizeistationen." 
Neben dem ausladenden Holz¬ 
schreibtisch des Oberbürgermei¬ 
sters steht die türkische Fahne. 
Hinter ihm an der Wand hängt, 
was in keinem türkischen Amts¬ 
zimmer fehlen darf, das Porträt 
des Mustafa Kemal Atatürk. Der 
Staatsgründer blickt streng. 

Nicht alles, was Baydemir sagt, 
würde ihm gefallen: Wenn er zum 
Beispiel von der Notwendigkeit 
spricht, die zentralistische Staats¬ 
ordnung durch ein föderales 
System zu ersetzen, wenn er 
Regionalparlamente fordert und 
Selbstverwaltung - solche Kon¬ 
zepte vertragen sich nicht mit 
dem kemalistischen Nationa¬ 
lismus, der keine Ethnien kennt 
sondern nur stolze Türken. Mehr 
als 100 Ermittlungsverfahren hat 
sich Oberbürgermeister Bayde¬ 
mir mit seinen Ideen allein seit 
2004 eingehandelt, 13 laufen noch. 
Seiner Popularität unter der 
Bevölkerung hat das aber keinen 
Abbruch getan, im Gegenteil. 
Baydemir ist ein beliebter Bürger¬ 
meister. 

Auch deswegen zieht die AKP nun 
im Wahlkampf alle Register. Sie 
verteilt nicht nur kostenlose 
Braunkohle an die Haushalte. In 
der Kurdenprovinz Tunceli ließ 
der von der Regierung in Ankara 
eingesetzte Gouverneur Mustafa 
Yaman sogar sechs Sattelzüge mit 
Hausgeräten anrollen. 3300 
bedürftige Familien bekommen 
jetzt kostenlos neue Kühlschrän¬ 
ke, Herde, und Waschmaschinen - 
"dabei haben wir doch nicht mal 
fließendes Wasser", wunderte 
sich Musa Taskiran aus dem Dorf 
Kürekli. (...) 


Wahlberechtigter, die in der öst¬ 
lichen Provinz Tunceli von Kom¬ 
munalvertretern und einer Stif¬ 
tung auch Kühlschränke oder 
Möbel entgegennehmen. Die 
gemäßigt-islamische Regierungs¬ 
partei AKP ringt dort mit der pro¬ 
kurdischen Partei DTP um die 
Stimmen von Wählern. Die AKP 
hatte bereits bei einem früheren 
Urnengang der Kurden-Partei 
ziemlich viele Stimmen abgenom¬ 
men, in Tunceli aber nicht. Dort 
werden jetzt besonders massiv 
AKP-Geschenke verteilt. 

In den türkischen Großstädten 
wiederum wurde schon vor 
Wochen in großen Mengen Kohle 
zum Heizen an Familien aus ärme¬ 
ren Schichten ausgeteilt. Die ein- 


Selten gab es in der Kurdenpolitik 
so viele Widersprüche wie jetzt: 
Während es noch in den 80er Jah¬ 
ren offiziell überhaupt keine Kur¬ 
den gab sondern nur "Bergtür¬ 
ken", spricht Ministerpräsident 
Erdogan jetzt von der "kurdischen 
Identität", die es zu achten gelte. 
Aber immer noch überzieht die 
türkische Justiz kurdische Bür¬ 
gerrechtler mit Anklagen und Pro¬ 
zessen: vergangene Woche wurde 
die DTP-Abgeordnete Aysel 
Tugluk wegen "separatistischer 
Propaganda" zu 18 Monaten Haft 
verurteilt - ungeachtet ihrer parla¬ 
mentarischen Immunität. Unter¬ 
dessen läuft vor dem Verfassungs¬ 
gericht ein Verbotsverfahren 
gegen die DTP. Und in Diyarbakir 
fordert jetzt ein Staatsanwalt für 
sechs 13- und 14-jährige Jungen, 
die im vergangenen Jahr bei einer 
Demonstration Steine geworfen 
haben sollen, jeweils 23 Jahre 
Haft. "Solche Prozesse sind völlig 
kontraproduktiv - sie führen nur 
dazu, dass die PKK Zulauf 
bekommt und die Spirale der 
Gewalt weitergedreht wird", sagt 
Sertac Bucak. Fast 40 000 Men¬ 
schenleben hat der Kurdenkon¬ 
flikt gefordert, seit die PKK 1984 
den bewaffneten Kampf für einen 
eigenen Staat begann. (...) 

Bürgermeister Baydemir klagt: 
"Uns trifft die Krise besonders 
hart. Nach 70 Jahren wirtschaft¬ 
licher Vernachlässigung und 20 
Jahren Konflikt ist Diyarbakir 
ohnehin eine verwundete Stadt". 
Ankara, so sagt er, verspreche 
zwar seit Jahren Investitionen, 
"aber wir warten bisher verge¬ 
blich." Auch deshalb glaubt er 
nicht, dass es Erdogans AKP 
gelingen wird, am 29. März Diyar¬ 
bakir zu erobern: "Wir werden 
wieder gewinnen", hofft der Bür¬ 
germeister. 

(FR, 11.2., ISKU) 


fachen Leute machen einen gro¬ 
ßen Teil der AKP-Wählerschaft 
aus. Medien zitierten Ministerprä¬ 
sident Recep Tayyip Erdogan, der 
auch AKP-Chef ist, mit den Wor¬ 
ten, wer keinen Ofen besitze, dem 
solle ein solcher ebenfalls kosten¬ 
los bereitgestellt werden. 

Auch Stimmenkauf ist in der Tür¬ 
kei gar nicht unüblich, gerade auf 
kommunaler Ebene. Auch in 
durchaus touristischen Regionen 
ist das keine Seltenheit. Er habe 
ein Angebot von 193 Euro für 
seine Stimme erhalten, meinte ein 
Taxifahrer im Raum Antalya. Für 
seine vierköpfige Familie würde 
das immerhin 773 Euro ausma¬ 
chen. 

(DS, 12.2., ISKU) 


gend beginnen, über das Kapitel 
Energie zu verhandeln, erklärte 
er gemeinsam mit Fraktionskolle¬ 
gen anlässlich der Bewertung der 
Beitrittsbemühungen der Türkei 
durch den außenpolitischen Aus¬ 
schuss des EU-Parlaments. Die 
Verhandlungen sollten beschleu¬ 
nigt werden, so die Sozialdemo¬ 
kraten. 

„Wenn wir sichere Energieliefe¬ 
rungen durch die Türkei garan¬ 
tieren wollen, müssen wir zu offe¬ 
nen Gesprächen über die 
Zusammenarbeit in Energiefra¬ 
gen bereit sein“, betonten diese. 
Die Konservativen, die größte 
Fraktion im EU-Parlament, mein¬ 
ten demgegenüber, es gehe nicht 
unbedingt um das Eröffnen von 
Kapiteln. Davor müssten vor 
allem ausständige Reformen bei 
den Menschenrechten, bei Justiz 
und Innerem erfolgen. Diese Kri¬ 
tik teilten am Mittwoch auch die 
Sozialdemokraten. Sie vermissen 
etwa umfassende Rechte von 
Arbeitnehmern, Frauen und Min¬ 
derheiten in der Türkei. 

Die Energiefrage überlagerte 
diesmal aber die Debatte. Denn 
die Türkei gilt für Europa als 
besonders wichtiges Transitland 
der Zukunft: Durch die geplante 
Nabucco-Pipeline will die EU 
künftig über die Türkei sicherer 
Gas beziehen, nachdem Russland 
zuletzt Lieferungen gestoppt 
hatte. 

Bisher hat die EU-Kommission 
mit der Türkei erst über elf von 
35 Beitrittskapiteln verhandelt, 
eines wurde bereits abgeschlos¬ 
sen. Zypern blockiert das Ener¬ 
giekapitel wegen eines Streits mit 
der Türkei über Zyperns Ölsuche 
vor der Südküste der Insel. 

(DP, 12.2., ISKU) 

Quellen: 

ÖP Yeni Özgür Politika 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
FR Frankfurter 

Rundschau 

DS Der Standard 

DP Die Presse 


Termin: 

Protest gegen syrisch-deut¬ 
sches Rückübernahmeabkom¬ 
men in Berlin 

Kundgebung, Demonstration und 
Hungerstreik in Berlin am 23.2.09 
um 13:00 auf dem Pariser Platz 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Justizminister verteidigt 
üppige Wahlkampfgeschenke 
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Massenhafte Proteste und schwere Polizeangriffe anläßlich des zehnten 
Jahrestages der Verschleppung Abdullah Öcalans 

Zehntausende für Öcalan 


Mit Massenprotesten gedachten 
am Wochenende Zehntausende 
Kurden in Europa und der Türkei 
des zehnten Jahrestages der Gefan¬ 
gennahme von Abdullah Öcalan. 
Der Vorsitzende der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) war am 15. 
Februar 1999 durch ein von der 
NATO koordiniertes Geheim¬ 
dienstkomplott aus Kenia in die 
Türkei verschleppt worden und 
befindet sich seitdem als einziger 
Häftling auf der Gefängnisinsel 
Imrali im Marmarameer. 

In der Türkei fanden Dutzende 
Kundgebungen, Schweigemär¬ 
sche, Hungerstreiks und Autokon¬ 
vois statt, mit denen die Freiheit 
Öcalans und demokratische Auto¬ 
nomierechte für die kurdischen 
Landesteile gefordert wurden. 
Unter anderem hatte die im Parla¬ 
ment vertretene Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft DTP 
dazu aufgerufen. Zahlreiche Laden¬ 
besitzer hatten ihre Geschäfte 
anläßlich des vom »Kurdistan 
Nationalkongreß« zum Feiertag 
ausgerufenen Jahrestages des 
»Internationalen Komplotts« 
geschlossen. 

Am Sonntag protestierten in der 
kurdischen Metropole Diyarbakir 
Zehntausende für die Schließung 
des Imrali-Gefängnisses. Nachdem 
die Polizei bereits am Samstag Pro¬ 
teste von PKK-Anhängern in Istan¬ 
bul, Batrnan und Mersin aufgelöst 
hatte, gingen die Sicherheitskräfte 
am Sonntag in vielen kurdischen 
Städten erneut mit Panzerwagen, 
Gasgranaten und Knüppeln gegen 
Tausende Demonstranten vor. In 
Diyarbakir wurde aus Hubschrau¬ 
bern im Tiefflug über den Protes¬ 
tierenden Tränengas abgeworfen. 
Die Polizei beschoß auch die dorti¬ 
ge Zentrale der DTP mit Gasbom¬ 
ben. Jugendliche wehrten sich mit 
Steinwürfen gegen die Angriffe. 
Eine große Zahl von Personen wur¬ 
den bei den Straßenschlachten, die 
bei jW-Redaktionsschluß noch 
andauerten, festgenommen oder 
verletzt. 

Gewaltsam gingen auch die Sicher¬ 
heitskräfte der von den USA 
gestützten kurdischen Regionalre¬ 
gierung gegen PKK-Anhänger in 
Kirkuk und Erbil im Nordirak vor. 
Peschmerga eröffneten das Feuer 
auf Hunderte Demonstranten, die 
vor dem Menschenrechtsministe¬ 
rium in Erbil forderten, die Regio¬ 
nalregierung solle sich für Öcalans 
Freiheit einsetzen. Dabei wurden 
mehrere Demonstranten verletzt. 
Im französischen Strasbourg de- 
monsüierten am Samstag bis zu 


50000 Kurden aus mehreren euro¬ 
päischen Ländern friedlich vor dem 
Europarat für die Freilassung Öca¬ 
lans und Frieden in Kurdistan. Die 
Redner, darunter die Vorsitzende 
der DTP, Emine Ayna, beklagten, 
daß das Antifolterkomitee des 
Europarates (CPT) zwar die Aufhe¬ 
bung der gesundheitsschädlichen 
Isolationshaft Öcalans gefordert 
hatte, doch der Europarat keine 
wirklichen Schritte unternimmt, 
um diese Forderung gegenüber 
seinem Mitgliedsland Türkei 
durchzusetzen. 

Die PKK hat mit einer Erklärung 
die Völker des Mittleren Ostens zur 
Solidarität aufgerufen. Gemeinsam 
könne die Gefangenschaft Öcalans 
beendet und Frieden in der Region 
geschaffen werden. 

Bilanz des Staatsterrors 

In Batrnan, Sirnak, Mardin, Amed, 
Siirt, Van, Hakkari, Adana, Mersin 
und Istanbul wurden bei den Prote¬ 
sten am 14. und 15. Februar knapp 
400 Personen festgenommen. 
Gegen 61 Personen ist inzwischen 
Haftbefehl ausgesprochen worden. 
Als Haftgrund werden „Werbung 
für eine terroristische Organisa¬ 
tion“ oder „Teilnahme an illegalen 
Aktionen“ herangezogen. Von den 
Verhafteten sind 18 minderjährig. 
Knapp 100 Personen wurden ver¬ 
letzt. Ein 17-jähriger verlor ein 
Auge, weil er von einer Gasbombe 
getroffen wurde. 

Zehntausende protestieren 
gegen Staatsterror 

Zehntausende Kurden haben am 
Mittwoch in Amed und Batrnan 
gegen den Staatsterror am 15. 
Februar protestiert. Die Demons¬ 
trationszüge wurden von Abgeord¬ 
neten und Bürgermeistern der 
DTP angeführt. 

In Amed hielt der DTP-Vorsitzende 
Ahmet Türk eine Ansprache, in der 
er erklärte: „Mit ihrer Knüppelpoli¬ 
tik versuchen sie, uns an einen 
bestimmten Punkt zu bringen. Wir 
haben bereits etliche Male erklärt, 
dass dieses Volk sich nicht von sei¬ 
ner Forderung nach Freiheit, Iden¬ 
tität und Demokratie abbringen 
lässt. Eine Lösung kann es nur über 
einen Dialog und Frieden geben. 
Wir lassen uns durch ihre Knüppel¬ 
politik nicht einschüchtern.“ Das 
Vorgehen der Sicherheitskräfte sei 
gefilmt worden und die Aufnahmen 
an Ministeipräsident Erdogan und 
Staatspräsident Gül geschickt wor¬ 
den. In Anspielung auf einen für das 
kommende Wochenende geplanten 
Besuch Erdogans in Diyarbakir 


erklärte Türk: „Er soll sich diese 
Aufnahmen ansehen und dann 
nach Diyarbakir kommen. Erdogan 
muss sich bei diesem Volk für das 
Geschehene entschuldigen.“ Das 
gleiche gelte für den Gouverneur. 
Im Verlauf der Demonstration kam 
es erneut zu einem Polizeiangriff, 
auf den die Menschenmenge mit 
Steinwürfen reagierte. Die Polizei 
setzte Wasserwerfer und Schlag¬ 
stöcke ein, Dutzende Menschen 
wurden festgenommen. 

An der Demonstration in Batrnan 
beteiligten sich mehrere Tausend 
Menschen. Die Demonstranten 
führten Transparente mit der Auf¬ 
schrift „In Davos Moslem und 
gerecht, in Kurdistan Heuchler und 
grausam“ und „Hier ist nicht Gaza, 
hier ist Batrnan“ mit sich und hiel¬ 
ten Fotos von den bei den Aus¬ 
schreitungen der Sicherheitskräfte 
am vergangenen Wochenende ver¬ 
letzten Frauen in den Händen. In 
einer Ansprache erklärte die DTP- 
Vorsitzende Emine Ayna: „Wir sind 
ein Volk, das sich seine Würde 
nicht nehmen lässt.“ Es gebe 
immer mehr Tage, die für das kur¬ 
dische Volk eine besondere Bedeu¬ 
tung hätten: „Denn es herrscht 
Krieg. Solange Krieg herrscht, 
wird es immer mehr Tage des Pro¬ 
testes des kurdischen Volkes 
geben. Der 15. Februar ist einer 
dieser Tag. In der ganzen Türkei 
sind Menschen auf die Straße 
gegangen und haben ihren Protest 
zum Ausdruck gebracht. Und statt 
darüber nachzudenken, warum 
diese Menschen protestieren, wird 
zum Angriff geblasen.“ Abdullah 
Öcalan habe etliche Mal zum Waf¬ 
fenstillstand aufgerufen, die Ant¬ 
wort darauf sei seine Verschlep¬ 
pung durch ein internationales 
Komplott gewesen. Großen Anteil 
an der Fortsetzung des Krieges 
habe Ministerpräsident Erdogan. 
Solange er die kurdische Frage 
ignoriere und von „einer Sprache, 
einer Rasse, einer Nation“ spreche, 
solange die Militäroperationen fort¬ 
gesetzt werden, „solange wird die¬ 
ses Volk auf die Straße gehen“. 
Weiter erklärte Emine Ayna: „Herr 
Öcalan setzt sich für eine demokra¬ 
tische Republik ein, für die Freiheit 
und Gleichberechtigung von Frau¬ 
en, für Kinderrechte, einen würde¬ 
vollen Frieden, für das Recht aller 
Identitäten nach freier Entfaltung. 
Wir stehen hinter diesen Forderun¬ 
gen und werden sie weiter unter¬ 
stützen. Wir messen Herrn Öcalan 
eine Bedeutung bei und unterstüt¬ 
zen ihn.“ 

(jW, 16.2., ÖP, 18./19.2., ISKU) 


Meldungen 

Protest gegen AKP mit 
brennender Waschmaschine 

Im Kreis Uludere in Sirnak ist aus 
Protest gegen die Wahlkampfme¬ 
thoden der AKP eine Waschma¬ 
schine angezündet worden. Dem 
Protest vorausgegangen war die 
Mitteilung an Schüler einer 
Grundschule in Uludere, an Anal¬ 
phabeten, die künftig die Schule 
besuchten, werde eine monatliche 
Unterstützung von 150 TL 
gezahlt. Die Leistung sei eine 
Unterstützung der Frau des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Erdo¬ 
gan. 

Daraufhin fand eine von der DTP 
organisierte Kundgebung statt, 
an der sich Hunderte Menschen 
beteiligten. In einem Redebeitrag 
wies der DTP-Kreisverbandsvor- 
sitzende Tamer Inan auf die 
„schmutzige Politik“ hin, die das 
System seit 80 Jahren gegen das 
kurdische Volk durchführe. 
Immer sei versucht worden, die 
Kurden über eine Verleugnungs¬ 
und Vernichtungspolitik einzu¬ 
schüchtern. Im Vorfeld der anste¬ 
henden Kommunalwahlen am 29. 
März setze das System seine Stra¬ 
tegie fort, die Bevölkerung für 
dumm zu verkaufen. .Aber wir 
sind an dem Punkt angelangt, an 
dem keine Macht der Welt mehr 
das kurdische Volk von seiner 
Identität und Kultur, von Frieden 
und Freiheit abbringen kann.“ 

Im Anschluss an den Redebeitrag 
wurde eine Waschmaschine ange¬ 
zündet, als Symbol für die Ableh¬ 
nung der Wahlkampfmethoden 
der AKP. (1)11 IA, 12.2, ISKU) 

Murmeln als Haftgrund 

In Adana und Mersin wurden von 
76 Festgenommenen 25 Personen 
verhaftet, überwiegend Minder¬ 
jährige. In Gewahrsam wurden 
sie gefoltert und misshandelt. 

In Mersin verbrachten sieben 14- 
jährige, die bereits bei Protesten 
am 10. Februar festgenommen 
worden waren, drei Tage in 
Gewahrsam. Nach ihrer Freilas¬ 
sung wendeten ihre Familie sich 
mit der Bitte um juristische Unter¬ 
stützung an den Menschenrechts¬ 
verein IHD und stellten Strafan¬ 
zeige gegen die beteiligten 
Polizisten. Die Minderjährigen 
berichteten, wie sie unter Schlä¬ 
gen, Beleidigungen und Drohun¬ 
gen festgenommen wurden. „In 
Gewahrsam drohten die Polizi¬ 
sten uns mit elektrischer Folter. 
Sie führten uns in einen dunklen 
Raum und schlugen uns. Sie setz¬ 
ten uns unter Druck, damit wir 
unsere Schuld zugeben.“ 

In Adana wandten sich die Ange¬ 
hörigen von sechs Minderjähri¬ 
gen an den IHD. Die Minderjähri¬ 
gen waren am 15. Februar bei 




Anstiftende Kraft für 
Demokratie und Frieden 

Im Verteidigergespräch mit sei- den türkischen Ministerpräsiden- Gül und den Ministerpräsidenten 

nen Anwälten hat Abdullah Öcalan ten: Lasst uns daran arbeiten, dass Erdogan: Mit Militäroperationen 

erneut zu Frieden aufgerufen: die kurdische Frage im Mittleren lässt sich das Problem nicht 

„Mit dem beginnenden Frühling Osten keine Waffe mehr darstellt, lösen. Die 40 Millionen Kurden 

soll endlich ein unblutiger sondern die anstiftende Kraft für und Kurdinnen können sich ver- 

Lösungsweg eingeschlagen wer- Demokratie und Frieden. Wenn teidigen. Jedes Frühjahr ge- 

den. An das Gegenteil will ich nur zehn Prozent der Bemühun- schieht das gleiche, es soll kein 

nicht denken. Meine Meinung ist gen, die für Gaza gezeigt werden, einziger unserer jungen Men¬ 
eindeutig: Ich habe gesagt, dass für eine demokratische Lösung sehen mehr sterben müssen, 

ich für eine demokratische, friedli- der kurdischen Frage eingesetzt Begegnen wir diesem Frühling 

che Lösung der kurdischen Frage werden, kann das Blutvergießen mit Frieden. Meine Hoffnung auf 

bin, und das werde ich auch gestoppt werden. Ich appelliere Frieden habe ich niemals aufge- 

weiterhin sagen. Ich appelliere an erneut an den Staatspräsidenten geben.“ (ÖP, 14.2., ISKU) 

DTP verwarnt AKP-Regierung 

Auf einer Fraktionssitzung hat der den an mehreren Orten repressive Weiter erläuterte Türk ein erneu- 

DTP-Vorsitzende Ahmet Türk die Maßnahmen gegen DTP-Kandida- tes Beispiel der von der AKP- 

AKP-Regierung dazu aufgefordert, ten angewendet, die sich auf Wahl- Regierung getragenen Sicherheits- 

ihr repressives Vorgehen gegen kampfveranstaltungen der Bevölke- politik in Hakkari-Cukurca: „Mitten 

seine Partei im Wahlkampf zu über- rung vorstellten.“ Dazu zählte Türk in der Nacht brechen maskierte 

denken. Gerichtet an den türki- mehrere Beispiele von Amed bis Sondereinheiten Wohnungstüren 

sehen Ministeipräsidenten erklärte nach Hakkari auf. „Dabei wurde auf und werfen mit Gasbomben um 

Türk: „Sie hätten eigentlich späte- ganz offensichtlich, dass der Jan- sich. Das Gas führte zu heftigen 

stens bei ihrer letzten Rundreise darma die Sonderaufgabe zuge- körperlichen Beschwerden bei 

durch die Region begreifen müs- sprachen worden ist, die Stärke der mehreren Anwesenden, darunter 

sen, dass unsere Partei und unser DTP zu brechen, die Bevölkerung auch Säuglinge. Bei der Razzia 

Volk sich von derartig billigen und in Angst zu versetzen und somit wurden Hunde eingesetzt. Ein 70- 

abgegriffenen Repressionsmetho- Beitritte zur DTP zu verhindern, jähriger Bürger erlitt durch den 

den nicht einschüchtern lassen. Ebenso wurde offensichtlich, dass Schlagstockeinsatz einen dreifa- 

Wenn Sie denken, dass Sie die DTP es sich dabei nicht um einen Zufall chen Armbruch. Als der DTP- 

dazu bringen können, auch nur handelt. Gleichzeitig deutet es auf Abgeordnete Hamit Geylani in die 

einen Schritt zurück zu setzen, die Atmosphäre hin, in der sich die Kreisstadt fahren wollte, wurde 

befinden sie sich im Irrtum“. Wahlen in den kurdischen Gebie- von Soldaten versucht, ihm die 

Weiter erinnerte Türk an eine ver- ten abspielen werden.“ Das Vorge- Durchfahrt zu verweigern.“ 

gangene Woche in Amed abgehal- hen werde unter dem Kommando Wiederum an den türkischen 

tene Sitzung unter Vorsitz des der AKP vom Innenministerium Ministerpräsident gerichtet stellte 

Innenministers Atalay zum Thema koordiniert. „Ein weiteres Mal Ahmet Türk die Frage: „Wenn 

„Sicherheit bei den Wahlen“. Aus müssen wir die AKP warnen. Den sich all das in Gaza abgespielt 

dem im Anschluss gezeigten Vor- Innenminister rufen wir dazu auf, hätte, wie hätten Sie wohl darauf 

gehen sei unmittelbar deutlich seiner Aufgabe nachzukommen, reagiert? Mit hoher Wahrschein¬ 
geworden, dass das eigentliche Wir erwarten von ihm, dass er sich lichkeit hätten Sie auf den Plätzen 

Thema dabei die Sicherheit der entschuldigt und öffentlich erklärt, und verschiedenen Foren wieder 

AKP bei den Wahlen gewesen sei. dass der Wahlkampf der DTP nicht herumgeschrien.“ 

„Noch in der gleichen Woche wur- weiter behindert wird.“ (ÖP, 11.2., ISKU) 

Todesstrafe gegen Zeyneb 
Celaliyan im Iran 

Sechs im Iran inhaftierte kurdi- Stützung der PJAK und Beteiligung der „Mütter für den Frieden“ ver¬ 
sehe Menschenrechtlerinnen sind an der „Eine Million Unterschrif- haftet und in drei verschiedenen 

schwer gefoltert worden. Eine von ten“-Kampagne in Sine verhaftet. Prozessen zu 2,5 Jahren Haftstrafe 

ihnen, Zeyneb Celaliyan, ist zum Sie ist Mitglied im örtlichen kurdi- verurteilt. 

Tode verurteilt worden. Ngin sehen Frauenverein Azarmehr. Ein 

Sexulislami, die gegen 60000 Dol- Urteil gegen sie steht noch aus. NGIN SEXULISLAMI: Die Frauen¬ 
lar Kaution freigelassen wurde, ist aktivistin und aktive Mitarbeiterin 

in die Medya-Verteidigungsgebiete HANA ABDI: Die 23-jährige Men- der „Eine Million Unterschriften“- 

geflüchtet. schenrechtlerin und Frauenaktivi- Kampagne aus Sine wurde mehr- 

stin aus Sine wurde im Oktober fach inhaftiert, zuletzt im Winter 

ZEYNEB BAYEZIDI: Die 26-jähri- 2008 zu 18 Monaten Haftstrafe ver- 2008 wegen ihrer Tätigkeit als A 

ge Vorsitzende der Frauenfraktion urteilt. Am 4. November 2007 Journalistin und Frauenrechtlerin LN U ^ e 

der Menschenrechtsorganisation wurde sie bei einer von Geheim- sowie wegen Unterstützung der erscheint wöchentlich und kann in 

Ostkurdistan (RMMK) und aktive dienstkräften durchgeführten Raz- PJAK Im Januar 2008 wurde sie gewünschter Stückzahl gegen 

Mitarbeiterin der „Eine Million zia im Haus ihrer Großmutter ver- gegen ca. 60000 Dollar Kaution Übersendung des Portos bei der 

Unterschriften“-Kampagne wurde haftet. Ihr wird Unterstützung der freigelassen und flüchtete in die Informationsstelle Kurdistan 

am 9. Juli 2008 verhaftet. Aufgrund PJAK zur Last gelegt. Bereits zuvor unter Guerilla-Kontrolle stehenden Schanzenstraße 117 

ihrer Aktivitäten und der Beteili- war sie von einem Gericht in Sine Medya-Verteidigungsgebiete. 20357 Hamburg 

gung an der Beerdigung eines zu fünf Jahren Haft verurteilt wor- Tel.:040-42102 845 

PJAK-Guerillakämpfers wurde sie den. ZEYNEB CELALIYAN: Die aus E-mail: isku@nadir.org 

zu vier Jahren Haftstrafe verurteilt. Mako stammende Frau wurde vor bestellt werden. 

Beyazidi befindet sich im Gefäng- FATEME GUFTARI: Sie ist die ungefähr acht Monaten als mut- Spenden auf unser Konto: 

nis Zencan in der Provinz Äser- Mutter von Yasir Guli, der gleich- maßliches PJAK-Mitglied verhaf- Postbank Köln, BLZ 37010050 

baidschan. zeitig mit Hana Abdi und Ronak tet. Mitte Januar wurde sie zum Konto-Nr.: 3968-506 

Safazade festgenommen und zu 15 Tode verurteilt - in einem sieben- Weitere Informationen und einen 
RONAK SAFAZADEH: Die 21-jäh- Jahren Haftstrafe verurteilt wor- minütigen Verfahren ohne anwalt- täglichen Pressespiegel findet Ihr 

rige Menschenrechtlicherin wurde den ist. Nach zahlreichen Festnah- liehen Beistand. im Internet unter: 

am 9. Oktober 2007 wegen Unter- men wurde sie als Verantwortliche (ÖP, 11.2., ISKU) www.isku.org 


Wohnungsrazzien wegen Beteili¬ 
gung an den Protesten von Jand- 
arma-Einheiten festgenommen 
worden. Auf dem Polizeirevier 
seien sie dazu gezwungen wor¬ 
den, die ganze Nacht zu stehen. 

In den Haftbefehlen gegen 16 Per¬ 
sonen, davon acht Minderjährige, 
die in Adana festgenommen wor¬ 
den waren, wird als Beweismittel 
herangezogen, dass diese bei der 
Festnahme Murmeln und Schals 
bei sich führten. 

(ÖP, 19.2., ISKU) 


Quellen: 

ÖP Yeni Özgür Politika 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 

Termin: 

Demonstration: 

Stoppt den Staatsterror in der 
Türkei! 

22. Februar 2009 - 16 Uhr Her¬ 
mannplatz Berlin 

Am Wochende des 14/15.Febru- 
ars war der lOte Jahrestages der 
Entführung des ehemaligen 
PKK-Vorsitzenden Abdullah Öca¬ 
lan durch ein Geheimdienstkom¬ 
plott der NATO. Zehntausende 
Kurdinnen und Kurden gingen an 
diesem Tag in Europa und dem 
Nahen Osten auf die Strasse, um 
für eine politische Lösung des 
Konfliktes und die Freilassung 
von Abdullah Öcalan zu protestie¬ 
ren. In der Türkei wurden sie 
dabei massiv von der Polizei 
angegriffen. Es kam zu schweren 
Straßenschlachten, in deren Ver¬ 
lauf hunderte Personen verletzt 
und verhaftet wurden. Um unsere 
Solidarität mit jenen zu zeigen die 
in der Türkei und überall gegen 
staatliche Repression und natio¬ 
nalistische Unterdrückung kämp¬ 
fen, treffen wir uns am Sonntag 
um 16 Uhr am Hermannplatz. 

Stoppt den Staatsterrorismus in 
der Türkei! Freiheit für Abdullah 
Öcalan und alle politischen 
Gefangenen! 

Solidarität mit der kurdischen 
Befreiungsbewegung! Hoch die 
internationale Solidarität! 

Veranstalter: kurdische Vereine 
und das Kurdistan Solidaritätsko¬ 
mitee Berlin 
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Internationaler Frauentag in der Türkei und Europa 

„Unsere Ehre ist unsere Freiheit“ 


Im Rahmen einer Pressekonferenz 
im Frauenberatungszentrum Selis 
in Amed hat die kurdische Frauen¬ 
bewegung (DÖKH) ihr Aktions¬ 
programm zum internationalen 
Frauentag 8. März bekannt gege¬ 
ben und auf die laufende Kampag¬ 
ne „Unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit“ hingewiesen. 

Wie Gülay Söker von der DÖKH 
erklärte, handele es sich bei den 
sogenannten Ehrenmorden nicht 
um ein Problem, das spezifisch für 
eine bestimmte Region oder Kul¬ 
tur sei, sondern um eines, das in 
allen Gesellschaften, in denen 
patriarchale Familienstrukturen 
dominieren, existent sei. Seit Tau¬ 
senden Jahren würden Frauen 
durch die patriarchale Mentalität 
„im Namen der Ehre“ zum Besitz¬ 
tum erklärt, unterdrückt und 
Gewalt somit legitimiert. 

Zum Programm zum internationa¬ 
len Frauentag gab Söker bekannt, 
dass zwischen dem 1. und dem 8. 
März von der kurdischen Frauen¬ 
bewegung organisierte Kundge¬ 
bungen und Demonstrationen in 
Dersim, Siirt, Sirnak, Uludere, Sil¬ 
van, Bismil, Lice, Ercis, Silopi, 
Ergani, Kars, Derik, Kiziltepe, 
Dogubayazit, Van, Mersin, Kara- 
kocan, Varto, Diyarbakir, Batman, 
Istanbul, Nusaybin, Hakkari, 
Adana, Viransehir, Yüksekova, 
Izmir und Manisa stattfinden wer¬ 
den. 

„Unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit-Demonstration in Batman 

Hunderte junger Frauen haben in 
Batman im Rahmen der Kampag- 


Über seine Anwälte hat Abdullah 
Öcalan erneut einen Vorschlag für 
eine Lösung der kurdischen Frage 
vorgelegt. Als erste Etappe schlägt 
er einen beidseitigen Waffenstill¬ 
stand vor, der auch inoffiziell sein 
und in der Praxis umgesetzt wer¬ 
den könne. Als zweiter Schritt 
könne eine Einigung über eine 
demokratische und zivile Verfas¬ 
sung erfolgen; zu diesem Zweck 
könne eine Konferenz durchge¬ 
führt werden. Als dritte Etappe 
schlägt Öcalan erneut die Grün¬ 
dung einer Wahrheitsfindungs¬ 
kommission vor, die zur Aufklä¬ 
rung von Kriegsverbrechen und 
weiteren Vorfällen der letzten Jahr¬ 
zehnte in der Türkei beitragen soll. 
Weiterhin gab Öcalan gegenüber 
seinen Anwälten an, seine gesund¬ 
heitlichen Probleme seien unver¬ 
ändert. Der Vollzugsrichter habe 
eine erneute Disziplinarstrafe 
gegen ihn bestätigt. „Mit diesen 


ne „Unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit“ eine Demonstration durchge¬ 
führt. Mit der von der kurdischen 
Frauenbewegung initiierten Kam¬ 
pagne soll dazu motiviert werden, 
den in der gesellschaftlichen Rea¬ 
lität zumeist gegen Frauen gerich¬ 
teten Begriff „Ehre“ zu hinterfra¬ 
gen und ihn neu zu füllen. An der 
Demonstration beteiligten sich 
auch DTP-Abgeordnete. 

„Unsere Ehre ist unsere 
Freiheit“ in Europa 

Im Rahmen der von der kurdischen 
Frauenbewegung im November 
2008 gestarteten Kampagne „Unse¬ 
re Ehre ist unsere Freiheit“ finden 
intensive Diskussionen und Aktio¬ 
nen statt. In Europa hat eine Ver¬ 
sammlung der Organisatorinnen 
stattgefunden, auf der der Verlauf 
der Kampagne diskutiert worden 
ist. Das Komitee erklärte dazu: 
„Natürlich beinhaltet dieser Kampf 
derartig tiefgreifende und schwere 
gesellschaftliche Probleme, dass 
diese nicht in einem Jahr zu bewäl¬ 
tigen sind.“ Wichtig sei es jedoch, 
ein Bewusstsein für die Problema¬ 
tik zu schaffen und ein Umdenken 
einzuleiten. Der Begriff „Ehre“ 
müsse thematisiert werden, weil es 
sich um einen Grundstein des patri¬ 
archalen Systems handele. 

In vielen Städten hätten bereits etli¬ 
che Seminare, Veranstaltungen, 
Volksversammlungen und auch an 
Männer gerichtete Seminare statt¬ 
gefunden. „Dennoch gibt es noch 
sehr viel zu tun. Die Diskussionen 
verlaufen im allgemeinen positiv, 
aber es zeigen sich auch traditio- 


Bunkerstrafen wollen sie mich 
zum schweigen bringen. Es han¬ 
delt sich um die elfte Disziplinar¬ 
strafe gegen mich. Es herrscht 
politischer Druck. Sie verhängen 
Strafen gegen mich mit der 
Begründung, ich würde von hier 
aus Befehle erteilen und den Mini¬ 
sterpräsidenten und den Staatsprä¬ 
sidenten bedrohen. Dabei geht es 
mir darum, den Krieg zu verhin¬ 
dern, zu verhindern, dass dieses 
Frühjahr wieder etliche junge 
Menschen sterben. Der Minister¬ 
präsident zerreißt sich förmlich 
für Gaza, aber für sein eigenes 
Land rührt er keinen Finger. 
Anstatt für Gaza jeden Tag in 
Syrien und sonst wo Gespräche zu 
führen, sollte er nach Diyarbakir, 
nach Batman gehen und dort spre¬ 
chen, mit den gewählten Vertre¬ 
tern, den Stadträten. Über einen 
politischen Dialog lässt sich dieses 
Problem lösen.“ 


nell-reaktionäre Herangehenswei¬ 
sen. Ebenso wird in den Diskussio¬ 
nen deutlich, dass innerfamiliäre 
Gewalt und die Betrachtung von 
Frauen als Ehre sehr tiefgreifende 
Probleme sind, denen wir uns stel¬ 
len müssen. Bei den Themen Liebe 
und Ehe werden ein fehlendes 
Bewusstsein und eine auf der 
Dominanz von Männern basieren¬ 
de Situation deutlich. Die Rolle der 
Frau wird von der patriarchalen 
Denkweise vorgegeben. Als Frau¬ 
en sagen wir dazu: ,Wir sind nicht 
die Ehre von niemandem, unser 
Körper und unsere Seele gehören 
uns’.“ 

Im Rahmen der Kampagne sind 
u. a. folgende Aktivitäten geplant: 

- Beginn einer Unterschriften¬ 
sammlung unter dem Motto „Eine 
Million Unterschriften gegen Stei¬ 
nigung“ (8. März bis Herbst 2009) 

- Durchführung aller Aktivitäten 
zum 8. März unter dem Motto 
„Unsere Ehre ist unsere Freiheit“ 

- Vorbereitung einer Konferenz 
zum Thema Ehre im Europaparla¬ 
ment im Oktober 

- Gründung einer Initiative von 
Männern unter dem Motto „Wenn 
Mannsein bedeutet, Frauen zu 
unterdrücken, weigere ich mich, 
solch ein Mann zu sein“ 

- Organisation von Gedenkkonzer¬ 
ten für Frauen, die im Namen der 
Ehre ermordet worden sind 

(ÖP, 23./24.Z, ISKU) 


Die DTP hat den von Abdullah Öca¬ 
lan vorgelegten Vorschlägen für 
eine Lösung der kurdischen Frage 
ihre Unterstützung ausgesprochen. 
Der gesamten Türkei werde es 
zugute kommen, wenn die Vor¬ 
schläge Öcalans aufgegriffen wür¬ 
den. Die DTP werde auf alle Vor¬ 
schläge eingehen, die einen Willen 
zum Frieden beinhalteten. „Dabei 
reicht es aus, wenn der Lösungs¬ 
vorschlag keine Gewalt beinhaltet. 
Die Herangehensweise des Staates 
an eine Lösung beinhaltet jedoch 
immer Gewalt. Das ist es, was wir 
am Staat und an der AKP kritisie¬ 
ren.“ Öcalan habe sich etliche Mal 
für eine friedliche Lösung ausge¬ 
sprochen und genieße dabei die 
Unterstützung der kurdischen 
Bevölkerung. Insbesondere das 
Parlament müsse seinen Vorschlä¬ 
gen Beachtung schenken und diese 
auf die Tagesordnung setzen. 

(ÖP, 21./23.2., ISKU) 


Meldungen 

Tausende Frauen 
demonstrieren für Öcalan 

Aus Anlass des zehnten Jahresta¬ 
ges der Verschleppung Abdullah 
Ocalans haben in Mersin und 
Adana Tausende Frauen Protest¬ 
demonstrationen durchgeführt. 
Die Polizei ergriff strenge Sicher¬ 
heitsvorkehrungen. 

(ÖP, 23.2., ISKU) 

Weitere Todesstrafen gegen 
Guerillakämpfer im Iran 

Im Iran sind zwei weitere Guerilla¬ 
kämpfer zum Tode verurteilt wor¬ 
den. Wie die Volksverteidigungs¬ 
kräfte HPG mitteilten, handelt es 
sich um Kemal (Ramazan Müs- 
lüm) und Baran (Ferhat üali§), die 
am 28. Juni 2008 im Grenzgebiet 
zum Iran in einem Gefecht mit ira¬ 
nischen Soldaten verletzt in Gefan¬ 
genschaft gerieten. 

(ÖP, 21.2., ISKU) 

Aktionen zum Tag der 
Muttersprache 

Aus Anlass des internationalen 
Tages der Muttersprache haben in 
mehreren Städten Kurdistans und 
der Türkei verschiedene Aktivitä¬ 
ten stattgefunden. Dabei wurde auf 
die Unterdrückung der kurdi¬ 
schen Sprache hingewiesen und 
eine verfassungsrechtliche Aner¬ 
kennung gefordert. An den 
Demonstrationen, Kundgebungen 
und Veranstaltungen in Van, 
Amed, Yüksekova, Urfa, Mardin, 
Sirnak, Istanbul, Tatvan, Adiya- 
man, Adana und Antep beteiligten 
sich Tausende Menschen. 

(ÖP, 23.2., ISKU) 

80-jährige in Idil bei nächt¬ 
licher Hausdurchsuchung fest¬ 
genommen 

In der Ortschaft De§tadare (Sirt- 
köy) im Kreis Idil sind gestern 
Morgen gegen vier Uhr in drei 
Häusern Durchsuchungen von 
JITEM-Einheiten durchgeführt 
worden. Dabei wurden die achtzig¬ 
jährige Gevriye Balica und zwei 
weitere Männer festgenommen. 
Eine hundertjährige bettlägerige 
Frau wurde über den Boden 
geschleift. Wie Leyla Balican (50) 
angab, wurden die Bewohner 
beschimpft und bedroht: „Sie 
haben die Kinder geschlagen und 
uns nicht nach draußen gelassen. 
Wir durften auch nicht beten.“ Das 
ganze Haus sei verwüstet worden. 
„Unsere hundertjährige Großmut¬ 
ter Ayse Nergis ist seit vier Jahren 
bettlägerig. Sie haben sie aus dem 
Bett geholt und über den Boden 
geschleift. Was sind das bloß für 
Menschen, möge Gott sie strafen.“ 
Ayse Nergis selbst teilte mit: „Ich 
kann nicht mehr richtig sehen und 
hören. Seit vier Jahren liege ich 
krank im Bett. Sie haben mich 


Öcalan: Erneuter Lösungsvorschlag 




Kläglicher Auftritt Erdogans in Amed 


Unter strengen Sicherheitsvorkeh¬ 
rungen hat der türkische Minister¬ 
präsident Erdogan ein weiteres Mal 
Amed besucht. Auf einer Wahl¬ 
kampfkundgebung hielt er eine 
lange Ansprache, in der eine politi¬ 
sche Botschaft zur Lösung der kur¬ 
dischen Frage vermied. Stattdes- 
sen versprach er ein weiteres Mal 
wirtschaftliche Investitionen und 
die Fortsetzung der Vergabe 
kostenloser Holzkohle an Bedürfti¬ 
ge. 

Wie bekannt wurde, war im Vorfeld 
über die türkische Telekom zu der 
Kundgebung aufgerufen worden. 
Zehntausende Abonnenten wurden 
telefonisch zur Teilnahme gebeten. 


"Warum darf nur Herr Erdogan 
kurdisch reden und nicht die Kur¬ 
den?", empörte sich Ahmet Türk, 
Vorsitzender der kurdischen DTP 
gestern, als es im Parlament zu 
einem Eklat gekommen war, nach¬ 
dem Türk begonnen hatte, eine 
Rede in seiner Muttersprache zu 
halten. Erstmals, nachdem die 
Politikerin Leyla Zana bei ihrer Ver¬ 
eidigung als Abgeordnete 1991 ver¬ 
sucht hatte, im Parlament in Anka¬ 
ra ein paar Sätze auf Kurdisch zu 
sagen und dafür mit fast zehn Jah¬ 
ren Gefängnis bezahlte, machte am 
Dienstag wieder ein kurdischer 
Politiker einen Anlauf, seine Spra¬ 
che vor dem Parlament zu verwen¬ 
den. 

Zwar nicht in einer Plenardebatte, 
aber in einer Rede vor seiner Frak¬ 
tion, legte Türk nach den einleiten¬ 
den Worten sein türkisches 
Redemanuskript zur Seite und 
wechselte in seine Muttersprache. 
Es dauerte nur wenige Augen¬ 
blicke, bis das Parlamentsfernse¬ 
hen, in dem Reden der Fraktions¬ 


in Adana wurden drei neue Fälle 
bekannt, die sich nach Protesten 
aus Anlass des Jahrestages der Ver¬ 
schleppung Abdullah Öcalans in 
die Türkei am 15. Februar ereigne¬ 
ten. So berichtete die Mutter eines 
verhafteten 16-jährigen nach einem 
Besuch ihres Sohnes im Kinderge¬ 
fängnis Pozanti: „Ich habe meinen 
Sohn vergangenen Dienstag 
besucht. Er konnte wegen der 
Schläge, die er bekommen hat, 
nicht laufen. Er sagte mir, dass er 
im Gefängnis Kürkcüler drei Tage 
lang nichts zu essen bekommen hat 
und ständig von Soldaten zu Boden 
geworfen und geschlagen worden 
ist.“ 

Abdullah Tufan, der seinen Neffen 
im Gefängnis Pozanti besuchte, 
erfuhr dort, dass alle drei verhafte¬ 
ten Jugendlichen so schwer miss¬ 
handelt worden seien, dass sie 
nicht laufen könnten. „Die Soldaten 
sollen die Jugendlichen bedroht 
und gesagt haben: ,Ihr seid Terrori¬ 
sten, hier kommt ihr lebend nicht 
mehr raus’. Die Handgelenke von 
Ö.C. sollen aufgrund der zu fest 
angezogenen Handschellen zer- 


Aus der Umgebung von Amed wur¬ 
den AKP-Anhänger mit Bussen 
zum Kundgebungsort gefahren, 
um den Platz zu füllen. Öffentlich 
Beschäftigte aus der Stadt erhielten 
ebenso wie Studierende die Anwei¬ 
sung von oben, sich an der Kund¬ 
gebung zu beteiligen. Mit Lastwa¬ 
gen wurde der Kundgebungsplatz 
künstlich verkleinert, um den Ein¬ 
druck einer sich drängelnden Men¬ 
schenmasse herzustellen. 

Da die DTP und insbesondere der 
Oberbürgermeister Osman Bayde- 
mir im Vorfeld dazu aufgerufen hat¬ 
ten, keine Proteste zu organisieren, 
blieben die Aktionen beschränkt. 
Lediglich im Bezirk Baglar griff 


chefs live übertragen werden, sich 
bei Ahmet Türk ausklinkte. Parla¬ 
mentspräsident Köksal Toptan von 
der regierenden AKP begründete 
das damit, dass nach der Verfas¬ 
sung im Parlament eine andere 
Sprache als Türkisch nicht erlaubt 
ist. Türk verwies dagegen auf den 
Kanal 6 des Staatsfernsehens TRT, 
der seit Anfang des Jahres in Kur¬ 
disch sendet. 'Wenn ein staatliches 
Fernsehprogramm in Kurdisch 
sendet und Premier Erdogan bei 
seinen Wahlauftritten im Südosten 
des Landes kurdische Sätze sagt, 
warum dürfen wir dann nicht kur¬ 
disch reden?" 

Der Kanal 6 wird von den Kurden 
im Südosten der Türkei begeistert 
genutzt. Daraus ergibt sich aber für 
jeden Kurden die Frage, warum, 
wenn schon das Staatsfernsehen 
kurdisch sendet, die Sprache bei 
anderen Gelegenheiten verboten 
bleiben soll. 

Laut Parteiengesetz ist es streng 
verboten, bei politischen Veranstal¬ 
tungen eine andere Sprache als 


fetzt sein. KG. leidet unter psychi¬ 
schen Störungen.“ 

Gerechtigkeit für Jugendliche 

In Amed hat sich eine Initiative 
„Gerechtigkeit für Jugendliche“ 
gegründet, die sich für inhaftierte 
Mindeijährige einsetzt. Beteiligt an 
der Initiative sind der Menschen¬ 
rechtsverein IHD, die Anwalts- und 
Ärztekammern, Mazlum-Der und 
Angehörige. Mitglieder der Initiati¬ 
ve haben nach Gesprächen mit 
allen Parlamentsfraktionen außer 
der MHP in Ankara gemeinsam mit 
der DTP-Abgeordneten Gültan Kis- 
anak eine Pressekonferenz durch¬ 
geführt, auf der sie die türkeiweite 
Situation von minderjährigen Häft¬ 
lingen und ihre Forderungen prä¬ 
sentierten. 

Rechtsanwalt Muharrem Erbey, 
der gleichzeitig Vorsitzender der 
IHD-Zweigstelle in Amed ist, 
erinnerte an die Auseinanderset¬ 
zungen im März 2006 in Amed, bei 
denen nach offiziellen Angaben 
400, nach inoffiziellen Angaben ca. 
700 Mindeijährige festgenommen 
und misshandelt worden waren. 


eine Gruppe Jugendlicher eine Fili¬ 
ale der der AKP nahestenden 
Lebensmittelkette BIM mit einem 
Molotowcocktail an. Im Anschluss 
an die Wahlkampfkundgebung 
wurde ein AKP-Autokonvoi in 
Baglar mit Steinen beworfen. Auch 
im Kreis Ergani griffen Jugendli¬ 
che einen zur Kundgebung fahren¬ 
den Konvoi mit Steinen an. 

Im Rahmen des Besuchs des Mini¬ 
sterpräsidenten wurden in Amed 
strenge Sicherheitsvorkehrungen 
getroffen. Auf den Dächern wur¬ 
den Scharfschützen platziert, an 
etlichen Kontrollpunkten wurden 
„Verdächtige“ festgenommen. 

(ÖP, 23.2., ISKU) 


Türkisch zu verwenden. Trotzdem 
wollte Erdogan ursprünglich, dass 
sein großer Auftritt am letzten 
Sonntag in Diyarbakir im laufenden 
Wahlkampf für die Kommunalwah¬ 
len im März von Kanal 6 auch in 
Kurdisch übertragen wird. Das 
wurde dann zwar in letzter Minute 
doch nicht gemacht, Erdogan gab 
aber einige einstudierte kurdische 
Sätze zum Besten, um sich beim 
Wahlvolk beliebt zu machen. 

Darauf bezog sich nun Türk: Es 
könne wohl nicht sein, dass "Kur¬ 
disch für den Staat erlaubt, aber für 
die Kurden verboten ist". Mit die¬ 
ser Position ist er im Unterschied 
zu Leyla Zana in den 90er-Jahren 
auch innerhalb der türkischen 
Gesellschaft nicht mehr allein. Der 
Kolumnist Cengiz Candar schrieb 
in der Zeitung Radikal: "Kurde 
Ahmet Türk, das hast du sehr gut 
gemacht." Trotzdem hat die Staats¬ 
anwaltschaft in Ankara eine Unter¬ 
suchung gegen Türk eingeleitet. 

(DS, 26.2., ISKU) 


Viele von ihnen seien verhaftet wor¬ 
den und von 25 Jahren Haftstrafe 
bedroht. „Eine Haftstrafe von 25 
Jahren für einen Steinwurf verletzt 
unser Gewissen und unser Gerech¬ 
tigkeitsgefühlt“, so Erbey. 

Die DTP-Abgeordnete Kisanak 
wies daraufhin, dass in den Medien 
die Vorfälle so dargestellt würden, 
als ob bei Aktionen absichtlich Min¬ 
derjährige angestachelt werden 
würden. „Bei Demonstrationen und 
Protesten versuchen wir die Ju¬ 
gendlichen zurückzuhalten. Ohne 
zu fragen, warum die Jugendlichen 
überhaupt auf der Straße sind, 
muss man auch keine Antwort auf 
die Frage suchen, warum sie Aktio¬ 
nen machen. Ohne diese Realität zu 
sehen und mit der Behauptung, die 
Jugendlichen würden mit künstlich 
hergestellten Problemen benutzt, 
lassen sich auch die Probleme 
nicht lösen, die diese Jugendlichen 
erleben.“ Kisanak forderte eine 
sofortige Freilassung der inhaftier¬ 
ten Minderjährigen sowie gesetzli¬ 
che Regelungen zur Beendigung 
des unrechtmäßigen Vorgehens. 

(ÖP, 19./20.2., ISKU) 


geschlagen und mich mit Gewalt 
aus dem Bett geholt.“ 

Xatun Balican, eine weitere Betrof¬ 
fene, erklärte: „Die JITEM-Leute 
haben uns beleidigt. Sie versu¬ 
chen, uns von der DTP abzubrin¬ 
gen, aber wir werden unseren 
Kampf fortsetzen. Ihr Ziel ist es, 
die DTR die hier erstmalig zu den 
Wahlen antritt, einzuschüchtern.“ 

(ÖP, 20.2., ISKU) 

300 syrische Kurden demon¬ 
strieren für Bleiberecht 

Syrische Kurden haben am Mon¬ 
tag in Berlin gegen ein Abkommen 
protestiert, nach dem sie nach 
Syrien zurück geschickt werden 
können. Die Demonstranten fürch¬ 
ten, dort verhaftet zu werden. 

Zu der Demonstration hatte das 
Komitee für Zusammenarbeit der 
syrisch-kurdischen Organisatio¬ 
nen in Deutschland mit Unterstüt¬ 
zung weiterer kurdischer Vereine 
und Organisationen aufgerufen. 
Ihr Protest richtet sich nach eige¬ 
nen Angaben gegen das Mitte Juli 
2008 Unterzeichnete Rücknahme¬ 
abkommen zwischen der Bundes¬ 
republik und Syrien. Die von die¬ 
sem Abkommen betroffenen 
Flüchtlinge seien im Falle ihrer 
Rückkehr nach Syrien der Gefahr 
ausgeliefert, verhaftet, misshan¬ 
delt und gefoltert zu werden, hieß 
es in einer Erklärung. 

(TS, 23.2., ISKU) 

Neue US-Luftwaffenbasis? 

Einem Zeitungsbericht zufolge 
erwägen die USA nach der von 
Kirgisien beschlossenen Schlie¬ 
ßung ihrer Luftwaffenbasis einen 
neuen Stützpunkt in der Türkei. 
Wie die türkische Zeitung „Yeni 
Safak“ am Freitag unter Berufung 
auf Quellen berichtete, wollen die 
USA zunächst versuchen, ihre 
Basis in Usbekistan oder Tadschi¬ 
kistan zu stationieren. 

Wenn aber die Regierungen dieser 
Länder sich dagegen auflehnen 
würden, komme Trabzon oder ein 
weiterer Ort an der türkischen 
Schwarzmeerküste in Frage. 
Möglicherweise komme der Ober¬ 
befehlshaber der US-Streitkräfte 
im Mittleren Osten, General David 
Petraeus, demnächst in die Türkei, 
um dieses Thema zu erörtern. 

(RIA, 20.2., ISKU) 
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»Imperialisten die kurdische 
Karte aus der Hand schlagen« 


Berlin engagiert sich verstärkt in 
Irakisch-Kurdistan. Hintergrund ist 
die Nahostpolitik von US-Präsident 
Obama. Ein Gespräch mit Songlil 
Karabulut 

Bundesaußenminister Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier (SPD) hat Ende 
Februar in Erbil, der Hauptstadt 
der nordirakischen Autonomiere¬ 
gion Kurdistan, ein deutsches 
Generalkonsulat eröffnet. Was sind 
die Hintergründe des gewachsenen 
deutschen Interesses an Irakisch- 
Kurdistan? 

Vordergründig geht es um wirt¬ 
schaftliche Ambitionen. So war vor 
der Eröffnung des Konsulats eine 
Delegation aus der Region Kurdi¬ 
stan in München, um eine Wirt¬ 
schaftskonferenz für März vorzube¬ 
reiten. 

Doch es gibt auch geostrategische 
Gründe. Es kann sein, daß sich Ira¬ 
kisch-Kurdistan aufgrund der 
gegenwärtigen Irak-Politik der 
USA unter Präsident Barack 
Obama weiter zu einem formal 
unabhängigen Staat entwickelt. 
Daher bemühen sich Länder wie 
die BRD, Frankreich, Großbritan¬ 
nien und Italien jetzt schon um poli¬ 
tische, wirtschaftliche und kulturel¬ 
le Kontakte in Irakisch-Kurdistan, 
um ihren Einfluß in der Region zu 
festigen. Um den rein wirtschaft¬ 
lichen und politischen Interventio¬ 
nen der Bundesregierung ent¬ 
gegenzuwirken, wäre es meiner 
Auffassung nach wichtig, wenn 
z. B. die Rosa-Luxemburg-Stiftung 
ein Regionalbüro in Erbil eröffnen 
würde. Hierdurch könnten außer¬ 
parlamentarische Friedens-, Frau- 


Die Anwaltskammern in den kurdi¬ 
schen Gebieten der Türkei und die 
Menschenrechtskommission 
haben die Gründung einer Kom¬ 
mission zur „Untersuchung der 
Fakten und Konfrontation mit der 
Vergangenheit“ bekannt gegeben. 
Die Gründungsdeklaration wurde 
vor dem Gerichtsgebäude in Amed 
verlesen. Zu einer angespannten 
Situation kam es, als Sicherheits¬ 
kräfte tätlich gegen den Vorsitzen¬ 
den der Anwaltskammer Diyarba- 
kir, Rechtsanwalt Mehmet Emin 
Aktar, vorgingen, um ihn vom 
Gelände des Gerichtsgebäudes zu 
entfernen. Nach einer Diskussion 
zwischen Polizei und den Kommis¬ 
sionsmitgliedern konnte Aktar 
schließlich die Erklärung abgeben. 
Aktar wies darauf hin, dass es zwi- 


en- und Demokratiekräfte unter¬ 
stützt werden. 

Wie beurteilen Sie die Nahostpoli¬ 
tik von Obama und welche Risiken 
sehen Sie dabei für die Kurden? 
Obama hat mit gewissen verbalen 
Veränderungen auf sich aufmerk¬ 
sam gemacht. Aber ich denke, daß 
in der grundsätzlichen imperialisti¬ 
schen Expansionspolitik der USA 
keine Änderung stattfinden wird. 
Die gesamte US-Politik ist auf die 
Ausbeutung der Erde und auf 
Krieg ausgerichtet. 

Im Herzen des Mittleren Ostens 
hat die geostrategische Bedeutung 
Kurdistans in den letzten Jahren 
noch zugenommen, denn viele Gas- 
und Ölpipelines aus dem Kaukasus 
durchqueren inzwischen kurdische 
Gebiete. Außerdem eignet sich die 
ungelöste kurdische Frage für die 
imperialistischen Mächte noch 
immer als Destabilisierungsfaktor 
zur Kontrolle über die Türkei, den 
Iran, Syrien oder den Irak. 

Meiner Auffassung nach haben 
weltweit die linken während des 
Irak-Krieges 2003 die Wichtigkeit 
der kurdischen Frage verkannt. 
Wenn es dafür eine gerechte 
Lösung gäbe, könnte dem Imperia¬ 
lismus die kurdische Karte aus der 
Hand geschlagen werden. Dafür 
brauchen wir aber die Unterstüt¬ 
zung linker Kräfte in allen Ländern. 

Beobachter befürchten bewaffnete 
Auseinandersetzungen zwischen 
Kurden und Arabern im Irak nach 
einem Abzug der US-Truppen. 
Sehen Sie das auch so? 


sehen der „Terrororganisation 
Ergenekon“ und den extralegalen 
Hinrichtungen und Fällen von „Ver¬ 
schwundenen“ einen Zusam¬ 
menhang gebe. Bereits früher 
seien im Zusammenhang mit dem 
Susurluk-Fall und parlamentari¬ 
schen Untersuchungskommissio¬ 
nen zu „Morden unbekannter 
Täter“ einige Tatsachen aufgeklärt 
worden, allerdings habe es nie auf¬ 
schlussreiche Ermittlungen zu die¬ 
sen „mafiaartigen Organisierun¬ 
gen“ und den dahinter stehenden 
Kräften gegeben. 

Um die im Zusammenhang mit 
dem Ergenekon-Verfahren entstan¬ 
dene Möglichkeit einer .Abrech¬ 
nung und Konfrontation der Türkei 
mit ihrer Vergangenheit“ nicht ver¬ 
streichen zu lassen, müssten alle 


Die Gefahr ist real, da sowohl die 
kurdischen als auch die arabischen 
Autoritäten im Irak verantwor¬ 
tungslos handeln. Der irakische 
Ministerpräsident Al-Maliki ver¬ 
folgt in letzter Zeit eine panarabi- 
sche Linie, um damit der zuneh¬ 
menden Bedeutung Irakisch-Kurdi- 
stans entgegenzuwirken. 

Müssen in diesem Zusammenhang 
nicht auch die Interessen der nach- 
barstaaten berücksichtigt werden? 
Dabei spielen selbstverständlich 
auch die Interessen der arabischen 
Nachbarstaaten und des Iran eine 
Rolle. Dort gibt es die Befürchtung, 
dass sich Irakisch-Kurdistan zu 
einem unabhängigen Staat entwi¬ 
ckeln und damit eine Stütze der 
USA werden könnte. Der Präsident 
der kurdischen Region, Masud 
Barsani, hat im Gegenzug mit der 
Abspaltung von Irak gedroht, falls 
Bagdad die Entsendung arabischer 
Soldaten in die kurdischen Gebiete 
nicht stoppt. 

Kurden und Araber leben in der 
Region seit Tausenden Jahren 
zusammen, doch beide Seiten set¬ 
zen jetzt auf blinden Nationalismus. 
Profitieren werden von einem sol¬ 
chen Konflikt nur die Imperialisten, 
linke Kräfte müssen daher sowohl 
dem kurdischen als auch dem ara¬ 
bischen Nationalismus entgegen¬ 
wirken und ihre Zusammenarbeit 
mit fortschrittlichen Kräften in der 
Nahost-Region verstärken. 

Songül Karabulut ist im Vorstand 
des Kurdischen Frauenbüros für 
Frieden (Ceni) sowie des Europäi¬ 
schen Friedensrats Türkei 

(jW, 4.3., ISKU) 


„illegal organisierten Strukturen 
innerhalb des Staates“ und die von 
ihnen begangenen Verbrechen auf¬ 
geklärt werden. Zu diesem Zweck 
sei die Kommission gegründet wor¬ 
den. „Wir fordern die Öffentlich¬ 
keit dazu auf, uns Informationen im 
Zusammenhang mit extralegalen 
Hinrichtungen, Morden unbekann¬ 
ter Täter und Fällen von Ver¬ 
schwundenen zukommen zu las¬ 
sen.“, erklärte Aktar. 

Mitglieder der Kommission sind 
die Vorsitzenden der Anwaltskam¬ 
mern in Diyarbakir, Agri, Batman, 
Bingöl, Bitlis, Hakkari, Kars, Mar- 
din, Siirt, Urfa, Sirnak und Van 
sowie der stellvertretenden Vorsit¬ 
zenden des IHD, Muharrem Erbey, 
und von Mazlumder, Nesip Yildi- 
rim. (ÖP, 26.2., ISKU) 


Meldungen 

Erneut Besuch bei Öcalan 
verhindert 

Erneut ist ein Versuch der Anwäl¬ 
te Abdullah Öcalans, ihren Man¬ 
danten auf der Gefängnisinsel 
Imrali zu besuchen, gescheitert. 
Auf halbem Weg zur Insel kehrte 
das Schiff, mit dem die Verteidi¬ 
ger übersetzen wollten, wieder 
um. Die Begründung war diesel¬ 
be wie schon vergangenen Mitt¬ 
woch: „Schlechtes Wetter“. 

(ÖP, 27.2., ISKU) 

Hausdurchsuchungen in Kiel, 
Rostock und Parchim 

In Kiel, Rostock und Parchim 
sind am Morgen des 26.2. gegen 
sechs Uhr fünf Wohnungen 
durchsucht worden. Den betrof¬ 
fenen Kurden wird Unterstützung 
der PKK vorgeworfen. Sie wur¬ 
den erkennungsdienstlich behan¬ 
delt. Bei den Durchsuchungen 
wurden Computer, Dokumente 
und Zeitschriften beschlagnahmt. 

(ÖP, 27.2., ISKU) 

Türkei fordert Auslieferung von 
zehn Kurden von der Schweiz 

Im Rahmen eines Besuchs der 
schweizerischen Justizministerin 
Widmer-Schlumpf bei ihrem türki¬ 
schen Kollegen Sahin in Ankara 
hat die Türkei die Auslieferung 
von zehn Personen gefordert An 
erster Stelle auf der türkischen 
Wunschliste befindet sich der Kon- 
gra-Gel-Präsident Zübeyir Aydar, 
der politisches Asyl genießt. Weite¬ 
re Namen sind Mehmet Esiyok, 
Erdogan Elmas und Zeynep Yesil. 

(ÖP, 27.2., ISKU) 

Angriff auf die Wahlkampfbü¬ 
ros der DTP 

In Istanbul, im Stadtviertel Kagi- 
thane, wurde das DTP-Büro von 
einer großen Gruppe Menschen 
angegriffen. 

In Antep wurden die Scheiben des 
Büros eingeworfen und die Fah¬ 
nen der DTP heruntergerissen. 
Das Büro in Izmir, das schon am 
24.2. in Brand gesteckt worden 
war, wurde ebenfalls mit Steinen 
angegriffen. Weiterhin gab es 
gestern Nacht einen ähnlichen 
Angriff in Yalova. 

Gleichzeitig wurde bekannt, dass 
die AKP beispielsweise in Manisa 
versucht durch Androhungen von 
Lohnkürzungen Menschen zur 
Teilnahme an einer Propaganda¬ 
veranstaltung zu zwingen. 

(ANF, 1.3., ISKU) 

In Dersim versammelten sich 
10.000 Frauen 

Die Kundgebung im Rahmen des 
8. März begann am 1.3. in Dersim, 
unter dem Motto: 'Wir sind die 
Ehre von Niemand, unsere Ehre 


Wahrheitsfindungskommission gegründet 




Politische Gefangene wenden sich 
an die Öffentlichkeit 


In den letzten Jahren hatte der 
IHD mehrmals auf Defizite der 
gesundheitlichen Versorgung 
politischer Gefangener in der Tür¬ 
kei hingewiesen. Auch hat sie eine 
Liste mit Namen politischer 
Gefangener vorgelegt, deren 
gesundheitliche Situation derma¬ 
ßen bedenklich ist, dass eine Haft¬ 
verschonung unvermeidlich ist, 
wenn man den Tod im Gefängnis 
nicht billigend in Kauf nehmen 
will. Um dies zu vermeiden, hatte 
sie die türkischen Behörden drin¬ 
gend dazu aufgefordert, aktiv zu 
werden. Passiert ist bis heute 
nichts. 

Nachdem Tod von Besir Özer im 
Februar, dem bereits dritten 
Gefangenen, der in türkischen 
Gefängnissen in diesem Jahr sein 
Leben verloren hat, wandten sich 
jetzt die politischen Gefangenen 
mit einem offen Brief an die 
Öffentlichkeit. Darin wiesen sie 
auf die Situation in den türkischen 
Gefängnissen hin. Auch wiesen 
sie darauf hin, dass dahinter 
Methode stecke, dass dies die 

Bedenken 

Die Bundestagsabgeordneten 
Monika Griefahn (SPD) und Clau¬ 
dia Roth (Grüne) haben sich 
gegen deutsche Kreditbürgschaf¬ 
ten für den Bau des umstrittenen 
Ilisu-Staudamm in der Türkei aus¬ 
gesprochen. Nach einem Besuch 
in der Region im Südosten der 
Türkei kritisierten sie am 
Samstag, türkische Regierungs¬ 
vertreter übten erheblichen 
Druck auf die Bevölkerung aus, 
damit diese das Tal des Tigris 
räume und einer Umsiedlung 
zustimme. 

Mit Repression werde versucht, 
Leute mundtot zu machen oder 
sie zu vertreiben, sagte Griefahn 
nach einem Besuch in der archäo¬ 
logisch bedeutenden Stadt Hasan- 
keyf am Tigris-Ufer. So hätten 
Bewohner der Region berichtet, 
Karten für eine kostenlose 
Gesundheitsversorgung würden 
inzwischen nicht mehr abgestem- 


Ttirkei 

Die Türkei spielt seit ihrem NATO- 
Beitritt 1952 eine strategische Rolle 
für das westliche Kriegsbündnis. 
Im Kalten Krieg wurde die Türkei 
als Bollwerk gegen die Sowjetunion 
hochgerüstet und gegen die Deko¬ 
lonisierungsbewegung der arabi¬ 
schen Staaten in Stellung gebracht. 
Die Türkei dient der NATO weiter¬ 
hin als das neben Israel wichtigste 
Sprungbrett in den Nahen und 
Mittleren Osten. Hier befindet sich 
strategische Infrastruktur wie die 
Airbase Incirlik bei Adana sowie 
Spionageposten entlang der syri¬ 
schen, irakischen und iranischen 


Qualität habe, den Tod Gefange¬ 
ner, explizit politischer Gefange¬ 
ner, zu legalisieren. Sie forderten 
die Öffentlichkeit dazu auf, die¬ 
sem durch Schweigen nicht Vor¬ 
schub zu leisten und aktiv zu wer¬ 
den. 

Außerdem sei niemals eine Unter¬ 
suchung über die letzten drei 
Tode im Gefängnis angestrengt 
worden. „Diese Situation macht 
die Toten zu etwas Normalem und 
bereitet den Boden für weitere 
Tote. Wir rufen deshalb weltweit 
alle Verteidigerinnen von Men¬ 
schenrechten, Amnesty Interna¬ 
tional, das Folterbeobachtungsko¬ 
mitee, zivilgesellschaftliche Orga¬ 
nisationen und demokratische 
Massenbewegungen, wie auch 
alle Menschen mit Gewissen auf, 
dagegen etwas zu unternehmen.“ 

Folter in südkurdischen 
Gefängnissen! 

Der südkurdische Minister für 
Menschenrechte Dr. Siwan Eziz, 
erklärte, dass in Gefängnissen des 
Föderalstaates Kurdistan gefoltert 


pelt. «Alle Gutachten zeigen, dass 
die Bedingungen für Kreditbürg¬ 
schaften nicht eingehalten wur¬ 
den und nicht eingehalten werden 
können» sagte Griefahn. Sie glau¬ 
be auch nicht, dass eine deutsche 
Beteiligung Irak und Syrien helfen 
werde, die beide auf Wasser aus 
der Türkei angewiesen sind. 
«Man gräbt denen das Wasser 
ab», sagte sie. 

Die Grünen-Vorsitzende Roth 
sagte, wenn Deutschland für Ilisu 
Hermes-Bürgschaften gebe, 
könne man alle Kriterien für sol¬ 
che Bürgschaften vergessen. «Es 
ist ein gigantisches Großprojekt, 
das an dem vorbeigeht, was die 
Menschen wollen», sagte sie. Der 
Staudamm bedeute auch einen 
kulturellen Raubbau. Die türki¬ 
sche Regierung forderte sie auf, 
Rechte der Minderheiten in der 
Türkei anzuerkennen. 


Grenze. Türkische Truppen betei¬ 
ligten sich am NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien und kämpfen heute als 
NATO-Söldner in Afghanistan. 

Der Militärputsch vom 12. Septem¬ 
ber 1980, der sich gegen die 
erstarkte Arbeiterbewegung und 
die kurdische Freiheitsbewegung 
in der Türkei richtete, fand unter 
dem direkten Schutz von NATO- 
Truppen statt. Weil die kurdische 
Freiheitsbewegung den imperialis¬ 
tischen Hegemonieplänen im Weg 
steht, unterstützt die NATO seit 
Jahrzehnten den Krieg der türki¬ 
schen Armee, der bislang über 


würde. Der Minister erklärte, er 
habe die Namen der Folterer dem 
Innenminister übergeben. 

In dem vom Menschenrechtsmini¬ 
ster verbreiteten Report, wurde 
erklärt, dass die Praxis der Folter 
fortgesetzt würde. Die Mehrheit 
der Folterungen werde auf Initiati¬ 
ve der Polizei begangen, dennoch 
sei auch ein Rückgang von Folter 
zu verzeichnen. Die Folter wird 
vor Allem im Rahmen von Inge- 
wahrsamnahme angewandt. Eziz 
erklärte, dass die Ursachen der 
Folter einerseits an der Ignoranz 
der Bevölkerung liegen, anderer¬ 
seits aber auch an mangelnden 
politischem Bewusstsein im Staat. 
Aufgrund dieser Zustände mein¬ 
ten Polisten Gefange behandeln 
zu können wie sie wollen. 

Der Chef der Polizei von Hewler, 
wies die Foltervorwürfe zurück 
und behauptete, dass es auf den 
Polizeiwachen keine Folter gebe. 

64 VF, 4./3.3., ISKU) 


Im Dezember hatte Deutschland 
die Kreditbürgschaften für Ilisu 
und entsprechende Verträge vor¬ 
erst gestoppt. Die türkische Regie¬ 
rung erhielt eine letzte Frist von 
180 Tagen, um die Auflagen für 
das Bauprojekt zu erfüllen. Wegen 
Verstößen gegen Umweltschutz- 
Auflagen und Mängeln bei den 
Umsiedlungsplänen hatte die 
deutsche Regierung schon zwei 
Monate zuvor mit einem Ausstieg 
aus der Projekt-Finanzierung 
gedroht. 

Der Stausee, der mit einer Fläche 
von mehr als 300 Quadratkilome¬ 
tern der zweitgrößte der Türkei 
wäre, bedroht die Stadt Hasan- 
keyf. Zudem müssten mehr als 
10.000 Menschen umgesiedelt 
werden. Deutschland hatte für das 
Bauprojekt rund 190 Millionen 
Euro über eine Hermes-Bürg¬ 
schaft abgesichert. 

(dpa, 28.2. ISKU) 


40.000 Todesopfer gekostet hat. 
Das Putschistennetzwerk „Ergene- 
kon“, gegen dessen Mitglieder 
momentan in der Türkei wegen 
zahlreicher Anschläge ermittelt 
wird, hat seine Wurzeln auch in der 
NATO-Konterguerilla Gladio. 

Referent: Dr. Haluk Gerger 
Freitag 6. März 2009, 19 Uhr 
im Statthaus Böcklerpark (U Bhf 
Prinzenstraße) 

Samstag 7. März 2009, 18 Uhr, 
Hörsaal Erziehungswissenschaf¬ 
ten, Von-Melle-Park 8, Uni Ham¬ 
burg 


ist unsere Freiheit." An ihr nah¬ 
men 10.000 Frauen teil. 

Zum Beginn der 8. März Aktivitä¬ 
ten, kamen Frauen aus vielen Städ¬ 
ten, wie Ankara, Diyarbakir, Hak- 
käri, Adiyaman, Mersin, Mardin, 
Istanbul in die Kleinstadt. Die 
Frauen trafen sich vor dem Wahl¬ 
kampfbüro der DTE 

(ANF, 1.3., ISKU) 

Menschenrechtsgericht verur¬ 
teilt Türkei wegen Uni-Verbots 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat 18 türki¬ 
schen Studenten Recht gegeben, 
die wegen ihrer Forderung nach 
Vorlesungen in kurdischer Spra¬ 
che vom Unterricht ausgeschlos¬ 
sen wurden. Damit habe die Tür¬ 
kei gegen das Grundrecht auf Bil¬ 
dung verstoßen, befanden die 
Straßburger Richter am 
Dienstag. Ankara wurde angewie¬ 
sen, jedem Kläger 1500 Euro 
Schadensersatz zu zahlen. 

Die Studenten hatten die Univer¬ 
sität der westanatolischen Stadt 
Ayfon Ende 2001 gebeten, einige 
Vorlesungen in kurdischer Spra¬ 
che anzubieten. Wenige Tage spä¬ 
ter wurden sie für zwei Semester 
von den Vorlesungen ausge¬ 
schlossen. In einem Fall reduzier¬ 
te die Universität die Sanktion auf 
einen Monat, nachdem der Stu¬ 
dent seine "Reue" bekundet 
hatte. Die Einführung von Vorle¬ 
sungen in Kurdisch könnten Spal¬ 
tungen aufgrund von "Sprache, 
Rasse oder Religion" schaffen, 
begründete die Universität die 
Sanktion. 

Der Straßburger Gerichtshof 
rügte die Maßnahme als unver¬ 
hältnismäßig. Zwar sei die Sank¬ 
tion später von der türkischen 
Justiz aufgehoben worden. Doch 
zu diesem Zeitpunkt hätten die 
Studenten bereits ein oder zwei 
Semester verloren gehabt. 

(AFP, 3.3., ISKU) 

Quellen: 

ÖP Yeni Özgür Politika 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 


Termine: 

8. März Frauendemonstration 
Düsseldorf: 7.3., 13:00 Uhr, Frie- 
drich-Ebert-Str. 34, (DGB-Haus) 
Hamburg: 7.3., 14:00 Uhr, Stern¬ 
schanze 

Berlin: 8.3., 14:00 Uhr, Pariser 
Platz 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


gegen Ilisu-Staudamm 


- Bollwerk der NATO im Nahen Osten 
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Tausende Frauen demonstrieren 

für Freiheit 


Die Aktivitäten zum 8. März wer¬ 
den mit großer Energie fortge¬ 
setzt. Tausende Frauen trafen sich 
zu einer Kundgebung unter dem 
Motto „Unsere Ehre ist unsere 
Freiheit“ Schon vor dem 8. März 
begannen die Proteste und kom¬ 
men am 8. März in vielen Städten 
zu ihrem Höhepunkt. 

SIRNAK 

In Cizre im Kreis Sirnak trafen 
sich zum ersten Mal Tausende 
Frauen zu einer Kundgebung. Es 
nahmen auch viele Abgeordnete, 
Bürgermeisterinnen und Aktivi¬ 
stinnen aus den Frauenräten teil. 
Sie führten eine Demonstration 
zum Newroz-Gelände durch. Es 
wurden PKK Fahnen gezeigt und 
Parolen gegen Erdogan und für 
Frauenbefreiung und politische 
Bezüge zu Guerilla und Abdullah 
Öcalan deutlich gemacht. Weiter¬ 
hin gab es viele Parolen gegen 
den Ehrbegriff, gegen Imperia¬ 
lismus und Kolonialismus und in 
Solidarität mit allen Frauen der 
Welt. 

Der Preis, den die Frauen im 
Befreiungskampf zahlen wurde 
betont, und es wurde deutlich 
gemacht, dass sich die kurdische 
Frau, wie auch die kurdische 
Gesellschaft durch diesen Kampf 
verändert hat. 

In Ergani trafen sich 10.000 
Frauen 

An einer Kundgebung die von der 
DÖKH (Demokratische Frauen¬ 
freiheitsbewegung) im Kreis 
Ergani in Diyarbakir organisiert 
worden war, nahmen ca. 10.000 
Frauen teil. Auch hier wurden die 
krudischen Farben gezeigt und 
die oben schon genannten Forde¬ 
rung und Parolen der kurdischen 
Frauenbewegung vorgetragen. Es 
gab eine angespannte Situation, 
nachdem trotz massiver Präsenz 
türkischer Polizei und Militärkräf¬ 
te, auf der Bühne eine Fahne des 
demokratischen Konföderalismus 
ausgerollt worden war. 

Auf der Kundgebung sprach u. a. 
die Abgeordnete der DTP aus Di¬ 
yarbakir Aysel Tugluk. Sie beton¬ 
te, dass dieser Frühling für die 
kurdische Befreiungsbewegung 
entscheidend sei und mit dem 8. 
März, mit Newroz-Aktivitäten 
einen Gipfel erreichen würde und 
die Wahlen am 29.3. ein Erfolg 
werden würden. Sie sagte deut¬ 
lich, dass eine Befreiung der 
Gesellschaft nur mit der Befrei¬ 
ung der Frau funktionieren könn¬ 
te. Sie rief ‘Wir sind die Ehre von 


Niemanden! Unsere Seelen und 
Körper sind unser Eigentum!“ 
Weitere Veranstaltungen zum 8. 
März wurden mit Begeisterung 
aufgenommen: 

SIVEREK 

An einer ebenfalls von DÖKH ver¬ 
anstalteten Kundgebung in Sive- 
rek im Kreis Urfa, nahmen eben¬ 
falls Tausende Frauen teil. Das 
Klima war ähnlich entschlossen 
und kraftvoll, wie auf den oben 
erwähnten Veranstaltungen. Auch 
hier wurde auf die Wichtigkeit der 
Befreiungsbewegung im Kampf 
der Frauen deutlich gemacht. 

BALPINAR 

In der Gemeinde Balpmar in Bat- 
man trafen sich ca. 150 Frauen. 
Auch hier wurde vor allem der 
Ehrbegriff scharf verurteilt. 

SIIRT 

Der Frauenrat von Siirt erinnerte 
an die gefangenen Frauen. Es nah¬ 
men Aktivistinnen der DTP, von 
den Friedensmüttern, von DÖKH 
u.a. teil. Hier wurden vor allem 
die Morde im Nahmen der Ehre 
thematisiert und skandalisiert. 

IGDIR 

Zum 8. März hatten die Frauen 
hier die Künstlerin Rojda eingela¬ 
den. Der Gouverneur verbot 
jedoch die Aktivitäten. Trotzdem 
sammelten sich seit den frühen 
Morgenstunden Frauen in tradtio- 
neller Kleidung vor dem Büro der 
DTP. Die Polizei errichtete Stra¬ 
ßensperren und durchsuchte die 
Frauen einzeln. Die Frauen veran¬ 
stalteten eine Kundgebung gegen 
das Verbot. 

Auf einer Rede der DTP Stadtrats¬ 
abgeordneten £igdem Yilmaz 
wurde vor allem die Gewalt gegen 
Frauen zum Thema gemacht. 
„Der Widerstand gegen das patri¬ 
archale System geht weiter, denn 
es gibt immer noch Ehrenmorde, 
Vergewaltigungen und Gewalt 
gegen Frauen. In den 30 Jahren 
des Krieges haben die Frauen das 
größte Leid getragen. Wir wollen 
als Frauen einen 8. März ohne 
Krieg und Gewalt.“ Es wurde an 
die Rolle der kurdischen Frei¬ 
heitsbewegung, an Öcalan aber 
auch der vielen Frauenaktivistin¬ 
nen in der Guerilla erinnert. 

ÖZALP 

Trotz der schweren Schneefälle 
nahmen hier ca. 100 Frauen an 
der von DÖKH organisierten 
Kundgebung teil. Auf der 


Demonstration waren es dann 
schließlich 500. 

Die AKP wurde scharf kritisiert. 
„Der Blick der AKP und des 
Systems auf die Frau ist deutlich. 
Wie ihr das letztes Jahr gesehen 
habt, haben sie an Newroz vor 
allem die Frauen angegriffen. Wir 
Frauen haben diese schmutzige 
Politik nicht vergessen und wer¬ 
den ihnen am 29. März eine Lehre 
erteilen.“ Die Frauen werden 
sowohl zu Hause als auch vom 
System unterdrückt, deswegen 
müssen sie selbst ihre Rechte in 
Anspruch nehmen. 

SEMDiNLI 

In Semdinli im Kreis Hakkari 
haben die Frauen zum 8. März 
eine Postkartenaktion für die 
gefangenen Frauen durchgeführt. 
Am 8. März selbst finden hier die 
Hauptaktivitäten statt. 

DOGUBEYAZIT 

Auch hier nahmen Hundert Frau¬ 
en an den Aktivitäten teil. 

MUGLA 

In Mugla haben verschiedene 
Organisationen, Parteien wie DTP 
und EMEP und der Menschen¬ 
rechtsverein IHD und viele ande¬ 
re eine Pressekonferenz zum 8. 
März durchgeführt. Es wurden 
Parolen auf kurdisch und türkisch 
gerufen mit Inhalten wie: „Schluss 
mit der Ausbeutung aufgrund von 
Geschlecht, Klasse oder Nationa¬ 
lität.“ Der Ehrbegriff und der Mili¬ 
tarismus wurde angegriffen. 

ANKARA 

Die Frauen der Gewerkschaft 
KESK organisierten hier eine 
Demonstration. Hier wurden kur¬ 
dische und türkische Parolen 
gegen Ausbeutung, Gewalt und 
Militarismus und für ein Recht auf 
Gesundheitsversorgung gerufen. 

Polizei greift Frauen nach 
Kundgebung an 

Tausenden Frauen, die von der 
Kundgebung zum 8. März vor 
dem DTP Kreisbüro zurückkehr¬ 
ten wurden von Spezialeinheiten 
der Polizei angegriffen. 

Als Antwort formierten sich die 
Frauen erneut zu einer Demons¬ 
tration. Die Polizei griff die 
Demonstrantinnen mit Wasser¬ 
werfern und Gasgranaten an. Die 
Menschenmenge, die der Polizei 
mit Molotow Cocktails und Stei¬ 
nen antwortete, verteilte sich in 
den umliegenden Straßen. 

64 VF, 6./7.3., ISKU) 


der Türkei 


Meldungen 


100.000 auf DTP Kundge¬ 
bung in Van 

An einer DTP-Kundgebung am 
11.3. in Van nahmen 100.000 
Menschen teil. Der DTP-Vorsit- 
zende Ahmet Türk forderte eine 
friedliche und demokratische 
Lösung der kurdischen Frage. 
Die Menschenmenge rief Paro¬ 
len für die kurdische Freiheits¬ 
bewegung und gegen den Krieg 
und die türkische Regierung. 
Viele trugen die kurdischen Far¬ 
ben. (ANF, 11.3., ISKU) 

DTP Kundgebungen in Hak¬ 
kari und Yüksekova 

Der Konvoi des DTP-Vorsitzen- 
den Ahmet Türk wurde in Hak¬ 
kari von 30.000 Menschen emp¬ 
fangen. Türk betonte in einer 
Ansprache, dass das kurdische 
Volk seinen 30-jährigen Wider¬ 
stand, trotz Unterdrückung und 
Grausamkeit, fortsetzen werde. 
Die Kundgebung fand in einem 
Klima großer Entschlossenheit 
statt. Überall wurden die verbo¬ 
tenen Fahnen der PKK, HPG 
und KCK gezeigt und Parolen 
gerufen, die die Verbundenheit 
mit der Befreiungsbewegung 
signalisieren. Die Straßen Hak- 
karis waren voll mit Menschen 
und dies trotz breit angelegter 
Polizei- und Jandarmamaßnah- 
men. 

Am 10. März wurde die Delega¬ 
tion von Ahmet Türk in Yükse¬ 
kova von 50.000 Menschen emp¬ 
fangen. (ANF, 9.3., ISKU) 

Das türkische Militär 
provoziert in Dersim 

Direkt vor den Regionalwahlen 
begann das Militär seine Opera¬ 
tionen in der Region Dersim zu 
verstärken. Seit drei Tagen krei¬ 
sen in der Region Kobra und 
Sikorsky Hubschrauber. Am 
Montag begannen die Einheiten 
mit einer Operation in verschie¬ 
denen Gebieten der Region. Bei 
der Operation wurden auch zivi¬ 
le Busse eingesetzt um Soldaten 
ins Operationsgebiet zu bringen. 
Eine Schule im Kreis Nazmiye 
wurde aus diesem Grund 
geräumt. (ANF, 10.3., ISKU) 

32,5 Jahre Haft wegen 
Steinwürfen 

Ein Kind, das beschuldigt wur¬ 
den, letztes Jahr in Diyarbakir 
Steine auf die Polizei geworfen 
zu haben, wurde zu 10,5 und 
zwei weitere zu jeweils 11 Jah¬ 
ren Gefängnis verurteilt. 

Die Kinder wurden beschuldigt, 
nach den Übergriffen der Polizei 
letztes Jahr in Hakkari und Yük¬ 
sekova in Diyarbakir aus Protest 
Steine auf die Polizei geworfen 




Ein Brief der Gerechtigkeit für 
Gefangenen Kinder 


Mit der Forderung nach Freilas¬ 
sung der Kinder, die unter dem 
Vorwurf der „Mitgliedschaft in 
einer verbotenen Organisation“ 
inhaftiert wurden, fanden am 10. 
März Aktionen in Ankara, Adana, 
Cizre und Diyarbakir statt, außer¬ 
dem wurde ein offener Brief an 
die Verantwortlichen geschickt. 

ISTANBUL 

Aktivistinnen der Gruppe 
„Gerechtigkeit für die Kinder“, 
und der ÖDP Abgeordnete Ufuk 
Uras trafen sich vor der Post am 
Taksim in Istanbul. In der Erklä¬ 
rung der Protestierenden wurde 
gefordert, dass die Zukunft der 
Kinder nicht zerstört werden solle 
und Plakate mit der Aufschrift 
„Was kann die Schuld und die 
Strafe eines Kindes sein?“ getra¬ 
gen. Es wurde erklärt, dass sich 
zur Zeit ca. 250 Kinder in ver¬ 
schiedenen Regionen mit dem 
Vorwurf der Mitgliedschaft in 
Haft befinden und vielen bis zu 20 
Jahren Haft drohen. Dies verstoße 
gegen die Kinderrechtserklärung 
der Vereinten Nationen. Es wurde 
gefordert, dass die Kinder nicht 
vor die Gerichtshöfe für Schwere 


Die Anzahl der Frauen in Ostkur¬ 
distan, die ihrem Leben ein Ende 
setzen, steigt jeden Tag. Einer¬ 
seits massiv eingeschränkt und 
unterdrückt durch das Scharia- 
Regime, andererseits unterdrük- 
kt durch die traditionelle Frauen¬ 
rolle, suchen ostkurdische Frau¬ 
en den Weg in die Berge als 
befreiende Alternative. 

Die ostkurdische Aktivistin der 
kurdischen Freiheitsbewegung 
Nujin Cilo Dogu erklärte hierzu: 
„Ich gratuliere den Frauen auf 
der ganzen Welt, die das Ziel 
eines freien Lebens teilen, zum 8. 
März. Die Frauen Ostkurdistans 
leiden unter zwei Formen der 
Unterdrückung. Einerseits durch 
das islamische iranische Regime, 
welches die Frauen nach den 
Regeln der Scharia im öffent¬ 
lichen Raum unterdrückt, ande¬ 
rerseits durch die Familie, die sie 
dazu zwingt, nach traditionellen 
Vorstellungen unter schwerer 
Unterdrückung zu leben. Es gibt 
kein Recht, selbst Entscheidun¬ 
gen zu treffen oder zu sprechen. 
(...) Ich habe in meiner Familie 
diesen Widerspruch erlebt und 
wie ich mich davor retten konnte 
- ich weiß es nicht. Ich habe mich 
gegen diese Unterdrückung der 
kurdischen Freiheitsbewegung 
angeschlossen, denn ich glaube, 
dass wirkliche Freiheit hier zu 
finden ist. Es gab in meiner Fami¬ 
lie meiner Meinung nach ver¬ 
schiedene Widersprüche. Warum 


Strafen gestellt werden, sondern 
vor Kindergerichte und das der 
Paragraf der Mitgliedschaft in 
einer Vereinigung dahingehend 
verändert werden müsse. 

Der Brief, der die Freiheit für die 
gefangenen Kinder forderte, 
wurde von 44 Organisationen 
unterschrieben und an die Regie¬ 
rung und ihre Funktionäre 
geschickt. 

ANKARA 

Auch hier trafen sich Mitglieder 
der Initiative und verschiedener 
zivilgesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen mit der Forderung der 
Freilassung der Kinder, vor dem 
Yenisehir Postamt um den offenen 
Brief abzusenden. 

DIYARBAKIR 

Auch hier gab es ein Treffen vor 
dem Postamt von Diyarbakir. Hier 
nahmen an dem Treffen auch der 
DTP Abgeordnete Gülten Kisanak 
und der DTP Bürgermeister von 
Diyarbakir Osman Baydemir teil. 
Der IHD Vorsitzende von Diyarba¬ 
kir Muharrem Erbey erklärte, 
dass die Situation dieser Kinder 


sind die Frauen gezwungen, sich 
zu verschleiern, warum werden 
Frauen gesteinigt, warum gibt es 
kein Mitspracherecht in der 
Familie? (...) Natürlich habe ich 
verstanden, nachdem ich in die 
Berge gegangen war, was für ein 
bitteres Leben das war. Die jun¬ 
gen Frauen sollten aufhören, sich 
wegen derUnterdrückung selbst 
zu töten; sie sollten stattdessen in 
die Berge gehen. In den Bergen 
habe ich verstanden was Freiheit 
für eine Frau bedeutet.“ 

Bei Gesprächen mit ostkurdi¬ 
schen Frauen wurde deutlich, 
dass die Grundtragödie Kurdi¬ 
stans die Frauenfrage ist. Jeden 
Tag, an jedem Ort in Kurdistan, 
werden Frauen im Namen der 
Ehre von ihnen Nahestehenden 
ermordet oder sie setzen ihrem 
Leben selbst ein Ende, da sie die 
Unterdrückung nicht mehr ertra¬ 
gen oder sie werden Opfer des 
Scharia-Regimes des Iran. 

Die Guerilla Diyana Maku erklär¬ 
te zu den Verhältnissen im Iran: 
„Im Iran wird den Frauen keine 
Identität zugestanden. Neben 
dem praktizierten gesellschaft¬ 
lichen Druck reicht es dem Staat 
nicht, die Frau physisch zu unter¬ 
drücken, es geht ihm darum, 
auch ihre Psyche zu zerstören.“ 

Diyana Maku erklärte weiter: 
„Die Frauen, die keinen Ausweg 
aus diesem Gewalt- und Unter¬ 


eine Schande für die Menschheit 
sei, die beendet werden müsse. 
Der DTP Abgeordnete Gülten Kis¬ 
anak sagte: „Die, die im tiefen 
Staat, bei Ergenekon und dem 
JITEM, versuchen dieses Land ins 
Chaos zu stürzen, werden freige¬ 
lassen. Aber kurdische Kinder sol¬ 
len mit Hilfe von Haftstrafen erzo¬ 
gen werden. Wir akzeptieren 
diese Denkart nicht. Die Verant¬ 
wortlichen sollten davon so 
schnell wie möglich Abstand neh¬ 
men.“ 

ADANA 

Auch hier fand eine vom HD 
Adana Büro organisiert Kundge¬ 
bung statt. An der Kundgebung 
nahmen Personen aus der Füh¬ 
rung der DTP und von TUHAY- 
DER statt. Gefordert wurde auch 
hier die Freilassung der Kinder. 

CIZRE 

Vor der Post in Cizre trafen sich 
Menschen von verschiedensten 
zivilgesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen und Gewerkschaften um 
den offenen Brief abzusenden. 

(ANF, 10.3., ISKU) 


drückungsverhältnis finden, ent¬ 
schließen sich, ihr Leben zu 
beenden. Der Frau ist es nicht 
erlaubt, sich im gesellschaft¬ 
lichen Leben zu äußern. Jede 
Frau, die zu irgendeinem Thema 
ihre Ansichten äußert, wird mit 
Sicherheit Opfer von Gewalt. Ich 
habe gegen diese Gewalt und 
Unterdrückung den Ausweg in 
die Berge gefunden. Ein Aus¬ 
spruch unserer Führung hat 
mich sehr beeindruckt: „Die Frei¬ 
heit der Gesellschaft ist die Frei¬ 
heit der Frau.“ Dieser Ausspruch 
hat mich als Frau in die Berge 
gebracht. Ich habe die Freiheit in 
den Bergen gefunden und 
erlebt.“ 

Die Aktivistin Nujin Sine erklärte 
Folgendes: “Für die ostkurdi¬ 
schen Frauen ist es nicht mög¬ 
lich, eine eigene Identität zu ent¬ 
wickeln. (...) Sie müssen ein 
Leben unter den Verboten und 
Regeln der Scharia führen. Die 
Frau wird als Ursprung der 
Sünde angesehen und dies wird 
den Frauen von Kindheit an bei¬ 
gebracht. Die Frau wurde in eine 
Situation gebracht, dass sie sich 
ihres eigenen Körpers schämt. 
Auf dieser Basis wird versucht, 
die Frau zu schwächen. In der 
Gesellschaft wird der tägliche 
Tod von Frauen im Namen der 
Ehre, durch sich selbst oder 
ihnen Nahestehende so geför¬ 
dert. 

(ANF, 7.3., ISKU) 


zu haben. Sie wurden unter 
anderem wegen Mitgliedschaft 
in einer verbotenen Organisa¬ 
tion verurteilt. 

(ANF, 10.3., ISKU) 

Ein Dorfbewohner getötet, 
35 weitere verletzt 

Aufgrund des Artilleriefeuers 
vom Grenzposten Kogdag im 
Bezirk Van starb ein Dorbewoh- 
ner. 35 weitere wurden verletzt. 
Nach Berichten wurde das Artil¬ 
leriefeuer in den Abendstunden 
aus dem Militär- Stützpunkt 
eröffnet. Viele der Dorfbewoh¬ 
nerinnen waren zu der Zeit 
unterwegs und wurden das Ziel 
des Beschusses durch die türki¬ 
sche Armee. Die schwer Verletz¬ 
ten wurden ins Staatskranken¬ 
haus von Van gebracht. Vor dem 
Krankenhaus versammelten 
sich ca. 2000 Personen und rie¬ 
fen Parolen wie „Mörder Erdo- 
gan.“ (ANF, 11.3., ISKU) 

Wegen „W“ sowohl Prozess 
als auch Befragung 

Während die AKP-Regierung 
Millionen in den kurdischspra¬ 
chigen Sender TRT 6 fließen 
lässt, wurde ein Prozess gegen 
die Stadtverwaltung von Diyar- 
bakir/Kayapinar wegen eines 
Neujahrswunsches mit „W“ 
eröffnet. Dazu wurde nun 
sowohl mit einem Prozess als 
auch mit Vernehmungen begon¬ 
nen. Der Innenminister Besir 
Atalay selbst hatte die Untersu¬ 
chung angeordnet und erklärt, 
dass die Benutzung des Buch¬ 
stabens gegen die türkische Ver¬ 
fassung Artikel 3, 4, und 14 und 
gegen das türkische Buchsta¬ 
bengesetz und das Strafgesetz¬ 
buch Paragraph 222 verstoße. 

(ANF, 11.3., ISKU) 
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Prozesse gegen kurdische 
Minderjährige in der Türkei 


In Adana sind zwei weitere kurdi¬ 
sche Jugendliche wegen der Teil¬ 
nahme an einer Demonstration für 
Abdullah Öcalan im Oktober ver¬ 
gangenen Jahres zu hohen Haft¬ 
strafen verurteilt wurden. Mit der 
Anschuldigung der Mitgliedschaft 
in einer verbotenen Organisation 
und der Werbung für dieselbe 
wurden ein 13-jähriger und ein 15- 
jähriger zu jeweils 7,5 Jahren Haft¬ 
strafe verurteilt. Aufgrund des 
jungen Alters der Angeklagten 
reduzierte das Gericht die Strafen 
auf 4 Jahre und zwei Monate bzw. 
drei Jahre und neun Monate. Als 
Beweismittel dienten lediglich die 
Festnahmeprotokolle der Polizei. 
Wie die Anwälte der Jugendlichen 
mitteilten, seien weder bei der 
Durchsuchung nach der Festnah¬ 
me Beweismittel festgestellt wor¬ 
den noch lägen Filmaufnahmen 
oder Fotos vor, die eine Teilnah¬ 
me an der Demonstration belegen 
würden. 

Neun weitere Jugendliche im 
Alter zwischen 14 und 17 Jahren 
wurden in Adana wegen der Teil¬ 
nahme an Protesten zum neunten 
Jahrestag der Verschleppung 
Abdullah Öcalans im Februar ver¬ 
gangenen Jahres zu insgesamt 42 
Jahren und sechs Monaten Haft¬ 
strafe verurteilt. Auch in diesem 
Fall lautete der Vorwurf Mitglied¬ 
schaft in einer verbotenen Organi¬ 
sation und der Werbung für die¬ 
selbe. 


Der irakische Staatspräsident Jalal 
Talabani hat die Türkei zu einer 
Amnestie für Kämpfer der verbote¬ 
nen Kurdischen Arbeiterpartei 
PKK aufgerufen. Ein solcher 
Schritt könne Grundlage für eine 
Friedenslösung sein, sagte Talab¬ 
ani der türkischen Zeitung "Sabah" 
(Mittwoch-Ausgabe). Bei einem 
internationalen Treffen im nordira- 


haben Dutzende Delegationen 
angekündigt, die Newrozfeiern 
und die Wahlen in Kurdistan 
beobachten zu wollen. Darunter 
befinden sich mehrere Politiker, 
Parlamentarier, Journalisten, 
Menschenrechtler und Vertreter 
zivilgesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen. Eine zehnköpfige Abord¬ 
nung aus Großbritannien wird 
außerdem den Prozess gegen 
Leyla Zana am 31. März in Diyar- 
bakir beobachten. Aus Italien 


In Diyarbakir wurden 18 Jugendli¬ 
che nach 13 Monaten Untersu¬ 
chungshaft freigelassen. Die 
Jugendlichen waren auf der Beer¬ 
digung eines 15-jährigen festge¬ 
nommen worden, der bei Prote¬ 
sten zum 15. Februar im vergan¬ 
genen Jahr ums Leben gekom¬ 
men war. Ihnen wird vorgeworfen, 
“ohne Mitglied in einer verbote¬ 
nen Organisation zu sein, gemäß 
der Direktiven der Organisation 
eine Aktion” durchgeführt, Wider¬ 
stand gegen die Polizei geleistet 
und gegen das Versammlungs¬ 
recht verstoßen zu haben. Der 
Prozess gegen die Jugendlichen 
wird fortgesetzt. 

Ein weiterer Prozess in Diyarba¬ 
kir richtet sich gegen sechs 
Jugendliche, die seit Juli 2008 in 
Untersuchungshaft sitzen. 

Damals war unter Beteiligung von 
DTP-Abgeordneten und Bürger¬ 
meistern eine öffentliche Pres¬ 
seerklärung wegen der Miss¬ 
handlung Abdullah Öcalans im 
Gefängnis Imrali verlesen wor¬ 
den. Im Anschluss war es zu Aus¬ 
einandersetzungen mit den 
Sicherheitskräften gekommen. 
Bei der fünften Hauptverhand¬ 
lung am 12. März in Diyarbakir 
erklärte einer der angeklagten 
Minderjährigen: „Alle unter 18- 
jährigen sind Minderjährige. 
Auch wir sind Minderjährige. 
Sagen wir mal, wir hätten Steine 
geworfen, selbst dann sollte die 


kischen Erbil im April wollten alle 
wichtigen kurdischen Gruppen die 
PKK aufrufen, die Waffen nieder¬ 
zulegen. 

"Ich bin überzeugt, die PKK wird 
machen, was alle kurdischen Par¬ 
teien akzeptieren", sagte Talabani 
während eines mehrtägigen 
Besuchs in Istanbul. Nach seiner 
Einschätzung ist die PKK bereit, 


nach Diyarbakir, zehn weitere zu 
den Wahlen; aus Belgien vier Per¬ 
sonen, aus Holland drei, aus 
Schweden zwei, aus Frankreich 
fünf, aus Spanien 20 und aus 
Deutschland acht jeweils zu bei¬ 
den Anlässen. Eine weitere Dele¬ 
gation von zehn Personen aus 
Deutschland will zu Newroz und 
den Wahlen nach Van, Igdir und 
Agri fahren. Nach Van wollen 
auch eine Abordnung aus der 
französischen Bretagne sowie 


Strafe dafür nicht so sein. Das 
Justizministerium hat auf die 
Gefängnismauern folgenden 
Spruch schreiben lassen: Eine 
Schule kann dazu beitragen, zehn 
Gefängnisse zu schließen. Wenn 
es so weiter geht, wird eher ein 
Gefängnis alle Schulen schließen. 
Da wird ein Bombenanschlag auf 
McDonalds verübt, zehn Men¬ 
schen werden getötet, und die 
Täter kommen nach zehn Mona¬ 
ten frei. [Anspielung auf den 
wegen des Mordes an Hrant Dink 
angeklagten Yasin Hayal, der 
zuvor wegen eines Bombenan¬ 
schlags nach zehn Monaten aus 
der Haft entlassen worden war.] 
Oder bei einem Verkehrsunfall 
werden drei Personen getötet, 
und der Täter kommt nach einem 
Jahr raus. Ich habe niemandem 
nach dem Leben getrachtet und 
niemanden getötet. Es heißt, wir 
hätten einen Stein geworfen. Wir 
sind seit neun Monaten inhaftiert. 
Ich verstehe nicht, was ich getan 
haben soll.“ Das Gericht lehnte 
erneut eine Haftverschonung ab; 
die Verhandlung wurde vertagt. 
Mitglieder des Friedensrates Tür¬ 
kei sowie die DTP-Abgeordnete 
Sevahir Bayindir, die den Prozess 
beobachtet hatten, gaben im 
Anschluss eine gemeinsame 
Erklärung heraus, in der sie die 
Freilassung aller inhaftierten 
Minderjährigen forderten. 

(YÖP/ANF, 17./18.3., ISKU) 


ihre Waffen unter Kontrolle der 
USA niederzulegen. Zur Auflösung 
sei die PKK nicht bereit. Die Zei¬ 
chen stünden aber auf Frieden. 
Kurden und Türken lebten in der 
Türkei eng zusammen. "Die Kur¬ 
den sind überall, und vielleicht ist 
Istanbul die größte kurdische 
Stadt. Wie soll man das aufteilen", 
sagte Talabani. (DS, 17.3., ISKU) 


lien. Aus Frankreich fahren 
jeweils vier Personen nach Igdir 
und Kars. 17 weitere Italienerin¬ 
nen werden zu Newroz und den 
Wahlen in Batman sein. Aus ver¬ 
schiedenen Ländern fahren 19 
Personen nach Istanbul. Bei wei¬ 
teren Delegationen aus Spanien, 
Schweden und Österreich ist das 
Ziel noch unklar. Neben den Dele¬ 
gationen hat auch die internatio¬ 
nale Presse reges Interesse ange¬ 
meldet. (YÖP, 18.3., ISKU) 


Meldungen 


10.000 Polizisten zur Wahl 
nach Diyarbakir/Sur verlegt 

Die AKP lässt unter dem Vor¬ 
wand der Sicherheit von Newroz 
und der Regionalwahlen 10.000 
Polizisten in den Stadtteil von 
Diyarbakir/Sur und Kayapinar 
verlegen, damit sie ihre Stimme 
für die AKP abgeben können. 
Erst kürzlich hatte das Innenmi¬ 
nisterium die Registrierung von 
800 Polizeischülern zur Wahl bei 
der Einwohnerbehörde bean¬ 
tragt. Die DTP erklärte, dass sich 
in Kayapinar auf diese Weise die 
Wählerinnenanzahl im Stadtvier¬ 
tel auf 52.000 erhöht hat. Auch in 
anderen Regionen habe es einen 
deutlichen Anstieg der registrier¬ 
ten Wählerinnen gegeben. 

(ANF, 14.3., ISKU) 

Angriff auf Beerdigungs¬ 
zeremonie in Baskale 

An der Beerdigungszeremonie 
von Murat Yilmaz nahmen ca. 
1000 Leute teil. Murat Yilmaz 
wurde im Kreuzfeuer zwischen 
zwei Militärstationen am 11.3 
getötet. 

Als sich die Teilnehmenden der 
Beerdigung zu einem Demonstra¬ 
tionszug formierten, griff die 
Polizei mit Tränengasgranaten 
an. Die Bevölkerung setzte sich 
gegen diese Angriffe zur Wehr. 

(ANF, 12.3., ISKU) 

47 junge Leute haben sich 
der Guerilla angeschlossen 

Auf der Beitrittszeremonie der 47 
neuen Guerillas sprach das KCK 
Exekutivratsmitglied Sozdar Ave- 
sta. Sie sagte, dass es eine sehr 
verständliche Entscheidung ist, 
auf die Vernichtungspolitik gegen 
die kurdische Freiheitsbewegung 
mit dem Beitritt zur Guerilla zu 
reagieren. 2009 werden ein ent¬ 
scheidendes Jahr für die kurdi¬ 
sche Bewegung. 

Avesta rief alle Frauen dazu auf, 
sich am Kampf der YJA-Star zu 
beteiligen und die Frauenarmee 
so zu vergrößern. 

(ANF, 12.3., ISKU) 

In Cizre forderten Tausende 
den Rücktritt des Gouver¬ 
neurs 

An einer Protestkundgebung, 
gegen die Angriffe von Dorf¬ 
schützern in Senoba/Sirnak, nah¬ 
men 7000 Menschen teil. Sie for¬ 
derten den Rücktritt des Provinz¬ 
gouverneurs von Sirnak. 

Sie versammelten sich vor dem 
DTP Büro in Cizre und riefen 
Parolen wie „Gouverneur tritt 
zurück“, „Die PKK ist das Volk 
und das Volk ist hier“ und 
schwenkten Fahnen mit dem Por¬ 
trät von Abdullah Öcalan und des 


Talabani ruft Türkei zu Amnestie auf 


Dutzende Delegationen aus Europa 

Aus verschiedenen EU-Ländern kommen 24 Personen zu Newroz weitere neun Personen aus Ita- 




Dorfbewohnerinnen mit 
Artillerie angegriffen 


Der türkische Staat nahm Dorfbe¬ 
wohnerinnen, die im Iran waren 
um Benzin zu besorgen, unter 
Artilleriefeuer. Dabei verlor Murat 
Yilmaz sein Leben. Drei Dorfbe¬ 
wohnerinnen wurden schwer ver¬ 
letzt. Die Polizei eröffnete eben¬ 
falls das Feuer auf die Besuche¬ 
rinnen der Beerdigung von Mesut 
Yilmaz. 

Zeugen berichten 
von dem Ereignis 

Der selbst zum Ziel des Angriffs 
gewordene Aziz Ayhan erklärte, 
dass die Jandarma sehr genau 
gesehen habe, dass es sich um 
Benzinschmuggler handelte. 
Trotzdem wurde der Beschuss auf 
sie eröffnete. 

Noch unter Schock stehend 
erklärte er: „Als es dunkel wurde, 
sind wir mit einer Gruppe von ca. 
30 Personen in Richtung Grenze 
gegangen. Wir wurden vom 
Armeestützpunkt aus gesehen. 
Sie wussten, dass wir Benzin¬ 
schmuggler sind. Dennoch began¬ 
nen sie mit dem Beschuss. Wir 
fingen alle an zu rennen. Dort, wo 
ich mich befand, schlugen 3 Gra¬ 
naten ein. Nach dem Artilleriefeu¬ 
er begannen sie uns mit Geweh¬ 
ren zu beschießen. Obwohl es 
einen Toten und Verletzte gab, 
schossen sie immer weiter. Nach- 


Die türkische Polizei hat fünf Ver¬ 
dächtige festgenommen, nach¬ 
dem sich Hinweise auf Mordak¬ 
tionen an Kurden im Südosten 
der Türkei verdichtet haben. Bei 
Grabungen in sogenannten 
"Todesbrunnen" seien zuvor wei¬ 
tere Knochen gefunden worden, 
berichtete die türkischen Nach¬ 
richtenagentur Nachrichtenagen¬ 
tur Anadolu Ajansi am Dienstag. 
Dabei soll es sich um Überreste 
von Menschen handeln, die auf 
dem Höhepunkt des Konfliktes 
zwischen der türkischen Armee 
und der verbotenen Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK in den 1990er 
Jahren verschwunden sind. 

Die Agentur berichtete, Angehö¬ 
rige und Gefolgsleute des frühe¬ 
ren Bürgermeisters der Klein¬ 
stadt Cizre seien in Gewahrsam 


dem das Feuer eingestellt worden 
war, legten wir den Toten auf ein 
Pferd und brachten ihn ins Dorf.“ 
Der ebenfalls verletzte Mehmet 
Ayhan erklärte: „Wir erleben seit 
Jahren das gleiche. Bei unserer 
einzigen Einnahmequelle passiert 
immer das gleiche, unsere jungen 
Menschen sterben. Das ist der 
wie vielte Tote wegen Benzin? Wir 
schmuggeln keine Waffen oder 
Heroin. Um überleben zu können, 
schmuggeln wir Benzin. Wir 
haben keine Munitionsdepots, das 
wissen sie und eröffnen trotzdem 
das Feuer auf uns.“ 

Die Proteste begannen 
in der Nacht 

Als das Ereignis bekannt wurde, 
kamen Bewohner vor dem staat¬ 
lichen Krankenhaus von Baskale 
zusammen und riefen Parolen wie: 
„Mörder Erdogan“. Die Polizei, 
die gegen die Kundgebung Vorge¬ 
hen wollte, wurde von der aufge¬ 
brachten Menschenmenge ver¬ 
jagt. 

Moschee geschlossen 
und Bevölkerung angegriffen 

In den Morgenstunden versam¬ 
melten sich etwa 1000 Menschen, 
um den Leichnam von Murat Yil¬ 
maz entgegen zunehmen. Die 
Menschenmenge, die seinen Sarg 


genommen worden. Nach dem 
Bürgermeister selbst suche die 
Polizei. Gefolgsleute des Bürger¬ 
meisters seien beschuldigt wor¬ 
den, mutmaßliche Anhänger der 
verbotenen Kurdischen Arbeiter¬ 
partei PKK verschleppt und an 
die islamistische türkische His¬ 
bollah-Organisation übergeben 
zu haben. 

Die türkische Hisbollah strebt 
nach einem kurdischen Gottes¬ 
staat und hat sich in der Vergan¬ 
genheit blutige Untergrund¬ 
kämpfe mit der PKK geliefert. Sie 
hat nichts mit der gleichnamigen 
Organisation im Libanon zu tun. 
Sie ist 2000 weitgehend zerschla¬ 
gen worden. 

Die Grabungen nach möglichen 
Opfern waren Anfang der vergan¬ 
genen Wochen im Südosten der 


trug, wurde auf dem Weg zur 
Moschee angegriffen. Die Solda¬ 
ten warfen Tränengasgranaten 
und feuerten Schüsse in die Luft. 
Die Moschee, in die der Leich¬ 
nam gebracht werden sollte, 
wurde von der Jandarma 
geschlossen. Es wurde keine 
Erlaubnis gegeben, den Leich¬ 
nam rituell zu waschen. Die dage¬ 
gen protestierende Menschen¬ 
menge lief nun zum Büro der 
DTP. Dieser Zug, an dem auch 
Abgeordnete der DTP teilnah- 
men, wurde wiederum zum zwei¬ 
ten Mal von der Polizei mit Trä¬ 
nengasgranaten angegriffen, 
weiterhin wurden Schüsse in die 
Luft abgegeben. Im ganzen Kreis 
blieben die Geschäfte geschlos¬ 
sen. Mit einer Sitzblockade wurde 
die Straße von Van nach Hakkari 
gesperrt. 

Bei dem Ereignis wurden hunder¬ 
te Schüsse abgegeben und eine 
große Anzahl von Menschen ver¬ 
letzt. Die DTP protestierte scharf 
bei den Verantwortlichen. Nach 
der Demonstration brach ein Kon- 
voy von mehreren hundert Autos 
auf, um den Leichnam in sein 
Dorf zu bringen. 

Dort wurden sie von ca. 2000 Per¬ 
sonen unter Parolen wie „Mörder 
Erdogan“ empfangen. 

(TOP, 13.3., ISKU) 


Türkei begonnen worden. Nahe 
Silopi fanden Ermittler dabei 
auch zwei Stücke eines mensch¬ 
lichen Schädels, Haare, verbrann¬ 
te Kleidung, eine Militärkappe 
und einen Strick. Auslöser für die 
Grabungen waren aktuelle 
Berichte, dass ein Geheimdienst 
innerhalb der türkischen Gendar¬ 
merie, Jitem, in den 90ern Lei¬ 
chen in sogenannte Todesbrun¬ 
nen geworfen hat. 

Die Existenz des Geheimdienstes 
Jitem wurde aber offiziell nie bestä¬ 
tigt. Türkische Medien bringen ihn 
auch in Verbindung mit dem ultra¬ 
nationalistischen Geheimbund 
Ergenekon, gegen den die türki¬ 
sche Polizei in den vergangenen 
Monaten mit zahlreichen Razzien 
und Festnahmen vorgegangen ist. 

(DP, 17.3., ISKU) 


dammprojekt in Südostanatolien 
von sich reden gemacht hatte. Auf¬ 
tritte prominenter türkischer 
Künstler bei Newroz-Feiern in der 
Türkei sind selten. Vor sieben Jah¬ 
ren hatte die Sängerin Sezen Aksu 
mit einem Newroz-Auftritt im süd- 
ostanatolischen Diyarbakir für 
Schlagzeilen gesorgt. Das Newroz- 
Fest wird auch im Irak, Iran und 
einigen Ländern Zentralasiens 
gefeiert. (ya, 19.3., ISKU) 


demokratischen Konföderalis- 
mus. Die Redner kritisierten das 
Militär scharf, das tatenlos zu 
sah, während der DTP-Konvoi 
beschossen wurde. 

(ANF, 12.3., ISKU) 

Weiterer Kurde im Iran 
zum Tode verurteilt 

In Kirmasan in Ostkurdistan ist 
Enwer Rostemi wegen Unterstüt¬ 
zung der PJAK zum Tode verur¬ 
teilt worden. Damit ist die Anzahl 
der bisher bekannten verhängten 
Todesstrafen in PKK- und PJAK- 
Prozessen auf 15 gestiegen. Dar¬ 
unter befinden sich der Journalist 
Abdulvahid Hiwa Botimar, die 
kurdischen Lehrer Ferzad 
Kemanger, Enwer Huseyn Pena- 
hi, Ferhad Wekili, Eli Heyderiyan 
und Erselan Ewliyayi sowie Hebi- 
bulla Letifi, Ihsan Fetahiyan, 
Fesih Yasemini, Rüstern Arkiya, 
Zeynep Celaliyan, Serko Maarfi, 
Ferhat falls, Ramazan Ahmet 
und Enwer Rostemi. Seit Anfang 
März sind in Ostkurdistan 
mindestens 13 Personen hinge¬ 
richtet worden. 

(ÖP, 18.3., ISKU) 

Gesundheitszustand der 
Gefangenen Ipek Türkan wei¬ 
ter verschlechtert 

Die Familie der zu 17 Jahren ver¬ 
urteilten PKK Gefangenen erklär¬ 
te, dass sich die gesundheitliche 
Situation ihrer Angehörigen 
jeden Tag verschlechtere. 

Auf die Forderung, in die Nähe 
ihrer Familie verlegt zu werden, 
reagierte die Gefängnisleitung 
mit einer Disziplinarstrafe. 
Während die Ergenekon- 
Beschuldigten bei Gesundheits¬ 
problemen intensive Betreuung 
erhalten, sind im letzten Monat 
drei Gefangene aus der PKK aus 
Gesundheitsgiünden im Gefäng¬ 
nis gestorben. Nach einem 
Bericht des Menschenrechtsver¬ 
eins IHD von 2008 befinden sich 
mit Ipek 17 weitere Gefangene in 
Lebensgefahr. Dutzende haben 
ernsthafte gesundheitliche Pro¬ 
bleme. (ANF, 11.3., ISKU) 
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Tarkan singt bei Newrozfeier 

Der türkische Popstar Tarkan tritt ten gegeben. "Meiner Meinung ist 
am Wochenende bei einer Feier das Fest immer falsch gefeiert wor- 
zum kurdischen Neujahrsfest den", sagte der in Deutschland 
Newroz in der Hauptstadt Ankara geborene Tarkan dazu. "Es muss in 
auf. Musik könne die Menschen einer friedlicheren Atmosphäre 
zusammenführen, sagte der Sänger gefeiert werden." 
dem türkischen Nachrichtensen- Das Programm für sein Newroz- 
der NTV. In den vergangenen Jah- Konzert am 21. März stehe noch 
ren hatte es beim Newroz-Fest häu- nicht fest, sagte Tarkan, der in den 
fig schwere Auseinandersetzungen vergangenen Monaten unter ande- 
zwischen kurdischen Demonstran- rem mit seinem Engagement 
ten und türkischen Sicherheitskräf- gegen das umstrittene Ilisu-Stau- 


Festnahmen nach Knochen-Fund 
in "Todesbrunnen" 
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„Wir werden uns niemals der US'Politik unterordnen ...“ 

Millionen Menschen bei 
N ewroz-Feiern 


Eine Woche vor den Kommunal¬ 
wahlen in der Türkei nutzte die 
kurdische Partei für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft DTP die 
Newroz-Feste am Wochenende zu 
einer eindrucksvollen Demons¬ 
tration ihrer Stärke. In mehr als 
50 Städten - von Izmir im Westen 
bis Yüksekova an der iranischen 
Grenze feierten Millionen Men¬ 
schen das Neujahrsfest. Neben 
den gelben Fahnen der DTP wur¬ 
den überall auch zahlreiche Bil¬ 
der des auf der Gefängnisinsel 
Imrali inhaftierten PKK-Führers 
Abdullah Öcalan gezeigt. „Über 
dem Festplatz sind große PKK- 
Plakate gespannt und die Feiern¬ 
den skandieren Wir sind alle die 
Guerilla«, ohne daß die Polizei 
eingreift“, berichteten Teilneh¬ 
mer einer deutschen Menschen¬ 
rechtsdelegation aus Hakkari am 
Sonntag gegenüber junge Welt. 

Im Gegensatz zum vergangenen 
Jahr, als die Polizei mehrere 
Menschen erschossen hatte, ver¬ 
liefen die Feiern trotz eines mas¬ 
siven Aufgebots von Militär und 
Polizei bis auf kleinere Ausein¬ 
andersetzungen in Istanbul stö¬ 
rungsfrei. Auch die islamisch- 


Mit einer schriftlichen Erklärung 
reagierten die KCK (Vereinigte. 
Gemeinschaften Kurdistan) auf 
die jüngsten Äußerungen des ira¬ 
kischen Staatspräsidenten Celal 
Talabani. Talabani hatte erklärt, 
die PKK müsse die Waffen 
niederlegen oder die Region ver¬ 
lassen. Mit dieser Mentalität 
ähnele Talabani dem türkischen 
Ministerpräsidenten Erdogan, 
der zuvor in Bezug auf die kurdi¬ 
sche Bewegung von „love it or 
leave it“ gesprochen hatte. Wie 
die KCK mitteilten, könne keine 
Macht der Welt die Organisation 
aus Kurdistan herausbringen. 

Weiter heißt es in der Erklärung: 
„Der kurdische Befreiungskampf 
befindet sich in der wichtigsten 
und sensibelsten Phase seiner 
Geschichte. Aller bis heute 
durchgeführten Vernichtungsan¬ 
griffe zum Trotz, ist es der kurdi¬ 
schen Befreiungsbewegung 
gelungen, die kurdische Frage in 
einen Lösungsprozess zu brin¬ 
gen. Ein herausragendes Resul¬ 
tat dieses unter hohen Opfern 


konservative Regierungspartei 
AKP hat bei ihrem Werben um 
die Stimmen der Kurden kein 
Interesse an Provokationen. 
Staatspräsident Abdullah Gül 
(AKP) erklärte in einer Newroz- 
Botschaft sogar, die Stärke der 
Türkei läge in der Vielfalt ihrer 
Kulturen und Ethnien. 

„Die Wahlen am 29. März müssen 
zu einem Referendum für den 
Frieden werden«, forderte der 
DTP-Vorsitzende Ahmet Türk vor 
bis zu einer Millionen Menschen 
auf dem Newroz-Fest in der 
Metropole Diyarbakir. „Jede 
Stimme für die DTP bedeutet ein 
Bekenntnis zum 30-jährigen 
Widerstandskampf“. Türk forder¬ 
te Ankara zum Dialog mit der 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK 
auf. „Man kann die kurdische 
Frage nicht lösen, ohne mit den 
Aufständischen zu sprechen.“ 

Als „Beleidigung“ bezeichnete 
die ehemalige Parlamentsabge¬ 
ordnete Leyla Zana in ihrer trotz 
Verbots teilweise auf Kurdisch 
gehaltenen Rede die jüngste For¬ 
derung des US-gestützten iraki¬ 
schen Präsidenten und Vorsitzen- 


errungenen Erfolges ist die milli¬ 
onenfache Teilnahme des kurdi¬ 
schen Volkes zu Newroz 2009, 
mit der der Wille für eine Lösung 
deutlich gemacht wurde. Anstatt 
diesen Willen anzuerkennen, 
beharren der türkische Staat und 
die AKP-Regierung im Einver¬ 
nehmen mit den USA und dem 
Irak auf ihrem Konzept der Ver¬ 
nichtung und des Krieges. Als 
unabdingbar dafür wird ein Sieg 
der AKP bei den Kommunalwah¬ 
len in den Provinzen Kurdistans 
betrachtet. Um öffentliche Unter¬ 
stützung für ihren Vernichtungs¬ 
zug zu bekommen, ist als erster 
Schritt ein Wahlsieg der AKP in 
Kurdistan vorgesehen. 

Bei Talabanis gegen die PKK 
gerichteten Erklärungen, dem 
Bagdad-Besuch des türkischen 
Staatspräsidenten Abdullah Güls 
und dessen Deklaration, künftig 
gemeinsam vorzugehen und den 
Vernichtungsplan weiter zu ver¬ 
folgen, handelt es sich um eine 
Offensive gegen die kurdische 
Befreiungsbewegung. [...] Da die 


den der Patriotischen Union Kur¬ 
distans, Jalal Talabani, nach einer 
Entwaffnung der PKK. „Wir lie¬ 
ben nicht die Waffen, sondern die 
Freiheit“, stellte Zana klar und 
warnte, die Kurden dürften sich 
nicht gegeneinander aufhetzen 
lassen. 

„Wir werden uns niemals der US- 
Politik unterordnen, wie etwa die 
palästinensische Fatah. Die USA 
nennen uns terroristisch, aber sie 
sind selber die größten Terrori¬ 
sten“, erklärte Abdullah Öcalan 
in seiner Newroz-Botschaft. Statt 
einer „amerikanischen Lösung“ 
müßten Ankara und die Kurden 
eine eigene Lösung finden. 

In Deutschland beteiligten sich 
rund 20 000 Menschen an einer 
bundesweiten Newroz-Demons- 
tration der Föderation Kurdi¬ 
scher Vereine Yek-Kom in Hanno¬ 
ver. Die Polizei beschlagnahmte 
rund 2 000 bislang legale Fahnen 
des Dachverbandes „Gemein¬ 
schaft der Kommunen Kurdi¬ 
stans“ KCK als angeblicher PKK- 
Nachfolgeorganisation und nahm 
26 Demonstranten in Gewahr¬ 
sam. (jW, 23.3., ISKU) 


internationalen Kräfte eine Wahl¬ 
niederlage der AKP in Kurdistan 
voraussehen, ist als Notfallkraft 
für die AKP Celal Talabani einge¬ 
setzt worden. Talabani, der 
selbst Kurde ist, hätte nicht dar¬ 
auf setzen sollen, in dieser Form 
Feindschaft gegenüber dem kur¬ 
dischen Volk zu bezeugen und 
mittels eines internationalen 
Konzeptes zum Werkzeug der 
AKP zu werden.“ Eine ähnliche 
Herangehensweise habe Talab¬ 
ani bereits 1992 gezeigt. Der dar¬ 
aus entstandene blutige Konflikt 
habe bis ins Jahr 2000 angedau¬ 
ert und zu großen Verlusten 
geführt. 

„Das Niederlegen der Waffen 
durch die PKK ist nur möglich 
über eine Lösung der kurdischen 
Frage auf demokratischem 
Wege. Dafür müssen den Kurden 
ihre legitimen Rechte zugespro¬ 
chen werden. Weiterhin ist Vor¬ 
aussetzung, dass das kurdische 
Volk aus freiem Willen einen sol¬ 
chen Beschluss trifft. 

(YÖP, 25.3., ISKU) 


Meldungen 

Polizeiprovokationen auf New- 
rozdemonstrationen am 20.3. 

Auf allen Newrozfeiern in 
Deutschland tat sich die Polizei 
mit provokativem Vorgehen her¬ 
vor. So musste eine Newrozde- 
monstration in Berlin am Freitag 
aufgrund der extremen polizei¬ 
lichen Auflagen und des repressi¬ 
ven Vorgehens der Polizei sogar 
abgesagt werden. Die Anspan¬ 
nung begann damit, dass die Poli¬ 
zei kurdische Jugendliche bereits 
am Versammlungsort Hermann¬ 
platz einkesselte. Es wurden die 
Auflagen gemacht, dass keine 
inkriminierten Parolen gerufen, 
Transparente und Symbole 
gezeigt werden dürfen. Aus Pro¬ 
test dagegen sagte das Vorberei¬ 
tungskomitee die Demonstration 
ab. 

In Bremen demonstrierten ca. 
1 000 Personen. Auch hier wurde 
das Zeigen von Bildern Abdullah 
Öcalans untersagt. In Hamburg 
fand am Freitag ein Fackelzug 
unter Beteiligung von ca. 500 Per¬ 
sonen statt. Die Polizei hatte im 
Vorfeld einen extremen Auflagen¬ 
katalog erstellt und imponierte 
auch hier mit einem völlig unan¬ 
gebrachten Polizeiaufgebot. Auf¬ 
grund von Öcalan-Fahnen kam es 
zu zwei Personalienfeststellun¬ 
gen. Zu ähnlichen Szenarien kam 
es in Heilbronn und Bielefeld. 

(ÖP, 23.3., ISKU) 

Dringender Aufruf zur Unter¬ 
stützung der hungerstreiken¬ 
den Gefangenen 

Die Menschenrechtsorganisation 
IHD hat zur Unterstützung der 
PKK-Gefangenen aufgerufen, die 
seit 34 Tagen einen Hungerstreik 
im H-Typ Gefängnis Erzurum 
druchführen. Die Gefangenen 
wollen mit ihrer Aktion auf die 
Misshandlungen und katastro¬ 
phalen Bedingungen im Gefäng¬ 
nis aufmerksam machen. Nach 
Angaben des IHD ist der Hunger¬ 
streik jetzt in eine kritische Phase 
getreten. Nach mehr als einem 
Monat Hungerstreik besteht für 
diejenigen Gefangenen, die den 
Streik unbefristet und ohne Rota¬ 
tion durchführen, die große 
Gefahr, permanente Schäden zu 
erleiden. Dies sollte die Öffent¬ 
lichkeit wahrnehmen. 

(I)IIIA, 25.3., ISKU) 

Sechs Kinder zu jeweils sechs 
Jahren Haft verurteilt 

In Adana wurden sechs Kinder 
und Jugendliche wegen „terrori¬ 
stische Aktivitäten“ und „Unter¬ 
stützung illegaler Organisatio¬ 
nen" zu jeweils sechs Jahren 
Gefängnis verurteil. Die 14-17- 
jährigen sollen am 13. Januar 
2008 Steine auf die Polizei gewor- 


„Keine Macht bekommt uns hier raus“ 




Erklärung zur Newroz-Demonstration 

in Hannover 


In allen vier Teilen Kurdistans, im 
Kaukasus und in Europa wurde 
Newroz als ein Feiertag began¬ 
gen. Als Kurdinnen und Kurden 
in Deutschland haben wir dieses 
Jahr die Newrozfeier in Hannover 
geplant, die notwendigen Geneh¬ 
migungen eingeholt und die tech¬ 
nischen Vorbereitungen getrof¬ 
fen. Innerhalb der letzten drei 
Tage wurden wir dabei mit einer 
repressiven und nicht nachvoll¬ 
ziehbaren Haltung der Polizei von 
Hannover konfrontiert. Unter 
dem Vorwand der Sicherheit 
wurde alles getan, um keine 
Sicherheit aufkommen zu lassen. 
Am Newroz-Morgen wurden 
unter einem völlig übertriebenen 
Aufwand Busse sowie die Stände 
auf dem Kundgebungsplatz 
durchsucht. Dabei wurden 
Gegenstände mit nationalen Sym¬ 
bolen beschlagnahmt. Auf dem 
Weg zur Demonstration kam es 
zu vorübergehenden Festnah¬ 
men. 

Diese Vorfälle können nicht allen 
Sicherheitskräften zugeschrieben 
werden. Aber die provokativen 
Herangehensweisen von gewalt¬ 
tätigen, von der türkischen Lobby 
beeinflussten Polizeieinheiten 
waren unnötig und bedauerlich. 


Ein Oberst der türkischen Gen¬ 
darmerie ist am Montag wegen 
der mutmaßlichen Ermordung 
von Anhängern der verbotenen 
Kurdischen Arbeiterpartei PKK 
festgenommen worden. Der Offi¬ 
zier sei zur Vernehmung nach 
Diyarbakir im Südosten des Lan¬ 
des gebracht worden, berichtete 
der türkische Fernsehsender 
NTV. Der Festgenommene sei 
dort von 1993 bis 1996 auf dem 
Höhepunkt des Konfliktes zwi¬ 
schen der türkischen Armee und 
der PKK eingesetzt gewesen. 
Knochenfunde 


Am Tag seiner Rückkehr aus dem 
Irak ins heimische Ankara mag 
der türkische Präsident Abdullah 
Gül aus allen Wolken gefallen 
sein. Erst nach dem Studium der 
Zeitungen wurde ihm offenbar die 
gesamte Tragweite dessen klar, 
was er mehr oder weniger beiläu¬ 
fig während seiner zweitägigen 
Staatsvisite gesagt hat. "Kurdi¬ 
stan", das Un-Wort jeder türki¬ 
schen Regierung, die sich dem 
kemalistischen Erbe verschrieben 
hat, hatte er in den Mund genom¬ 
men. 


Wir verurteilen insbesondere das 
vom Innenministerium veranlas- 
ste Verbot kurdischer nationaler 
Symbole an diesem bedeutungs¬ 
vollen Tag. Es handelt sich dabei 
um eine politische Entscheidung, 
die auch juristisch als antidemo¬ 
kratisch und willkürlich zu 
bezeichnen ist. Innerhalb der 
Polizeikräfte gab es auch solche, 
die auftretende Probleme mit uns 
gemeinsam lösen wollten. Wir 
hoffen, dass sie dieses besonnene 
Vorgehen fortsetzen. 

Wie auch in deutschen Medien 
betont, gab es keinen Grund 
dafür, die Sicherheitsvorkehrun¬ 
gen derartig zu übertreiben. Die 
kurdische Bevölkerung, die seit 
30 Jahren in einer politischen 
Atmosphäre herangereift ist und 
einen sehr hohen Preis bezahlt 
hat, weiß sehr gut, wo und wie sie 
Haltung beziehen muss. Die Ver¬ 
bote, mit denen Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland seit 1993 
konfrontiert werden, haben 
längst ihren Sinn verloren und 
ermutigen lediglich zu willkür¬ 
licher Vorgehensweise. Auch das 
diesjährige Newrozfest hat 
gezeigt, dass dieses sinnlose Ver¬ 
bot endlich aufgehoben werden 
muss. 


Bei Grabungen in sogenannten 
Todesbrunnen im Südosten der 
Türkei haben Ermittler auf der 
Suche nach Vermissten in den 
vergangenen beiden Wochen an 
mehreren Stellen Knochen 
gefunden. Dabei soll es sich um 
Überreste von Menschen han¬ 
deln, die Berichten zufolge von 
einem Geheimdienst im Verband 
der türkischen Gendarmerie 
getötet wurden. Die Existenz des 
Geheimdienstes Jitem wurde 
aber offiziell nie bestätigt. 
Türkische Medien bringen ihn 
auch in Verbindung mit dem 


Auch auf Nachfrage blieb Gül bei 
seiner brisanten Wortwahl, weil es 
nun einmal in der irakischen Ver¬ 
fassung so stehe, wie er anfügte. 
Heimische Medien wollten darin 
bereits eine vollkommen neue 
Kurdenpolitik erkennen, von Aus¬ 
söhnung und einem Ende des blu¬ 
tigen Krieges gegen die kurdische 
Guerillaorganisation PKK war da 
die Rede. 

Lob von vielen, aber nicht von 
allen Seiten. Während die rund 14 
Millionen türkischen Kurden 
jubelten, blieben Militär sowie die 
säkular-kemalistische Macht- und 
Bildungselite sehr reserviert. Die 


Wir bedanken uns bei der kurdi¬ 
schen Bevölkerung, der Bürger¬ 
meisterin Ingrid Lange, unseren 
Freundinnen und Freunden vom 
Afrika-Bündnis, der DKÖP, der 
Demokratischen Armenischen 
Initiative, dem europäischen Frie¬ 
densrat Türkei, den palästinensi¬ 
schen und arabischen Dachorga¬ 
nisationen, dem Friedensbüro 
Deutschland, der Gruppe zum 
Schutz der Rechte von Flüchtlin¬ 
gen und Migrantlnnen, der Abge¬ 
ordneten Pia Beate Zimmermann, 
Klaus Rein Rupp und Helge Lum- 
burg, und allen anderen, die dazu 
beigetragen haben, dass Newroz¬ 
fest in angemessener Form zu 
begehen. Als Organisationskomi¬ 
tee entschuldigen wir uns außer¬ 
dem bei den Teilnehmenden für 
alle aufgetretenen Mängel. 

Wie überall ist auch in Hannover 
Newroz mit aufgeregter Begeiste¬ 
rung gefeiert worden. Gleichzei¬ 
tig wurde dabei die Botschaft ver¬ 
mittelt, dass eine friedliche 
Lösung der kurdischen Frage 
ohne die Einbeziehung von 
Abdullah Öcalan nicht möglich 
ist. 

Presseerklärung des Vorbereitungs- 
komittees Newroz-Demonstration 
in Hannover 


ultranationalistischen Geheim¬ 
bund Ergenekon, gegen den die 
türkische Polizei in den vergan¬ 
genen Monaten mit zahlreichen 
Razzien und Festnahmen vorge¬ 
gangen ist. Einer der Hauptange¬ 
klagten, der türkische General 
a. D. Veli Kücük, wird in Berich¬ 
ten als Gründer von Jitem 
genannt. Die Staatsanwaltschaft 
wirft Ergenekon vor, Pläne für 
einen gewaltsamen Umsturz der 
islamisch-konservativen Regie¬ 
rung von Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan geschmie¬ 
det zu haben. (DS, 23.3., ISKU) 


türkische Nationalistenpartei 
MHP kritisierte die Haltung des 
Staatsschefs und erklärte, Ankara 
leiste damit den politischen Forde¬ 
rungen der verbotenen PKK Vor¬ 
schub. Dagegen signalisierte die 
Kurdenpartei DTP ihre Unterstüt¬ 
zung für die Politik des Präsiden¬ 
ten. 

Gül reagiert sofort auf etwaige 
Verwirrung: Er habe diesen 
Begriff nicht gebraucht. Er habe 
lediglich gesagt, dass es im Nord¬ 
irak eine kurdische Regierung 
gebe, stellte er nach seiner 
Ankunft in der Türkei fest. 

(SZ, 25.3., ISKU) 


fen und Parolen zur Unterstüt¬ 
zung von Abdullah Öcalan geru¬ 
fen haben. 

Anwälte kritisieren, dass die Ver¬ 
urteilung ausschließlich auf Poli¬ 
zeiberichten basiere und keiner¬ 
lei Beweise, etwa in Form von 
Photo- oder Videoaufnahmen vor¬ 
lägen. 

Allein in Adana wurden in den 
vergangenen 5 Monaten 41 Kin¬ 
der zu Haftstrafen von insgesamt 
143 Jahren, 6 Monaten und 9 
Tagen verurteilt. 

(DIHA, 25.3., ISKU) 

Doppelt so viel Wasser aus 
der Türkei in den Irak 

Die Türkei hat nach irakischen 
Angaben zugesagt, dieses Jahr 
mehr Wasser aus den Flüssen 
Euphrat und Tigris in den Irak 
fließen zu lassen. Präsident 
Abdullah Gül habe bei einem 
Besuch in Bagdad versprochen, 
doppelt so viel Wasser durchzu¬ 
lassen wie 2008, sagte der iraki¬ 
sche Vizepräsident Tarek el 
Haschemi. An Euphrat und Tigris 
hat die Türkei viele Staudämme 
errichtet und so den Ländern am 
Unterlauf der Flüsse das Wasser 
abgegraben. 

(RP, 26.3., ISKU) 

Irakische Behörden beginnen 
mit Ausweisung 

Die irakische Regierung und die 
kurdische Administration im Nor¬ 
den des Landes haben ein Paket 
von praktischen Sofortmaßnah¬ 
men zur Ausweisung der PKK 
aus dem Nordirak angenommen. 
Das teilte die türkische Fernseh¬ 
gesellschaft NTV mit Hinweis auf 
den Leiter des irakischen Sicher¬ 
heitsrates, Shirwani al-Wali, mit. 
„Es wurde der praktische Prozess 
der Ausweisung der PKK-Separa- 
tisten aus dem Irak begonnen. 
Die Handlungen gegen die kurdi¬ 
schen Separatisten werden zwi¬ 
schen den USA, der Türkei und 
dem Irak koordiniert“, sagte er. 

(RN, 26.3., ISKU) 


Quellen: 

YÖP Yeni Özgür Politika 
Tb Tagblatt 

DS Der Standard 

jW junge Welt 

RN RIANovosti 

RP Rheinische Post 
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Wahlen in der Türkei und Nordkurdistan 

DTP in Kurdistan an erster Stelle 


Die Regierungspartei AKP hat bei 
den Kommunalwahlen große Ver¬ 
luste erlitten; die Oppositionspar¬ 
teien konnten ihren Stimmenan¬ 
teil deutlich erhöhen. Die DTP 
hat entgegen den Ankündigungen 
der AKP die Städte Diyarbakir, 
Dersim, Batman und Hakkari mit 
großem Vorsprung gewonnen. 
Wan und Siirt konnte sie der AKP 
und Igdir der MHP abgewinnen. 
In einigen anderen Städten wer¬ 
den die Posten der Bürgermeister 
jetzt von DTP, CHP oder MHP 
gestellt. 

DTP setzt ein klares Zeichen 

Die DTP ging aus den Wahlen als 
siegreichste Partei hervor. Inner¬ 
halb der Türkei kommt die DTP 
in den Bezirksparlamenten auf 
einen Stimmenanteil von 5,4 %. Im 
Vergleich dazu kam die DEHAP 
2004 im Bündnis mit fünf weite¬ 
ren Parteien unter dem Dach der 
SHP auf einen Stimmenanteil von 
5,1 %. Und obwohl die DTP 
anders als 2004 nun alleine in die 
Wahlen zog und in einigen Bezir¬ 
ken keine Kandidaten aufstellte, 
konnte sie ihren Stimmenanteil 
annähernd verdoppeln. 

Präsident Erdogans „ich will 
unbedingt” steht nun teils 
Rekordgewinnen der DTP wie 
z. B. in Hakkari von 79 %, aber 
auch in Diyarbakir und Dersim 
gegenüber. Auch in Mardin, Kars, 
Adiyaman, Adana, Mus und Agri 
konnte die DTP ihren Stimmen¬ 
anteil erhöhen. 


In der kurdischen Stadt Agri in 
der Osttürkei wurde die Kommu¬ 
nalwahl am Sonntag von staat¬ 
lichen Kräften zu Gunsten der 
regierenden islamisch-konservati¬ 
ven AK-Partei beeinflusst. Wie die 
Wahlbeobachter der Partei für 
eine Demokratische Gesellschaft 
DTP beim Abgleich der Auszäh¬ 
lungsergebnisse aus den einzel¬ 
nen Wahllokalen mit dem Ender¬ 
gebnis der zentralen Wahlbehör¬ 
de von Agri feststellen, wurden 
3000 bis 4000 Wählerstimmen 
geklaut. Mehrere Wahlurnen sind 
verschollen. 

Als die Wahlfälschung offenkun¬ 
dig wurde, protestierte zuerst der 
Kandidat der DTP bei dem für die 
Wahlaufsicht zuständigen Richter. 
Als dies erfolglos blieb, gingen am 
Montag Nachmittag 20.000 Bürge¬ 
rinnen und Bürger auf die Straße 
und forderten Neuwahlen. Die 


Mit den Ergebnissen sendeten 
die Kurdinnen die klare Bot¬ 
schaft, die kurdische Frage als 
Ganzes zu lösen, anstatt kleine 
Schönheitsreparaturen vorzuneh¬ 
men. Die Botschaft, die auch 
schon während Newroz in Rich¬ 
tung Imrali geschickt wurde, 
konnte in den Wahlen nun noch 
Mal bestätigt werden. 

Während die DTP ihren Stimmen¬ 
anteil in den kurdischen Gebieten 
verdoppelte, konnte sie im West¬ 
en keine Stimmgewinne verzeich¬ 
nen. Die Einstellung einiger DTP- 
Wählerlnnen in Städten wie Istan¬ 
bul, Ankara, Izmir und Adana, 
dass die Posten der Bürgermei¬ 
sterinnen dort ohnehin nicht zu 
gewinnen sind, darf nicht igno¬ 
riert werden. Der Stimmenanteil 
der DTP in der Türkei, den sie 
eigentlich erreichen könnte, wird 
ansonsten immer unter dem 
eigentlichen Potential bleiben. 

AKP lässt Federn 

Die AKP fällt nach ihren Gewin¬ 
nen während der Wahlen von 
2007 noch hinter das Ergebnis 
der Kommunalwahlen von 2004 
zurück. Die DTP spielt dabei mit 
ihren Stimmgewinnen in den kur¬ 
dischen Gebieten eine entschei¬ 
dende Rolle. Die AKP musste 
auch in den Küstenorten der 
Ägais und am Mittelmeer große 
Verluste hinnehmen. 

Neben den unerfüllten Erwartun¬ 
gen auf eine politische Lösung 
der kurdischen Frage hat auch 
die Finanzkrise zum Stimmenver- 


Polizei griff die Demonstranten 
mit Tränengas und Wasserwer¬ 
fern an. Dann wurde scharf 
geschossen. Dabei wurden zahl¬ 
reiche Menschen zum Teil schwer 
verletzt. Über Agri wurde inzwi¬ 
schen der Ausnahmezustand ver¬ 
hängt. Panzer sind in der Stadt 
aufgefahren und haben die Stra¬ 
ßen gesperrt. Eine dreiköpfige 
französische Wahlbeobachterde¬ 
legation sitzt in Agri fest. Auch in 
ihrer Umgebung wurde geschos¬ 
sen 

Die DTP hat die Proteste nach 
den Polizeiangriffen deeskaliert 
und der Wahlbehörde bis 
Dienstag 9 Uhr Zeit gegeben, 
Neuwahlen anzusetzen. 

Als deutsche Wahlbeobachterde¬ 
legation haben wir in der Provinz 
Agri die Kommunalwahlen in der 
Stadt Patnos beobachtet. Dort 
konnten wir ebenfalls zahlreiche 


lust der AKP beigetragen. Insbe¬ 
sondere der Einbruch in der Tou¬ 
rismusbranche in den Küsten¬ 
städten und die dortige Übernah¬ 
me durch die CHP ist dafür ein 
konkretes Beispiel. Die AKP wird 
aufgrund dieses Rückschritts die 
Diskussion um vorzeitige Wahlen 
auf die Agenda holen. Wieder 
wird Erdogan im Kabinett und mit 
der Parteiführung in Revision 
gehen, insbesondere da er für die 
Niederlage verantwortlich 
gemacht und ihn möglicherweise 
die Forderung nach einem Füh¬ 
rungswechsel erwarten. 

Auch CHP liegt unterhalb 
ihrer Erwartungen 

Die CHP, noch unter dem Einfluss 
der letzten Wahlen stehend, ist 
diesmal in Städten wie Istanbul, 
Ankara und Izmir mit Stimmen¬ 
fängern wie Kemal Kilifdaroglu, 
Murat Karayalfin und Aziz Kocao- 
glu in die Kommunalwahlen 
gegangen. 

Anders als bei den vorherigen 
Wahlen, hat die CHP nicht über 
eine polarisierende Laizismus/ 
Anti-Laizismus Kampagne, son¬ 
dern mit Themen wie Korruption 
und Wirtschaft einen Stimmenzu¬ 
wachs erreicht. 

Auch MHP und SP sind mit einem 
Stimmenzuwachs aus den Wahlen 
hervorgegangen. Es sieht so aus, 
als ob sich der in der Türkei in 
den vergangenen Perioden wach¬ 
sende Nationalismus in den Stim¬ 
men für die MHP wiederfindet. 

(ANF, 30.3., ISKU) 


Manipulationsversuche feststel¬ 
len. Säcke mit Stimmzetteln waren 
nicht versiegelt und wurden vor 
den Augen der Polizei vor der end¬ 
gültigen Stimmauszählung von 
Mitgliedern der Wahlkommissio¬ 
nen durchsucht. DTP-Wahlbeob- 
achter konnten den Raub einer 
Wahlurne gerade noch verhin¬ 
dern. 

Als Beobachterdelegation schlie¬ 
ßen wir uns der Forderung der 
Einwohner von Agri nach Neu¬ 
wahlen an. Wir fordern die inter¬ 
nationale Presse, die Ereignisse in 
Agri nach zu verfolgen und 
bekannt zu machen. Internationa¬ 
le Öffentlichkeit ist der beste 
Schutz für die um ihre demokrati¬ 
schen Rechte kämpfenden Bürge¬ 
rinnen und Bürger von Agri. 

Wahlbeobachterdelegation aus der 
Provinz Agri, 30.3. 


Meldungen 

14 Bürgermeisterinnen 
der DTP 

Die DTP, die bei den Kommunal¬ 
wahlen im Vergleich zu den ande¬ 
ren angetretenen Parteien am 
meisten Frauen für das Bürger¬ 
meisteramt kandidieren ließ, hat 
in 14 Orten mit Kandidatinnen 
Erfolg gehabt. Die AKP stellt 
zwei Bürgermeisterinnen, die 
CHP eine und die MHP gar 
keine. 

17 Frauen von der DTP hatten für 
ein Bürgermeisteramt kandidiert; 
in 14 Provinzhauptstädten und 
Bezirken wird künftig eine Frau 
von der DTP das Amt besetzen: 
Dersim, Baglar, Bismil, Lice, Egil 
(Bezirke in der Provinz Diyarba¬ 
kir), Derik, Nusaybin (Bezirke in 
der Provinz Mardin), Yüksekova 
(Bezirk in der Provinz Hakkari), 
Dogubeyazit (Bezirk in der Pro¬ 
vinz Agn), Uludere (Bezirk in der 
Provinz Sirnak), Varto (Bezirk in 
der Provinz Mus), Bostanifi 
(Bezirk in der Provinz Van) und 
Viransehir (Bezirk in der Provinz 
Urfa). (ANF, 30.3., ISKU) 

Leyla Zana will sich nicht 
mehr verteidigen 

Am 31. März fand in Diyarbakir 
eine weitere Hauptverhandlung 
im Prozess gegen die kurdische 
Politikerin Leyla Zana statt. Ihr 
wurde zur Last gelegt, in einem 
anderen Prozess, in dem es um 
einen Redebeitrag zu Newroz im 
Jahr 2008 ging, in ihrer Verteidi¬ 
gung den Strafbestand „Preisen 
einer Straftat oder eines Straftä¬ 
ters” begangen zu haben. Sie 
hatte dabei Abdullah Öcalan als 
„Führer des kurdischen Volkes” 
bezeichnet, den der türkische 
Staat nicht übergehen könne. 

In ihrer gestrigen Verteidigung 
führte Zana aus, sich in keinem 
weiteren Prozess mehr verteidi¬ 
gen zu wollen. „Von dem Tag an, 
an dem mein Kampf begonnen 
hat, habe ich zu jeder Zeit und an 
jedem Ort, auf den Straßen und in 
Gerichtssälen, das zum Ausdruck 
gebracht, was ich für richtig 
halte. Solange sich die Bedingun¬ 
gen nicht ändern, werde ich in 
diesem Rahmen weiter meine 
Gedanken äußern. Man muss 
meiner Meinung nicht zustim¬ 
men, aber ich bin nunmehr davon 
überzeugt, dass es keinen Sinn 
mehr macht, sich ständig zu 
wiederholen. Ich wünsche mir 
ein Land, in dem die gedankliche 
Evolution so weit vorangeschrit¬ 
ten ist, dass Menschen aufgrund 
ihrer Meinung nicht mehr ver¬ 
dächtigt, angeklagt und verurteilt 
werden.” 

An der Hauptverhandlung nah¬ 
men neben Zanas Anwältlnnen 
auch europäische Beobachterin- 


Massive Proteste gegen Wahlfälschung 




Dänischer Ministerpräsident 
nimmt Roj-TV ins Visier 


Die Kandidatur Anders Fogh 
Rasmussens für den Posten des 
Nato-Generalsekretärs sorgt in 
der Türkei für Unbehagen. Aus 
den Spalten einiger Kolumnisten 
war bereits der Ruf nach einem 
türkischen Veto zu vernehmen. 
Doch wenn nicht alles täuscht, 
ist Rasmussen zu einem Ent¬ 
gegenkommen bereit. 

Rasmussen hat die Türkei gleich 
mehrfach verärgert. Im Novem¬ 
ber 2005 kam es sogar zu einem 
Eklat. Der türkische Ministerprä¬ 
sident Tayyip Erdogan verlangte 
bei einer Pressekonferenz wäh¬ 
rend eines Besuches in Kopenha¬ 
gen, dass ein Reporter des kurdi¬ 
schen Fernsehsenders Roj-TV 
aus dem Saal entfernt werden 
solle. Als dies nicht geschah, 
stürmte Erdogan selbst hinaus. 
Roj-TV steht der PKK nahe, die 


Die NATO, der sogenannte Nordat¬ 
lantische Pakt wurde vor 60 Jahren 
als ein militärisches Bündnis gegen 
die UdSSR und andere sozialisti¬ 
sche Staaten gegründet. 

Nach 1990 änderte die NATO ihre 
Funktion - sie wurde zu einer 
Organisation, die für Interessen der 
USA und ihrer Alliierten unmittel¬ 
bar militärische Gewalt ausübt. Der 
erste Fall war der Jugoslawien- 
Krieg, der letzte war und ist Afgha¬ 
nistan. 

Gegenüber der NATO, die ständig 
durch neue Mitgliedsstaaten 
wächst, existieren nun mehr kei¬ 
nerlei konkurrierenden Bündnisse, 
Militärpakte oder Staaten. 

Der Zweck der NATO ist die Ver¬ 
teidigung der gemeinsamen Inter¬ 
essen ihrer Mitgliedsstaaten. Die 
»gemeinsamen Interessen« jedoch 
dienen dazu, den freien Zugang zu 
den Erdöl- und Erdgasreserven im 
Kaukasus, Mittelasien sowie im 
Nahen und Mittleren Osten zu 
erhalten sowie die Pipelines, mit 
denen der Westen mit Energieträ¬ 
gern versorgt wird, zu schützen. 
Die Türkei ist hierbei ein wichtiges 
Transitland. 


Die pro-kurdischen Parteien der 
Türkei sind unentschlossen, ob sie 
an der pan-kurdischen Konferenz 
teilnehmen sollen, die im April oder 
Mai in Arbil geplant ist. Sie befürch¬ 
ten, das Treffen werde sich darauf 
konzentrieren, die PKK zur Selbst¬ 
auflösung und zur Waffenabgabe 
zu bewegen. An dem Kongress sol¬ 
len alle kurdischen Akteure der 
umliegenden Staaten teilnehmen. 
Ein Sprecher der DTP erklärte, die 
Tagesordnung der Kurden-Konfe- 
renz sei "verwirrend". 'Wenn sie 


in den meisten Ländern als terro¬ 
ristische Organisation gilt. Ras¬ 
mussen weigerte sich aber mit 
Hinweis auf Presse- und Mei¬ 
nungsfreiheit beharrlich, den in 
Dänemark zugelassenen Sender 
zu verbieten. 

Keine Freunde in der Türkei hat 
sich Rasmussen sicherlich mit 
seiner entschiedenen Gegner¬ 
schaft gegen einen EU-Beitritt 
der Türkei gemacht. Kein ande¬ 
rer Ministerpräsident der EU hat 
sich in diesem Punkt so entschie¬ 
den festgelegt wie der konserva¬ 
tive Rasmussen. 

Schließlich wird ihm noch der 
unsägliche Konflikt um die im 
Jahr 2006 in der dänischen Pro¬ 
vinzzeitung «Jyllands-Posten» 
erschienen Mohammed-Karika¬ 
turen angelastet. Der Sprecher 
des Ausschusses für Außenpoli- 


Sowohl die Baku-Ceyhan Pipeline, 
als auch die geplante Nabucco- 
Pipeline verlaufen über das Territo¬ 
rium der Türkei und haben für die 
NATO-Staaten lebenswichtige 
Bedeutung. Die Türkei verfügt mit 
ihren Streitkräften in der NATO 
über die zweitgrößte Armee nach 
den USA. 

Die Türkei, die anscheinend die 
Aufgabe hat, die Pipelines zu schüt¬ 
zen und gleichzeitig die Migra¬ 
tionsströme gen Westen zu kontrol¬ 
lieren, hat sich in den letzten 15 
Jahren massiv aufgerüstet. Moder¬ 
ne Kampfflugzeuge, neue Kriegs¬ 
schiffe, mehrere Kampfhubschrau¬ 
bereinheiten, neue Panzer, Nacht¬ 
sichtgerätschaften, Beobachtungs¬ 
drohnen u.v.a.m. Seit 1995 wurde 
die türkische Armee besonders mit 
Hilfe Israels modernisiert. 

Die vorrangigen Ziele dieser 
modernen Kriegsmaschinerie sind, 
sowohl im In- als auch im Ausland, 
die Kurdinnen. Die Kampfflugzeu¬ 
ge fliegen stets in den irakischen 
Luftraum und bombardieren ver¬ 
meintliche PKK-Stellungen in den 
Kandilbergen. Im Inland, 
besonders in den Gebieten, in 


ihren Schweipunkt auf die Liqui¬ 
dierung der PKK legt, dann wird 
ein Chaos entstehen, und wir wol¬ 
len nicht an diesem Chaos beteiligt 
sein", sagte Selahattin Demirtas 
gegenüber der "Hurriyet Daily 
News". Er kritisierte Jalal Talabani, 
der anlässlich des jüngsten Bagdad- 
Besuchs seines türkischen Amts¬ 
kollegen Abdullah Gül die PKK auf¬ 
gerufen hatte, entweder die Waffen 
niederzulegen oder den Irak zu ver¬ 
lassen. Dahinter verberge sich ein 
US-Plan, meinte Demirtas. 


tik des türkischen Parlamentes, 
Suat Kiniklioglu, nennt Rasmus¬ 
sen deshalb einen «bedenklichen 
Mann». 

So viel steht fest: Die ablehnende 
Haltung Ankaras belastet die 
Kandidatur Rasmussens. In die¬ 
ser Situation sind am Freitag 
zwei Staatsanwälte aus Kopenha¬ 
gen nach Ankara gereist und 
haben das Justizministerium um 
Unterlagen über Roj-TV gebeten. 
In der Türkei sieht man einen 
Zusammenhang zwischen der 
unerwarteten Reise der Staatsan¬ 
wälte und der Kandidatur von 
Rasmussen. Die türkische Tages¬ 
zeitung «Radikal» berichtete 
über den überraschenden 
Besuch aus Kopenhagen unter 
der süffisanten Überschrift: «Die 
Grenzen der Meinungsfreiheit.» 

(Tb, 30.3., ISKU) 


denen mehrheitlich Kurdinnen 
leben, herrscht seit Jahrzehnten 
ein offen militaristisches Regime 
und Kriegszustand. Panzer und 
andere militärische Fahrzeuge 
gehören in diesem Gebiet genau 
wie Schulbusse zum Alltag. 

NATO ist die wichtigste Unterstüt¬ 
zerin des türkischen Regimes und 
der bewussten Eskalation des tür¬ 
kisch-kurdischen Konflikts. Sämtli¬ 
che Militärputsche in der Türkei 
wurden mit Einwilligung und 
Unterstützung der NATO verwirk¬ 
licht. Das sogenannte »Sonder¬ 
kriegsamt«, die als türkische Filiale 
der geheimen NATO-Organisation 
GLADIO funktioniert, sowie dieser 
Organisation unterstellte kriminel¬ 
le Banden haben hunderte türki¬ 
sche Demokraten und tausende 
Kurdinnen umgebracht 
Der Europäische Friedensrat Tür¬ 
kei/Kurdistan unterstützt die Pro¬ 
teste im 60. Gründungsjahr der 
NATO und wird sich an diesen Pro¬ 
testen solidarisierend beteiligen. 
NATO abschaffen, die türkische 
GLADIO auflösen! 

Europäischer Friedensrat Tür¬ 
kei/Kurdistan, 30.3. 


Es könnte noch eine dritte Option 
geben, so der DTP-Vertreter: "Die 
PKK weigert sich und leistet 
Widerstand. Das ergibt Zusam¬ 
menstöße." Die PKK würde ihren 
bewaffneten Kampf aufgeben, wenn 
demokratische Lösungen entwi¬ 
ckelt würden. Dazu gehöre eine 
Generalamnestie für PKK-Kämpfer 
in der Türkei, die Minderheiten 
unter Verfassungsschutz zu stellen 
und über eine demokratische Auto¬ 
nomie für die Kurden in der Türkei 
nachzudenken. (DS, 28.3., ISKU) 


nen teil. Die Verhandlung wurde 
vertagt. (YÖP, 1.4., ISKU) 

Fünf Luftangriffe in drei 
Monaten 

Nach einer von der HPG veröf¬ 
fentlichten Kriegsbilanz der 
ersten drei Monaten des Jahres 
hat die türkische Armee fünf 
grenzüberschreitende Luftangrif¬ 
fe und 19 Granat- und Mörseran¬ 
griffe durchgeführt. Aufgrund 
der “schweren winterlichen 
Bedingungen” sei ein Teil der 
Ergebnisse dieser Angriffe noch 
nicht vollständig geklärt. Die 
Luftangriffe hätten in den Gebie¬ 
ten Zagros, Xakurke und Zap 
stattgefunden. Im Rahmen der 
Angriffe sei es zu einem Gefecht 
mit HPG-Einheiten gekommen. 
Insgesamt haben dabei neun 
Guerillakämpferinnen ihr Leben 
verloren. (ANF, 2.4., ISKU) 

Europarat mahnt Türkei wegen 
Kriegsdienstverweigerung 

Das Delegiertenkomittee des 
Europarats hat die Türkei aufge¬ 
rufen, eine Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte umzusetzen. 
Der Gerichtshof hatte entschie¬ 
den, dass eine Mehrfachbestra¬ 
fung aufgrund der Wehrdienst- 
verweigung gegen die Europäi¬ 
sche Menschenrechtskonvention 
verstößt. In der Zwischenent¬ 
scheidung diückt das Delegier¬ 
tenkomitee sein "tiefes Bedau¬ 
ern" darüber aus, dass die Türkei 
bisher keine Maßnahmen ergrif¬ 
fen hat, um die Entscheidung des 
Gerichtshofs umzusetzen. 

(Radikal, 25.3., ISKU) 

Zweites Pipeline-Projekt zwi¬ 
schen Türkei und Russland 

Nach einem Gespräch eines 
hochrangigen Gasprom-Reprä- 
sentanten und Energieminister 
Güler wurde bekannt gegeben, 
dass mit dem Bau einer zweiten 
Pipeline parallel zur bereits vor¬ 
handenen Mavi Akim begonnen 
werden soll. Das Projekt ermög¬ 
licht Gaslieferungen über die 
Türkei in den Nahen Osten sowie 
einen Ausbau der Lieferungen 
nach Europa. 

(NTV, 27.3., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köhl, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Am 29. März 2009 fanden in der 
Türkei Kommunalwahlen statt. 
Nach Aussage des türkischen 
Ministerpräsidenten Tayip Erdo- 
gan (AKP) hatten sie die Bedeu¬ 
tung eines Referendums. „Ob die 
DTP oder die AKP gewinnt, wird 
darüber entscheiden, wer die Kur¬ 
denpolitik in der Region 
bestimmt", sagt der Politologe 
Ekrem Eddy Güzeldere vom 
Thinktank „European Stability 
Initiative“. 

Aber bereits vor wie während der 
Kommunalwahlen griff der Staat 
zu Betrug und Repressionen 
gegen die pro-kurdische „Demo¬ 
kratische Gesellschaftspartei“ 
DTP Insbesondere in den kurdi¬ 
schen Gebieten stellten sich die 
Gouverneure, Militärs, Polizei, 
staatliche Einrichtungen und alle 
politischen Parteien gegen die 
DTP und haben für die islamisch¬ 
konservative Regierungspartei 
AKP gearbeitet. Mit dem Ziel, 
dass die DTP die Wahlen verliert. 
Trotz Einschüchterungen der 
Wähler durch das Militär und der 
Unterschlagung von Wahlzetteln 
(z. B. in Agri, Mus, Tekman, Erzu- 
rum, Mardin) hat die Mehrheit 
der Kurdinnen und Kurden ihre 
Stimme der DTP gegeben, weil 
diese für eine politische Lösung 
der Kurdenfrage eintritt. Wäh¬ 
rend die DTP ihren Stimmenanteil 
in den kurdischen Gebieten ver¬ 
doppelte (von 54 auf insgesamt 99 
Bürgermeisterämter, davon 
gehen 14 an Frauen), hat die 
Regierungspartei AKP (und damit 
der türkische Staat) bei den Kom¬ 
munalwahlen große Verluste erlit¬ 
ten. Der Erfolg der DTP ist eine 
Chance für die Türkei, die Kur- 


Bei einer Demonstration in das 
Geburtsdorf Abdullah Öcalans 
sind durch Angriffe türkischer 
Siherheitskräfte zwei Menschen 
ums Leben gekommen, über 60 
wurden durch den Einsatz von 
Schlagstöcken, Gasbomben und 
Plastikgeschossen verletzt. 

Aus Anlass des sechzigsten 
Geburtstags Abdullah Öcalans am 
4. April, hatten sich bereits seit 
dem 3.4. 15 000 Menschen aus 
mehreren Städten in der Türkei 
auf den Weg in das Dorf Amara in 
der Provinz Urfa gemacht. Die 
Jandarma hatte das Dorf verbarri- 


denfrage mit politischen Mitteln 
zu lösen, das Land zu demokrati¬ 
sieren und Frauen einen gleichbe¬ 
rechtigten Platz in der Gesell¬ 
schaft zu geben. Stattdessen 
beharrt der türkische Staat weiter 
auf seiner Gewaltpolitik: am 4. 
April erschossen Sicherheitskräf¬ 
te erneut zwei Kurden bei einer 
Demonstration in dem Dorf 
Ömerli (kurd.: Amara). 

DTP setzt klares Zeichen 

Mit den Wahlergebnissen senden 
die Kurdinnen und Kurden die 
klare Botschaft, die kurdische 
Frage als Ganzes zu lösen, anstatt 
lediglich kleine Schönheitsrepara¬ 
turen vorzunehmen. Bereits zum 
Newrozfest lautete ihre Botschaft: 
Der einzige Dialogpartner für eine 
friedliche Lösung der kurdischen 
Frage ist Abdullah Öcalan, der 
immer noch auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali in Haft sitzt. 

„Identitätspolitik“ in Kurden¬ 
gebieten 

Erdogan konnte oder wollte seine 
Unzufriedenheit über den Aus¬ 
gang der Wahl in den kurdisch 
dominierten Provinzen in der 
Nacht zum Montag nicht verber¬ 
gen, als er sagte, dass sich in den 
Kurdengebieten eine „Identitäts¬ 
politik“ durchgesetzt habe. 

Delegationsmitglieder in Agri 
festgenommen 

Türkische Sicherheitskräfte 
haben am 3. April 2009 drei Mit¬ 
glieder einer deutschen Wahlbe¬ 
obachterdelegation in der kurdi¬ 
schen Stadt Agri festgenommen 
und mehrere Stunden verhört. 
Unter den Festgenommen befand 
sich neben einer Anwältin auch 


kadiert und griff die Menschen¬ 
massen wahllos an. Bei den bei¬ 
den Toten handelt es sich um 
Mustafa Dag (27) und Mahsum 
Karaoglan (21). Die Demonstra¬ 
tion löste sich nach den Angriffen 
auf. 

Unterdessen hat es in Agri, wo 
seit dem Wahlbetrug bei den 
Kommunalwahlen am vergange¬ 
nen Sonntag täglich Tausende 
Menschen protestieren und die 
Sicherheitskräfte äußerst brutal 
vorgingen, inzwischen im Schnell¬ 
verfahren 79 Verhaftungen gege¬ 
ben. Den Verhafteten wird Wer¬ 


der wissenschaftliche Mitarbeiter 
der Bundestagsabgeordneten Ulla 
Jelpke (Die Linke). 

Die DTP hatte am Dienstag bei 
der zuständigen Wahlkommission 
Einspruch eingelegt, weil Tausen¬ 
de von Wahlzetteln mit Stimmen 
für die DTP bei der Kommunal¬ 
wahl in Agri am Sonntag für 
ungültig erklärt worden waren - 
und folglich der AKP-Kandidat 
knapp zum Bürgermeister 
„gewählt“ wurde. Verbrannte 
Wahlzettel wurden auch im Müll 
gefunden. Seitdem kommt es in 
der Stadt nördlich des Van-Sees zu 
Protesten, bei denen mindestens 
hundert DTP-Anhänger von der 
Polizei misshandelt wurden. 

Wir fordern deshalb als Kurdin¬ 
nen und Kurden in Deutschland 

- von der türkischen Regierung, 
dass sie das Wahlergebnis als 
Referendum für eine friedliche 
Lösung der Kurdenfrage ernst 
nimmt und die kurdische Identität 
in der Verfassung schützt 

- dass die Kommunalwahl von 
Agri erneut abgehalten wird unter 
der uneingeschränkten Aufsicht 
von Wahlbeobachtern der Europä¬ 
ischen Union 

- auch die Regierungen der USA 
und der EU-Mitgliedsstaaten auf, 
das Wahlergebnis in den kurdi¬ 
schen Provinzen als Votum für die 
kurdische Freiheitsbewegung 
wahrzunehmen 

- von der Bundesregierung, ihre 
Blockadehaltung aufzugeben und 
die Verbote gegen die PKK und 
andere kurdische Organisationen 
in der Bundesrepublik aufzuhe¬ 
ben. 

(YEK-KOM, 5.5., ISKU) 


bung für eine terroristische Orga¬ 
nisation, Beschädigung öffent¬ 
lichen Eigentums und Mitglied¬ 
schaft in einer bewaffneten Terro¬ 
rorganisation vorgeworfen. 

In Lice in der Provinz Amed sind 
bei einem im Rahmen einer türki¬ 
schen Militäroperation ausgebro¬ 
chenen Gefecht zwischen der tür¬ 
kischen Armee und HPG-Einhei- 
ten ein Soldat getötet und weitere 
sieben verletzt worden. 

http://video.google.com/ videoplay?do 
cid=-1604344360221375033&hl=tr 

64 VF, 4.4., ISKU) 


Meldungen 

Kämpfe mit der Polizei 
in Silopi 

Es begann mit einer Protestkund¬ 
gebung wegen der beiden getöte¬ 
ten Demonstrationsteilnehmer in 
Amara vor dem Kreisbüro der 
DTP in Silopi in der Provinz Sir- 
nak. Dort sprachen neben dem 
DTP Bürgermeister Ramazan 
Uysal auch andere Verantwortli¬ 
che der DTP. An der Kundgebung 
nahmen mehrere hundert Perso¬ 
nen teil. Die Menschen, die Bil¬ 
der der beiden Getöteten zeigten, 
hielten für 5 Schweigeminuten 
für diejenigen, die im Kampf für 
Demokratie ihr Leben verloren 
haben, ab. Danach erklärte der 
DTP Kreisvorsitzende von Silopi 
Süleyman Savluk, dass die Regie¬ 
rungspartei AKP, nach den Erfol¬ 
gen der DTP bei den Regional¬ 
wahlen am 29. März, diese nun 
zum Angriffsziel erklärt hätte. 

Die Polizei versuchte in die Men¬ 
schenmenge einzudringen. Dabei 
entstand eine Auseinanderset¬ 
zung zwischen der Jugend und 
der Polizei. Nach dieser Ausein¬ 
andersetzung griff die Polizei die 
Menschen mit Wasserwerfern 
und Gasgranaten an. Die Jugend 
antwortete mit Molotow-Cock- 
tails und Steinen. Die Jugend¬ 
lichen verstreuten sich über das 
ganze Stadtzentrum. 

64 VF, 5.4., ISKU) 

Agn verwandelte sich 
in Kriegsgebiet 

Die Bilanz der Angriffe auf die 
Bevölkerung von Agn, die die 
Wahlergebnisse vom letzten 
Sonntag anzweifelt, ist schwer. 
Der Zugang in die Stadt, die sich 
im Ausnahmezustand befindet, 
wurde von Soldaten und Polizi¬ 
sten geschlossen. Die Polizisten 
und Soldaten zogen unter Parolen 
wie .Alles fürs Vaterland“ durch 
die Straßen der Stadt. Dutzende 
Personen wurden bei den Angrif¬ 
fen der Sicherheitskräfte verletzt 
und nahezu hundert unter Schlä¬ 
gen festgenommen. Die Vertreter 
der DTP in Van wurden von Sei¬ 
ten des Gouverneurs bedroht. 
Schon am 30. März wurden, nach¬ 
dem bei der Wahl 3 000 Stimmen, 
die der DTP gölten, für ungültig 
erklärt worden waren, 4 Perso¬ 
nen verletzt und 20 Personen bei 
den daraus folgenden Protesten 
festgenommen. 

Die Menschenmenge, die sich 
vor dem Büro der DTP zum Pro¬ 
test versammelte, wurde von 
Menschen aus Van, Mus, Igdir 
unterstützt. Auf Befehl der Poli¬ 
zeidirektion von Agn, griff die 
Polizei die Kundgebung mit Pan¬ 
zern, Knüppeln und Gasgranaten 
heftig an. Die Protestierenden 


Zwei Tote bei kurdischer Demonstration 




Strasbourg: Staatengemeinschaft 
opfert die Kurden 

Der österreichische „STAN- von Rasmussen, den Sender zu Eine Sprecherin, schon fast heiser 
DARD” nennt drei Gründe, schließen. Rasmussen hat sich vor pflichtmäßigem Jubel für den 
warum Erdogan und offenbar die dem bislang mit dem Argument neuen „Führer“ Europas und der 
politische Klasse der Türkei sich widersetzt, das Programm versto- Welt machte eine Andeutung in 
gegen Rasmussen stellten. ße nicht gegen die dänischen diese Richtung. 

Der türkischen Regierung ist Ras- Richtlinien für Fernseh-Sender. Demnach gab es neben der massi- 

mussen aus drei Gründen ven Erpressung auch eine kleine 

suspekt. Einmal, weil er während Laut Botschafter kein Bestechung, 

des Streits um die Mohammed- Zusammenhang Der letzte Sender der Kurdinnen 

Karikaturen, die eine dänische Allerdings scheint Rasmussen und Kurden in Europa soll auch 
Zeitung veröffentlicht hatte, kei- jetzt plötzlich doch bereit, Roj TV noch zum Schweigen gebracht 
nerlei Anstrengungen unternahm, fallen zu lassen. Am Montag werden. Schäuble ist ganz ohne 
den Streit zu schlichten sondern wurde bekannt, dass bereits letzte Gegenleistung den türkischen 
im Gegenteil mit seinen Auftritten Woche zwei dänische Staatsanwäl- Wünschen im Bundesgebiet ja 
eher Öl ins Feuer goss. Außerdem te in Ankara waren, um sich Mate- schon zuvorgekommen, nur war 
ist Ministerpräsident Recep Tay- rial gegen Roj TV von ihren türki- das leicht zu umgehen, 
yip Erdogan verstimmt, weil Ras- sehen Kollegen abzuholen. Jetzt opfert bedenkenlos der 
müssen innerhalb der EU zu den Obwohl der dänische Botschafter menschheitsschwelgende Obama 
vehementesten Kritikern eines anschließend behauptete, es gäbe und die Staatengemeinschaft eine 
türkischen EU-Beitritts gehört, zwischen den Aktivitäten der kleine Minderheit in Europa, die 
Entscheidend für Erdogan aber ist Staatsanwaltschaft und dem in ihrem Heimatland immer noch 
die Haltung von Rasmussen zum Gerangel um Rasmussen als Nato- blutig bekämpft wird. Nun soll 
kurdischen Fernsehsender Roj Generalsekretär keinerlei auch noch der Mund mit dem 

TV. Aus Sicht von Ankara ist Roj Zusammenhang, ist doch klar, Knebel gestopft werden, der 
TV, das sein Programm aus dass Erdogan seine Bedenken immer wieder davon berichtete. 
Kopenhagen ausstrahlt, ein klares gegen den dänischen Premier So sehen die Vorkämpferinnen 
Propagandainstrument der kurdi- zurückziehen würde, wenn der für und Vorkämpfer der Menschen- 
schen PKK. Seit langem fordert ein Verbot von Roj TV sorgen rechte aus. 
die türkische Regierung deshalb würde.“ (stattweb.de 4.4., ISKU) 


PKK angeblich zu Gewaltverzicht bereit 

Die PKK ist nach Einschätzung der sprechen, berichteten mehrere tür- Kurden verfassungsrechtlich absi- 
DTP unter bestimmten Bedingun- lösche Zeitungen am Freitag über- chere, werde die PKK den Kampf 
gen zu einem Gewaltverzicht einstimmend unter Berufung auf beenden, wolle Türk dem US-Präsi- 
bereit. DTP-Chef Ahmet Türk DTP-Kreise. Wenn die Türkei eine denten darlegen. Türk werde 
werde am kommenden Montag mit Amnestie für PKK-Kämpfer erlasse Obama in dieser Angelegenheit um 
Barack Obama über dieses Thema und die Minderheitenrechte der Hilfe bitten. (DS, 3.4., ISKU) 


Türkische Brunnen geben Tote frei 

Anfang der 1990er-Jahre ver- zern, eine vom Staat bezahlte und einfach Handgranaten in die Häu- 

schwanden in Cizre im Südosten ausgerüstete, aber von traditionel- ser geworfen und Geld und 

der Türkei zahlreiche Menschen, len Stammesführern gestellte Schmuck erpresst. 

Sympathisanten der kurdischen Miliz. Atak liess sich zum Bürger- Diese Gruppe hatte freie Hand, 

PKK. Sie wurden vermutlich meister wählen; seine Leute unterstand aber der Oberaufsicht 

ermordet. Jetzt tauchen Knochen machten kurzen Prozess mit mut- des örtlichen Befehlshabers der 

und Kleiderreste auf. masslichen PKK-Sympathisanten Gendarmerie, Cemal Temizöz, der 

Schon immer gab es Gerüchte oder anderen Widersachern. angeblich von ihrem Treiben wus- 

über Verschwundene in der Tür- Es war vor allem in Ataks Zeit, ste. Sowohl Temizöz als auch Atak 

kei, man munkelte, ihre Leichen dass Leute in Cizre verschwan- und einige seiner Leute befinden 

seien in Brunnen geworfen und den. 1994 wollte Ahmet Eris, Vater sich derzeit in Untersuchungs- 

mit Säure aufgelöst worden. Im von drei Kindern, in eine andere haft. 

Rahmen der Untersuchungen Stadt fahren. Er verliess das Haus Auch in vielen anderen Städten, 

gegen mutmassliche Verschwörer und wurde seither nicht mehr selbst im fernen Istanbul sind in 

der Gruppe Ergenekon sind die gesehen. Im gleichen Jahr wollte den 1990er-Jahre Menschen spur- 

Behörden solchen Aussagen nun der damals 22-jährige Vedat Bul- los verschwunden, zum Teil, nach- 

nachgegangen. Zuerst in Brunnen mus sein Radio zur Reparatur dem sie von angeblichen oder 

der türkischen Ölfirma Botas, bringen. Auch er kehrte nicht wie- wirklichen Polizisten festgenom- .. T A 

dann auch in anderen Brunnen der heim. Fünf Jahre später unter- men worden waren. Zwei Institu- IN U ^ e 

wurden menschliche Knochen suchte seine Familie auf eigene tionen werden in diesem erscheint wöchentlich und kann in 

und Reste von Kleidung gefunden. Faust einen Brunnen und fand Zusammenhang immer wieder gewünschter Stückzahl gegen 

Anfang der 1990er-Jahre lebten in dort einen Teil seiner Leiche. genannt. Die Geheimdienstabtei- Übersendung des Portos bei der 

Cizre etwa 60 000 Menschen, ein Kamil Atak soll seine Gefangenen lung der Gendarmerie, die über Informationsstelle Kurdistan 

grosser Teil davon Flüchtlinge aus der kurdischen PKK-Konkurrenz mindestens anderthalb Jahrzehn- Schanzenstraße 117 

zerstörten Dörfern. Nicht wenige Hizbullah übergeben haben, die te tätig war, obwohl ihre Existenz 20357 Hamburg 

sympathisierten mit Abdullah sie vermutlich folterte, umbrachte bestritten wurde. Sie gibt es heute Tel.:040-42102 845 

Öcalans Kurdischer Arbeiterpar- und die Leichen in die Brunnen wohl nicht mehr. Dafür aber die E-mail: isku@nadir.org 

tei (PKK). Diese begann eine Art warf. Neben Kamil Atak und sei- andere Institution, die mit dem bestellt werden. 

Stadtguerilla aufzubauen. Die nen Leuten soll auch eine Gruppe Verschwinden von Oppositionei- Spenden auf unser Konto: 

Zeche zahlten die Bewohner, bald von umgedrehten ehemaligen len in Zusammenhang gebracht Postbank Köln, BLZ 37010050 

gab es in der Innenstadt kein PKK-Mitgliedern in Cizre gewütet wird: Das auf archaischen Stam- Konto-Nr.: 3968-506 

Haus mehr ohne Einschusslöcher, haben. Ein Beteiligter hat gestan- mesbeziehungen fussende Weitere Informationen und einen 

Schliesslich kam der Clanführer den, dass sie ebenfalls Menschen System der Dorfschützer. täglichen Pressespiegel findet Ihr 

Kamil Atak nach Cizre. Er befeh- in Brunnen geworfen hätten. im Internet unter: 

ligte eine Truppe von Dorfschüt- Manchmal hätten sie aber auch (BZ, 3.4., ISKU) www.isku.org 


antworteten mit Steinen aus den 
Seitenstraßen. 

Die Abgeordneten der DTP von 
Igdir Pervin Buldan, von Hakkari 
Hamit Geylani, von Van Özdal 
Üger und von Bitlis Nezir Karab- 
as, die sich mit dem Gouverneur 
von Agn Ibrahim Akpinar trafen, 
wurden von ihm bedroht: „Ihr 
werdet nachher sehen, was wir 
später machen werden!“ 

Der Abgeordnete Özdal Üfer 
erklärte, dass er über die Anwälte 
herausgefunden habe, dass die 
etwa hundert Personen in 
Gewahrsam misshandelt wurden. 
Weiter erklärte er, dass Dutzende 
Verletzte in den Krankenhäusern 
der Stadt behandelt würden und 
acht von ihnen schwer verletzt 
seien: „Im Moment sind wir in 
der Situation von Geiseln im 
Hotel. In der Stadt gibt es keine 
Sicherheit von Leib und Leben. 
Wir können das Hotel nicht ver¬ 
lassen. Die Stadt befindet sich 
unter Besatzung durch Soldaten 
und Sicherheitskräfte.“ 

(ANF, 2.4., ISKU) 

Türkisches Staatsradio sendet 
in Armenisch 

Das staatliche türkische Radio 
hat mit Sendungen in armeni¬ 
scher Sprache begonnen. Die täg¬ 
lichen Sendungen beim Staatsra¬ 
dio TRT werden jeweils eine 
halbe Stunde morgens und 
abends ausgestrahlt, wie die Zei¬ 
tung "Hürriyet" meldete. 

Nach dem Start des kurdischen 
Fernsehsenders TRT 6 und dem 
Sendebeginn einer kurdischen 
Radiosenders bei TRT bilden die 
armenischen Radiosendungen 
die dritte mediale Reform zuguns¬ 
ten von Minderheitensprachen in 
diesem Jahr. 

Allerdings werden die armeni¬ 
schen Sendungen vom Auslands¬ 
sender TRT-World ausgestrahlt 
und richten sich primär an Hörer 
im Nachbarland Armenien. Die 
EU hatte die Beitrittsbewerberin 
Türkei in den vergangenen Jah¬ 
ren mehrfach aufgefordert, kultu¬ 
relle Rechte ihrer Minderheiten 
zu stärken. 

(TB, 4.4., ISKU) 
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KCKJ Angekündigter Waffenstillstand in Frage gestellt 

Operation gegen DTP in 
13 Provinzen 


Bei zeitgleich durchgeführten 
Durchsuchungen von 90 Objek¬ 
ten in 13 Provinzen der Türkei 
sind mindestens 70 Personen 
festgenommen worden. Die 
Durchsuchungen dauern noch 
an. Unter den Festgenommenen 
befinden sich auch Vorstandsmit¬ 
glieder der DTP. Die von der 
Staatsanwaltschaft Diyarbakir 
veranlassten Durchsuchungen 
finden in Diyarbakir, istanbul, 
Ankara, Aydin, Adana, Elazig, 
Antep, Urfa, Sirnak, Hakkari, 
Bingöl, Van, Batman und Mardin 
statt und sind nach Polizeianga¬ 
ben ein Jahr lang vorbereitet wor¬ 
den. 

Der DTP-Abgeordnete und stell¬ 
vertretende Fraktionsvorsitzende 
Selahattin Demirtas erklärte in 
den Räumlichkeiten von Gün TV, 
eines ebenfalls durchsuchten 
Regionalsenders in Diyarbakir, es 
sei kein Zufall, dass die Operation 
im Anschluss an die Kommunal¬ 
wahlen stattfinde. Erst gestern 
hatte die PKK verkündet, vorläu¬ 
fig bis zum 1. Juni keine 
Gefechtshandlungen mehr 
durchzuführen, um eine politi¬ 
sche Lösung der kurdischen 
Frage zu ermöglichen. 

Die DTP-Vorsitzende Emine 
Ayna erklärte auf einer Presse¬ 
konferenz in der DTP-Zentrale in 
Ankara, die Operation gegen ihre 
Partei sei darauf angelegt, die 
Menschen dazu zu bringen, 
außerhalb von demokratischen 
Methoden nach Handlungsmög¬ 
lichkeiten zu suchen. „Über das 
Resultat dieser Operation sollte 
ernsthaft nachgedacht werden.“ 
Noch immer lägen keine gesi¬ 
cherten Informationen über den 
Verlauf der Durchsuchungen vor; 
auch sei keine Begründung dafür 
genannt worden. „Wir wissen, 
dass es keine juristische Begrün¬ 
dung dafür gibt, sondern nur ver¬ 
hindert werden soll, dass die 
DTP Politik macht. Es geht 
darum zu verhindern, den Erfolg 
bei den Kommunalwahlen noch 
zu erweitern. Ich möchte 
besonders betonen, dass das eine 
sehr gefährliche Entwicklung 
ist.“ 

KCK: Waffenstillstand 
überdenken 

Als Reaktion auf die Festnahme¬ 
operation gegen die DTP hat die 
KCK [kurdisch: Koma Civaken 
Kurdistan - Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistan] 
erklärt, niemand der Festgenom¬ 


menen sei PKK-Mitglied. Die 
KCK rief die AKP und die türki¬ 
sche Armee dazu auf, von dieser 
„gefährlichen Lage“ Abstand zu 
nehmen. Im Falle der Fortset¬ 
zung der Angriffe müsse die Ent¬ 
scheidung für einen Waffenstill¬ 
stand überdacht werden, [siehe 
Erklärung vom 12.4.] 

Die Operation gegen die DTP 
könne eine „gefährliche Entwick¬ 
lung“ mit sich bringen. „Die AKP- 
Regierung, die bei den Kommu¬ 
nalwahlen in Kurdistan eine 
schwere Niederlage einstecken 
und landesweit große Stimmein¬ 
einbußen hinnehmen musste, hat 
den Erfolg der DTP nicht für eine 
demokratische Lösung in der kur¬ 
dischen Frage und Frieden 
genutzt, sondern stattdessen die 
Bevölkerung zunächst in Agri 
und dann in Amara angegriffen. 
Dabei wurden zwei kurdische 
junge Männer getötet, Dutzende 
verletzt und Dutzende gefoltert. 
Während also von der einen Seite 
die AKP-Regierung, die die Wah¬ 
lergebnisse in Kurdistan nicht 
hinnehmen kann, unsere Bevöl¬ 
kerung angreift, hat die türkische 
Armee unterdessen, um die bei 
den Wahlen offen zu Tage getre¬ 
tenen Freiheitstendenzen in der 
Bevölkerung auszumerzen, zu 
schwächen und den Menschen 
ihre Hoffnung zu nehmen, neue 
auf Vernichtung ausgelegte Mili¬ 
täroperationen in verschiedenen 
Gebieten in Sirnak, Amed, Der- 
sim und Hakkari gestartet. Dabei 
hat die Bevölkerung Kurdistans 
der DTP ihre Stimme für eine 
freie Identität, für eine Entwick¬ 
lung einer demokratischen 
Lösung in der kurdischen Frage 
gegeben. Nach den Wahlen 
wurde gerechterweise erwartet, 
dass die Grundlage für eine 
demokratische Politik, im Sinne 
einer Lösung für Dialog und Frie¬ 
den gestärkt werde. 

Unter Berücksichtigung dieser 
Erwartungen unserer Bevölke¬ 
rung - die gleichzeitig auch For¬ 
derung sind - hat unsere Bewe¬ 
gung beschlossen, bis zum 1. Juni 
eine gefechtsfreie Zeit fortzuset¬ 
zen. Auch Abdullah Öcalan hat 
diese Haltung befürwortet und 
dazu aufgerufen, diese Entwick¬ 
lung zu vertiefen. Somit hatten 
wir als kurdische Seite verantwor¬ 
tungsvoll im Sinne einer demo¬ 
kratischen Entwicklung gehan¬ 
delt und den Ball für Frieden und 
eine demokratische Lösung der 
türkischen Seite zugeworfen. 


Aber als Antwort darauf wurden 
die Operationen in ganz Kurdi¬ 
stan ausgeweitet. Gleichzeitig hat 
Generalstabschef liker Basbug in 
einer Rede ein weiteres Mal 
betont, gegen die Guerilla werde 
weiterhin auf Gewalt gesetzt. Und 
genau zur gleichen Zeit sind in 
etlichen Orten Operationen 
gegen die DTP durchgeführt und 
eine Vielzahl Vorstandsmitglie¬ 
der und Mitarbeiter festgenom¬ 
men worden. Im Rahmen dieser 
Operation wurden auch drei 
Anwälte des Vorsitzenden Apo 
festgenommen. (...) „Wir haben 
einen Schritt gesetzt, um einen 
friedlichen Prozess einzuleiten. 
Gerechterweise erwarten wir die 
gleiche Haltung von der Gegen¬ 
seite. Wenn der türkische Staat 
und die AKP-Regierung diesen 
von uns gesetzten Schritt nicht 
ernst nehmen und ihre Angriffe 
fortsetzen, müssen wir diesen 
Prozess neu überdenken. Unsere 
Bewegung achtet beharrlich dar¬ 
auf, zwischen sich und den lega¬ 
len Organisierungsformen der 
kurdischen Bevölkerung Ab¬ 
stand zu wahren. Ohne diesen 
Fakt zu beachten die politischen 
Repräsentanten der kurdischen 
Bevölkerung als PKK'ler festzu¬ 
nehmen, bedeutet nichts ande¬ 
res, als jeden kurdischen Patrio¬ 
ten als illegal zu kriminalisieren 
und den Prozess zu sabotieren. 
Diese Politik muss sofort geän¬ 
dert und eine legale demokrati¬ 
sche Grundlage darf der kurdi¬ 
schen Bevölkerung nicht ver¬ 
schlossen werden.“ 

Die Erklärung schließt mit einem 
Aufruf an die AKP und die türki¬ 
sche Armee, die Wahlergebnisse 
zu respektieren und ein weiteres 
Blutvergießen zu vermeiden, an 
die demokratischen Kräfte in der 
Türkei, angesichts der gefähr¬ 
lichen Situation Haltung zu bezie¬ 
hen, sowie an das kurdische Volk 
und alle demokratischen Einrich¬ 
tungen in Kurdistan, „die Stimme 
zu erheben für einen würdevollen 
Frieden, eine demokratische 
Lösung und Geschwisterlich- 
keit“. 

Verhaftungswelle dauert an 

Nach aktuellen Informationen 
wurden am Donnerstag erneut 
zahlreiche Kurdinnen in mehre¬ 
ren Städten verhaftet; darunter 
17 in Adiyaman, 14 in Bitlis, zehn 
in Tatvan und sieben in Aydm. 

(ANF, 14./15.4., 
DIHA, 16.4., ISKU) 


Meldungen 


15.000 bei Protest in Amed 

In Amed haben 15 000 Personen 
gegen die Festnahmewelle, die 
sich insbesondere gegen Politiker 
der DTP richtete, protestiert. Als 
Oberbürgermeister von Amed 
erklärte Osman Baydemir in einer 
Rede: “Mit Tod und Kerker kön¬ 
nen sie uns keine Angst machen. 
Wer den Willen des kurdischen 
Volkes nicht kennt, soll wissen, 
dass jeder einzelne von uns ein 
Bayram Altun, ein Nadir Yildirim, 
ein Kamuran Yüksek ist. Das kur¬ 
dische Volk weiß nur zu gut, 
warum diese Operationen durch¬ 
geführt werden. Aber es sollte 
bekannt sein, dass wir uns nicht 
mehr vor Massakern, vor dem 
Tod und den Kerkern fürchten.” 
Das kurdische Volk habe die klare 
Botschaft gegeben, nie wieder auf 
die eigene Sprache, Kultur und 
Überzeugung zu verzichten. “Es 
hat gesagt, ich möchte mit meiner 
Sprache, mit meiner Überzeu¬ 
gung, meiner Kultur und meiner 
kurdischen Identität gemeinsam 
unter gleichen Bedingungen 
leben. Die kurdische Bewegung 
hat über ihre DTR über ihre zivil¬ 
gesellschaftlichen Organisationen 
dem Frieden eine Chance gege¬ 
ben. Es wurde ein einseitiger Waf¬ 
fenstillstand, eine gefechtsfreie 
Zeit deklariert. (...) Das kurdische 
Volk ist in 70 Jahren nicht assimi¬ 
liert worden und es wird es auch 
in 170 Jahren nicht. Festgenom¬ 
men wurden nicht nur unsere Poli¬ 
tiker, sondern gleichzeitig unsere 
Forderung nach Frieden. Festge¬ 
nommen wurde das Morgen, die 
Zukunft unserer Kinder.” 

(ANF, 15.04., ISKU) 

Bayram Altun soll wegen „Ver¬ 
hinderung des Ilisu-Stau- 
damms“ verurteilt werden 

Die Beschuldigungen, die den 
Operationen gegen die DTP in 
Diyarbakir gestern zugrunde 
lagen, sind mehr als erstaunlich. 
Es werden unter anderem diplo¬ 
matische Initiativen gegen den 
Ilisu-Staudamm in Europa als 
Straftat gewertet. Unter denen, die 
aus diesem Grund beschuldigt 
werden, befindet sich unter ande¬ 
ren der stellvertretende DTP-Vor¬ 
sitzende Bayram Altun. 

Die Staatsanwaltschaft behauptet, 
dass er - um den Ilisu-Staudamm 
zu verhindern - vor allem im Aus¬ 
land aktiv gewesen sei und sich 
deswegen mit internationalen 
Unternehmen, die über einen Kre¬ 
dit für den Bau nachgedacht hät¬ 
ten, getroffen hätte. Einige Länder 
hätten in diesem Kontext davon 
Abstand genommen, die Kredite 
zu genehmigen. 

(ANF, 15.4., ISKU) 




Streubomben in Zap-Region 


Das türkische Militär hat am 10. 
April gegen die Dörfer im Gueril¬ 
lagebiet in der Zap-Region Mör¬ 
ser, Granaten und Streubomben 
eingesetzt. In den Dörfern 
enstand Sachschaden, erklärte 
das Pressezentrum der HPG. 

Das Militär hatte schon am 8. und 
9. April zwei Tage lang das Hafta- 
nin-Gebiet mit Mörsern und Gra¬ 
naten beschossen. Auch dabei 
wurden mehrere Dörfer ins 
Visier genommen. Vor allem 
landwirtschaftliche Nutzflächen 
wurden zerstört. 

Die Bomben wurden von der 
Nachrichtenagentur Firat foto- 


Die türkische Armee will von ihrem 
Betonkopf-Image in der Kurdenfra¬ 
ge loskommen. Der Armeechef 
geht auf die Kurden zu - gleichzei¬ 
tig startet die Justiz aber eine neue 
Festnahmewelle gegen kurdische 
Aktivisten. 

In einer fast zweistündigen Grund¬ 
satzrede vor der Istanbuler Kriegs¬ 
akademie schickte Generalstabs¬ 
chef liker Basbug jetzt so versöhn¬ 
liche Signale an die Kurden, dass 
eine Zeitung am Mittwoch von 
einer "kleinen Revolution" berichte¬ 
te. Noch während Basbug sprach, 
zeigte sich jedoch, dass der türki¬ 
sche Staat in der Kurdenfrage nicht 
nur mit neuem Zuckerbrot, son¬ 
dern auch weiter mit der Peitsche 
vorgeht: Die Justiz startete eine 
neue Festnahmewelle gegen mut¬ 
maßliche Anhänger der PKK-Kur- 
denrebellen und gegen Mitglieder 
der legalen Kurdenpartei DTP. 
Basbug hat den Ruf eines Hardli¬ 
ners. Deshalb kann er Dinge aus¬ 
sprechen und anstoßen, die ande¬ 
ren Akteuren in der Türkei als Lan¬ 
desverrat ausgelegt würden. Er 
betonte die Rolle kurdischer Solda¬ 
ten im Kampf gegen die PKK und 
unterstrich, alle Menschen in der 
Türkei hätten die Republik gegrün¬ 
det - alle gehörten dazu, alle seien 
gleichberechtigt. Gegen eine "kul¬ 
turelle Identität auf individueller 
Ebene" unter dem Dach der türki¬ 
schen Nation sei nichts einzuwen¬ 
den. 

"Auch Terroristen 
sind Menschen" 

Selbst für die Mitglieder der PKK 
fand Basbug Sätze, die man von 
Armee und Politikern in der Tür¬ 
kei nicht häufig hört. "Auch Ter- 


Die globale Wirtschaftskrise hat 
in der Türkei eine steile Zunahme 
der Arbeitslosigkeit verursacht. 
Nach den am Mittwoch veröffent¬ 
lichten Zahlen vom Jannuar 
waren 3,65 Mio. Menschen ohne 
Arbeit. Das bedeutet eine Quote 


eingesetzt 

grafisch dokumentiert. Im Januar 
2009 wurden bei einem Angriff 
auf Kandil auch Streubomben, 
die Phosphor beinhalten, benutzt. 
Dies wurde von kurdischen 
Experten bestätigt. Am 10. Janu¬ 
ar 2009 erklärte der 
Umweltminister von Südkurdi¬ 
stan, Dara Muhammed Emin, 
dass eine Untersuchung ergeben 
hat, dass diese Phosphorstreu¬ 
bomben benutzt wurden. 

Waffen gegen 

Zivilbevölkerung eingesetzt 

Seit 2007 wurde in den Gebieten 
wie Kandil und Xakurke eine 


roristen sind Menschen", war 
einer davon. Basbug, als Gene¬ 
ralstabschef einer der mächtig¬ 
sten Männer der Türkei, forderte 
neue Gesetze, um PKK-Kämpfer 
dazu zu bringen, die Waffen 
niederzulegen, und er unterstrich 
die Bedeutung nicht-militärischer 
Mittel bei der Lösung des Kurden¬ 
problems. Basbug betonte auch, 
die Armee bekenne sich zur 
Demokratie und dazu, dass die 
"letzte Verantwortung bei den 
Zivilisten" liege. Damit sprach er 
die von der EU häufig kritisierte 
politische Rolle der türkischen 
Militärs an. 

Einige Kommentatoren kritisier¬ 
ten dennoch, die Türken räumten 
ihrer Armee immer noch viel zu 
viel Bedeutung ein. Das Problem 
sei nicht Basbugs Rede, schrieb 
der Chefredakteur der liberalen 
Zeitung "Taraf', Ahmet Altan. Das 
Problem sei, dass eine Rede des 
Generalstabschef von einem 
guten Dutzend Fernsehsendern 
live übertragen werde. Wenn ein 
Armeechef es für nötig halte, die 
Demokratie-Treue der Militärs zu 
betonen, und wenn dies dann 
auch noch als positives Zeichen 
gewertet werde, dann gebe es ein 
Problem. 

Überwiegend bekam Basbug aber 
Beifall. Hätte die Armee Basbugs 
Positionen in der Kurdenfrage 
schon früher vertreten, gäbe es 
heute vielleicht keine PKK mehr, 
hieß es in der Zeitung "Sabah". 
Der Generalstabschef habe neue 
Initiativen auf den Weg gebracht, 
lobten andere Blätter. Zu seiner 
Rede hatte Basbug einige Journa¬ 
listen einladen lassen, die wegen 
unbotmäßiger Berichte seit Jah- 


von 15,5 Prozent. Im Dezember 
waren es noch 13,6 Prozent. Die 
Regierung in Ankara hat nur 
begrenzte finanzielle Möglichkei¬ 
ten für Maßnahmen zur Ankurbe¬ 
lung der Konjunktur. Die Türkei 
verhandelt zurzeit mit dem Inter¬ 


große Anzahl von Zivilistinnen 
durch Streubomben getötet oder 
verletzt. Im August 2008 verlor 
der70-jährige §evket Haci Sedir 
sein Leben aufgrund der Explo¬ 
sion einer Streubombe in seinem 
Dorf Kewlubas. 

Im Dezember 2008 Unterzeichne¬ 
ten in Oslo 100 Länder die Kon¬ 
vention zum Verbot von Streu¬ 
bomben. Die Türkei hielt ihr 
Wort nicht. Sie setzt insbesonde¬ 
re gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung Streubomben ein, die sie in 
den 90er Jahren in großer Anzahl 
von Deutschland erhalten hat. 

(ANF, 12.4, ISKU) 


ren von der Armee von solchen 
Veranstaltungen ausgeschlossen 
worden waren. Kurz vor der Rede 
hatte die PKK eine neue Waffen¬ 
ruhe bis zum 1. Juni verkündet. 

Neuanfang sofort getrübt 
Doch das Bild eines Neuanfangs 
in der Kurdenpolitik der Armee 
und damit des türkischen Staates 
erhielt noch am Tag von Basbugs 
Ansprache ernste Kratzer. Auf 
Anordnung der Staatsanwaltschaft 
im südostanatolischen Diyarbakir 
nahm die Polizei in einer landes¬ 
weiten Aktion fast 70 Menschen 
fest, darunter hochrangige DTP- 
Politiker und Anwälte des inhaf¬ 
tierten PKK-Chefs Abdullah Öca- 
lan. Laut Zeitungsmeldungen rich¬ 
tete sich die Aktion gegen mut¬ 
maßliche Mitglieder einer PKK- 
Gruppe, die Aktionen der Rebel¬ 
len in der Türkei organisiert und 
koordiniert haben soll. 

Die Kurdenpartei DTP ist da ganz 
anderer Meinung. Mit den Fest¬ 
nahmen räche sich die Regierung 
von Ministerpräsident Recep Tay- 
yip Erdogan dafür, dass Erdogans 
Partei AKP bei den Kommunal¬ 
wahlen Ende März im Kurdenge¬ 
biet weit hinter ihren eigenen 
Erwartungen zurückgeblieben 
sei, sagte DTP-Chef Ahmet Türk. 
Bei den Wahlen hatte die DTP 
ihre beherrschende Rolle im tür¬ 
kischen Südosten verteidigt. Die 
ohnehin von einem Parteiverbot 
bedrohte DTP solle kriminalisiert 
werden, sagte Türk. Die Festnah¬ 
men dürften viele Kurden in der 
Überzeugung bestärken, dass 
sich trotz aller schöner Worte an 
der Realität im Land kaum etwas 
ändert. (TS, 15.4., ISKU) 


nationalen Währungsfonds 
(IWF) über einen Beistandskre¬ 
dit. Im Gespräch ist eine Unter¬ 
stützung von 40 Mrd. Dollar (30,1 
Mrd. Euro) in einem Zeitraum 
von drei Jahren. 

(DS, 15.4., ISKU) 


DTP-Akten unter 
Geheimhaltung 

Wie die Menschenrechtlerin und 
Anwältin der festgenommenen 51 
DTP’ler Reyhan Yalcindag erkläre, 
sind die Ermittlungsakten unter 
Geheimhaltung gestellt worden. 
Die polizeilichen Verhöre haben in 
Diyarbakir begonnen. Die Fest¬ 
nahmedauer wurde verlängert. 
„Mit der Begründung der Geheim¬ 
haltung wurden uns überhaupt 
keine Informationen zugestanden. 
Während wir als Anwälte keine 
Informationen und Dokumente 
bekommen können, sind bereits 
etliche Meldungen zu unseren 
Mandanten in den Medien erschie¬ 
nen. Auch das zeigt, dass diese 
Ermittlungen nicht juristisch, son¬ 
dern politisch sind“, erklärte Yal¬ 
cindag. (ANF, 15.4., ISKU) 

Unterstützungskampagne 
für Roj TV 

Gegen die Versuche des türki¬ 
schen Staates, den von Dänemark 
aus sendenden kurdischen Fern¬ 
sehkanal Roj TV zu schließen, 
wurde eine Unterstützungskam¬ 
pagne gestartet. Zu diesem Zweck 
ist eine dreisprachige Internetseite 
eingerichtet worden. Unter 
www.support.roj.tv kann auf eng¬ 
lisch, kurdisch oder türkisch ein 
Aufruf unterzeichnet werden, in 
dem es heißt: „Der türkische Staat 
hat auf internationalem Parkett 
erneut einen diplomatischen Skan¬ 
dal inszeniert, indem er auf dem 
NATO-Gipfel die Annullierung der 
Lizenz unseres Fernsehkanals Roj 
TV zum Verhandlungsthema 
gemacht hat. Roj TV ist die Stimme 
der Freiheit, der Völker, der Werk¬ 
tätigen, der Unterdrückten, der 
Kurden und aller, die sagen: Eine 
andere Welt ist möglich.“ 

(ANF, 12.4., ISKU) 
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Termine: 

Protestaktionen gegen 
die Angriffe auf die DTP: 

Bremen, 17.4., 16.30 - 17.30 Uhr 
vor der Bremer Bürgerschaft 
Hamburg, 18.4., 16 Uhr 
Hauptbahnhof 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Zuckerbrot und Peitsche 
in der Kurdenfrage 


Drastischer Anstieg der Arbeitslosigkeit 
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Nach den Massenfestnahmen von DTP-Anhägern 

DTP: Die Vorwürfe sind absurd 


Seit vergangenem Dienstag sind 
in der Türkei 245 DTP-Anhänger 
festgenommen worden. Von den 
53 DTPlern, die aufgrund eines 
Ermittlungsverfahrens der 
Staatsanwaltschaft Diyarbakir in 
der ersten Welle festgenommen 
wurden, sind 51 wegen Mitglied¬ 
schaft in einer illegalen Organisa¬ 
tion verhaftet worden. 

Bei den Verhafteten handelt es 
sich um die beiden stellvertreten¬ 
den Parteivorsitzenden Bayram 
Altun und Kamuran Yüksek, Par¬ 
teiratsmitglied Selma Irmak, die 
Anwältlnnen Sinasi Tur und Ebru 
Günay sowie um Hüseyin Ydmaz, 
Kemal Aktas, Mehmet Abbaso- 
glu, Siracettin Irmak, Herdem 
Kizilkaya, Mehmet Akin, Celal 
Yoldas, Hasan Inatfi, Sara Aktas, 
Ercan Sezgin, Nadir Yildirim, 
Musa Farisogullari, Temer Tanri- 
kulu, Ahmet Birsin, Zehra Bozaci, 
Zahide Besi, (Jimen Isik, Heval 
Erdemli, Pergüzar Kaygisiz, 
Ahmet feien, Alican Önlü, Salih 
Akdogan, Besima Konca, Elif 
Kaya, Leyla Deniz, Mazlum Tek- 
dag, Olcay Kanlibas, Pero Dün- 
dar, Pinar Isik, Seve Demir, Zey- 
nep Boga, Ahmet Zirek, Nihayet 
Tasdemir, Dilan Tasdemir, Esma 
Güler, Gülcihan Simsek, Hasan 
Üner, Musa fiftgi, Aslan Özde¬ 
mir, Engin Kotay, Mehmet Nimet 
Sevim, Rahmi Özmen, Roza Erde- 
de, Hasan Iraz, Lütfü Dag und 
Senanik Öner. 

Vor dem Gerichtsgebäude warten 
zahllose Menschen, darunter der 
Oberbürgermeister Osman Bay- 
demir und die DTP-Vorsitzende 
Emine Ayna. 

Bereits am vergangenen Don¬ 
nerstag hatte sich Emine Ayna zu 
den Vorwürfen gegen die Festge¬ 
nommenen geäußert. Das eigent¬ 
liche Ziel der gegen die DTP ein¬ 
geleiteten Operation sei der Frie¬ 
densprozess, so Ayna. “Es geht 
nicht nur darum, dass der Erfolg 
der DTP bei den Wahlen nicht 
ertragen wird, sondern um das 
Bewusstsein in der Bevölkerung, 
das die DTP in den vergangenen 
zwei Jahren hervor gebracht hat, 
um die Legitimierung der Forde¬ 
rungen der Bevölkerung, und 
darum, dass diese in der allge¬ 
meinen Öffentlichkeit Anerken¬ 
nung finden. Die Ideen und Pro¬ 
jekte, die die DTP bei Versamm¬ 
lungen und auf Kundgebungen 
zur Lösung der Probleme in der 
Türkei und insbesondere zur kur¬ 
dischen Frage hervorgebracht 
hat, werden diskutiert und als 
Möglichkeit anerkannt. Der 
Angriff, dem wir jetzt ausgesetzt 
sind, ist ein Angriff auf unsere 


Projekte, die wir als Lösung vor¬ 
gelegt haben. Wir sagen zum Bei¬ 
spiel: In der Türkei findet ein 
Krieg statt und eine Lösung der 
kurdischen Frage wird durch 
Operationen weiter unmöglich 
gemacht. Wir sagen, dass eine 
realistische Definition der kurdi¬ 
schen Frage vorgelegt werden 
muss, damit eine Lösung auch 
realistisch diskutiert werden 
kann. Die kurdische Frage ist 
nicht nur ein Kulturproblem. Den 
Kurden geht es nicht darum, 
dass in einem Fernsehsender 
kurdische Lieder gesungen wer¬ 
den. Es handelt sich um ein natio¬ 
nales Problem.” 

Weiter verwies Ayna darauf hin, 
dass Abdullah Öcalan zur Diskus¬ 
sion um Frieden beitrage. “Auch 
Herr Öcalan spricht von Frieden 
und einem gemeinsamen Leben. 
Er sagt, dass in der Türkei der 
Weg für eine demokratische Poli¬ 
tik offen sein muss. Das muss 
beachtet werden; auch Herr Öca¬ 
lan muss in eine Lösung der kur¬ 
dischen Frage in der Türkei ein¬ 
gebunden werden.” 

Die zeitliche Planung der Fest¬ 
nahmeoperation sei interessant, 
so Ayna: “In der Vorwahlzeit fand 
sowohl von staatlicher Seite als 
auch von der Guerilla aus eine 
Phase ohne Gefechte statt. Diese 
Gefechtslosigkeit führte in der 
gesamten Türkei zu einer 
Erleichterung. Im Anschluss 
gaben die Führungskader der 
PKK eine Erklärung ab, in der sie 
ankündigten, diese Phase bis 
zum ersten Juni fortzusetzen und 
keine Aktionen durchzuführen, 
solange sie nicht angegriffen wer¬ 
den. Am Tag danach fiel die Frak¬ 
tionssitzung der AKP aus, aber 
welch ein Zufall, gleichzeitig hielt 
der Generalstabschef eine zwei¬ 
stündige Rede, in der wieder auf 
die türkische Nation setzte und 
erklärte, die Verfassung sei 
unveränderlich. (...) Und am glei¬ 
chen Tag fand die Operation 
gegen die DTP statt. In der 
Gesamtheit betrachtet, verwei¬ 
sen die Entwicklungen darauf, 
dass es darum geht, die gesell¬ 
schaftliche Opposition mundtot 
zu machen und insbesondere die 
demokratischen politischen Ein¬ 
richtungen des kurdischen Vol¬ 
kes und der gesamten gesell¬ 
schaftlichen Opposition zu dis¬ 
kreditieren und zu verbieten. (...) 
Werfen wir doch mal einen Blick 
auf die Anschuldigungen. Eine 
davon lautet, Bayram Altun, der 
bei uns für die Kommunalverwal¬ 
tungen zuständig ist, habe daran 
gearbeitet, den Ilisu-Staudamm 


zu verhindern. Das wird als Straf¬ 
tat gewertet. Der Bau des Ilisu- 
Staudamms ist darauf ausgerich¬ 
tet, die Geschichte des kurdi¬ 
schen Volkes unter Wasser zu 
setzen und die Umwelt zu ver¬ 
nichten. Die DTP hat sich dafür 
eingesetzt, dass dieser Stau¬ 
damm nicht gebaut wird. Wenn 
das eine Straftat ist, dann hat sie 
nicht Bayram Altun begangen, 
sondern die DTP und das kurdi¬ 
sche Volk. Und es ist eine Straf¬ 
tat, die wir liebend gern bege¬ 
hen.” 

Aus den Medien sei zu erfahren 
gewesen, dass die nunmehr Ver¬ 
hafteten Mitglieder im “Kongress 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft” (DTK) und der türkeiwei¬ 
ten Koordination seien. “Genau 
das steht auch in unserer Sat¬ 
zung. Wir sind eine politische 
Partei, die sich nach Räten orga¬ 
nisiert. Unsere Beschlüsse wer¬ 
den nicht wie bei anderen Par¬ 
teien nur von den Vorsitzenden 
getroffen. Wir sind keine autori¬ 
täre und totalitäre Partei, son¬ 
dern eine, die sich auf die Bevöl¬ 
kerung stützt und mit zivilgesell¬ 
schaftlichen Organisationen und 
Räten auf kleinsten Ebenen 
gemeinsam Beschlüsse trifft. 
Und wir haben einen Kongress, 
der sich aus den den Sprechern 
der Stadtteilräte, der Provinz- und 
Bezirksräte, der Jugend- und 
Frauenräte, aus Delegierten, die 
auf Stadtteilversammlungen fest¬ 
gelegt werden, zusammensetzt. 
Der Kongress für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft ist eben genau 
dieser Türkeirat. (...) Die DTP ist 
Mitglied des DTK und arbeitet 
auf politischer Ebene. Die zivilge¬ 
sellschaftlichen Einrichtungen, 
die Frauen- und Jugendeinrich¬ 
tungen stellen das soziale 
Arbeitsfeld dar. Was dieser Kon¬ 
gress umgesetzt hat, ist die 
Dienstleistungen, die der Staat 
der Bevölkerung nicht bietet, zu 
gewährleisten. Die Bevölkerung 
in den Stadtteilen stellt selbst 
ihre Bedarfe fest und arbeitet 
daran, aus eigener Kraft für diese 
Bedarfe eine Lösung zu finden. 
Alle Anschuldigungen, von denen 
in den Medien gesprochen wird, 
sind die Existenzgrundlage der 
DTP. Eine weitere Anschuldi¬ 
gung ist die Organisation von 
Kampagnen für die Mutterspra¬ 
che. Genau das sagt die DTP: Es 
muss muttersprachlichen Unter¬ 
richt geben, das unterstützen wir. 
Wenn das eine Straftat ist, so 
begehen wir diese Straftat lie¬ 
bend gern.” 

(DIHA/ANF, 17./18., ISKU) 
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Meldungen 

Militäroperation in Diele - 
10 tote Soldaten 

Bei einer Operation, die das türki¬ 
sche Militär, trotz des verlänger¬ 
ten Waffenstillstands der kurdi¬ 
schen Bewegung, gegen die Gue¬ 
rilla in Diele durchführte, erlitt es 
schwere Verluste. Die HPG 
erklärte, dass bei den Kämpfen 
zwischen dem 13. und 15. April, 
10 Soldaten, darunter ein Offizier 
gestorben und eine große Anzahl 
von Waffen ihnen in die Hände 
gefallen sei. Weiterhin erklärte 
die Guerilla, dass sie ohne Verlus¬ 
te aus den Kämpfen herausgegan¬ 
gen sei. Das türkische Militär 
habe durch diese Operation die 
Auseinandersetzung erzwungen. 

(ANF, 16.4., ISKU) 

Fraktionsrede auf Kurdisch 
nicht strafbar 

Die Staatsanwaltschaft Ankara 
wies einen Strafantrag aufgrund 
einer kurdischen Fraktionsrede 
des DTP-Vorsitzenden Ahmet 
Türk sowie des stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden Selahattin 
Demirtas zurück. Den Politikern 
war vorgeworfen worden, sie hät¬ 
ten gegen das Parteiengesetz ver¬ 
stoßen. Die Staatsanwaltschaft 
verwies darauf, dass es in der 
Verfassung keine Bestimmung 
gäbe, die bestimme, welche Spra¬ 
che im Parlament gesprochen 
werden dürfe. Gemäß dieser 
Rechtsauffassung wäre ein kurdi¬ 
scher Redebeitrag auch im Ple¬ 
num zulässig. (Mi, 16.4., ISKU) 

Prozess in Düsseldorf 

Vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) in Düsseldorf beginnt am 
Montag (27. April, 10.30 Uhr) der 
Prozess gegen den angeblichen 
Deutschland-Chef der verbote¬ 
nen Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK). Dem 48-jährigen Hüseyin 
A. wird nach Justizangaben 
Rädelsführerschaft in einer krimi¬ 
nellen Vereinigung und Nötigung 
in einem besonders schweren 
Fall vorgeworfen. A. war am 21. 
Juli 2008 in Detmold festgenom¬ 
men worden. Für den Prozess vor 
dem OLG sind zunächst 20 Ver¬ 
handlungstage bis Mitte August 
angesetzt. (RPO, 23.04., ISKU) 

Erdogan will Ende 
der Visumspflicht 

Der türkische Premier Tayyip 
Erdogan hat am Sonntag in Han¬ 
nover die Bundesregierung dazu 
aufgerufen, die Visumspflicht für 
türkische Geschäftsleute aufzuhe¬ 
ben. Er sagte vor deutschen Jour¬ 
nalisten, die momentane Praxis sei 
"unlauterer Wettbewerb". Ohne 
Visumspflicht könne das Handels¬ 
volumen zwischen beiden Län¬ 
dern in Höhe von 28 Milliarden 




„Die Menschen werden in die 
Berge gezwungen“ 


Auf einer Fraktionssitzung der 
DTP in Ankara hat sich die Vorsit¬ 
zende Emine Ayna erneut zu der 
Repressionswelle gegen ihre Par¬ 
tei geäußert: „Ziel der strategi¬ 
schen Maßnahmen der Regierung 
ist es, die viertgrößte oppositionel¬ 
le Partei der Türkei aus der demo¬ 
kratischen Politik zu vertreiben. 
Es geht darum, den Kurden den 
politischen Weg zu versperren. 
Wenn man jedoch den politischen 
Weg versperrt, zwingt man die 
Menschen dazu, in die Berge zu 
gehen.“ 

Mit den Operationen solle der 
Friedensprozess sabotiert wer¬ 
den: „Bei den Anschuldigungen 
gegen unsere Vorstandsmitglie¬ 
der handelt es sich um Arbeiten 
unserer Partei. Wir begehen die 
gleichen Straftaten und zeigen uns 
hiermit selbst an.“ 

Unter den 51 im Rahmen des in 
Diyarbakir gegen die DTP geführ¬ 
ten Ermittlungsverfahrens Verhaf¬ 
teten seien 22 Frauen, so Ayna: 
„Diese Operation ist somit gleich¬ 
zeitig ein Angriff auf die Frauen- 


Bei seinem Besuch in Hannover 
hat der türkische Ministerpräsi¬ 
dent Tayyip Erdogan die Gegner 
des Ilisu-Projektes öffentlich als 
Terroristen bezeichnet. Gegenü¬ 
ber der Süddeutschen Zeitung 
sagte Erdogan: "Die Kreditverspre¬ 
chen sind am Ende an der Kam¬ 
pagne der Terrororganisationen 
gescheitert." 

"Dies ist ein skandalöser Vorwurf, 
der eines Ministerpräsidenten 
unwürdig ist. Im Namen der vielen 
Organisationen und Menschen, die 
sich seit Jahren gegen dieses Stau¬ 
dammprojekt engagieren, weise 
ich diesen Vorwurf zurück", zeigt 
sich Ulrich Eichelmann von der 
"Stop Ilisu" Kampagne empört. 

Die Aussage zeigt aber auch, dass 
Erdogan offensichtlich von einem 
Ausstieg der Europäer ausgeht. 
Am 6. Juli läuft das Ultimatum an 
die Türkei ab. Dann müssen sich 
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz endgültig entscheiden, ob 
sie Ilisu unterstützen oder ausstei¬ 
gen. 

Diesen verbalen "Ausfall" des tür¬ 
kischen Ministeipräsidenten dürf¬ 
ten auch die Regierungen in Ber¬ 
lin, Wien und Bern kritisch zur 
Kenntnis nehmen. Die hatten im 
Dezember 2008 die Kredite für das 
Projekt suspendiert, nicht weil sie 
auf "Terrororganisationen" hörten, 
sondern weil die Türkei sich nicht 
an die vereinbarten Auflagen 
gehalten hatte. 

„Der eigentliche Terror ist das 
Staudammprojekt“ 

Auf einer Veranstaltung zum 
Thema “Blaue Unendlichkeit: Has- 
ankeyf, Allianoi, Munzur”, die im 


befreiungsbewegung. Bei den 
Kommunalwahlen am 29. März 
wurden insgesamt 19 Bürgermei¬ 
sterinnen gewählt und 14 davon 
sind von der DTP. Hinter diesem 
Erfolg steckt der organisierte 
Kampf kurdischer Frauen. Mit 
den Verhaftungen soll dieser 
Kampf zerstört werden.“ 

Die Operation sei weiterhin dar¬ 
auf ausgelegt, die Hoffnung auf 
Frieden und eine demokratische 
Lösung zu zerstören. „Was hat 
der Generalstabsschef gesagt? 
„Das wichtigste Ziel im Antiter¬ 
rorkampf ist es, die Hoffnung auf 
einen Erfolg zu zerstören“. 
Genau das soll diese Operation 
bewirken, die Hoffnung der 
Bevölkerung soll zerstört wer¬ 
den.“ 

Die DTP hat folgenden Aktions¬ 
plan für die kommenden Wochen 
beschlossen: 

22. April: Mahnwache im türki¬ 
schen Parlament nach Beendi¬ 
gung der Sitzung bis zum Morgen 


Rahmen der TUYAP Buchmesse 
stattfand, wurde ein klares Zeichen 
gegen die Festnahme des stellver¬ 
tretenden DTP-Assistenten Bay- 
ram Altun gesetzt, dem aufgrund 
seiner Aktivitäten gegen die Kre¬ 
ditvergabe für den Ilisu-Staudamm 
und gegen die Überschwemmung 
von Hasankeyf Mitgliedschaft in 
einer illegalen Organisation vorge¬ 
worfen wird. 

Neben Diren Özkan, Sprecherin 
der Hasankeyf-Initiative, nahmen 
an der Diskussion Alime Mitap, 
Sprecherin der Initiative Allianoi, 
Hasan Sen, Gründungsmitglied 
der Initiative zur Rettung des Mun¬ 
zur und Dr. Ahmet Yaras teil. 
Mitap berichtete vom Bau des 
Yortanli-Staudammes. Die damit 
verbundene Überschwemmung 
von Allianoi werde illegalerweise 
fortgesetzt. Die Auseinanderset¬ 
zung auf juristischer Ebene dauere 
an. Im Anschluß referierte Dr. 
Ahmet Yaras über die Ausgrabun¬ 
gen in Allianoi. 

“Mobilmachung zur Vernich¬ 
tung des Munzur” 

Auch Hasan Sen betonte, dass der 
grösste Nationalpark der Türkei 
mit einer ökologischen Katastro¬ 
phe konfrontiert ist. Die Regierung 
habe alle Möglichkeiten genutzt, 
um den Munzur im Verlauf der 
Kampagne zu vernichten. 

“Um nicht Propaganda für eine 
Organisation zu machen, werde 
ich nicht referieren” 

Diren Özkan setzte als letzte Red¬ 
nerin auf dem Podium ein klares 
Zeichen. Die vom 6. Strafgerichts¬ 
hof für Schwere Strafen eingeleite- 


23. April: Boykott aller Veranstal¬ 
tungen zum „Tag des Kindes“ in 
der Türkei und Thematisierung 
der verhafteten kurdischen Min¬ 
derjährigen im Parlament 

24. April: Pressekonferenz vor der 
DTP-Zentrale in Ankara 

25. -26. April: Volksversammlun¬ 
gen unter Beteiligung der DTP- 
Abgeordneten in ihren Wahlkrei¬ 
sen 

28.-30. April: Thematisierung der 
Repression im Parlament 
1. Mai: Beteiligung an den 
Demonstrationen vor allem in 
Istanbul, Izmir und Amed; Thema¬ 
tisierung der Repression 
10. Mai: „Kette der Geschwister- 
lichkeit“ in Istanbul unter Beteili¬ 
gung von Intellektuellen 
17. Mai: Marsch auf Ankara aus 
allen Ecken der Türkei; Kundge¬ 
bung 

19. Mai: „Kette der Geschwister- 
lichkeit“ in Amed unter Beteili¬ 
gung von Intellektuellen um das 
Gefängnis, in dem die DTPler 
inhaftiert sind. 

(ÖP, 22.4, ISKU) 


ten Ermittlungen führten zur Fest¬ 
nahme von zahlreichen DTP-Mit- 
gliedern. Özkan: “Unser Freund 
Bayram Altun, stellvertretender 
DTP-Assistent, ist aufgrund seiner 
Aktivitäten gegen die Kreditverga¬ 
be für das Ilisu-Staudammprojekt 
als Mitglied einer Organisation fest¬ 
genommen worden. Ich bin die 
Sprecherin der Initiative. Morgen 
könnte auch ich festgenommen 
werden. Um nicht auch Propagan¬ 
da für eine Organisation zu 
machen, werde ich meinen Vortrag 
über Hasankeyf nicht halten. Ich 
bitte um Verzeihung.” 

Der Staudamm ist das eigentli¬ 
che Terrorprojekt 

Özkan erntete für ihre Worte gro¬ 
ßen Applaus. Die am Kongress 
teilnehmenden Umweltschützer 
protestierten ebenso gegen die 
Festnahme von Altun. 

Tahir Öngür beschrieb den Ilisu- 
Staudamm als eines der 
unsinnigsten Projekte. Mit diesem 
Projekt werde der unsinnigsten 
See der Welt geschaffen. Stau¬ 
dämme seien eines der Abfallpro¬ 
dukte der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft. “Selbst wenn Erdogan 
nach Batman käme - Hasankeyf 
wird nicht in den Fluten ertränkt! 
Morgen können in Ankara und 
Istanbul Gegner der Staudämme 
mit der Begründung “Terro¬ 
rismus” festgenommen werden. 
Aber die politischen Gegner der 
Staudämme sollten wissen, dass 
das Staudammprojekt der eigentli¬ 
che Terror ist. Terror gegen die 
Menschen und gegen die Natur.” 

(ANF/www.stopilisu. com, 
19.4., ISKU) 


Euro ansteigen. Deutschland ist 
Investor Nummer Eins in der Tür¬ 
kei. Erdogan hatte in Hannover an 
der Feier zum 65. Geburtstag von 
Altbundeskanzler Gerhard Schrö¬ 
der teilgenommen. 

(SZ, 20.4., ISKU) 

Türkei ruft Botschafter zurück 

Ankara. Die Türkei hat ihren Bot¬ 
schafter aus Kanada zurückbeor¬ 
dert. Hintergrund war offenbar 
die Teilnahme kanadischer Minis¬ 
ter an einer Gedenkveranstaltung 
zum Massenmord an den Arme¬ 
niern im Osmanischen Reich. Bot¬ 
schafter Rafet Akgunay sei für 
Konsultationen auf zunächst unbe¬ 
stimmte Zeit zurückgerufen wor¬ 
den, erklärte ein ranghöher Ver¬ 
treter der Regierung am Mitt¬ 
woch. Den Grund für die Ent¬ 
scheidung nannte der Beamte 
nicht. Der Zeitung Hürriyet 
zufolge hatten Minister am Mon¬ 
tag eine offizielle Veranstaltung in 
Ottawa besucht, bei der die 
Ermordung von Armeniern als 
Völkermord bezeichnet wurde. 

(jW, 23.4., ISKU) 

Türkei: Haftstrafen 
für Bürgermeister 

Die Bürgermeister der kurdi¬ 
schen Großstädte Diyarbakir und 
Batman wurden am Dienstag von 
einem türkischen Gericht zu zehn- 
monatigen Haftstrafen wegen 
angeblicher Propaganda für die 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK 
verurteilt. Der gerade mit 66 Pro¬ 
zent im Amt bestätigte Bürgermei¬ 
ster von Diyarbakir, Osman Bay- 
demir, und sein Kollege aus Bat¬ 
man, Nejdet Atalay, gehören der 
linken Partei für eine Demokrati¬ 
sche Gesellschaft DTP an. 

Das Gericht warf ihnen vor, bei 
einer Demonstration gegen den 
türkischen Einmarsch in den 
Nordirak im Februar 2006 PKK- 
Mitglieder als »Guerrilleros« statt 
als Terroristen bezeichnet zu 
haben. Baydemir hatte den Ein¬ 
marsch verurteilt und eine friedli¬ 
che Lösung der kurdischen Frage 
gefordert. (jW, 22.4., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
ÖP Yeni Özgür Politika 
TS Tagesspiegel 

jW junge Welt 

SZ Süddeutsche Zeitung 

Mi Milliyet 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
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Ilisu: Türkischer Premier geht 
von Ausstieg der Europäer aus 
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Ein Kind in den Tod getrieben, ein weiteres ins Koma geprügelt 


Tag des Kindes in der Türkei 


Der 14-jährige Abdulsamet Erip 
starb, nachdem er bei einem Poli¬ 
zeiübergriff auf Fußball spielen¬ 
de Kinder in einen Fluss fiel. Der 
Freund des Verstorbenen sagt: 
“Er rannte doch nur vor den Gas¬ 
bomben weg” 

Der Tag des Kindes wurde 
zum letzten Tag im kurzen 
Leben von Abdulsamet Erip 

Der 14-jährige C. D. berichtet: 
“Wir spielten nahe dem Fluss 
Katrames Fußball. Plötzlich 
schoss die Polizei mit Gasbom¬ 
ben auf uns. Wir rannten alle weg 
und Abdulsamet verlor sein 
Gleichgewicht und ist in den 
Fluss gefallen. Er war noch hin¬ 
ter mir kurz bevor er in den Fluss 
fiel und von dessen Strömung 
fort getragen wurde. Wir konn¬ 
ten ihm wegen dem Gas gar 
nicht helfen. Später dann konn¬ 
ten Jugendliche ihn aus dem 
Fluss holen.“ 

Der 16-jährige R. A. sagt: “Wir 
sahen ihn alle in den Fluss fallen, 


als er wie wir versuchte, vor den 
Polizeigranaten davonzulaufen. 
Niemand konnte ihm helfen, weil 
das Gas in den ersten Minuten 
die ganze Umgebung bedeckte. 
Es war zu spät, als wir ihn her¬ 
ausholen konnten.“ 

Weitere Bürgerinnen der Stadt 
bestätigen die Berichte der Kin¬ 
der und bekräftigen, dass der 14- 
jährige ohne den Gasangriff 
noch leben würde und ohne die 
auch nach seinem Fallen in den 
Fluss anhaltenden Attacken der 
Polizei hätte gerettet werden 
können. 

14-jähriger von Polizei 
ins Koma geprügelt 

In Hakkari wurden bei Protesten 
gegen die Repression gegen die 
DTP mindestens acht Personen 
schwer verletzt. Eine davon ist 
ein 14-jähriger Junge, der mit 
dem Schaft der Waffe eines 
Sondereinsatzpolizisten durch 
Schläge auf den Kopf ins Koma 
geprügelt worden ist. Er befindet 


sich auf der Intensivstation in 
einem Krankenhaus in Wan. Die 
Polizei setzte Tränengas und 
Wasserwerfer ein. Es kam zu 
mindestens 15 Festnahmen; aus 
Angst vor Festnahmen können 
mehrere Verletzte nicht ins Kran¬ 
kenhaus verbracht werden. 

Als Reaktion auf den Angriff nah¬ 
men Tausende an einer Protest¬ 
demonstration in Hakkari teil. 
Die Polizei griff die Demonstra¬ 
tion mit Wasserwerfern und Gas¬ 
granaten an. Die Bevölkerung 
erwidert die Angriffe mit Steinen. 
An der Demonstration nahmen 
u.a. auch mehrere Abgeordnete 
der DTP und der DTP Bürger¬ 
meister von Hakkari teil. Auf der 
Demonstration wurden Parolen 
gerufen wie "Wir werden dem 
mörderischen Staat die Rech¬ 
nung präsentieren", "Die Repres¬ 
sion kann uns nicht erschreck¬ 
en," "Biji Serok Apo". Es wurden 
Bilder des 14-jährigen S.T. getra¬ 
gen. 

(DIHA/ANF, 23.-27.4. ISKU) 


Kämpfe in Istanbul-Bostanci 


Die Kämpfe, die nach einer Haus¬ 
durchsuchungswelle von 60 
Wohnungen, in einem Haus in 
Bostanci ausgebrochen waren, 
gingen mit einer heftigen Explo¬ 
sion zu Ende. Bei den Kämpfen 
kamen ein Hauptkommissar und 
ein Zivilist ums Leben. Es wur¬ 
den außerdem sieben Polizisten 
verletzt, ein Mitglied der Organi¬ 
sation Devrimci Karargah (Revo¬ 
lutionäre Einheit) wurde dabei 
getötet. 

In den Morgenstunden wurden 
in Istanbul 60 Wohnungen durch¬ 
sucht. Eine dieser Wohnungen 
war das Apartment in der Bost¬ 
anci Emanet Straße. Dort brach 
ab 5:30 ein Gefecht mit der Poli¬ 
zei aus. Dieses Gefecht dauerte 
3,5 Stunden. Während der Kämp- 

PJAKzu 

Die kurdische Partei des freien 
Lebens (PJAK) erklärte, dass ihre 
Guerillas in Kirmansah im Kreis 
Rewanser im Iran bei zwei Aktio¬ 
nen gegen Polizeistützpunkte 43 
Soldaten und 5 Guerillas ums 
Leben gekommen seien. Die Gue¬ 
rilla griff mit drei Einheiten die 
Soldateneinheiten, die dabei 
waren sich auf eine Operation vor¬ 
zubereiten, an. Zwei weitere 
Gruppen griffen zwei Polizeista¬ 
tionen an. Bei den entstehenden 
Gefechten starb ein Guerilla. Eine 
Polizeistation wurde vollständig 


fe erklärte das Mitglied der Dev¬ 
rimci Karargah Organisation 
Orhan Yilmazkaya, über Funk 
der Presse folgendes: "Ich bemü¬ 
he mich, einer besonderen Gene¬ 
ration von Revolutionären, die 
nicht kapituliert, würdig zu sein. 
Ich bin Kämpfer der Devrimci 
Karargah. Es lebe die Revolution 
und der Sozialismus. Es lebe die 
Geschwisterlichkeit der Völker. 
Es lebe die Einheit im Kampf des 
kurdischen und türkischen Vol¬ 
kes. Auch wenn wir fallen, geht 
der Kampf nach uns weiter. Wie 
er auch schon seit Tausenden 
Jahren andauert. 

Von Thomas Münzer zu Scheich, 
Seyh Bedrettin, zu Mahir (Jayan, 
Ibrahim Kaypakkaya und Deniz 
Gezmis." 


zerstört, 25 in der Station kamen 
ums Leben. Dabei wurden auch 
zehn Polizeifahrzeuge in Brand 
gesetzt. 

Eine andere Gruppe griff einen 
Soldatenkonvoi an, der in die 
Kämpfe an den Polizeistationen 
eingreifen wollte. Dabei starben 18 
iranische Soldaten. 4 Guerillas 
kamen beim Rückzug ums Leben. 
Die Guerilla erbeutete eine große 
Menge Waffen und militärisches 
Gerät. Die iranische Armee setzte 
die Stadt unter Belagerungszu¬ 
stand und bombardierte den gan- 


Es gab ein schweres Gefecht, bei 
dem Hubschrauber und Spezia¬ 
leinheiten eingesetzt wurden. 

Die Radio- und Fernsehbehörde 
verhängte eine Nachrichtensper¬ 
re über die Ereignisse. Nach Ver¬ 
hängung der Nachrichtensperre 
drangen Spezialeinheiten in das 
Haus ein und es gab eine schwere 
Explosion. Die Polizisten brachten 
aus dem Gebäude den Körper 
einer Person heraus von der sie 
erklärten, dass sie es war, die 
gegen sie gekämpft habe. Der 
Innenminister bestätigte die Iden¬ 
tität des Verstorbenen als Orhan 
Yilmazkaya von der Devrimci 
Karargah. Bei den Hausdurchsu¬ 
chungen wurden insgesamt 40 
Personen festgenommen. 

(ANF, 27.4, ISKU) 


zen gestrigen Tag die Bergregio¬ 
nen. Am 24. April wurde in Sine 
eine bewaffnete Aktion gegen ein 
Zentrum der Revolutionsgarden 
durchgeführt. Bei dem 40 Minuten 
andauernden Gefecht wurde ein 
Militärkommandant getötet und 
sechs Soldaten schwer verletzt. 
Ostkurdistan erlebt damit die 
schwersten Auseinandersetzun¬ 
gen seit Jahren. Während der Iran 
Gebiete Kandil und Xinere mit 
Artillerie bombardiert, führt die 
PJAK Guerilla ihre Angriffe aus. 

(ANF, 25./26.4., ISKU) 


Meldungen 

Verurteile wenden sich an den 
Europäischen Gerichtshof 

21 Personen, die wegen der Anre¬ 
de Herr Öcalan verurteilt worden 
sind, wenden sich an den Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte (ECHR). 

Der Anlass der vermeintlichen 
Straftat war die Kampagne „Wenn 
es eine Straftat ist, Abdullah Öca¬ 
lan als Herrn Öcalan anzuspre¬ 
chen, begehe ich diese und zeige 
mich selbst an“. 67 Teilnehmerin¬ 
nen der Kampagne wurden am 21. 
und 22. April zu einer Strafe von 
1500 TL (Türkischen Lira), verur¬ 
teilt. 21 von ihnen haben sich ent¬ 
schlossen den ECHR anzurufen, 
da es keinen anderen Weg gibt, 
sich gegen diese Urteile zu weh¬ 
ren. In der Türkei gibt es keine 
weitere Instanz um gegen Urteile 
unter 2000 TL vorzugehen. Im 
Falle des Nichtzahlens müssen die 
Betroffenen 75 Tage in Haft. 

Für die Angehörigen des PKK- 
Ehrenvorsitzenden Abdullah Öca¬ 
lan ist die Anrede Herr Öcalan 
nach Auskunft von Anwälten nicht 
strafbar. (DIHA, 28.4., ISKU) 

MLKP bekennt sich zu 
Bombenanschlag in Antep 

Zu den Bombenanschlägen auf die 
Verwaltungsdirektion in Antep 
und eine Polizeistation in Antep 
bekannte sich die Marxistisch 
Leninistische Kommunistische 
Partei (MLKP). 

Die MLKP erklärte in ihrem per E- 
Mail verbreiteten Bekennerbrief: 
"Jeden Tag steigert der 
unterdrückerische bourgeoise tür¬ 
kische Staat die Repression und 
Gewalt gegen das kurdische Volk. 
Am 23. April haben Sondereinsatz¬ 
kräfte der Polizei ein Kind fast tot¬ 
geschlagen und ein Kind starb, als 
es vor der Polizei floh. Gegen diese 
Angriffe haben wir als Militante 
der MLKP die Verwaltungsdirek¬ 
tion von Antep und die Fidanlik 
Polizeistation mit Bomben atta¬ 
ckiert. Beim Angriff auf das Poli¬ 
zeirevier wurden 5 Polizeifahrzeu¬ 
ge, ein Polizeibüro und ein Geldau¬ 
tomat zerstört." 

(ANF, 27.4., ISKU) 

Polizei greift Demonstration 
in Cizre an 

Bei Polizeiangriffen auf eine 
Demonstration gegen die anhal¬ 
tende Repressionswelle gegen die 
DTP, wurden in der kurdischen 
Stadt Cizre vier Teilnehmerinnen 
und ein Kind durch Gasbomben 
verletzt. Als Jugendliche Feuer auf 
den Straßen machten und Parolen 
riefen, setzte die Polizei Gasbom¬ 
ben ein, von denen eine Kania 
Afsar in seinem Haus traf. Er 
musste daraufhin ins Krankenhaus 
gebracht werden. Ein 10-jähriger 


den letzten Aktionen 




Weiterhin Razzien und 
Festnahmen gegen DTP 


Zuletzt wurden 12 Menschen, 
unter ihnen Mitglieder und Funk- 
tionärlnnen der DTP, bei Razzien 
in Osmangazi und Yildinm, Stadt¬ 
teilen der nahe Istanbul gelege¬ 
nen Stadt Bursa festgenommen. 
Auch in der kurdischen Provinz¬ 
hauptstadt Van/Wan sowie in Hak- 
kari/Colemerg kam es zu 9 Fest¬ 
nahmen. 

Türkische Anti-Terrorteams dran¬ 
gen am frühen Dienstag Morgen 
in Wohnungen in Bursa ein, nah¬ 
men 12 Menschen fest und 
beschlagnahmten Zeitschriften 
und Bücher. Bisher liegen keine 
Informationen über die Gründe 
für die Festnahmen vor. Die 
Betroffenen werden im Polizeire¬ 
vier von Bursa festgehalten. In 
Wan wurden am Mittwoch eine 
55-jährige Frau sowie ihre beiden 
20 und 22 Jahre alten Töchter fest¬ 
genommen. Ihnen wird die ver¬ 
meintliche Unterstützung einer 
illegalen Organisation vorgewor¬ 
fen. In Colemerg nahm die Polizei 
weitere 6 Personen fest, die im 
Polizeirevier der Stadt in Gewahr¬ 
sam sind. Auch hier sind bisher 
keine Gründe für die Festnahmen 
bekannt. 

Frauenverbände, Studierende, 
Journalistinnen, Ökonominnen, 
Schauspielerinnen, Anwältlnnen, 
sowie Vertreterinnen von Gewerk¬ 
schaften, Anwaltskammern und 
Intellektuelle verurteilen die Sinn¬ 
losigkeit der Repression; sie zer¬ 
störe lediglich eine mögliche 
friedliche Atmosphäre und behin¬ 
dere die Arbeit derjenigen, die für 
den Frieden wirken, so die über¬ 
einstimmende Bewertung. Auf 
diese Weise würden sämtliche 
Türen für ein politisches Agieren 
verschlossen. 

Einige der Protestaktionen 

In Diyarbakir wurde ein fünfminü¬ 
tiges Sit-in von der DTP veranstal¬ 
tet, an dem Bürgermeisterinnen 
aus mehreren Städten und mehre¬ 
re hundert Menschen teilnahmen. 
Die Teilnehmerinnen wandten 
sich hier zusätzlich gegen die Ver¬ 
urteilungen von Kindern durch 
Schwurgerichte mit Sonderbefug¬ 
nissen. 

In Sirnak wurde die Repressions¬ 
welle im Rahmen einer von meh- 


"Die Bundesregierung beweist 
mit der heutigen Unterzeichnung 
des neuen Rüstungsabkommens 
mit der Türkei, wie wenig die 
eigenen Grundsätze in der Praxis 
zählen", kritisiert der außenpoliti¬ 
sche Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE Norman Paech den von 
der deutschen und türkischen 
Regierung Unterzeichneten Ver¬ 
trag zur verstärkten Zusammen¬ 
arbeit im Rüstungsbereich. 
Paech weiter: 


reren hundert DTP-Unterstütze- 
rlnnen besuchten Pressekonfe¬ 
renz verurteilt. Ein weiteres 
Thema war hier, dass der Tag des 
Kindes ein guter Moment sei, um 
über die Situation der kurdischen 
Kinder im Allgemeinen nachzu¬ 
denken. 

DTP-nahe Organisationen haben 
in Sanliurfa und dem dazugehöri¬ 
gen Distrikt Ceylanpinar, sowie in 
den Städten Batman, Siirt, Van, 
Igdir, Mus, Kars, Izmir-Bayrakli, 
Mersin und Mardin gegen die 
Repressionswelle gegen die DTP 
und deren Jugendorganisation 
YDG-M demonstriert. Auch der 
Ge werkschaftsdach verband 
KESK hat in Ankara und Diyarba¬ 
kir Proteste abgehalten. 

Repressionen gegen DTP 
werden fortgesetzt 

Die staatliche Repressionswelle 
gegen die DTP wird fortgesetzt. 
Dabei wurden 15 weitere Mitglie¬ 
der der DTP festgenommen. 
Unter ihnen auch Bekir Kiliflars- 
lan, ein Mitglied der DTP- 
Geschäftsführung. 

Die Polizeiaktionen begannen in 
Sirnak sowie den Provinzstädten 
Cizre und Silopi ebenfalls am 14. 
April. Mittlerweile wurde eine 
große Anzahl von Razzien durch¬ 
geführt und 15 Menschen festge¬ 
nommen. In diesem Zusammen¬ 
hang wurden auch Bücher und 
Computer beschlagnahmt. 

DTP fordert ehemalige kurdi¬ 
sche Politiker zur Mitarbeit auf 

Die DTP hat angesichts der 
Repressionswelle mit Hunderten 
Festgenommenen und Verhafte¬ 
ten Dutzende Personen, die seit 
Zeiten der HEP in der kurdischen 
Politik aktiv waren, zu erneuten 
Mitarbeit aufgefordert. Auf zwei 
Versammlungen soll über eine 
Lösung der kurdischen Frage, die 
jüngsten politischen Entwicklun¬ 
gen und die Einheit in der kurdi¬ 
schen Politik diskutiert werden. 
Zu der morgen stattfindenden Ver¬ 
sammlung wurden ehemalige 
Bürgermeister der HADEP und 
DEHAP eingeladen sowie Kandi¬ 
daten der DTP bei der Kommu¬ 
nalwahl im März diesen Jahres, 
die ihr Ziel nur knapp verfehlt 
haben. 


"Während Außenminister Stein¬ 
meier seinen Wahlkampf mit 
Abrüstungsfloskeln schmückt, 
baut die Regierungskoalition die 
Zusammenarbeit mit der Türkei 
im Rüstungsbereich aus. Seit Jah¬ 
ren verstößt die Bundesregie¬ 
rung gegen ihre eigenen Richtli¬ 
nien für den Export von 
Rüstungsgütern. Diese verbieten 
den Export in Spannungsgebiete, 
so beispielsweise bei bewaffneten 
internen Auseinandersetzungen 


An einer zweiten, am Sonntag 
stattfindenden Versammlung sol¬ 
len kurdische Politiker teilneh¬ 
men, die fiüher in der HEP, DEP, 
HADEP, DEHAP oder DTP eine 
Funktion inne hatten, aus ver¬ 
schiedenen Gründen jedoch ihre 
Mitarbeit beendet haben. Zu den 
70 geladenen Gästen gehören u. a. 
die ehemaligen Parteivorsitzen¬ 
den Murat Bozlak, Tuncer Bakir- 
han und Ahmet Turan Demir. Sie 
sollen dazu aufgefordert werden, 
„unter dem Dach der DTP gegen 
die Rechtlosigkeit und Ungerech¬ 
tigkeit im Namen des kurdischen 
Volkes demokratische Politik“ zu 
machen. 

DTP in Diyarbakir wird in 
den Hungerstreik treten 

Am 3. und 4. Mai wird die DTP in 
Diyarbakir in den Hungerstreik 
treten, um gegen die anhaltende 
Repressionswelle zu protestieren. 
Auch die beiden Vorsitzenden der 
DTP Ahmet Türk und Emine 
Ayna werden sich an dem Hun¬ 
gerstreik beteiligen. 

Die DTP wird einen 2-tägigen 
Hungerstreik, an dem Abgeord¬ 
nete, Vorsitzende, Bürgermeister, 
Mitglieder von Regionalparla¬ 
menten und Einwohnerinnen teil¬ 
nehmen, durchführen. Der 
Hauptort des Streiks wird der 
Kosuyolu-Park in Diyarbakir 
sein. 

Der Vorsitzende der DTP Diyar¬ 
bakir Ali Simsek dazu; „Sämtliche 
offizielle Institutionen und Ein¬ 
richtungen haben sich zu¬ 
sammengetan, um den freien 
Wille der kurdischen Bevölke¬ 
rung zu brechen. Die Repression 
fand ihren Höhepunkt nach den 
Kommunalwahlen in Form von 
Razzien und Angriffen insbeson¬ 
dere in Hakkari, Agn und Amara. 
Wir werden die Errungenschaf¬ 
ten unserer Kämpfe der letzten 
Jahre nicht aufgeben. Die Kurden 
wollen eine eigene Stimme für 
ihre Zukunft haben. Der Hunger¬ 
streik wird zwei Tage lang unsere 
Stimme sein. Die Festgenomme¬ 
nen und Inhaftierten müssen frei¬ 
gelassen werden. Ich fordere 
jede und jeden der besorgt über 
die derzeitigen Entwicklungen ist 
auf, am Hungerstreik teilzuneh¬ 
men“. (DIHA, 23. -28.4., ISKU) 


und bei Verdacht des Miss¬ 
brauchs zu innerer Repression. 
Beides ist im Fall der Türkei 
gegeben. Anstatt die Rüstungsex¬ 
porte in die Türkei einzustellen, 
wie Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen und DIE LINKE es fordern, 
erweitert die Bundesregierung 
noch die Zusammenarbeit. Und 
macht sich damit vollkommen 
unglaubwürdig. Abrüstung bleibt 
bei dieser Regierung Gerede." 

(pp, 28.4., ISKU) 


Junge wurde ebenfalls von einer 
Gasbombe der Polizei so stark ver¬ 
letzt, dass er in das Provinzkran¬ 
kenhaus von Sirnak gebracht wer¬ 
den musste. (DIHA, 28.4., ISKU) 

Dorfräumungen 
wegen Staudamm 

Im Gebiet Mus werden einherge¬ 
hend mit dem steigenden Wasser¬ 
spiegel des Stausees Alparslan-1 
nach und nach Dörfer geräumt. 
Ohne Entschädigungszahlungen 
erhalten zu haben, mussten die 
Dorfbewohner Zuflucht bei Ange¬ 
hörigen in den umliegenden Dör¬ 
fern suchen oder sich in höher 
gelegenen Gebieten in Zelten ein¬ 
richten. (ANF, 27.4., ISKU) 

Gefangenenaufstand in Siirt 

Im E-Typ Gefängnis von Siirt ist es 
aus noch unbekanntem Anlass zu 
einem Aufstand der Gefangenen 
gekommen. Eine Gruppe von 
Gefangenen bestieg das Gefäng¬ 
nisdach und setzte es in Brand. 

In der Umgebung des Gefängnis¬ 
ses wurden massive Sicherheits¬ 
vorkehrungen eingerichtet und es 
wurden viele Krankenwagen und 
Feuerwehrautos zum Gefängnis 
geschickt. Während die Polizei 
und die Jandarma zum Gefängnis 
ausrückten, waren aus dem 
Gefängnis die Geräusche von 
Explosionen zu hören. Die Gefan¬ 
genen, die das Dach erklommen 
hatten, riefen Parolen wie: "Die 
Repression wird uns nicht bre¬ 
chen", "Schluss mit der Folter", 
"Schluss mit der Isolation." Der 
Aufstand dauert immer noch an. 

(ANF, 27.4., ISKU) 

112 Jahre Geföngnis 
für 13 Kinder 

Die 7. und 8. Kammer des Schwur¬ 
gerichts von Adana (Türkei) haben 
13 Heranwachsende, die an 
Demonstrationen teilgenommen 
haben, zu 112 Jahren Gefängnis 
verurteilt. Eine Zwille und 9 Mur¬ 
meln, die bei einem Kind gefunden 
wurden, wertete das Gericht als 
Beweis für Vergehen. 

Den Kindern wird vorgeworfen, an 
den Newrozfeierlichkeiten in 
Adana teilgenommen zu haben. 

(DIHA, 28.4., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
pp presseportal.de 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Norman Paech: “Bundesregierung verletzt eigene Richtlinien” 

Rüstungsabkommen mit Türkei 




Nr. 411 
8. Mai 2009 


N ü 9 e 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


Der 1. Mai in Istanbul 
und Kurdistan 


Die Gewerkschaftsdachverbände 
DISK, KESK und eine Anzahl von 
politischen Parteien und NGOs 
zelebrierten den 1. Mai und setzten 
eine Kundgebung auf dem Taksim- 
Platz durch. Die Gewerkschaft 
Türk-Is feierte dagegen in Kadiköy. 
Suleyman (Jelebi erinnerte wäh¬ 
rend seiner Rede auf dem Taksim- 
Platz daran, dass die Schuldigen an 
von 1977 - damals wurden 36 Teil¬ 
nehmer der Maidemonstration 
erschossen - noch nicht zur 
Rechenschaft gezogen worden 
sind und der Gouverneur von 
Istanbul durch sein Verhalten im 
Vorfeld des diesjährigen 1. Mai 
unnötig Spannung erzeugt habe. 
Er kritisierte darüber hinaus die 
Verantwortung der Regierung für 
die Krise und das die Verantwort¬ 
lichen Konflikte heraufbeschwö¬ 
ren, um von ihrer mangelhaften 
Politik abzulenken. Er rief die 
Arbeiterinnen zu solidarischem 
Agieren gegen Unterdrückung 
und Repression auf. 

Die türkische Polizei griff wäh¬ 
rend der gesamten Zeit und nach 


der Kundgebung auf dem Taksim- 
Platz Demonstranten im Umkreis 
mit Knüppeln, Wasserwerfern 
und Gasbomben an. Die Demons¬ 
tranten erwiderten die Angriffe 
mit Molotowcocktails und Stei¬ 
nen. Ein Polizeibus wurde in 
Brand gesetzt und mehrere Fen¬ 
ster von Banken eingeworfen, als 
die Polizei im Vorfeld der Kund¬ 
gebung mit brutalem Einsatz ver¬ 
suchte, Menschen vom Erreichen 
des Taksim-Platzes abzuhalten. 
Insgesamt wurden bei Ausein¬ 
andersetzungen 41 Personen, dar¬ 
unter 20 Polizisten, verletzt und 
108 Menschen in Gewahrsam 
genommen. Auch in Izmir kam es 
zu 18 Festnahmen. „Die türkische 
Regierung hat nichts dazuge¬ 
lernt“, kommentierte der Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Partei Die 
Linke Hüseyin Aydin das Vorge¬ 
hen der türkischen Polizei: „Ich 
verurteile das erneute willkürli¬ 
che und massive Vorgehen der 
Polizeikräfte gegen friedliche 
Demonstranten und Gewerk¬ 
schafter. Es reicht nicht aus, den 


1. Mai zum offiziellen Feiertag zu 
erklären, man muss auch das 
Demonstrationsrecht akzeptie¬ 
ren.“ 

Die Abschlusskundgebung von 
Türk-Is fand dagegen in Kadiköy 
statt. Einige der in der Gewerk¬ 
schaft organisierten Arbeiterin¬ 
nen hielten einen Sitzstreik ab um 
gegen den Vorsitzenden Mustafa 
Kumlu zu protestieren und die 
Arbeiterinnen, die versuchten auf 
den Taksim Platz zu gelangen, zu 
unterstützen. Auch DESA Arbei¬ 
terinnen nahmen an der Kundge¬ 
bung in Kadiköy teil und verur¬ 
teilten den begrenzten Zugang 
zum Taksim-Platz. 

Auch in vielen kurdischen Städ¬ 
ten gab es Kundgebungen zum 1. 
Mai. In der südkurdischen Stadt 
Erbil/Hewler wurde ebenfalls 
gefeiert. Dabei schossen Pesh- 
merga in die Luft. Es kam zu einer 
Debatte um Transparente auf 
denen Abdullah Öcalan zu sehen 
war. Nach kurzer Zeit verließen 
die Peshmerga den Kundge¬ 
bungsort. (DIHA, 1.5., ISKU) 


Nach Hochzeitsmassaker Abschaffung 
der Dorfschützermilizen gefordert 

Feudalsystem verurteilt 


Während Dienstag abend die 
ersten Toten des Massakers an 
den Gästen einer Hochzeitsfeier 
beerdigt wurden, geht in der Tür¬ 
kei der Streit über die Hinter¬ 
gründe des Blutbads weiter. In 
der Nacht zum Montag hatten 
vermummte Männer eine Hoch¬ 
zeitsfeier im kurdischen Dorf 
Bilge in der Provinz Mardin über¬ 
fallen und mit Schnellfeuerge¬ 
wehren 44 Menschen, darunter 
das Brautpaar, 17 Frauen und 
sechs Kinder, niedergemetzelt. 
Hintergrund der Tat soll laut tür¬ 
kischen Medienberichten eine 
langjährige Fehde zwischen 
Familien desselben Clans sein, 
die eskalierte, als ein anderer 
Bewerber um die Braut abgewie¬ 
sen wurde. 

Der islamisch-konservative 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan sowie Politiker der 
kemalistischen Opposition for¬ 
derten, die archaischen Gesetze 
von Ehre und Blutfehde im Südo¬ 
sten des Landes mittels einer bes¬ 
seren Erziehung durch Univer¬ 
sitäten und Medien zu überwin¬ 
den. »Nicht die Tradition son¬ 
dern das System ist tödlich«, 
erklärte dagegen der aus Mardin 
stammende Abgeordnete der lin¬ 


ken kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft, 
DTP, Hasip Kaplan. Tatsächlich 
ist die türkische Regierungspoli¬ 
tik, die seit Gründung der Repu¬ 
blik in den kurdischen Landestei¬ 
len auf ein Bündnis des Staates 
mit den feudalen Großgrundbe¬ 
sitzern setzt, die Hauptursache 
für den Erhalt rückständiger 
Strukturen und Bräuche. Gegen 
die DTP, die aktiv gegen Bräuche 
wie Zwangsheirat oder Blutrache 
ankämpft, läuft momentan eine 
massive Repressionswelle. Von 
Verhaftungen betroffen sind ins¬ 
besondere Vertreterinnen der 
DTP-nahen Frauenbewegung, 
deren Motto lautet: »Wir sind nie¬ 
mandes Ehre. Unsere Ehre ist 
unsere Freiheit.« 

Die ebenfalls aus Mardin stam¬ 
mende Vorsitzende der DTP-Par- 
lamentsfraktion, Emine Ayna, for¬ 
derte anläßlich des Blutbades von 
Bilge eine Abschaffung des soge¬ 
nannten Dorfschützersystems aus 
rund 70000 dem Militär unterstell¬ 
ten kurdischen Milizmännern. So 
gehörten die Männer der beiden 
verfeindeten Familien diesen seit 
den 80er Jahren vom Staat gegen 
die Arbeiterpartei Kurdistans, 
PKK, bewaffneten und finanzier¬ 


ten Milizen an. Oft bilden die 
Dorfschützer Privatarmeen ört¬ 
licher Großgrundbesitzer, die auf 
geraubten Ländereien der von 
ihnen oder der türkischen Armee 
vertriebenen Bauern leben und 
ihre Machtstellung auch für Dro¬ 
genschmuggel und andere Ver¬ 
brechen nutzen. Immer wieder 
kommt es zu bewaffneten Angrif¬ 
fen von Dorfschützern auf DTP- 
Mitglieder. Doch zunehmend wei¬ 
gern sich Angehörige der Milizen, 
an Militäroperationen gegen die 
PKK teilzunehmen. So erklärten 
zu Wochenbeginn Dorfschützer in 
der Provinz Sirnak gegenüber 
Journalisten, daß sie den jahrelan¬ 
gen Krieg in der Region satt hät¬ 
ten. »Soldaten verschleppen uns 
in Regionen die kilometerweit 
weg sind, um Krieg zu führen. 
Wenn wir uns weigern, bedrohen 
uns die Kommandeure. Wir kön¬ 
nen Dorfschützer sein, aber wir 
weigern uns, Sklaven der Armee 
zu sein.« (siehe auch Seite 2) 

Die PKK, die in den 90er Jahren 
zahlreiche Dorfschützer getötet 
hatte, erklärte mehrfach, gegen 
Dorfschützer, die nicht mehr an 
Militäroperationen teilnähmen, 
nicht mehr vorzugehen. 

(jW, 7.5., ISKU) 
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Meldungen 

Fotoausstellung von 
Gendarmerie als 
unzulässig empfunden 

11 von 32 Bildern, die Studieren¬ 
de von der Uludag University auf 
einer Ausstellung zum 8. März, 
dem internationalen Frauentag 
und den Kommunalwahlen 2009 
präsentierten, wurden von der 
türkischen Gendarmerie be¬ 
schlagnahmt. 

Die Studierenden sind über den 
Polizeieingriff verärgert. Das 
Galata Foto-Studio und die Verei¬ 
nigung der Fotografen protestie¬ 
ren gegen das Eingreifen und ver¬ 
langen die Rückgabe der Fotos. 
Die Universitätsleitung forderte 
von den Studierenden nach dem 
Eingriff die Ausstellung zu been¬ 
den. Auch die Internetpräsenz 
der Ausstellung auf der Homepa¬ 
ge der Universität wurde zen¬ 
siert. 

Die Fotos wurden von 16 Studen¬ 
tinnen der Uludag-University auf¬ 
genommen und von Yücel Tunca 
ausgesucht. Die Betroffenen wer¬ 
ten die Intervention als überhol¬ 
ten Eingriff der Zensur, die auch 
in der Wissenschaft noch immer 
stattfindet. (DIHA, 5.5., ISKU) 


Zwei weitere Verhaftungen 
in Idil/Hezex 

Ahmet Imecik und Ibrahim 
Akman wurden in der Stadt 
Idil/Hezex in der kurdischen Pro¬ 
vinz Sirnak von der Gendarmerie 
(Polizeieinheiten des Militärs) 
während der Razzien im Dorf 
Desta Dare in Gewahrsam 
genommen. Die Gründe der Ver¬ 
haftung sind bis jetzt nicht 
bekannt. Beide befinden sich 
noch auf der Gendarmerie Station 
in Idil/Hezex. 

(DIHA, 5.5., ISKU) 

Arbeitslose Lehrer bieten 
ihr Diplom zum Verkauf 

In der nahe der Türkisch-Ira¬ 
nisch-Armenischen Grenze gele¬ 
genen kurdischen Stadt Dogu- 
beyazit/Bazid haben Lehrer ihr 
Diplom am Schwarzen Brett der 
Bildungsgewerkschaften zum 
Verkauf angeboten, da sie trotz 
Lehrermangels seit Jahren nicht 
eingestellt werden. 

Der 33-jährige Kamber Sile und 
der 28-jährige Mehmet San grif¬ 
fen zu diesem Mittel, um auf die 
Situation von Tausenden nicht 
eingestellten Lehrerinnen auf¬ 
merksam zu machen. Sie wenden 
sich mit der Aktion gegen die 
Politik des türkischen Bildungs¬ 
ministers Hüseyin Q elik und kün¬ 
digten an, ihr Diplom zu verbren¬ 
nen, wenn sie nicht bald einge¬ 
stellt würden. In der Türkei sind 
zur Zeit ca. 200.000 Lehrerstellen 




Kinder protestieren gegen 
Schläge mit dem Gewehrkolben 


In der Türkisch-Syrischen Grenz¬ 
stadt Nusaybin/Nisebin in der 
Provinz Mardin haben Hunderte 
Kinder gegen einen brutalen 
Polizeiübergriff in Hakkari/Cole- 
merg protestiert. Bei dem Über¬ 
griff brach ein Polizist eines 
Sondereinsatzkommandos dem 
14 jährigen S.T. durch Schläge 
mit dem Gewehrkolben und Trit¬ 
te gegen den Kopf den Schädel. 
Dabei fiel S.T. zunächst ins 
Koma. 

Zeyni üitirki, die die Pressekon¬ 
ferenz in Vertretung der Kinder 
abhielt, erklärte dazu: „Die 
Regierung lud Dutzende von Kin¬ 
dern aus anderen Ländern zum 
23. Tag des Kindes ein. Am glei¬ 
chen Tag kam es zu dem Über¬ 
griff in Hakkari und Kindern 
werden Arme gebrochen. Wir 
schreien gegen die Brutalität 
gegenüber kurdischen Kindern 
an. Genug ist Genug. Wir wollen 
kein Blut und keine Tränen mehr 
sehen. Die Regierung sollte Geld 
für Bildung und nicht für Krieg 
ausgeben“. 

Hier einige der weiteren Parolen 
die die Kinder während der 
Demonstration riefen: “Nieder 
mit den Scheußlichkeiten der 
AKP”, “Lang lebe der Frieden”, 
“Lang lebe die Freiheit”, “Die 
Mörder der Kinder werden den 
Preis vor dem Ende der Mensch¬ 
heitsgeschichte bezahlen”. 

Ist es eine Straftat, 

Zeitungen zu verkaufen? 

In Adana und Mersin wurden 
innerhalb eines Jahres über 300 


Der Oberbürgermeister der Pro¬ 
vinz Diyarbakir/Amed Osman 
Baydemir kommentiert den Hun¬ 
gerstreik gegen die Repressions¬ 
welle: „Der Weg den wir gehen 
bedeutet Dialog statt Gewalt“. 
Um den am Sonntag und Montag 
stattfindenden Hungerstreik der 
DTP in Diyarbakir/Amed zu 
unterstützen haben sich Men¬ 
schen aus unzähligen Städten auf 
den Weg in die kurdische Metro¬ 
pole gemacht. Busse aus Istan- 


Kinder und Heranwachsende mit 
dem Vorwurf, Steine geworfen 
oder Parolen gerufen zu haben, 
festgenommen. Sie wurden gefol¬ 
tert und inhaftiert. 51 Kinder 
befinden sich hier noch immer in 
Haft. Unter ihnen befindet sich 
ein Heranwachsender, für den 6 
Jahre gefordert wird, weil er die 
Zeitung „Demokratie“ zu verkau¬ 
fen versucht haben soll. 

Der 16-jährige Y. K. lebt in Mer¬ 
sin. Seine Familie kommt aus Sir- 
nak und ist, da ihr Dorf vom 
Staat niedergebrannt wurde, 
nach Mersin migriert. Y.K. 
wurde am 29.3.2008 festgenom¬ 
men. Von der Antiterrorpolizei 
wurde er geschlagen und belei¬ 
digt. Als er zum Arzt gebracht 
wurde, sagten die Polizisten „das 
ist ein Politischer“, daraufhin 
schlug ihn auch der Arzt. 

Y. K. erklärt selber: „Meine 
Schuld war es, Zeitungen wie die 
„Gündem“ und „Demokrasi“ zu 
verkaufen“. Nach vier Tagen bei 
der Antiterrorpolizei wurde er 
dem Richter vorgeführt und ver¬ 
haftet. Im Pozanti-Gefängnis 
angekommen wurde er splitter¬ 
nackt ausgezogen. Es wurden 
ihm 15 Stockhiebe auf die Hände 
gegeben, dann haben sie ihn in 
eiskaltes Wasser gestellt. 

Später erfuhr Y. K., dass diese 
Folterungen an jedem Neuzu¬ 
gang durchgeführt werden. Im 
Gefängnis gab es von Neuem 
Beschimpfungen und Schläge. 
Um 0 Uhr kamen die Wächter zu 
Y. K., brachen ihm die Nase und 
einen Finger und warfen ihn in 


bul, Sanliurfa/Riha und vielen 
weiteren Städten - allein aus Hak¬ 
kari/ Colemerg fuhren 40 Busse - 
machten sich auf den Weg in die 
Metropole. 

Die Politikerinnen der DTP 
erklären, dass der Hungerstreik 
ein kraftvolles Mittel ist, um den 
Friedenswillen der kurdischen 
Bevölkerung zum Ausdruck zu 
bringen. Baydemir erklärte dazu: 
„Wir setzen alles daran, damit die 
Waffen schweigen und eine politi- 


eine Dunkelzelle. Es war ihm 
verboten bei Besuchen seiner 
Familie Kurdisch zu sprechen; 
sobald er Kurdisch sprach, 
wurde das Gespräch unterbro¬ 
chen. 

37 Jahre Haft für 
15-Jährigen gefordert 

V.Q. lebt in Adana. Er wurde 
zweimal festgenommen. Das 
erste Mal wegen Steinwürfen. 
Bei seiner zweiten Festnahme 
wurde er für von der Polizei 
geholt und zur Antiterrorabtei¬ 
lung gebracht. Diesmal wurde er 
der Brandstiftung beschuldigt. 
Schon bei ihm zu Hause fingen 
sie an ihn zu schlagen. Auf der 
Wache zeigten sie ihm Bilder 
und er sollte sagen, ob er die 
betreffende Person kenne oder 
nicht. Sobald er sagte, er kenne 
die Person nicht, wurde er 
erneut geschlagen und mit Aus¬ 
sprüchen wie „Bastard des Ter¬ 
rors“ beschimpft. 

Nachdem er so von sieben Uhr 
morgens bis drei Uhr nachts in 
der Antiterrorabteilung festge¬ 
halten wurde, wurde er zum 
Krankenhaus gebracht. Auf dem 
Weg wurde er weiter geschlagen. 
Die Polizei kam mit ins Behand¬ 
lungszimmer. Er hatte Bauch¬ 
schmerzen und zahlreiche Blu¬ 
tergüsse, aber der Arzt betrach¬ 
tete sie nicht einmal. Er wurde 
dann zum Gericht gebracht und 
bis zum Prozess freigelassen. 
Die Staatsanwaltschaft fordert 37 
Jahre Haft für ihn. 

(DIHA, 2.5., ANF, 3.5., ISKU) 


sehe Lösung gefunden wird. Im 
Grunde genommen ist gerade 
eine gute Zeit, um eine friedliche 
Lösung des Türkisch-Kurdischen 
Konflikts umzusetzen. Der einsei¬ 
tige Waffenstillstand sollte 
genutzt werden, bevor es zu spät 
ist.“ 

Auch die politischen Gefangenen 
der PKK und der PAJK haben 
angekündigt, den Hungerstreik 
zu unterstützen. 

(DIHA, 2.5., ISKU) 


vakant, während 12.000 qualifi¬ 
zierte Lehrerinnen nicht einge¬ 
stellt werden. 

(DIHA, 2.5., ISKU) 
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Termine: 

Ilisu-Gipfel in Berlin 

Anlässlich der bevorstehenden 
Entscheidung über das seit Jahren 
diskutierte Ilisu-Staudammprojekt 
findet am 28.5. in Berlin eine große 
Veranstaltung statt. Es wird die 
letzte große öffentliche Aktion in 
Europa vor der endgültigen Ent¬ 
scheidung sein. Denn Anfang Juli 
müssen Deutschland, Österreich 
und die Schweiz entscheiden, ob 
sie aus dem Projekt aussteigen 
oder nicht Derzeit wird hinter ver¬ 
schlossenen Türen intensiv ver¬ 
handelt. Und es sieht so aus, dass 
diese drei Regierungen das Pro¬ 
jekt trotz anderer Erklärung Ende 
2008 wegen wirtschaftlich-politi¬ 
scher Interessen doch durchboxen 
wollen. 

Wie ist nun der aktuelle Stand? 
Werden internationale Standards 
erfüllt, welche Auswirkungen 
hätte der Damm auf den Irak, was 
wollen die Bewohner des Tigrista¬ 
les und wie werden die drei Staa¬ 
ten entscheiden? 

Der Bürgermeister von Batman, 
Nejdet Atalay, wird für die Kom¬ 
munen der Region und die Initiati¬ 
ve zur Rettung von Hasankeyf 
reden. Anwesend werden auch 
zwei vom Ilisuprojekt direkt 
Betroffene sein. 

Der weltweit bekannte Experte R. 
Goodland wird zu internationalen 
Standards sprechen. Eine weitere 
Person mit Expertenwissen aus 
dem Irak wird die zu erwartenden 
desaströsen Folgen auf den Irak 
erläutern. 

Als weiterer Gast kommt der türki¬ 
sche Popstar Tarkan. Er wird als 
Botschafter der türkischen "Stop 
Ilisu - Rettet Hasankeyf'-Kampag¬ 
ne eine kurze Ansprache halten. 

28. Mai 2009 
18:00 - 23:00 Uhr 
af Auditorium im Quartier 110 
Friedrichstraße 110 
Berlin-Mitte (IJ-Blif. Stadtmitte) 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Dorfschützer weigern sich, an 


Militäroperationen teilzunehmen 


Dorfschützer aus dem Dorf Ort- 
abag im Uludere/Qilaban, 
Distrikt der Provinz Sirnak, 
zögern an der zunehmenden 
Anzahl von Militäroperationen in 
der Provinz teilzunehmen, wäh¬ 
rend Soldaten sie dazu zwingen 
wollen. 

Dorfschützer, die anonym blei¬ 
ben wollen, sagten, dass sie müde 
sind, an dem jahrelangen Krieg in 
der Region weiterhin teilzuneh¬ 


men: „Wir haben den Krieg satt. 
Soldaten verschleppen uns in 
Regionen die kilometerweit weg 
sind um Krieg zu führen. Wenn 
wir uns weigern, bedrohen uns 
die Kommandeure. Wir können 
Dorfschützer sein, aber wir wei¬ 
gern uns Sklaven der Armee zu 
sein. Wir arbeiten unter Umstän¬ 
den die dem Tod zu nahe sind.“ 
Die Dorfschützer betonen, dass 
die Militäroperationen seit den 


Kommunalwahlen als eine Art 
der Bestrafung der kurdischen 
Bevölkerung zugenommen 
haben. Sie würden sogar gezwun¬ 
gen an Operationen teilzuneh¬ 
men, wenn sie krank oder behin¬ 
dert sind. Sie kritisieren das 
Dorfschützersystem als Mittel 
gegen die PKK und sind der Mei¬ 
nung, dass es aufgegeben wer¬ 
den sollte. 

(DIHA, 2.5., ISKU) 


„Der Weg, den wir gehen, bedeutet Dialog statt Gewalt“ 

Hungerstreik in Amed 
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Spanien plant Auslieferung von 
kurdischen Politikern 


Der ehemalige kurdische DEP- 
Abgeordnete Remzi Kartal und 
der kurdische Exil-Politiker Faruk 
Doru wurden am 24. März 2009 
auf dem Weg zu einer Feier des 
kurdischen Newrozfests in Spa¬ 
nien verhaftet. Das türkische 
Justizministerium hat über Inter¬ 
pol um die Verhaftung von Kartal 
ersucht. Herr Kartal war 1992 mit 
Leyla Zana, Orhan Dogan und mit 
12 anderen kurdischen Abgeord¬ 
neten in das türkische Parlament 
gewählt worden. Er hat sich für 
Frieden, Demokratie und die kur¬ 
dische Identität eingesetzt und 
wurde gezwungen die Türkei zu 
verlassen. Seitdem hat er als aner¬ 
kannter politisch Verfolgter Asyl 
in Belgien. Allein deswegen 
ersucht die türkische Regierung 
über Interpol die Verhaftung von 
Herrn Kartal und Herrn Doru. 
Am gestrigen Samstag hat die spa¬ 
nische Regierung ihren Ent¬ 
schluss bekannt gegeben, dass sie 
Remzi Kartal und Faruk Doru an 
den Folterstaat Türkei ausliefern 
will. 

Schon einmal, im Jahre 2005, war 
Herr Kartal von der deutschen 
Regierung auf Grund des türki¬ 
schen Haftbefehls verhaftet wor¬ 
den. Jedoch hatte die deutsche 


Die antike Stadt Hasankeyf und das 
angrenzende Tigristal in der Süd¬ 
osttürkei sollen nicht im Ilisu-Stau- 
see versinken, sondern unter den 
Schutz der Vereinten Nationen 
gestellt und als UNESCO Weltkul¬ 
tur- und naturerbe ausgezeichnet 
werden. Das fordert eine interna¬ 
tionale Petition, die türkische 
Umweltschutzorganisationen und 
die europäische Ilisu-Kampagne 
heute starten. Zahlreiche Promi¬ 
nente wie der bekannte Filmema¬ 
cher Fatih Akin erklärten bereits 
ihre Unterstützung. 

Die Petition richtet sich an den tür¬ 
kischen Premier Tayyip Erdogan, 
der formal für den Antrag an die 
UNESCO zuständig ist, und an die 
Regierungschefs aus Deutschland, 
Österreich und die Schweiz. Ange¬ 
la Merkel, Werner Faymann und 
Hans-Rudolf Merz werden darin 
aufgefordert, aus dem Ilisu-Projekt 
auszusteigen und so den Weg zum 
Welterbe zu ebnen. 

Türkische Wissenschaftler hatten 
im April aufgezeigt, dass Hasankeyf 
samt dem Tigristal eine der wert¬ 
vollsten Kultur- und Naturland- 


Justiz den Antrag der Türkei zur 
Auslieferung zurückgewiesen. 

Die deutschen Richter hatten ihren 
Beschluss u. a. damit begründet, 
dass die von den türkischen Behör¬ 
den am 25. Februar vorgelegten 
Auslieferungsunterlagen „in einem 
solchen Maße unzureichend und 
widersprüchlich“ seien, dass sich 
das Gericht außer Stande sähe, 
„darauf eine Haftentscheidung zu 
stützen.“ In einem dem Oberlan¬ 
desgericht vorgelegten „Steck¬ 
brief“ des 14. Schwurgerichts in 
Istanbul vom 9. August 2004 sei Dr. 
Kartal „Zugehörigkeit zu einer ter¬ 
roristischen Organisation“ vorge¬ 
worfen worden, ohne zu benen¬ 
nen, um welche Organisation es 
sich hierbei handelt. „Tatort“ und 
„Tatzeit“ sowie anzuwendende 
Strafvorschriften hätten völlig 
gefehlt. Beweismittel als Verhaf¬ 
tungsgrund seien ebenso wenig 
vorgelegt worden. Eine „solche, 
weitgehend inhaltsleere Haftbe¬ 
fehlsurkunde“ habe nach Auffas¬ 
sung des Senats „weder europäi¬ 
schem Standard noch rechtsstaat¬ 
lichen Grundsätzen“ entsprochen 
und habe somit „keine Rechtswir¬ 
kung entfalten“ können. Auch habe 
sich die Schilderung des Sachver¬ 
haltes „in wesentlichen Teilen“ 


schäften der Welt sind. Laut ihrer 
Studie erfüllt das Gebiet neun von 
zehn möglichen Kriterien der 
UNESCO. Zum Vergleich: Venedig 
mit seinen Lagunen erfüllt sechs, 
die Pyramiden in Ägypten vier, die 
Salzburger Innenstadt drei, das 
Dresdner Elbetal vier Kriterien und 
die Altstadt von Bern ein Kriterium. 

Zahlreiche Prominente schlossen 
sich gleich zu Beginn der Initiative 
an und Unterzeichneten die Peti¬ 
tion, darunter der bekannte deut¬ 
sche Filmemacher Fatih Akin, der 
Träger des Alternativen Nobelprei¬ 
ses Michael Succow, der Generaldi¬ 
rektor des Naturhistorischen 
Museums Wien Bernd Lötsch, die 
Bundestagsabgeordnete und Mit¬ 
glied der deutschen UNESCO 
Kommission, Monika Griefahn 
sowie die Chefin der österreichi¬ 
schen Grünen, Eva Glawischnig. 
Auch der ehemalige Türkei-Direk¬ 
tor der Weltbank, Andrew Vonkink, 
erhob kürzlich die Forderung, die 
Finanzierung des Ilisu-Projekts zu 
stoppen. 

„Es gibt eine Zukunft für die 
Region und die heißt Welterbe. Die 


lediglich mit der Beschreibung des 
„politischen Werdegangs des Ver¬ 
folgten“ begnügt. 

Proteste gegen Auslieferungs¬ 
verfahren in Spanien 

In verschiedenen Städten Europas 
haben Kurdinnen und Kurden 
gegen die Fortsetzung des Auslie¬ 
ferungsverfahrens der kurdischen 
Politiker Remzi Kartal und Faruk 
Doru von Spanien in die Türkei 
protestiert. In Berlin, Frankfurt, 
Stuttgart, Paris, Marseille, Bern, 
Wien, Helsinki, Hannover, Düssel¬ 
dorf und Den Haag fanden Kund¬ 
gebungen vor den spanischen Kon¬ 
sulaten statt, auf denen gefordert 
wurde: „Hände weg von den Kur¬ 
den!“ In Stockholm gelang es 
sechs Personen aus einer Gruppe 
von etwa 30 Kurdinnen und Kur¬ 
den, die sich vor dem spanischen 
Konsulat versammelt hatten und 
Parolen riefen, in das Gebäude ein¬ 
zudringen und dort ihre Forde¬ 
rung nach einem Gespräch mit 
dem Konsul durchzusetzen. Dem 
Konsul wurde ein an die spanische 
Regierung gerichtetes Schreiben 
überreicht. 

Weitere Aktionen sind in verschie¬ 
denen Städten geplant. 

(ÖP, 12./13.5., YK, 10.5., ISKU) 


europäischen Staaten sollten in den 
Erhalt der Region investieren, statt 
deren Untergang zu finanzieren“, 
so Stefanie Hermsen von der Bre¬ 
mer Manfred-Hermsen-Stiftung, 
die sich gemeinsam mit Organiatio- 
nen wie Gegenströmung, Interna¬ 
tional Rivers und die Erklärung von 
Bern seit Jahren für den Stop des 
Ilisu-Staudamms einsetzt. 

„Die Zukunft von Hasankeyf und 
des Tigristals ist nicht nur ein tür¬ 
kisches Anliegen, sondern es geht 
um das natürliche und kulturelle 
Erbe der gesamten Menschheit! 
Unterstützen Sie diese Inititative 
und unterschreiben Sie die Peti¬ 
tion“, fordert Ulrich Eichelmann 
von der österreichischen Stop Ilisu 
Kampagne. 

Am 6. Juli müssen Deutschland, 
Österreich und die Schweiz end¬ 
gültig entscheiden, ob sie die Bürg¬ 
schaften für den Ilisu-Staudamm 
kündigen oder das Projekt weiter¬ 
hin unterstützen. 

Onlinepetition: 

http:// www.kesfetmekicinbak.com 
/ apps/ proposal.app/view_m.php/ 
5/?ln=de (gs, 14.5., ISKU) 


Meldungen 

Wieder Jugendliche verurteilt 

Die drei Jugendlichen AV. (15), Ü. 
S. (16) und H. B. (16) wurden vom 
Schwurgereicht in Adana zu sechs 
Jahren und 10 Tagen Haft verur¬ 
teilt, da sie auf der Regionalver¬ 
sammlung der DTP in der Provinz 
Dörtyol Hatay verbotene Parolen 
gerufen haben sollen. Damit steigt 
die Anzahl der in der Türkei aus 
nichtigen Gründen - entgegen der 
UNO Kinderrechtskonvention - 
seit 2006 zu ähnlich hohen Strafen 
verurteilten Kindern zwischen 12 
und 18 Jahren auf 177. Besonders 
die Schwurgerichte in Adana und 
in der kurdischen Metropole Di- 
yarbakir neigen zu einer derarti¬ 
gen Praxis, die durch eine Kon¬ 
struktion im so genannten Antiter¬ 
ror Gesetz von 2006 möglich 
gemacht wird. Wenn Menschen an 
Versammlungen teilnehmen, die 
die Behörden einer kriminellen 
Vereinigung zuschreiben, können 
theoretisch Urteile von weit über 
20 Jahre Haft gesprochen werden. 
Internationale und regionale Men¬ 
schenrechtsorganisationen verur¬ 
teilen eine solche Praxis aufs 
schärfste. (DIHA, 6.5., ISKU) 

Iran greift kurdische Dörfer 
in der Türkei an 

Die iranische Armee hat das 
Grenzgebiet bei Yüksekova mit 
Raketenwerfern angegriffen. 
Betroffen waren das Dorf Kokep 
sowie die Ortschaft Esendere. Die 
türkische Regierung hat sich zu 
der Verletzung ihres Territoriums 
nicht geäußert. 

Bewohner des Dorfes Kokep 
erklärten zu dem morgendlichen 
Angriff: „Der Iran hat vorher kur¬ 
dische Dörfer auf eigenem Territo¬ 
rium bombardiert. Jetzt sollen mit 
Wissen des türkischen Staates 
beide Seiten der Grenze entvölkert 
werden.“ In dem Dorf, in dem 
knapp 20 Raketen einschlugen, 
leben 400 Menschen. Die Bewoh¬ 
ner verließen bei dem Angriff ihr 
Dorf und versammelten sich auf 
freiem Feld. Durch den Angriff 
wurden mehrere Häuser beschä¬ 
digt. Nachmittags schlugen auch 
in der Ortschaft Esendere zwei 
Raketen ein. (ÖP, 12.5., ISKU) 

HPG: Provokateure am Werk 

Die Volksverteidigungskräfte HPG 
haben in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung darauf aufmerksam gemacht, 
mit zwei Angriffen in Siirt und 
Hakkari nichts zu tun haben. Es 
handele sich dabei um Provokatio¬ 
nen von Kräften, die die von kurdi¬ 
scher Seite ausgerufene Phase der 
Gefechtslosigkeit sabotieren woll¬ 
ten. 

In Siirt war am 5. Mai auf eine 
Jandarma-Einheit geschossen wor¬ 
den, wobei ein Soldat ums Leben 


Ilisu: Internationale Petition 
fordert Welterbe statt Untergang 




40.000 Unterschriften für 
eine friedliche Lösung 


Vierzigtausend Unterschriften, die 
während des Hungerstreiks in Di- 
yarbakir/Amed für eine friedliche 
Lösung der kurdischen Frage 
gegeben wurden, sind jetzt dem 
Staatspräsidenten, dem Premiermi¬ 
nister und dem Türkischen Parla¬ 
ment zugesandt worden. 

Die Verhaftungswelle und die 
anhaltende Unterdrückungspraxis 
wurde in dem Unterzeichneten Text 
kritisiert: „Die Regierung hat mit 


Auf einer Pressekonferenz beim 
Menschenrechtsverein IHD in 
Gaziantep verurteilten kurdische 
Musikgruppen die anhaltende 
Repression gegen Politikerinnen 
der Demokratischen Gesell¬ 
schaftspartei DTP. Hozan Bedran 
sprach in Vertretung der Musike- 
rlnnen: “Mehr als 40000 Men¬ 
schen wurden in den letzten 25 
Jahren umgebracht. Kurz bevor 
die Verhaftungswelle begann 
dachten wir, dass der lang andau¬ 
ernde Krieg endlich beendet wer¬ 
den könnte. Ein derartiges Vorge- 


In einer Erklärung hat der Exeku¬ 
tivrat der KCK (Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistan) betont, 
die Benennung der kurdischen 
Frage durch den türkischen Staats¬ 
präsidenten Abdullah Gül sei wich¬ 
tig. Jetzt seien ernsthafte und auf¬ 
richtige Anstrengungen für eine 
Lösung des Problems vonnöten. 
Abdullah Gül hatte vor kurzem 
gegenüber Journalisten erklärt, die 
Kurdenfrage sei das größte Pro¬ 
blem der Türkei: „Ob man es Ter¬ 
rorproblem nennt oder südostan- 
atolisches Problem oder Kurden¬ 
problem - es ist die wichtigste 
Frage der Türkei, und sie muss 
gelöst werden.“ 


Ein grausiger Fund in einer Höhle 
im türkischen Kurden-Gebiet 
könnte Hinweise zur Aufklärung 
mutmaßlicher Verbrechen der 
Sicherheitskräfte liefern. Mensch¬ 
liche Schädel, Knochen sowie 
Kleidungsreste seien in der Höhle 
in der Nähe der südostanatoli- 
schen Stadt Batman gefunden 
worden, meldete die Regionalzei¬ 
tung "Batman Postasi" am Mon¬ 
tag. Dem Fernsehsender CNN- 
Türk zufolge ordnete die Staatsan¬ 
waltschaft in Batman deshalb eine 


den Repressionsmaßnahmen neue 
Depressionen ausgelöst anstatt die 
ernst gemeinten Friedensbemü¬ 
hungen der Kurdischen Bevölke¬ 
rung zu erwidern. Eine große 
Anzahl von Mitgliedern der DTP 
wurde im Rahmen der Repres¬ 
sionswelle inhaftiert. Wenn sie Kri¬ 
minelle sein sollen - so sind wir das 
auch. Wir haben die gleichen zu 
Straftaten deklarierten demokrati¬ 
schen Handlungen begangen wie 


hen ist unbegreiflich. Die Politike¬ 
rinnen der DTP müssen sofort 
frei gelassen werden.“ 

Auch Mitglieder der Gruppe „Wir 
sind Feministinnen“ besuchten 
die DTP-Zentrale um ihre Unter¬ 
stützung zu zeigen. Das Mitglied 
des DTP-Vorstands Nursei Aydo- 
gan und Frauen aus der Partei tra¬ 
fen sich mit der Gruppe. Sevim 
Özdemir von den Feministinnen 
bekräftigte, dass die Gruppe mit 
dem Besuch ihre Solidarität zum 
Ausdruck bringen will. Während 
dessen protestierten in Izmir und 


In der KCK-Erklärung heißt es: 
„Die kurdische Frage und ihre 
Lösung ist, wie nunmehr von 
allen Seiten anerkannt wird, das 
wichtigste und dringendste Pro¬ 
blem der Türkei. Unser Vorsit¬ 
zender und unsere Bewegung 
haben zu verschiedenen Zeiten 
viele Vorschläge für eine Lösung 
gemacht. Auch der Staatspräsi¬ 
dent der Republik Türkei, Abdul¬ 
lah Gül, hat die kurdische Frage 
als wichtigste Angelegenheit der 
Türkei definiert und erklärt, hier 
müsse es unbedingt zu einer 
Lösung kommen. Wichtig dabei 
ist, was zu den verschiedenen von 
unserer Bewegung geleisteten 


Untersuchung an. Möglicher¬ 
weise handle es sich um ein Mas¬ 
sengrab. 

Gerüchte über Massengräber 

Die "Batman Postasi" berichtete 
weiter, in der Gegend habe es 
bereits länger Gerüchte über Mas¬ 
sengräber gegeben. In der 
Gegend um den Berg Helkis nörd¬ 
lich von Batman seien Reporter 
der Zeitung bei Nachforschungen 
an sechs verschiedenen Stellen 
auf menschliche Überreste gesto- 


sie und werden das auch weiterhin 
tun. Diese Verhaftungen bedeuten 
einen Angriff auf den freien Willen 
der kurdischen Bevölkerung, weil 
die Betroffenen unsere Repräsen¬ 
tantinnen sind. Die kurdische 
Frage kann nur auf einem fried¬ 
lichen Weg gelöst werden. Die Zer- 
störungs- und Verleugnungspolitik 
muss beendet werden um eine 
Lösungsperspektive möglich zu 
machen.“ (DIHA, 7.5., ISKU) 


der kurdischen Stadt Mus unzähli¬ 
ge Menschen, darunter viele Mit¬ 
glieder von Parteien aus der türki¬ 
schen Linken und von NGOs, mit 
einem 2-tägigen Hungerstreik am 
6. und 7. Mai gegen die Verhaftun¬ 
gen. In Elazig für Sonnabend und 
Sonntag ein Hungerstreik ange¬ 
kündigt. Auch in Istanbul wurde 
Solidarität auf Pressekonferenzen 
von Anwältlnnen, NGOs, Men¬ 
schenrechtsvereinen und weite¬ 
ren Zivilgesellschaftlichen Organi¬ 
sationen bekundet. 

(DIHA, 7.5., ISKU) 


Vorschlägen gesagt wird. Über 
die Benennung des Problems 
hinaus ist es nunmehr noch wich¬ 
tiger, ernsthafte und aufrichtige 
Anstrengungen für eine Lösung 
zu zeigen.“ 

Weiterhin ruft die KCK in ihrer 
Erklärung die spanische Regie¬ 
rung dazu auf, unverzüglich das 
Auslieferungsverfahren der bei¬ 
den kurdischen Politiker Remzi 
Kartal und Faruk Doru in die 
Türkei zu stoppen. Das Vorgehen 
Spaniens diene nicht der Lösung 
der kurdischen Frage und sei 
ausschließlich von politischen 
und wirtschaftlichen Interessen 
motiviert. (ANF, 12.5., ISKU) 


ßen. In den vergangenen Mona¬ 
ten hatte die Justiz bereits mehr¬ 
mals mutmaßliche Massengräber 
von Opfern außergerichtlicher 
Hinrichtungen untersuchen las¬ 
sen. Insbesondere in den Neunzi¬ 
ger Jahren sollen insgesamt meh¬ 
rere tausend Menschen wegen 
angeblicher Unterstützung der 
Kurden-Rebellen der verbotenen 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
von Mitgliedern der Sicherheits¬ 
kräfte umgebracht worden sein. 

(DS, 11.5., ISKU) 


kam. „Am 9. Mai sickerten Sonder¬ 
einheiten der türkischen Armee 
mit dem Ziel eines Angriffes auf 
Dorfschützer, die zur Sicherheit 
des Armeepostens Kelate in Sem- 
zinan abgestellt waren, in das 
Gebiet ein. Ein Gefecht fand nicht 
statt, weil die Dorfschützer die 
Sondereinheiten bemerkten und 
ihren Posten verließen. Gewisse 
Kreise, denen der Beschluss der 
KCK bis zum 1. Juni keine Aktio¬ 
nen durchzuführen, sowie der von 
uns fortgesetzte Waffenstillstand 
missfallen, unternehmen provoka¬ 
tive Initiativen. Als HPG rufen wir 
dazu auf, gegenüber diesen Provo¬ 
kationen aufmerksam und vorsich¬ 
tig zu sein.“ (ÖP, 12.5., ISKU) 

US-amerikanische 
Panzer in Kandil 

Im Dorf Kuzine, das zu Kandil 
gehört, haben am Sonntag ameri¬ 
kanische Panzer so wie Hunderte 
Pesmerga Stellung bezogen. 
Neben einer ganzen Reihe von 
Transportfahrzeugen sollen sie 
auch schwere Waffen mit sich füh¬ 
ren. Das Dorf Kuzine befindet sich 
in der Nähe des Gebietes “Sehit 
Harun”. 

Laut Meldung örtlicher Nachrich¬ 
tenquellen soll es sich dabei um 
Sicherheitsmaßnahmen handeln 
die im Vorfeld eines Besuches des 
Besuches Talabanis in der Region 
Qeladize getroffen würden. 

(ANF, 10.5., ISKU) 
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Termine: 

Demokratie in der Türkei - 
Hände weg von der DTP ! 

Wir freuen uns, Medeni Kirici, 
Vorstandsmitglied und außenpoliti¬ 
scher Sprecher der DTP, begrüßen 
zu können. Er wird uns genaueres 
über die andauernde Repressions¬ 
welle gegen die DTP berichten. 

Veranstaltung: 

Montag, 18.5., 19.00 Uhr 
Hamburger Rathaus, Raum 186 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Verbot von Roj TV gekippt 


Der aus Dänemark über Satellit 
europaweit verbreitete kurdische 
Fernsehsender "Roj TV" darf wie¬ 
der ausgestrahlt werden. Mit zwei 
Beschlüssen hob das Bundesver¬ 
waltungsgericht in Leipzig ein 
Verbot durch Bundesinnenminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble (CDU) vor¬ 
läufig auf. Es sei fraglich, ob 
Deutschland EU-weit verbreitete 
Sender verbieten könne, erklärten 
die Leipziger Richter zur Begrün¬ 


dung der im Eilverfahren ergan¬ 
genen Beschlüsse. Die Sache sei 
auch nicht so dringlich, als dass 
das Ministerium nicht die Haupt¬ 
sache-Entscheidung abwarten 
könne. 

Schäuble hatte "Roj TV" vergange¬ 
nen Juni die Ausstrahlung in 
Deutschland verboten. Der Sen¬ 
der propagiere den bewaffneten 
Kampf und sei Sprachrohr der ver¬ 
botenen Arbeiterpartei Kurdi¬ 


stans (PKK). Mit seinen Eilbe- 
schlüssen bewertete das Bundes¬ 
verwaltungsgericht diese Ein¬ 
schätzung nicht. Die Anträge der 
beiden Betreiber hätten schon 
deshalb Aussicht auf Erfolg, weil 
nach europäischem Recht mögli¬ 
cherweise allein der "Sendestaat", 
also Dänemark, und nicht 
Deutschland als "Empfangsstaat" 
für die Kontrolle zuständig sei. 

(AFP, 18.5., ISKU) 


DTP-Operation greift auf das 
türkische Parlament über 


Die Repression gegen die DTP, 
mit der diese eingeschüchtert 
und isoliert werden soll, ist auf 
die Parlamentsabgeordneten der 
DTP ausgeweitet worden. Die 
Staatsanwaltschaft fordert in fünf 
Fällen eine Anhörung der Betrof¬ 
fenen, die diese ablehnen. 

Die Situation erinnert an die Fest¬ 
nahme der damaligen DEP-Abge- 
ordneten um Leyla Zana im Parla¬ 
ment 1994. Aktuell hat die Staats¬ 
anwaltschaft die Namen von fünf 
DTP-Abgeordneten an das Parla¬ 
mentspräsidium weitergeleitet. 
Parlamentspräsident Toptan 
erklärte dazu, falls notwendig, 
könnten die Betroffenen auch mit 
Gewalt dem Gericht vorgeführt 
werden. 

Gegen die DTP-Abgeordneten 
laufen etliche Verfahren zur Auf¬ 
hebung ihrer Immunität aufgrund 
von verschiedenen Reden, die sie 
zu verschiedenen Zeiten gehalten 
habe. Aktuell betroffen sind die 
Co-Vorsitzende Emine Ayna, die 
stellvertretenden Fraktionsvorsit¬ 
zenden Selahattin Demirtas und 
Fatma Kurtulan soiwe Aysel 
Tugluk und Sebahat Tuncel. 
Selahattin Demirtas erkärte dazu: 
“Wenn sie uns vor Gericht stellen 
wollen, müssen sie uns mit 
Gewalt hinbringen. In der ange¬ 


ln Yüksekova wurden Massenpro¬ 
teste organisiert, um gegen die 
Operationen, die am 14. April 
gegen die DTP begonnen wurden 
und weiter andauern, zu protestie¬ 
ren. 

Die Demonstration begann vor 
dem DTP-Kreisbüro in Yüksekova 
und wurde von verschiedenen 
Initiativen wie den Gewerkschaf¬ 
ten KESK und DISK, den Frie¬ 
densmüttern und Personen wie 
den Kreisvorsitzenden der DTP 


prangerten Rede, die ich gehalten 
habe, habe ich gesagt: ‘In der Tür¬ 
kei sollen weder kurdische noch 
türkische Mütter mehr leiden 
müssen. Das Blutvergießen muss 
gestoppt werden, es muss ein Dia¬ 
log mit Öcalan aufgebaut werden.’ 
Wegen dieser Rede bin ich verur¬ 
teilt worden. Der Revisionsge¬ 
richtshofhat das Urteil zu meinen 
Ungunsten aufgehoben. Der Pro¬ 
zess wurde neu aufgerollt. In der 
Zwischenzeit wurde ich zum 
Abgeordneten gewählt. Das 
Gericht hat das Verfahren 
gestoppt, aber die Staatsanwalt¬ 
schaft hat Widerspruch eingelegt. 
Das Revisionsgericht hat sinnge¬ 
mäß dazu erklärt, dass ein Pro¬ 
zess stattfinden kann, weil keine 
Immunität gegeben ist.” 

Das sei erstmalig so in der Tür¬ 
kei, erklärte Demirtas weiter: “Es 
gab einen Abgeordneten, der 
wegen Mord vor Gericht stand, 
aber während seiner Amtszeit 
wurde das Verfahren eingefroren. 
Wir sollen dagegen verurteilt 
werden, weil wir in Reden zu Frie¬ 
den aufrufen. Dabei handelt es 
sich um eine offene Diskriminie¬ 
rung und Rechtlosigkeit. Wir 
begreifen das als eine politische 
Haltung und haben beschlossen, 
nicht vor Gericht zu erscheinen. 


Arif Karay und den Bürgermeister 
von Esender Hursit Altekin. Auf 
der Demonstration wurden Paro¬ 
len für die PKK, den Frieden und 
gegen Erdogan, die Repression 
und den Krieg gerufen. Die 
Demonstration wurde auch von 
den Umstehenden unterstützt. 
Von den Rednerlnnen wurde ein 
Ende der Repression gefordert. 

In einem Redebeitrag wurde 
erklärt: „Der Ministerpräsident 
der Republik Gül hat gesagt, dass 


Ich habe keine Angst vor einem 
Gerichtsverfahren und es gibt 
nichts, wofür ich nicht Rechen¬ 
schaft ablegen könnte. Aber es 
handelt sich um einen politischen 
Beschluss. Dann müssen sie 
schon kommen und uns mit 
Gewalt vorführen; wir werden 
nicht wie die Schafe hingehen 
und uns zum Teil dieser Rechtlo¬ 
sigkeit machen.” 

Emine Ayna teilte gegenüber 
Journalisten mit, auch gegen 
Abgeordnete einschließlich der 
Vorsitzenden der AKP und der 
CHP liefen Verfahren zur Aufhe¬ 
bung der Immunität. “Ich bin der 
Meinung, diese sollten viel mehr 
diskutiert werden, denn in den 
meisten Fällen handelt es sich um 
Korruptionsvorwürfe. Die der 
DTP dagegen sind politischer 
Natur und resultieren aus Mei¬ 
nungsäußerungen. Die Immunität 
gilt für alle. Wir haben immer 
schon gefordert, dass sie insge¬ 
samt abgeschafft wird. Wann 
immer der Ministerpräsident hin¬ 
geht und eine staatsanwaltschaftli- 
che Aussage zu seinen Korrup¬ 
tionsprozessen macht, werden 
auch wir unsere Haltung überden¬ 
ken. Aber so wie es im Moment 
aussieht, denken wir nicht daran, 
auszusagen.“ (ANF, 16.5., ISKU) 


die kurdische Frage die wichtig¬ 
ste Frage der Republik sei und der 
Lösung bedürfe. Gleichzeitig aber 
verstärkt er die Operationen und 
gleichzeitig wird in Baskale ein 
kurdischer Jugendlicher ermor¬ 
det. Diese Praxis zeigt kein ernst¬ 
haftes Interesse an einer Lösung. 
Die kurdische Jugend, die von die¬ 
sen Vorfällen betroffen ist wird 
dazu nicht schweigen.“ Es wurde 
der Stopp der Operationen gefor¬ 
dert. (ANF, 19.5., ISKU) 


Meldungen 


Gründung eines Sekretariat 
gegen PKK 

Der parlamentarische Innenaus¬ 
schuss hat den Gesetzesentwurf 
angenommen, der sich mit der 
Gründung einer “öffentlichen 
Ordung” und eines “Sicherheits¬ 
sekretariat” gegen die PKK rich¬ 
tet. 

Um bei Kämpfen mit der PKK die 
Koordination zwischen den Insti¬ 
tutionen zu verbessern, soll das 
Sekretariat keine operativen Auf¬ 
gabe haben. Das Sekretariat wird 
im Ablauf das Zentrum für die 
Bewertung von Informationen 
sein. Das Budget für Arbeiten, die 
Geheimdienstaufgaben umfas¬ 
sen, wird verdeckt gezahlt wer¬ 
den. (ANF, 20.5., ISKU) 

Lynchmord an Kurden 
in Akyazi 

Nach dem Kurdinnen in den letz¬ 
ten vier Jahren schon 6 Mal in 
Sakarya Ziel von Lynchangriffen 
wurden, geschah nun ein neuer 
Übergriff. Die gespannte Lage, 
die in Akyazi im Kreis Sakarya in 
der Westtürkei schon seit zehn 
Tagen andauert, verwandelte 
sich gestern in offene Gewalt. Ein 
Kurde, der schon vor 2 Jahren 
aus Diyarbakir zur Haselnussern¬ 
te gekommen war, wurde durch 
Schüsse getötet und zwei weitere 
schwer verletzt. Der Druck auf 
die kurdischen Arbeiterinnen, 
den Landkreis zu verlassen, 
wächst weiter an. Mittlerweile 
schicken die dort lebenden Kur¬ 
dinnen ihre Kinder wegen der 
Übergriffe nicht mehr in die 
Schulen vor Ort. 

(ANF, 20.5., ISKU) 

Waffenfund in Bilge 

Im Dorf Bilge im Kreis Mazidagi 
in Mardin, in dem vor kurzem bei 
einem Massaker 47 Personen 
ermordet wurden, wurde eine 
große Menge Waffen und Muni¬ 
tion gefunden. 

Die Waffen wurden in der Nähe 
von den Häusern der Verwandten 
der Tatverdächtigen gefunden. 
Osman Celebi erklärte hierzu: 
„Die gehören alle denen, die den 
Angriff ausgeführt haben. Sie hat¬ 
ten die Absicht uns alle auszulö¬ 
schen und es dann der PKK zuzu¬ 
schreiben. Den Vorfall unter¬ 
sucht jetzt die Staatsanwalt¬ 
schaft.“ (ANF, 19.5., ISKU) 

Ermittlungsverfahren gegen 
Hungerstreikteilnehmerinnen 

Im Kreis Ceylanpinar von Urfa 
wurde gegen 40 Personen, die am 
Hungerstreik gegen die Repres¬ 
sion gegen die DTP teilgenom¬ 
men hatten, ein Ermittlungsver¬ 
fahren eröffnet. Ihnen wird vor- 


Proteste gegen Repression 
gegen DTP in Yüksekova 




„Für die Entwicklung des demokratischen Prozesses 
halten wir einen Dialog für außerordentlich wichtig“ 

Pressekonferenz von Ahmed Türk 


Der DTP-Co-Vorsitzende Ahmet 
Türk erklärt, dass für die 
Entwicklung eines friedlichen 
und demokratischen Prozesses 
der Dialog in höchstem Grad 
ernst genommen werden muss. 
„Wir denken, dass auch der sehr 
verehrte Herr Ministerpräsident 
zu diesem Thema Zeit verwen¬ 
den muss. Wenn ein Treffen 
zustande kommt, wird das, wie 
wir glauben, sehr positive Aus¬ 
wirkungen auf den demokrati¬ 
schen Prozess haben. Die 
momentane politische Situation 
verlangt von allen ernste Bemü¬ 
hungen, damit eine positive Rich¬ 
tung eingeschlagen werden 
kann.“ 

Ahmet Türk beantwortete Fra¬ 
gen der Presse bezüglich der 
Teilnahme der DTP an den Feier¬ 
lichkeiten zum 19. Mai folgen¬ 
dermaßen: „Ein Dialog ist wich¬ 
tig. Wenn Verständnis für einen 
Dialog entsteht müssen sich 
gleichzeitig alle über die Weiter¬ 
entwicklung dieses demokrati¬ 
schen Prozesses Gedanken 
machen, damit eine positive Ent¬ 
wicklung eintritt. Wir haben nie 
gegen den 19. Mai protestiert. 
Auch gegen den 23. April haben 
wir nie protestiert. Wir haben 
lediglich dieses Jahr nicht an den 
offiziellen Feierlichkeiten (Tag 
des Kindes) teilgenommen, um 
der Verhaftung von 13-14 jähri¬ 
gen Kindern eine demokratische 


Die Initiative zur Rettung von 
Hasankeyf protestierte am 16. 
Mai mit einer Bootsaktion auf 
dem Tigris gegen das Ilisu-Stau- 
damm-Projekt. Der Protest rich¬ 
tete sich gegen die Betreiber des 
Projektes vor allem aber gegen 
die türkische als auch gegen die 
deutsche, österreichische und 
schweizer Regierungen. 
Spätestens am 6. Juli werden die 
drei europäischen Regierungen 
endgültig entscheiden, ob sie mit 
ihren Kreditbürgschaften aus 
dem Ilisu-Projekt aussteigen wer¬ 
den oder aber teilhaben an der 
Zerstörung der Lebensgrundlage 
zigtausender Menschen und 
deren Vertreibung. 

Die Boote starteten vom Dorf 
Suceken - 12 km oberhalb von 
Hasankeyf. Besetzt waren die 
Boote mit Jugendlichen verschie¬ 
dener Jugendorganisationen. 


Die Operationen, die trotz des 
einseitigen Waffenstillstands der 
PKK vom türkischen Militär wei¬ 
ter geführt werden, haben zu 
neuen Kämpfen geführt. Bei den 
schweren Auseinandersetzungen 
in Gabar haben 6 Guerilla ihr 
Leben verloren, des weiteren 
sind 7 Soldaten und Dorfschüt¬ 
zer gestorben und es wurden 


Reaktion entgegenzustellen. 
Sowieso habe ich anlässlich des 
23. April eine Rede im Parlament 
gehalten. Wir halten die Rolle 
des TBMM (große Nationalver¬ 
sammlung der Türkei) für sehr 
wichtig. Ebenso verteidigen wir 
die notwendige Rückkehr zur 
Philosophie der Republikgrün¬ 
dung von 1920, wie zu der dar¬ 
auffolgenden Einführung des 
Grundgesetzes.“ 

Türk beantwortete die Frage 
nach seinem Händeschütteln mit 
Ministerpräsident Erdogan und 
den Oppositionsführern während 
der Feierlichkeiten wie folgt: 
„Wir sind gesittete Menschen. 
Ein Händedruck darf nicht so 
überbewertet werden. Wir sind 
eine Partei, die eine Fraktion im 
Parlament darstellt und versucht 
grundlegende Probleme der Tür¬ 
kei zu lösen. Selbstverständlich 
gibt es unterschiedliche politi¬ 
sche Ansichten. Aber wichtig ist 
die Entwicklung und Weiterfüh¬ 
rung gesitteter Beziehungen.“ 
Weiterhin erklärte Türk, dass er 
in Bezug auf die Forderung nach 
einem Treffen mit dem Minister¬ 
präsidenten noch keine Antwort 
erhalten hätte. „Der sehr geehrte 
Ministerpräsident wird die Ent¬ 
scheidung selbst treffen. Noch 
haben wir weder eine positive 
noch eine negative Antwort 
erhalten. Wir halten einen Dialog 
für die Entwicklung des fried¬ 


in Hasankeyf wurden die Boots¬ 
fahrer von der Initiative zur Ret¬ 
tung Hasankeyfs, dem Umwelt¬ 
büro Doga sowie dem Bürger¬ 
meister der nahe gelegenen Stadt 
Batman empfangen. Abgeschlos¬ 
sen wurde der Protesttag mit 
einem Musikkonzert mit Künst¬ 
lern aus der Region. 

Treffen von türkischer Stau¬ 
dammlobby und den Bewoh¬ 
nern von Hasankeyf 

Bereits am 15. Mai fand in Has¬ 
ankeyf ein offizielles Treffen der 
türkischen Staudammlobby mit 
den Bewohnern von Hasankeyf 
statt. Dabei scheiterte der 
wiederholte Versuch der staat¬ 
lichen Organisationen (DSI, 
ENCON, TO KI), die Bewohner 
Hasankeyfs von der Umsiedlung 
zu überzeugen. Mit fadenscheini¬ 
gen Argumenten sollte ein 


mehr als 30 von ihnen verletzt. 
Das Pressezentrum der HPG 
erklärte: „Am 15. Mai 2009 um 
6:30 hat das türkische Militär 
eine Operation im firav-Gebiet 
in Gabar begonnen. Die Opera¬ 
tion, die von Dorfschützern 
angeführt wurde, führte zu 
Gefechten mit der Guerilla, die 
sich auf defensive Positionen 


liehen und demokratischen Pro¬ 
zesses für außerordentlich wich¬ 
tig.” 

Türk würdigt die Erklärung des 
CHP (Republikanische Volkspar¬ 
tei) Vorsitzenden Baykals zum 
„Kurden-Problem“: „Das Parla¬ 
ment ist der Spiegel dieser Gesell¬ 
schaft. Das Verhalten der politi¬ 
schen Parteien ist für einen Frie¬ 
densprozess sehr wichtig. Zu die¬ 
sem Thema werden alle Parteien 
eine wichtige Rolle einnehmen. 
Wir sind sogar der Meinung, dass 
ein Treffen mit der MHP (Natio¬ 
nale Volks Partei) sinnvoll ist. Wir 
müssen uns zusammensetzen 
und über die grundlegenden Pro¬ 
bleme des Landes diskutieren. 
Die CHP ist die älteste und ele¬ 
mentarste Partei der Türkei. Die 
Darlegung der CHP ist aus Grün¬ 
den der Verantwortung und der 
Annäherung wichtig. In diesem 
Punkt fällt der CHP eine histori¬ 
sche Rolle zu. Wir sehen, dass die 
heute eingeworfenen Thesen der 
CHP bezüglich einer Lösung den 
älteren Berichten sehr nahe sind. 
Natürlich muss das diskutiert 
werden. Wichtig ist, dass für den 
demokratischen Prozess ein Ziel 
eingebracht wurde. Wir dürfen 
nicht die Empfindungen von 71 
Millionen verletzen. Im Vergleich 
zu gestern halten wir es für posi¬ 
tiv, dass die CHP heute über eini¬ 
ge Dinge diskutiert.“ 

(ANF, 20.5., ISKU) 


"Komitee für Neu-Hasankeyf“ 
gegründet werden. Trotz Dro¬ 
hungen wie „Ihr müsst hier 
sowieso ausziehen, ihr habt 
keine Chance“ sowie unhaltbarer 
Versprechungen wie „Ihr be¬ 
kommt Gratishäuser und ein 
gutes Einkommen“ lehnten die 
Menschen eine Mitarbeit in 
einem Komitee ab. Bürgermei¬ 
ster der Stadt Hasankeyf Kusen 
erklärte gegen 12 Uhr, dass ein 
Komitee nicht gegründet werde. 
Einen weiteren Knaller verkün¬ 
dete der Leiter der Ausgrabungs¬ 
gruppe im Anschluss an diese 
Sitzung: Statt der versprochenen 
12-15 Monumente, die in Hasan¬ 
keyf abgetragen und an anderer 
Stelle wieder aufgebaut werden 
sollten, könnten wohl nur 3-4 
Monumente versetzt werden. 

(IRH, 16.5., ISKU) 


wegen des Waffenstillstands 
zurückgezogen hatte. Als die aus 
Sikorsky-Hubschraubern abge¬ 
setzten Kräfte versuchten, die 
Guerillas zu umzingeln, gab es 
bis in den Abend hinein schwere 
Gefechte...“ Unter den 6 gefalle¬ 
nen Guerillas befinden sich Men¬ 
schen aus allen drei Teilen Kurdi¬ 
stans. (ANF, 20.5., ISKU) 


geworfen, dass sie sich keine 
Erlaubnis vom stellvertretenden 
Gouverneur eingeholt hätten. 
Unter den 40 Personen befindet 
sich die Kreisführung der DTP 
sowie Stadtratsmitglieder. 

(ANF, 19.5., ISKU) 

Internetseite der 
Polizeidirektion gehackt 

Die Internetseite der Polizeidi¬ 
rektion Izmir, Kreis Aliaga wurde 
von kurdischen Hackern ange¬ 
griffen. Die Hacker tauschten 
den Inhalt der Seite aus, auf der 
dann zu lesen war: „Diese Seite 
wurde als Vergeltung für die Iso¬ 
lation, Vernichtungs- und Ver¬ 
leugnungspolitik gegenüber dem 
kurdischen Volk und Abdullah 
Öcalan angegriffen!“ Die Cold- 
Hackers, wie sich diese Gruppe 
nennt, hatte bereits aus Protest 
gegen die Repression gegen die 
DTP am 14. Mai die Seite der 
MHP gehackt. 

(ANF, 19.5., ISKU) 

Spezialeinheiten im Hinterhalt 

In Dörfern im Kreis Batman Koz- 
luk und Diyarbakir Silvan 
bewegen sich zivil gekleidete 
Spezialeinheiten, die sich selbst 
als Mitglieder der HPG ausgeben 
und von den Menschen Essen 
verlangen. Weiterhin haben sie 
um die Dörfer herum Stellungen 
in Hinterhalten bezogen. 

Ein Hirte, der die Frage nach 
Essen mit der Antwort „Hier gibt 
es keine Guerilla“ beantwortete, 
wurde brutal zusammen geschla¬ 
gen. Die Dorfbewohner dürfen 
ihre Dörfer nicht verlassen. 

(ANF, 19.5., ISKU) 

Artillerieangriff auf 
das Zap-Gebiet 

Das türkische Militär griff in der 
Nacht zum 19.5. das Zap-Gebiet 
mit Mörsern an. Dabei wurde u.a. 
das Dorf Kerhe getroffen. 

(ANF, 19.5., ISKU) 
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DTP-Abgeordnete Ayna fordert 
Ende der Angriffe auf die PKK 


Emine Ayna ist misstrauisch. "Wir 
glauben nicht, dass Erdogan und 
Gül Vorhaben, das Problem zu 
lösen. Aber wenn von der EU eine 
Initiative gestartet wird, dann kann 
es sein, dass sie sich gezwungen 
fühlen, etwas zu unternehmen", 
sagte die Abgeordnete der kurdi¬ 
schen Partei DTP am Mittwoch 
bei ihrem Besuch in Wien zum 
Standard. Es geht um die Kurden¬ 
frage, über die in der Türkei inten¬ 
siver und offener diskutiert wird, 
seit Präsident Abdullah Gül kürz¬ 
lich sagte: "Ob man es nun Terror¬ 
problem, Südost-Problem oder 
Kurden-Problem nennt, es ist das 
wichtigste Problem der Türkei, 
das Problem Nummer eins." Gül 
sprach von einer "historischen 
Chance", die Frage friedlich zu 
lösen. Ayna begrüßt die Debatte, 
die darauf folgte: "Es wird offen 
diskutiert, dass mit der PKK gere¬ 
det werden kann und mit Herrn 
Öcalan, das ist positiv und neu." 


Um dem Frieden eine weitere 
Chance zu geben, erklärte die 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK) am 13. April 
einen Waffenstillstand. Der Waffen¬ 
stillstand, der bis zum 1. Juni dau¬ 
ern sollte, wurde von Anfang an von 
Provokationen begleitet. Am 14. 
April begann auch die Repressions¬ 
welle gegen die DTP und das türki¬ 
sche Militär nahm die Waffenruhe 
zum Anlass für eine breit angelegte 
Operation, bei der innerhalb eines 
Monats 22 Mitglieder der Guerilla 
ihr Leben verloren. Das türkische 
Militär führte zwischen dem 13. 
April und dem 23. Mai ca. 20 
Bodenoperationen, mindestens sie¬ 
ben Luftangriffe und 12 Artillerie- 
Angriffe durch. 

Der KCK Exekutivrat hatte die 
wegen der Wahlen bis zum 29. 
März erklärte Waffenruhe am 13. 


»Bringt die Waffen zum Schweigen, 
nicht die DTP«. Unter diesem 
Motto demonstrierten am Sonntag 
in Istanbul und der kurdischen 
Stadt Van Zehntausende für eine 
friedliche Lösung der kurdischen 
Frage. Die auch von der EMEP und 
der ESP sowie der Gewerkschaft 
KESK unterstützten Demonstratio- 
nen richteten sich gegen die laufen¬ 
de Repressionswelle gegen die 
DTP. Gegen die DTP läuft ein Ver¬ 
botsverfahren. Seit der Kommunal¬ 
wahl Ende März, bei der die DTP 


Auch der nationale Sicherheitsrat 
beschäftigt sich mit der Frage. Ein 
Vertreter sagte kürzlich, die Tür¬ 
kei wolle den Kurden das geben, 
"was wir für die Türken in Europa 
wollen". Die Kurden sollen das 
Recht bekommen, ihren Kindern 
kurdische Namen zu geben, die 
Verbote für den Gebrauch der kur¬ 
dischen Sprache sollen aufgeho¬ 
ben werden. Ayna fordert ein 
Ende der militärischen Operatio¬ 
nen gegen die PKK und eine Ver¬ 
fassungsreform. Denn jetzt basie¬ 
re die Verfassung auf "einer 
Nation, einer Sprache und einem 
Volk und das ist nicht demokra¬ 
tisch", sagt die Politikerin, die der 
Führungsriege der DTP angehört. 
Die PKK selbst hat vor den Kom¬ 
munalwahlen im März eine Waf¬ 
fenruhe ausgerufen und bis 1. Juni 
verlängert. Die DTP, gegen die 
noch immer ein Verbotsverfahren 
läuft, gewann bei den Wahlen, 
während die Regierungspartei 


April bis zum 1. Juni verlängert. 
Der Rat erklärte dazu: „Es ist zum 
ersten Mal möglich, die kurdische 
Frage in einem Klima ohne kriege¬ 
rische Auseinandersetzungen zu 
lösen.“ 

Dennoch gab es im Rahmen der 
Entwicklungen seit dem 13. April, 
bis auf einige kosmetische 
Bekenntnisse, keinen ernsthaften 
praktischen Schritt in Richtung 
Frieden von Seiten des türkischen 
Staates. Der Staat gab öffentlich 
Signale zu einer Veränderung der 
Kurdinnenpolitik, praktisch führte 
er jedoch schwerste Provokationen 
durch. 

Das türkische Militär setzte alles 
daran, den Waffenstillstand durch 
pausenlose Operationen, Luft- und 
Artillerieangriffe auf Südkurdistan 
und verschärfte Repression gegen 
die Bevölkerung zu sabotieren. 


zur führenden Partei in den kurdi¬ 
schen Landesteilen wurde, wurden 
mehr als 400 Parteimitglieder fest¬ 
genommen. Sechs DTP-Abgeord- 
neten droht der Entzug ihrer parla¬ 
mentarischen Immunität aufgrund 
von Reden, in denen sie nach Mei¬ 
nung der Staatsanwaltschaft Propa¬ 
ganda für die PKK gemacht hätten. 
»Der Ansprechpartner für die kur¬ 
dische Frage ist Abdullah Öcalan. 
Wer Frieden will, darf diese Mög¬ 
lichkeit nicht ignorieren«, wieder¬ 
holte die DTP-Abgeordnete Seba- 


AKP massiv verlor. Ayna hofft nun 
auf Druck von der EU, dass die 
Türkei wie während des Wahl¬ 
kampfs die Angriffe auf die PKK 
aussetzt. Die Ablehnung eines EU- 
Beitritts der Türkei durch einige 
europäische Regierungen könne, 
so Ayna, liberale Kräfte und Intel¬ 
lektuelle dazu bringen, den Druck 
auf die Regierung noch zu verstär¬ 
ken, andererseits stärke es aber 
auch die Nationalisten, die gegen 
Minderheitenrechte seien. "Die 
EU-Tür ganz zuzuschließen, wird 
der Türkei nicht helfen, man muss 
die Türkei zwingen, sich zu 
ändern", so Ayna. 

Angesprochen auf die Rolle der 
USA sagt Ayna, dass diese keine 
Kurdenpolitik machen würden. 
Die Unterstützung der Kurden im 
Nordirak sei bloß Teil des "Nah¬ 
ost-Konzepts" der USA. Sowie 
auch "die Anschläge auf das World 
Trade Center", so Ayan. 

(DS, 28. 5., ISKU) 


Während die Guerilla ihre Einhei¬ 
ten auf defensive Positionen zu¬ 
rückzog, warnte sie immer wieder 
ob der Provokationen. Die Tage bis 
zum 1. Juni sind gezählt, jedoch hat 
der Staat immer noch keinen prak¬ 
tischen Ansatz gezeigt. Am 23. Mai 
hat die Guerilla nochmals zum Stop 
der Operationen aufgerufen: „Wir 
warnen den Staat und das Militär 
ein letztes Mal.“ Am gleichen Tag 
wurden die Angriffe durch das tür¬ 
kische Militär verstärkt, es wurde 
deutlich, dass diese aggressive 
Politik widerspruchsfrei bleibt. Der 
Vorsitzende des KCK Exekutivrats 
Murat Karayilan erklärte gegenü¬ 
ber ANF am 22. Mai, dass ein ein¬ 
seitiger Waffenstillstand nach 
deml. Juni nicht mehr möglich sei 
und es nun an Ankara sei ,die Situ¬ 
ation zu verändern. (ANF, 24.5., 
ISKU) 


hat Tuncel auf der Istanbuler Kund¬ 
gebung die kriminalisierte Forde¬ 
rung nach einem Dialog mit dem 
auf der Gefängnisinsel Imrali in Iso¬ 
lationshaft gefangenen PKK-Füh- 
rer. »Als Staatspräsident Abdullah 
Gül ankündigte, gute Dinge wür¬ 
den geschehen, hatten wir Hoff¬ 
nungen auf einen positiven Verlauf 
dieses Prozesses. Aber die Militär- 
operationen gehen weiter«, kriti¬ 
sierte die DTP-Fraktionsvorsitzen- 
de Emine Ayna. 

(jW, 26.5., ISKU) 


Meldungen 

Abdullah Öcalan bekommt auf 
Geföngnisinsel Gesellschaft 

Nach mehr als zehn Jahren Ein¬ 
zelhaft auf der türkischen Gefäng¬ 
nisinsel Imrali Abdullah Öcalan 
nach Medienberichten bald 
Gesellschaft bekommen. Ende 
Juni sollten acht bis zehn weitere 
Häftlinge auf die Insel im Marma- 
ra-Meer verlegt werden. 

Das Anti-Folter-Komitee des 
Europarats hatte in den vergange¬ 
nen Jahren mehrmals die Einzel¬ 
haft für den Gründer der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) kriti¬ 
siert. Auch Kurdenpolitiker und 
die PKK selbst verlangen seit lan¬ 
gem Hafterleichterungen für 
Öcalan. Der PKK-Chef ist fast 
vollständig von der Außenwelt 
isoliert und erhält auf Imrali ein¬ 
mal die Woche Besuch von sei¬ 
nen Anwälten. Daneben dürfen 
nur engste Familienangehörige 
den Rebellenchef auf der Gefäng¬ 
nisinsel besuchen. 

Die türkische Regierung hatte im 
vergangenen Jahr ihre Bereit¬ 
schaft erklärt, weitere Häftlinge 
nach Imrali zu verlegen. Die Bau¬ 
arbeiten an einem Zellentrakt für 
die neuen Häftlinge seien nun fast 
abgeschlossen, hieß es in den 
Berichten vom Montag. Mögli¬ 
cherweise werde es sich bei den 
neuen Insassen um Häftlinge 
handeln, die wegen organisierter 
Kriminalität hinter Gittern sitzen. 
Öcalan wurde im Februar 1999 
von türkischen Agenten in Kenia 
gefasst und nach Imrali gebracht. 

(AFP, 25.5., ISKU) 

Militäroperationen in Oramar 
und Dersim 

Das türkische Militär bombar¬ 
dierte am 25. Mai die Region um 
Oramar und die Umgebung von 
Dersim. In Dersim fand eine 
Bodenoperation statt, bei der 
Offizier der Spezialeinheiten des 
Militärs Hüseyin Özden in der 
Nähe des Dörfer (Jigekli getötet 
wurde. Im Operationsgebiet wur¬ 
den aus Helikoptern Sonderein¬ 
heiten abgesetzt und verstärkten 
so die laufende Militäraktion. Die 
Operation erstreckt sich über 
weite Gebiete in der Umgebung 
der Kreisstädte Hozat und Nazi- 
miye sowie auf das Munzur- und 
das Pülümür-Tal. 

(ANF, 26.5., ISKU) 

Studentenfestival in Malatya 
von Polizei angegriffen 

Als Alternative zu dem Festival 
der Malatya Inönü Universität 
haben fortschrittliche revolutio¬ 
näre Studentinnen inzwischen 
zum 3. Mal das “Ümit Cihan 
Tarho” Frühlingsfestival veran¬ 
staltet. Gleichberechtigte Veran¬ 
stalter waren die Studentlnnenge- 


Die Bilanz der einseitigen Waffenruhe 


Zehntausende für Frieden 




Ilisu-Staudammprojekt: Trotz Ultimatum 
internationale Standards nicht erreicht 


Vierzig Tage vor Ablauf eines 
sechsmonatigen Ultimatums 
zeichnet sich ab, dass die Türkei 
wesentliche Auflagen für das Ilisu- 
Staudammprojekt nicht erfüllen 
kann. So soll etwa die antike Stadt 
Hasankeyf dem Untergang preis¬ 
gegeben werden. Laut Weltbank¬ 
experte Robert Goodland erfüllt 
das gesamte Projekt nicht die 
Standards der Weltbank. Er emp¬ 
fiehlt den Europäern den Aus¬ 
stieg. 

Im Vorfeld einer internationalen 
Ilisu-Konferenz in Berlin erklärte 
Robert Goodland, der die Sozial- 
und Umweltstandards für die 
Weltbank entwickelte, das Ilisu- 
Projekt werde niemals die ver¬ 
sprochenen internationalen Stan¬ 
dards der Weltbank erfüllen: “Die 
Weltbank müsste und würde das 
Projekt ablehnen. Die Folgen 
wären zu fatal, die Vorbereitung 
der Türkei ist zu mangelhaft. Die 
Auflagen der Europäer sind nicht 
geeignet, die 60.000 betroffenen 
Menschen, die einzigartigen Kul¬ 
turgüter und die Umwelt zu schüt¬ 
zen.“ 

Deutschland, Österreich und die 
Schweiz hatten wiederholt argu¬ 
mentiert, das Projekt mit seinen 
153 Auflagen, die die drei Staaten 
an ihre Bürgschaften geknüpft 
hatten, erfülle die Standards der 
Weltbank. Dies ist de facto nicht 
der Fall. „Sollten die europäischen 
Staaten dieses Projekt weiterhin 
unterstützen, untergraben sie 
auch die Standards der Weltbank 
und setzen international ein nega¬ 
tives Zeichen“, so Goodland wei¬ 
ter. 

„Am 6. Juli müssen Deutschland, 
Österreich und die Schweiz aus 
dem Projekt aussteigen, wenn sie 
international nicht ihr Gesicht ver¬ 
lieren wollen. In Zeiten wie diesen 
ist es besonders wichtig, Rückgrat 
zu zeigen statt kurzfristigen wirt¬ 
schaftlichen Interessen Vorrang 


An der Beerdigung von Ali Ihsan 
Ike nahmen etwa 50.000 Men¬ 
schen teil. Er wurde am 22. Mai in 
Lice/Diyarbakir mit drei anderen 
Guerillas vom türkischen Militär 
getötet. Bei der Beisetzung wurde 
dazu aufgerufen, dass endlich auf 
den Waffenstillstand des KCK rea¬ 
giert werden müsse. Die Men¬ 
schenmenge, die den Sarg auf 
ihren Schultern trug, skandierte 
Parolen wie „Die Gefallenen sind 
unsterblich“, „Es lebe die PKK“, 
„Es lebe der Vorsitzende Apo“ und 
trug Bilder von Guerillakämpferin¬ 
nen. Die Sicherheitskräfte hatten 
aufgrund der Demonstration das 
Stadtzentrum verlassen. Nur vor 
öffentlichen Gebäuden wurde 
Wache gehalten. An der Demon¬ 
stration zum Friedhof nahmen 
neben der Bürgermeisterin auch 


zu geben“, so Ulrich Eichelmann 
von der Kampagne „Stop Ilisu“. 

Hinter den Kulissen laufen derzeit 
intensive Verhandlungen. Die Tür¬ 
kei hat vor kurzem neue umfas¬ 
sende Berichte geliefert, die 
scheinbar einige Auflagen erfül¬ 
len. Doch die Realität vor Ort ist 
ernüchternd. Heike Drillisch und 
Christine Eberlein, Kampagne 
„Stop Ilisu“, besuchten die Region 
vergangene Woche. Wie sich her¬ 
ausstellte, gibt es keinerlei Kon¬ 
zepte zur Rettung der antiken 
Stadt Hasankeyf. Die versproche¬ 
ne Umsiedlung einzelner Bauwer¬ 
ke ist nicht möglich. „Selbst die 
türkischen Fachleute sehen keine 
Möglichkeit, die wichtigsten 
Denkmäler zu retten. Damit wird 
den Menschen von Hasankeyf, die 
hauptsächlich vom Tourismus 
leben, jegliche Existenzgrundlage 
ersatzlos entzogen“, so Heike Dril¬ 
lisch. Nur für sechs Ortschaften 
liege ein detaillierter Umsied¬ 
lungsplan vor, für 190 Orte fehle 
er nach wie vor. 

Hasan Janabi, ehemaliger Berater 
des irakischen Wasserministeri¬ 
ums, macht auf die verheerenden 
Folgen für den Irak aufmerksam. 
Durch den Damm würde im Irak 
weniger Wasser ankommen als 
bisher. Es wäre zudem von 
schlechter Qualität. Millionen 
Menschen lebten im Irak am und 
vom Tigris. Sie seien von dem 
Staudamm ebenso betroffen wie 
eines der bedeutendsten Naturge¬ 
biete der Welt, das Mesopotami- 
sche Delta. Diese Sümpfe würden 
austrocknen, sollte der Staudamm 
gebaut werden. „Der Ilisudamm 
würde großen Schaden im Irak 
anrichten, er könnte die Stabilität 
und den Frieden im Mittleren 
Osten gefährden,“ so Hasan Jan¬ 
abi. „Leider blieben die Proteste 
irakischer Politiker auch bei den 
Europäern bis jetzt ungehört. Das 
ist inakzetabel.“ 


andere regionale Stadtverordnete, 
die DTP, die Gewerkschaften 
KESK und DISK die Friedensmüt¬ 
ter und andere zivilgesellschaftli¬ 
che Organisationen teil. Die 
Menge wurde mehrfach von Hub¬ 
schraubern überflogen. Ike wurde 
auf dem Friedhof, in die Fahne des 
demokratischen Konföderalismus 
eingehüllt, beigesetzt. Die Bürger¬ 
meisterin wies in einer Rede noch¬ 
mals deutlich auf die Waffenruhe 
der Guerilla hin und forderte vom 
türkischen Staat, der trotz Waffen¬ 
stillstands seine Operation ver¬ 
schärft hat, dass endlich kein Blut 
mehr vergossen werde soll. Die 
Mutter des Gefallenen erklärte: 
„Ich bin nicht nur die Mutter mei¬ 
nes Sohnes, ich bin die Mutter 
aller Gefallenen, dies ist nicht 
mein Sohn, sondern ein Gefallener 


Auch Nejdet Atalay, Bürgermei¬ 
ster der 300.000 Einwohnerstadt 
Batman, ist nach Berlin gekom¬ 
men, um die Menschen der 
betroffenen Region zu vertreten: 
„Wir wollen dieses Projekt nicht. 
Hasankeyf ist mehr als nur eine 
antike Stadt. Sie ist zentraler Teil 
unserer Identität und die wirt¬ 
schaftliche Zukunft für unsere 
gesamte Region. Es gibt viele 
Alternativen zu Ilisu“, so Atalay, 
der sich für die Errichtung einer 
UNESCO Welterbestätte in und 
um Hasankeyf einsetzt. Er betonte 
weiterhin, dass die türkische 
Regierung bis heute nicht mit sei¬ 
ner Stadt in Kontakt getreten sei, 
obwohl zehntausende Menschen 
dorthin zögen und die soziale 
Lage verschärfen würden. 

Auf die drohende ökologische 
Katastrophe machte Güven Eken, 
Präsident der türkischen Natur¬ 
schutzorganisation Doga Dernegi, 
aufmerksam. Es gebe keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP), wie sie in Europa bei 
jedem kleineren Kraftwerk vorge¬ 
schrieben wird. „Wir können 
nicht verstehen, dass sich die 
deutsche Regierung an einem 
Projekt beteiligen will, dass sie 
ihren eigenen Bewohnern und 
ihrer Natur niemals antun würde. 
Wenn die europäischen Staaten 
sich aus dem Projekt zurückzie¬ 
hen, haben wir eine große Chan¬ 
ce, Ilisu ganz zu verhindern. Aber 
auch wenn sie weiterhin dabei 
bleiben, werden wir Ilisu verhin¬ 
dern. Die Unterstützung der türki¬ 
schen Bevölkerung für unsere 
Kampagne wird von Tag zu Tag 
größer.“ 

Am Donnerstag fand im Audito¬ 
rium Friedrichstraße der Ilisu- 
Gipfel statt. Mit dabei auch ein 
Vertreter des Bundeswirtschafts¬ 
ministeriums sowie Tarkan, türki¬ 
scher Popstar und Unterstützer 
der Kampagne „Stop Ilisu“. 

ECA Watch Österreich, 28.5. 


des kurdischen Volkes. Dieses 
Volk wird seinen Widerstand so 
lange fortsetzen wie es nötig ist. 
Ich bedanke mich vor Allem beim 
Volk von Lice und Yüksekova.“ 
Nach der Rede zogen Zehntausen¬ 
de als Demonstrationszug ins 
Stadtzentrum, in dem aus Protest 
gegen die türkischen Militäropera¬ 
tionen kein Laden öffnete. Hier 
wurden an vielen Punkten Barrika¬ 
den errichtet und angezündet. Die 
Polizei griff mit Gasgranaten, 
Räumpanzern und Wasserwerfern 
an und besetzte das Stadtzentrum. 
Gleichzeitig begann das türkische 
Militär in der Region Yüksekova 
mit einer Operation und bombar¬ 
dierte aus Helikoptern die umlie¬ 
genden Berge. Die Operation dau¬ 
ert an. 

ANF, 26.5., ISKU) 


werkschaft Genc-Sen, Genflik 
Dernegi-Girisimi (Jugend Ver¬ 
eins-Initiative), YDG (Neue 
Demokratische Jugend) und 
DGH (Demokratische Jugendbe¬ 
wegung) 

Am ersten Tag des Festivals wur¬ 
den 800 Besucherinnen gezählt. 
Bevor das Festival, wie geplant 
um 19.00 endete, griff die Polizei 
ein, entfernte Blockaden und for¬ 
derten die Studentinnen auf, das 
Festival sofort zu beenden. Die 
Studentinnen kamen dieser Auf¬ 
forderung nicht nach, sondern 
fuhren mit dem Programm fort. 
Auch auf einem weiteren von der 
YDG-M (patriotisch-demokrati¬ 
sches Jugend Parlament) organi¬ 
sierten Festival warf die Polizei 
einen Trommler mit Gewalt aus 
der Universität. 

(ANF, 22.5., ISKU) 

Unterstützung der LTTE-EU 
Kandidatin 

Die tamilische Menschenrechts¬ 
aktivistin Jan Jananayagam der 
NGO “Tamillnnen, gegen den 
Genozid” beteiligte sich am 10. 
Kongress der Fed-Bir Kurdish 
Federation UK in London. Die 
Pro-LTTE Tamilnet berichtete, 
dass Oan) Jananayagam für die 
vierten Wahlen in London zum 
Europäischen Parlament kandi¬ 
diert. 

Obwohl sie sich als unabhängig 
bezeichnet, verteidigt sie das 
Recht der Tamillnnen die Waffen 
gegen die Kräfte der Regierung 
von Sri Lanka zu erheben, auf Al 
Jazeera. 

Während des Fed Bir Kongresses 
versprach die Organisation, dass 
die Kurdinnen Jananayagam bei 
den Wahlen unterstützen werden. 
Weitere Teilnehmer waren der 
Grüne Jean Lambert und der libe¬ 
rale EU Kandidat Jonathan Fryer. 
Während die PKK ihre Unterstüt¬ 
zung der LTTE und der Tamilen 
zum Ausdruck brachte, unter¬ 
stützte die Türkei die Sri Lanki- 
sche Regierung bei der UN. 
Abdullah Gul gratulierte der 
Regierung von Sri Lanka zu 
ihrem “Sieg” über die LTTE. 

(KM, 27.5., ISKU) 
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Dokumentation der KCK- Erklärung zur Bewertung der Entwicklungen 
seit den Kommunalwahlen in der Türkei 

Waffenruhe vorerst verlängert 


Trotz der jüngsten schweren Tra¬ 
gödien in Kurdistan hat der über 
30-jährige Freiheitskampf des kur¬ 
dischen Volkes in der Türkei unter 
Abdullah Öcalan (Apo) heute eine 
bedeutende Dimension erreicht. 
Es hat sich erwiesen, dass der kur¬ 
dische Freiheitskampf nicht besei¬ 
tigt und bezwungen werden kann, 
trotz aller von internationalen und 
regionalen Kräften gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung angewandten 
Methoden der Unterdrückung und 
Gewalt. 

Der soziale Widerstand unseres 
Volkes erzielte wichtige Erfolge 
gegen die internationalen Konzepte 
von Unterdrückung und Kapitula¬ 
tion, die gegenüber dem 1.-Juni- 
Vorstoß errichtet worden waren, 
der sich nun zum fünften Male 
jährt. Sämtlichen militärischen 
Angriffsversuchen in dieser Zeit 
wurde zuvorgekommen; es gab 
nennenswerte Erfolge wie in Gab- 
bar, Oramar und Zap. Trotz hoher 
Verluste offenbarte der gesell¬ 
schaftliche Widerstand unseres 
Volkes auf vielerlei Art eine wichti¬ 
ge politische Konsequenz. Zuletzt 
brachte die Bevölkerung in den 
Wahlen am 29. März ihren eigenen 
Willen zum Ausdruck. 

Die facettenreiche Entwicklung der 
kurdischen Befreiungsbewegung 
hat der friedlichen und demokrati¬ 
schen Lösung der kurdischen 
Frage das Terrain bereitet. Trotz 
der Existenz internationaler Kräfte, 
die nicht an einer Lösung der Frage 
interessiert sind, stellen die gegen¬ 
wärtigen Umstände kein ernsthaf¬ 
tes Hindernis für die Entwicklung 
einer demokratischen Lösung dar. 
Türken und Kurden können die 
Angelegenheit unter sich klären, 
den nötigen politischen Willen vor¬ 
ausgesetzt. 

Unsere Bewegung hatte offiziell 
einen Prozess der Gewaltfreiheit 
vom 13. April bis zum 1. Juni ange¬ 
kündigt, um die bestehende positi¬ 
ve Lage als einen wichtigen Schritt 
in Richtung der Lösung der Frage 
zu nutzen und um den Prozess der 
demokratischen Lösung zu 
entwickeln. Die Volksverteidi¬ 
gungskräfte waren an keinerlei 
planmäßigen Aktivitäten gegen die 
türkische Armee beteiligt und folg¬ 
ten der Linie der Gewaltfreiheit - 
außer in den Fällen legitimer 
Selbstverteidigung. Trotz der HPG- 
Haltung setzte die türkische Armee 
ihre systematischen Operationen 
fort, flog Luftangriffe und beschoss 
Defensivstellungen. 35 HPG-Gue- 
rillas, Kommandoränge einge¬ 
schlossen, fielen dabei und sind als 
Märtyrer des Friedensprozesses in 
die Geschichte eingegangen. 


Zusätzlich wurde mit dem 14. April, 
einen Tag nach der Erklärung der 
Gewaltfreiheit, gegen Organisatio¬ 
nen der kurdischen Zivilgesell¬ 
schaft und die DTP vorgegangen 
und am 28. Mai auf den Gewerk¬ 
schaftsverband KESK ausgeweitet. 
Das Ziel dieses Vorgehens ist es, 
die kurdische Bevölkerung aus der 
politischen Arena zu vertreiben 
und eine neue Konfliktphase vorzu¬ 
bereiten. Diese Angriffe, die jeg¬ 
lichen rechtlichen Kriterien und 
gesellschaftlichen ethischen 
Regeln widersprechen, wurden 
ständig ausgeweitet, besonders 
auch gegen die Kinder und Jugend¬ 
lichen im demokratischen und legi¬ 
timen Widerstand. In Zangirt 
(Bilge), Mardin, wurden 44 Men¬ 
schen umgebracht, um den Frie¬ 
densprozess zu sabotieren und es 
unserer Bewegung anzulasten. Von 
unserer Bevölkerung gewählte 
kurdische Abgeordnete sind genö¬ 
tigt worden, vor Gericht zu erschei¬ 
nen, um mit einer Art Doppelstan¬ 
dard ihre Autorität und ihren Status 
zu untergraben. 

Während diese Operationen gegen 
unsere Guerilla und die politischen 
Repräsentanten unseres Volkes 
anhalten, hat auf die Stellungnah¬ 
men Abdullah Öcalans und unserer 
Bewegung hin in der Türkei sowie 
international der öffentliche 
Diskussionsprozess um eine 
Lösung der kurdischen Frage Auf¬ 
trieb erhalten. Auch der türkische 
Präsident Abdullah Gül hat sich in 
dem Sinne geäußert, dass er die 
kurdische Frage als wichtigste 
nationale Angelegenheit definierte, 
deren Lösung keinen Aufschub 
dulde. 

Trotz der Erklärungen des Präsi¬ 
denten und aus einigen politischen 
Kreisen ist jedoch bis jetzt noch 
kein konkretes Projekt über den 
Weg der Lösung der Frage formu¬ 
liert worden. Trotz der Äußerung 
des Präsidenten, es gebe eine 
Übereinkunft zwischen den Institu¬ 
tionen, halten militärische und poli¬ 
tische Operationen an. Warum wer¬ 
den diese nicht beendet, wenn 
diese Einigung die politische 
Lösung der Frage betrifft? Werden 
die Konsequenzen in Betracht 
gezogen, wenn es sich hierbei 
lediglich um eine Spielerei handelt? 
Wenn der Staatspräsident und der 
Premierminister diese Fragen 
beantworten, wird klarer sein, in 
welche Richtung der Prozess ver¬ 
laufen kann. 

Unser politischer Führer Abdullah 
Öcalan hat sich, unter Berücksich¬ 
tigung der positiven und negativen 
Aspekte des beschriebenen Prozes¬ 
ses, für eine Fortsetzung der bis 


zum 1. Juni befristeten Gewaltfrei¬ 
heit ausgesprochen. Dabei bezog 
er sich ebenfalls auf Äußerungen 
von Präsident Abdullah Gül hin¬ 
sichtlich der Lösung der Frage, auf 
öffentliche Diskussionen, Aufforde¬ 
rungen diverser Intellektueller, 
demokratischer Parteien und zivil¬ 
gesellschaftlicher Organisationen 
sowie die Erwartungen unseres 
Volkes bezüglich einer Konfliktlö¬ 
sung. 

Unsere Bewegung hat den Aufruf 
unserer politischen Führung 
bewertet, der einer politischen 
Lösung der kurdischen Frage Prio¬ 
rität einräumen und der Unterbre¬ 
chung des Konfliktes sowie der 
Schaffung eines konstruktiven 
Rahmens für Frieden eine Chance 
geben will. Nach kollektiver Über¬ 
einkunft der Organe unserer Bewe¬ 
gung wurde entschieden, diesen 
Aufruf umzusetzen. In diesem 
Sinne, auch unter Berücksichti¬ 
gung der zunehmenden Angriffe, 
hat unsere Bewegung die Aufrech¬ 
terhaltung des Status der Inaktivität 
bis zum 15. Juli beschlossen. Wir 
kamen überein, den Prozess der 
Inaktivität bis zum 1. September 
auszudehnen, falls es positive Ent¬ 
wicklungen in Richtung einer 
Lösung gibt. Das bedarf jedoch der 
Neubewertung der Situation. 

Diese Haltung basiert auf unserer 
Orientierung auf eine friedliche 
und demokratische Lösung. Eine 
friedliche und demokratische 
Lösung kann jedoch nicht nur auf¬ 
grund unserer Bemühungen reali¬ 
siert werden. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit haben das gezeigt. 
Es bedarf der aufrichtigen Anstren¬ 
gungen aller Beteiligten. Die ande¬ 
re Seite hat ebenso die bewaffneten 
Angriffe einzustellen, um die Inak¬ 
tivität in die Beendigung des Kon¬ 
flikts zu transformieren und die 
Waffen kontinuierlich schweigen 
zu lassen. Einseitige Bemühungen 
führen offensichtlich nirgendwo¬ 
hin. Niemand kann sagen, ob die 
Armee so oder anders handeln 
wird. Entscheidend sind hier die 
Entschlossenheit zum Handeln 
und politischer Wille. 

In der Sommerzeit kann die Gueril¬ 
la am aktivsten und erfolgreichsten 
agieren. Es ist eine Realität, dass 
unsere Bewegung und Guerilla zur¬ 
zeit am besten organisiert sind und 
kraftvoller denn je operieren kön¬ 
nen. Wird diese Kraft entfaltet, kön¬ 
nen wir einen weit umfassenderen 
Krieg führen. Trotz alledem bevor¬ 
zugen unsere politische Führung, 
unsere Bewegung und unser Volk 
Frieden und nicht Krieg. Ein 
genauer Begriff von dieser Realität 
Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 


Festnahmewelle weitet sich 
auf Gewerkschaften aus 

Sondereinheiten der türkischen 
Polizei nahmen 36 Mitglieder des 
Gewerkschaftsdachverbandes 
KESK bei Razzien in mehreren 
Städten fest. 

Nachdem seit Mitte April bereits 
mehr als 400 Mitglieder der, im 
Parlament vertretenen, kurdi¬ 
schen Demokratischen Gesell¬ 
schaftspartei (DTP); Anwälte und 
Aktivistinnen von Frauenorgani¬ 
sationen festgenommen und über 
250 davon in Untersuchungshaft 
überführt wurden, sind nun 
Gewerkschafterlnnen von der 
Repressionswelle gegen Opposi¬ 
tionelle betroffen. 

Am Morgen des 28.05.09 nahmen 
Sondereinheiten der türkischen 
Polizei, auf Weisung der 10. Kam¬ 
mer des Schwurgerichts von 
Izmir Türkeiweit 35 Personen 
fest. Seitdem demonstrierten in 
mehreren Städten, u.a. Izmir, 
Istanbul, Ankara und Van Men¬ 
schen gegen diesen Angriff auf 
die Integrität der Arbeitnehmer¬ 
innenvertretungen. 

(DIHA, 28.5., ISKU) 

Aussagekrise auf 
September verschoben 

Angesichts einer gerichtlichen 
Vorladung einiger DTP-Abgeord- 
neter und deren Weigerung, die¬ 
ser Vorladung zu folgen, wurde 
befürchtet, dass die Abgeordne¬ 
ten auf gerichtliche Anordnung 
durch die Polizei vom Parla¬ 
mentsgebäude aus zwangsweise 
dem Gericht vorgeführt würden. 
Nun erkannte das Gericht an, 
dass die Vorladung nicht formge¬ 
recht zugestellt wurde und erließ 
eine neue Vorladung für Septem¬ 
ber. Damit wurde Zeit gewonnen. 
Die DTP-Abgeordneten berufen 
sich bei ihrer Weigerung der Vor¬ 
ladung zu folgen, auf ihre parla¬ 
mentarische Immunität. Das 
Gericht beschloss daraufhin, am 
29. September erneut über eine 
zwangsweise Vorführung der 
Abgeordneten zu entscheiden. 

(NTV, 26.5., ISKU) 

Im Jahr 2008 starben 39 
kranke Gefängnisinsassen 

Auf eine schriftliche Anfrage der 
Parlamentsabgeordneten Seba- 
hat Tuncel (DTP) antwortete der 
türkische Justizminister Sadullah 
Ergün (AKP), dass 2008 keine 
erkrankten Gefangenen in türki¬ 
schen Gefängnissen starben. 
Ergün gab weiter an, dass sich 
am 5. April 2009, 5678 politische 
Gefangene in türkischen Gefäng¬ 
nissen befanden. 42 davon befän¬ 
den sich in lebenslanger Einzel¬ 
haft, 153 würden an Krankheiten 




IHD-Bericht zum Gefängnis in Mardin 


Einem Bericht des türkischen 
Menschenrechtsvereins IHD 
zufolge sind im Mardin E-Typ 
Gefängnis 800 Gefangene unterge¬ 
bracht während es für nur 380 aus¬ 
gelegt ist. 

Der Provinzverband Mardin kur¬ 
disch Merdin veröffentlichte jetzt 
einen Bericht über Kinder in 
Gefängnissen und die Bedingun¬ 
gen im Mardin E-Typ Gefängnis. 
Der Vorsitzende des IHD Mardin, 
der Anwalt Erdal Kuzu, stellte dazu 
fest, dass neben der Überbelegung 
weitere bedenkliche Menschen¬ 
rechtsverletzungen in dem Gefäng¬ 
nis stattfinden, die von den Behör¬ 
den wahrgenommen und sofort 
überwunden werden müssen. 
Kuzu fordert, dass auch in der Tür¬ 
kei die Regulierungen der UN 
(United Nations) angewandt wer¬ 
den müssen, da die dokumentier¬ 
ten Rechtsverletzungen internatio¬ 
nale Vereinbarungen verletzen. 


Die AKP-Stadtverwaltung, die die 
Häuser der Armen im Stadtviertel 
Sultanbeyli zerstören lässt, terro¬ 
risiert die Bevölkerung. Im Meci- 
diye Stadtviertel wurden mehr als 
80 Häuser abgerissen. Die Bevöl¬ 
kerung leistete Widerstand gegen 
die Abrucheinheiten der Stadtver¬ 
waltung, in dem sie eine Autobahn 
blockierte und Barrikaden errich¬ 
tete. Einige Bewohnerinnen stie¬ 
gen mit Messern in den Händen 


In dem Gefängnis befinden sich 
zurzeit 22 Kinder, als politische 
Gefangene. 4 von ihnen wurden 
von Schwurgerichten mit Sonder¬ 
befugnissen verurteilt. Von weite¬ 
ren Kindern stehen Prozesse vor 
Schwurgerichten noch aus. Auch 
diese Vorgehensweise verstößt 
gegen internationales, von der 
Türkei ratifiziertes Recht. Kuzu 
fordert die sofortige Änderung 
von Gesetzen, die die Prozessfüh¬ 
rung gegen Kinder vor Schwurge¬ 
richten für schwere Straftaten 
ermöglichen und die Änderung 
der Bedingungen in den Gefäng¬ 
nissen. 

Der Bericht des IHD erwähnt im 
einzelnen folgende Missstände 
und Rechtsbiüche im Mardin E- 
Typ Gefängnis: 

800 Menschen sind in einem 
Gefängnis für 380 Gefangene 
untergebracht; davon sind 200 
politische Gefangene, 


auf die Dächer ihrer Häuser, um 
den Abriss zu verhindern und 
schleuderten Gegenstände auf die 
Abrisstruppen. Die Bewohner 
erklärten: „Sie haben mit unseren 
Häusern ein ähnliches Unrecht 
angestellt, wie Israel mit denen 
der Palästinenser.“ 

Die Polizei griff die Menschen, 
die ihr Recht auf Wohnen vertei¬ 
digten, massiv an und nahm 17 
Personen fest. 


es wird nicht genügend Trinkwas¬ 
ser zur Verfügung gestellt - ledig¬ 
lich 3-mal am Tag wird für 20 
Minuten Wasser angestellt, ver¬ 
spätete Transporte in die Kran¬ 
kenstation und Krankenhäuser, 
mangelnde Gesundheitsversor¬ 
gung - es steht lediglich ein Arzt 
für 800 Gefangene zur Verfügung, 
der schwer Kranke Gefangene 
Mehmet Emin Özkan kann nicht 
im Gefängnis behandelt werden, 
wird jedoch auch nicht in ein 
Krankenhaus überstellt, es gibt 
nicht genügend Medikamente für 
chronisch Kranke Gefangene, 
Besucherinnen wurden inhuman 
behandelt, auch bei Krankenhaus¬ 
besuchen werden die Handschel¬ 
len nicht abgenommen, nur eine 
Stunde in der Woche gemeinsa¬ 
mer Ausgang, die Gefangenen 
dürfen keine kurdischen Briefe 
schreiben und erhalten. 

(DIHA, 2.6., ISKU) 


Vor den Wahlen hatte die AKP 
noch erklärt, sie werde über die 
Gebäude, die vorher errichtet 
worden sind, hinweg sehen. Sie 
hätten sogar dafür Spenden 
gesammelt. 

Das Arbeiterinnenviertel wird im 
Rahmen eines Stadtumstrukturie¬ 
rungsprojektes zerstört. In den 
nächsten Tagen soll mit der 
Abriss fortgesetzt werden. 

64 VF, 2.6, ISKU) 


leiden. Der Minister antwortete 
zudem, dass kein Gefangener auf 
eine Behandlung warten müsste. 
In einem Bericht des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD werden für 
das Jahr 2008 jedoch 39 Todesfäl¬ 
le von kranken Gefängnisinsas¬ 
sen dokumentiert, die aufgrund 
mangelhafter oder nicht gewähr¬ 
ter Behandlung ernsthafter 
Erkrankungen starben. Auch 
weiterhin befinden sich minde¬ 
stens 306 ernsthaft erkrankte 
Menschen, davon 18 mit schwer¬ 
wiegenden Gesundheitsschädi¬ 
gungen in türkischen Gefängnis¬ 
sen. (DIHA, 28.5., ISKU) 

Südkurdistan: P(JI)K nicht 
zur Wahl zugelassen 

Die Wahlkommission erklärte 
vor den am 25. Juli stattfindenden 
Wahlen, dass die Liste El Amal 
(Die Hoffnung) aufgrund ihrer 
Nähe zur PKK verboten würde. 
Es wurde erklärt, dass sie nicht 
an den Wahlen zum Parlament 
und Ministerpräsidenten teilneh¬ 
men könne. Necibe Ömer, die auf 
Listenplatz eins dieser Liste steht, 
erklärte, dass politische Giünde 
hinter dem Verbot stehen und 
dass die PCDK ein Teil dieser 
Liste sei: "Unsere Liste ist unab¬ 
hängig und sie hat schon an zwei 
Wahlen in Kurdistan teilgenom¬ 
men." erklärte sie und machte 
deutlich, dass sie Widerspruch 
gegen das Verbot, hinter dem sie 
Ankara vermutet, einlegen 
werde. (ANF, 2.6., ISKU) 

Gefechte in Cudi 

Trotz der Verlängerung der Feu¬ 
erpause des KCK, nehmen im 
Gebiet um Sirnak die Militärope¬ 
rationen der türkischen Armee 
zu. In den Cudi-Bergen kam es zu 
einem Gefecht zwischen Guerilla 
und Soldaten. Die Kämpfe dauer¬ 
ten bis in die Morgenstunden an. 
Explosionen und Gewehrfeuer 
waren bis in das Stadtzentrum 
vom Sirnak zu hören. In den Mor¬ 
genstunden wurden weitere Sol¬ 
daten in das Gebiet verlegt. 

(ANF, 2.6., ISKU) 
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Waffenruhe vorerst verlängert (Forts.) 


ist der Schlüssel von größter Wich¬ 
tigkeit für die Entwicklung des 
Lösungsprozesses. 

Während der genannten Periode 
werden unsere militärischen Kräfte 
keine Aktion durchführen und nir¬ 
gendwo angreifen. Im Falle von 
Vernichtungsangriffen auf sie wer¬ 
den sie allerdings von ihrem uni¬ 
versellen Recht der legitimen 
Selbstverteidigung Gebrauch 
machen und sich das Recht auf Ver¬ 
geltung für jeden Angriff Vorbehal¬ 
ten. 

Der türkische Staat, die AKP-Regie- 
rung und die Oppositionskräfte 
sollten die Verantwortung für die 
Demokratisierung und für die 
Lösung der diesbezüglich wichtig¬ 
sten Frage der Türkei überneh¬ 
men. Sie sollten deutlich machen, 
ob die Militäroperationen gegen 
die weiterhin inaktive Guerilla fort¬ 
gesetzt werden oder nicht. Dieser 
Prozess ist zu fragil, als dass jegli¬ 
che Unentschlossenheit oder Hin¬ 
haltetaktik tolerabel wäre. Alle 
Akteure, hauptsächlich die Regie¬ 
rung, sind aufgefordert, ihre histo¬ 
rischen Aufgaben wahrzunehmen. 
Um der Sabotage dieses Prozesses 
vorzubeugen und ihn in einen Pro¬ 
zess der nachhaltigen Lösung zu 
transformieren, ist die Verhaftungs¬ 
welle gegen die demokratischen 
legalen Institutionen der Kurden 


und deren gewählte Repräsentan¬ 
ten zu beenden. Sie selbst dürfen 
nicht von politischer Partizipation 
abgehalten werden. 

Unsere Guerillakräfte werden zum 
Eingreifen gezwungen sein, wenn 
die Operationen nicht beendet wer¬ 
den. Die Armee und andere Kräfte, 
die nicht dagegen opponieren, wer¬ 
den für alle Folgen mitverantwort¬ 
lich sein. Unsere Haltung zu die¬ 
sem Prozess ist strategisch und 
nicht taktisch. Wir wollen die Waf¬ 
fen beidseitig zum Schweigen brin¬ 
gen und den Prozess permanent in 
eine demokratische Lösung ver¬ 
wandeln, nicht in eine vorüberge¬ 
hende Waffenpause. In diesem 
Sinne sind beide Seiten für eine 
vernünftige Bewertung der Grund¬ 
lage für eine Lösung verantwort¬ 
lich. Natürlich können uns Gewalt¬ 
methoden nicht weiterbringen. 
Nur die Einstellung der Kriegs¬ 
handlungen, ernsthafte Schritte 
und Dialog ermöglichen eine 
grundlegende Lösung. An diesem 
Punkt erlangt die Vorstellung einer 
nachhaltigen Lösung Bedeutung 
für die Roadmap, die im August 
von Abdullah Öcalan unter Berück¬ 
sichtigung der Ansichten kurdi¬ 
scher Institutionen vorgelegt wer¬ 
den wird. 

Die öffentliche Meinung und alle 
Beteiligten sind aufgefordert, die 


45-tägige Phase der Inaktivität mit 
hinreichender Verantwortlichkeit 
zu befrachten und bezüglich der 
Zukunft des türkischen und kurdi¬ 
schen Volkes zu bewerten. Die 
konservativ-demokratischen, libe¬ 
ral-demokratischen und links¬ 
demokratischen Kräfte in der Tür¬ 
kei sollten ihre historische Verant¬ 
wortung für die Demokratisierung 
der Türkei wahrnehmen und in 
demokratischem Einklang das 
Wagnis eingehen, denjenigen Kräf¬ 
ten entgegenzutreten, die diesen 
Prozess sabotieren wollen. 

Die internationalen und regionalen 
Mächte sollten dem türkischen 
Staat und seiner Regierung Unter¬ 
stützung und Ermutigung bieten 
bei einer demokratischen Lösung 
der kurdischen Frage und der Ent¬ 
wicklung von Frieden und Stabi¬ 
lität im Mittleren Osten. 

Alle Kurden, politischen Kräfte, 
patriotischen und demokratischen 
Institutionen sollten ihre demokra¬ 
tische und nationale Einheit 
bewahren und wachsam bleiben 
gegenüber jeglicher Provokation, 
um den ehrenhaften Kampf für 
Frieden und eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage fort¬ 
zusetzen, und eine aktive Rolle bei 
der Stärkung ihrer organisierten 
Kraft spielen. 

(KCK Exekutivrat, 1.6., ISKU) 


Terror der AKP-Stadtverwaltung gegen 
den Istanbuler Bezirk Sultanbeyli 
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Kurdischer Verein und Privatwohnungen in Heilbronn durchsucht 

Fahnen als Anlass 
für Kriminalisierung 


n/r„i J____ 


Auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
Stuttgart wurden in den frühen 
Morgenstunden des 9. Juni 2009 
sowohl die Räume des kurdischen 
Vereins „Kurdische Gemeinschaft 
Heilbronn“ sowie mehrere Privat¬ 
wohnungen und etwa vorhandene 
Autos durchsucht. 

Begründet wird das Vorgehen laut 
Beschluss des Amtsgerichts Stutt¬ 
gart vom 14. April mit Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen eine Kur¬ 
din und drei Kurden wegen Ver¬ 
stoßes gegen ein vereinsrechtli¬ 
ches Betätigungsverbot. Sie wer¬ 
den verdächtigt, .Anhänger der 
Arbeiterpartei Kurdistans, PKK“ 
zu sein. Eine polizeiliche Überprü¬ 
fung der „Räumlichkeiten“ des 
Vereins, sei festgestellt worden, 
dass „in der Mitte eines Haupt¬ 
raums 3 Fahnen (3 x 2m) aufge¬ 
hängt waren“, bei denen es sich 
„um die KKK-Fahne, ein Abbild 
Abdullah Öcalans und eine KON- 
GRA-GEL-Fahne“ gehandelt habe. 


Zwei kurdische Vereine in Frank¬ 
reich, darunter das kurdische Kul¬ 
turzentrum in Paris („Kürt Kültür 
Merkezi“) und das Volkshaus in 
Marseille („Halkevi“) wurden poli¬ 
zeilich durchsucht und mehrere 
Mitglieder dieser beiden kurdi¬ 
schen Vereine festgenommen. 
Hiermit geben wir offen kund, 
dass sowohl das kurdische Volk 
als auch die kurdischen Institutio¬ 
nen bzw. Vereine bezüglich dieser 
Vorfälle nicht tatenlos zusehen 
werden. 

Die festgenommenen Politiker 
und Vereinsmitglieder müssen 
sofort freigelassen werden. 
Andernfalls muss Frankreich sich 
darüber bewusst sein, dass es 
Komplize der Staaten wird, die mit 
Unterdrückung und Repression 
seit Jahren die Freiheit der Kur¬ 
dinnen und Kurden einschränken. 
Zudem fördert Frankreich mit die¬ 
sem Verhalten das Bestreben des 
türkischen Staates, den schmutzi¬ 
gen Krieg gegen das kurdische 
Volk erneut zu verstärken. Frank¬ 
reich darf nicht erwarten, dass 
unser Volk bei solch eindeutigen 
und klaren politischen Handlun¬ 
gen schweigen wird. 

Interessant, dass diese Ereignisse 
in Frankreich ausgerechnet in 


Dies sei der Beleg dafür, „dass die 
Beschuldigten den Verein und die 
Vereinsräumlichkeiten für die 
Arbeit der örtlichen PKK-Funktio- 
näre zur Verfügung stellen“ und 
somit „den organisatorischen 
Zusammenhalt der PKK unterstüt¬ 
zen“ würden. Dann folgt die übli¬ 
che Behauptung, bei KONGRA- 
GEL handele es sich um eine 
„durch bloße Umbenennung ent¬ 
standene Nachfolgeorganisation“ 
der PKK, die eine Ausweitung und 
Aufrechterhaltung des politischen 
Betätigungsverbots rechtfertigen 
soll. 

Die Formulierung im Gerichtsbe¬ 
schluss, dass die „Besucher des 
Vereins an die PKK gebunden 
werden sollen“, zielt genau darauf 
ab, die Kurd-inn-en von einer poli¬ 
tischen oder kulturellen Aktivität 
fernzuhalten und die kurdischen 
Einrichtungen zu kriminalisieren. 
Deshalb befinden sich auch alle 
Besucherinnen und Besucher von 


einer Phase Vorkommen, in der 
die Diskussionen über eine demo¬ 
kratische Lösung des „Kurdenpro¬ 
blems“ zunehmen und in der ein 
einseitiger Waffenstillstand der 
kurdischen Streitkräfte läuft. Es 
ist vollkommen klar, dass derarti¬ 
ge Handlungen, ausgerechnet von 
Seiten der europäischen Staaten, 
in diesem Fall Frankreich, insbe¬ 
sondere vor dem Hintergrund der 
geschichtlichen Verantwortung, 
lediglich zur Vertiefung und Aus¬ 
weitung des „Kurdenproblems“ 
beitragen. 

Offensichtlich versucht man mit 
derartigen Durchsuchungen und 
Festnahmen, dem kurdischen 
Volk die Botschaft „wenn Ihr nicht 
aufhört nach Freiheit zu streben, 
dann passiert eben das“ und der 
Türkei die Botschaft „fahrt mit der 
Ignorierung und Unterdrückung 
der Kurden fort und wir unterstüt¬ 
zen Euch“, zu übermitteln. 

Letztendlich versucht man wieder 
einmal die grundlegenden und 
demokratischen Rechte der Kur¬ 
den, politischen und wirtschaft¬ 
lichen Interessen zum Opfer zu 
machen. Es liegt offen auf der 
Hand, dass derartige Handlungen 
keinerlei menschlicher, morali¬ 
scher und rechtlicher Natur sind, 


kurdischen Vereinen im Fokus 
der Strafverfolgungsbehörden. 

Das Amtsgericht Stuttgart hat 
dem Antrag der Staatsanwalt¬ 
schaft auf Durchsuchung der Pri¬ 
vatwohnungen zugestimmt, weil 
angenommen wurde, dass die 
Beschuldigten auch Unterlagen 
des Vereins und „über ihre Tätig¬ 
keit für die PKK zuhause aufbe¬ 
wahren.“ 

AZADI protestiert gegen diese 
Schikane und respektlose Haltung 
gegenüber Menschen, die ein 
Recht darauf haben, sich für ihre 
Interessen - seien es politische, 
soziale oder kulturelle - zu betäti¬ 
gen. Wir halten die anhaltende 
Kriminalisierung von politischem 
Engagement eines Großteils der 
hier lebenden kurdischen Bevöl¬ 
kerung für undemokratisch und 
fordern dazu auf, diesen Willkür¬ 
akten ein Ende zu bereiten. 

(AZADl,10.6.) 


dass durch ein sofortiges Unter¬ 
lassen derartiger Handlungen die 
Phase der Lösung gefördert wer¬ 
den muss und dass während der 
erreichten Etappe bezüglich der 
Ziele des kurdischen Volkes - das 
Bestreben nach Freiheit und 
demokratischen Rechten, in kei¬ 
ner Weise aufgehalten werden 
kann. 

Wir verurteilen die rechtswidri¬ 
gen Festnamen der kurdischen 
Politiker und Vereinsmitglieder. 
Wir erwarten ein sofortiges Ende 
solcher anti demokratischer 
Handlungen. Dem französischen 
Staat würde eine Freundschaft 
und die Pflege einer guten Bezie¬ 
hung zum kurdischen Volk deut¬ 
lich mehr bringen. Diese Hand¬ 
lungen stellen für das französi¬ 
sche Volk keinen Gewinn dar und 
darum verlangen wir die Hinter- 
fragung und Korrektur dieser 
Politik. 

Als Föderation vordem wir 
zunächst all unsere Mitglieder/ 
Vereine, sowie alle Kurdinnen und 
Kurden und unsere Freunde dazu 
auf, bis zur Freilassung der Ver¬ 
einsmitglieder und Politiker, ihren 
demokratischen Widerstand zu 
zeigen. (Yek-Kom,10.6.) 


Meldungen 

Semdinli: Jl'l'EM Agenten 
in Guerilla Uniform 

In Semdinli in der Provinz Hakkäri 
in den Kreisen Altmsu und Kogyi- 
git wurden JITEM-Agenten gese¬ 
hen, die sich in Guerilla-Kleidung 
bewegten. Im Dorf Altmsu klopfte 
eine 5-köpfige JITEM Gruppe an 
mehreren Häusern und sagte: 
„Wir sind in Gefahr, macht die 
Türe auf.“ Da niemand darauf ein¬ 
ging, verließen die JITEM-Agen¬ 
ten das Dorf wieder. 

Im Dorf Kofyigit (Kelit) im Kreis 
Derecik (Rubaruk) war ebenfalls 
eine 7-köpfige JITEM-Gruppe in 
HPG-Uniformen unterwegs. Be¬ 
wohner des Dorfs erinnerten sich, 
dass sie die Personen schon zwei¬ 
mal beim Kofyigit-Armee-Batail- 
lon gesehen hatten. 

(ANF, 10.6., ISKU) 

Misshandlungen und verwei¬ 
gerte Gesundheitsversorgung 
in türkischen Gefängnissen 

Nach Aussagen von Mehmet B., 
Hasan D. und Mahfuz A., die 
wegen Mitgliedschaft in der PKK 
inhaftiert sind, wurden sie von Sol¬ 
daten geschlagen, als sie sich 
untereinander auf kurdisch unter¬ 
hielten. Die Familien der Betroffe¬ 
nen haben den Vorfall beim Men¬ 
schenrechtsverein IHD zur Anzei¬ 
ge gebracht. 

Cengiz E., der wegen Mitglied¬ 
schaft in der PKK 17 Jahre im H- 
Typ Gefängnis von Erzurum ein¬ 
sitzt, erhält nicht die nötige 
Behandlung wegen einer Herz¬ 
krankheit. Obwohl selbst das tür¬ 
kische Justizministerium über den 
Umstand einer nötigen Behand¬ 
lung benachrichtigt und die Verle¬ 
gung des Gefangenen, dessen drei 
Herzadern blockiert sind, nach 
Ankara beantragt wurde, verwei¬ 
gert die Gefängnisleitung bisher 
jegliche Behandlung. Die Familie 
des Betroffenen hat beim IHD 
Beschwerde eingelegt. 

(DIHA, 9.6., ISKU) 

Türkische Armee überfallt 
zwei Dörfer 

Die Dörfer Medrisal und Eli, im 
Bezirk Yüksekova/Gever in der 
Provinz Hakkari/Colemerg, nahe 
der türkisch-irakischen Grenze, 
wurden von Hunderten von türki¬ 
schen Soldaten, die in weiße 
Schneeanzüge und Masken geklei¬ 
det waren, überfallen. Die Solda¬ 
ten durchsuchten dabei die Häu¬ 
ser und zerstörten nach Aussagen 
von Dorfbewohnerinnen teilweise 
die Umgebung ihrer Anwesen. Die 
Belagerung der Dörfer hält an. Da 
die Soldaten keine Auskunft über 
die Gründe für ihr Vorgehen 
geben, fürchten die Bewohnerin¬ 
nen um ihr Leben. 

(DIHA, 9.6., ISKU) 


Durchsuchungen und Festnahmen 
auch in Frankreich 




Innerhalb von 19 Jahren: 
tote Journalisten und 
40 geschlossene Zeitungsredaktionen 

Die 12. Kammer des Schwurge- mit Repressionen überzogen ükamt sich gegen die Freiheit der 

richts von Istanbul hat heute die wurde. 20 Mal verhängten Gerich- Presse ausgesprochen hatte. Auch 

Zeitung Günlik für 2 Monate te Schließungsurteile, die Journa- die nachfolgende Gündem (Jour¬ 
wegen Artikeln vom 1. und 2, Juni listen der Zeitung wurden zu ins- nal) wurde zum Ziel der Generäle, 

verboten. Obwohl die Türkei sich gesamt 147 Jahren Gefängnis und Gegen sie verhängte die Justiz 11 

zu einem Friedhof für Zeitungen 21 Billionen Türkische Lira Strafe Schließungsurteile, 

entwickelt, lassen sich die Vertre- verurteilt. Die Redaktionen der Zwischen dem 4. August 2006 und 

terlnnen einer unabhängigen Zeitung waren unzählige Male von dem 8. Juni 2009, wurden 27 

Pressetradition nicht abschreck- Razzien der türkischen Sicher- Tageszeitungen 61-mal vorüberge- 

en. Auch der kurdische Journa- heitskräfte betroffen, Angestellte hend geschlossen und der Zugang 

lismus konnte in den vergangenen und der Chefredakteur wurden zu deren Internetseiten gesperrt. 

Jahren trotz Bombenattentaten, ermordet. Auch die einzige kurdischsprachi- 

Ermordungen und Zeitungsschlie- Die Fortsetzung der unabhängi- ge Zeitung Azadiya Welat wurde 4- 
ßungen nicht verhindert werden, gen Presse nahm die Zeitung mal geschlossen. Die Zeitung 

In den letzten 19 Jahren schloss Özgür Ülke (Freies Land) wahr. Rojew, die die Tradition nach Aza- 

die türkische Justiz an die 40 Zei- Am 4. Dezember 1993 verübten diya Welat fortsetzte wurde am 27. 

tungsredaktionen. 40 Journalisten Täter auf drei Büros gleichzeitig April 2009 ebenfalls geschlossen, 

wurden aus politischen Giünden Bombenanschläge. Ersin Yildiz Mittlerweile kommt es zu mehre¬ 
kaltblütig ermordet. starb, 21 weitere Journalisten wur- ren Protestkundgebungen gegen 

den zum Teil schwer verletzt. Die die Schließung der Günlik. U.a. in 
Einige Beispiele: Zeitung hatte 3 Tage zuvor ein Izmir protestierten der Menschen- 

Das erste Opfer der Repressionen geheimes Dokument, dass von der rechtsverein IHD, DTP, MKM, 

war die Zeitung Yeni Ülke (Neues Staatschefin Tansu filier unter- SDP, TAY-DER, EMEP, TZP, ÖDP, 

Land), auf deren Büro in Diyarba- schrieben war, veröffentlicht, in ESP und die Initiative der Frie- 

kir/Amed am 20. Oktober 1990 dem über Eliminierungen zur Ver- densmütter mit einer Kundge- 

der Islamische Jihad einen Born- hinderung von Presseerscheinun- bung und Presseerklärung. „Gera- 

benanschlag verübte. Die Zeitung gen die Rede war. Auch die Özgür de in einer Zeit in der eine Diskus¬ 
wurde bis 1992 publiziert, obwohl Ulke war mehreren Schließungs- sion über die Lösung der kurdi- 

die türkischen Behörden 40 von verfahren ausgesetzt. sehen Frage auf der Tagesord- 

100 Ausgaben beschlagnahmten. Ein Gericht schloss die Zeitung nung steht, ist so eine Schließung 

Am 30. Mai 1992 erschien die Zei- Ülkede Özgür Gündem (Freies nicht akzeptierbar“, so die Betei- 

tung Özgür Gündem (Freies Jour- Journal im Land) für 15 Tage, ligten. 

nal) das erste Mal, die ebenfalls nachdem Generalstabschef Büy- (DIHA, 10.6., ISKU) 

Polizei behindert Friedensmarsch 

Die türkische Polizei behinderte Eruh/Dihe stoppte die Polizei den friedliche Lösung des türkisch-kur- 

einen Friedensmarsch, der vom Demonstrationszug. Die Versuche dischen Konflikts sowie die 

Türkischen Friedensrat und meh- des Bürgermeisters der Stadt, Abschaffung des Dorfschützer- 

reren NGOs in der kurdischen Selim Sadak, DTP, die Behinde- Systems um eine gewaltfreie Atmo- 

Provinzhauptstadt Siirt/Sert ver- rungen der Polizei zu deeskalie- Sphäre zu schaffen. Im Rahmen 

anstaltet wurde. An der Demon- ren, waren letztendlich erfolg- der Geschehnisse wurde der Jour- 

stration nahmen auch Gewerk- reich. Auf einer Kundgebung, die nalist der DIHA Nachrichtenagen- 

schafter und Mitglieder und Funk- die Demonstrantlnnen daraufhin tur, Abdullah f etin, von Sicher- 

tionsträger der kurdischen Partei abhielten, forderten die Rednerin- heitskräften bei seiner Arbeit 

DTP teil. Auf dem Weg nach nen Verhandlungen über eine behindert. {DIHA, 10.6., ISKU) 

Demonstration gegen Staudämme 

Am 6. Juni 2009 haben in Ankara Die Demonstration wurde von vie- der Abschlusskundgebung. Dabei 

alle staudammkritischen Bewe- len Dutzenden Organisationen wurde zu kurdischer und lazi- 

gungen aus der Türkei gegen die wie Gewerkschaften, Umweltorga- scher Musik getanzt, 

herrschende Staudammpolitik mit nisationen, Kulturvereinen, Beruf- Zur gleichen Zeit fanden in der 

einer Demonstration protestiert, sorganisationen, anderen sozialen östlichen Schwarzmeerregion 

Zum ersten Mal in der Geschichte Bewegungen und politischen Par- kleine Protestaktionen verschie- 

fanden sich die Bewegungen aus teien unterstützt. In Redebeiträ- dener kleiner Initiativen statt, 

der Tigris Region (Initiative zu gen forderten die Organisatoren Diese Demonstrationen fanden 

Rettung von Hasankeyf), Dersim den Stopp der zerstörerischen genau einen Monat vor der Ent- 

(Munzurrat), Izmir (Allianoi Initi- Staudammprojekte und eine neue Scheidung der deutschen, schwei- 

ative), dem östlichen Schwarz- Wasserpolitik, welche nicht das zerischen und österreichischen A 

meerregion (Yusufeli Kulturver- ökologische und kulturelle Erbe Regierungen statt, ob sie weiter- IN U ^ e 

ein, Plattform der Geschwister- zerstört, keine Menschen massen- hin im Ilisuprojekt mit Kreditver- erscheint wöchentlich und kann in 

lichkeit der Bäche) in einer Akti- weise vertreibt und vielmehr den Sicherungen bleiben wollen oder gewünschter Stückzahl gegen 

vität zusammen. Seit Jahren fin- Menschen in den betroffenen nicht. Davon hängt auch die Betei- Übersendung des Portos bei der 

den Auseinandersetzungen um Regionen nützt. Dabei wird ein ligung der europäischen Unter- Informationsstelle Kurdistan 

geplante und gebaute Staudämme Mitspracherecht gefordert. Auch nehmen ab. Ein Ausstieg der Stahltwiete 10 

in diesen vier Regionen statt. Nun direkt betroffene Menschen Europäer würde den Stopp des Ili- 22761 Hamburg 

haben sie sich solidarisiert, um haben über ihr von Staudämmen sustaudammprojektes bedeuten, Tel.: 040 - 421 02 845 

gegen Staudämme, die hundert- bedrohtes Leben Reden gehalten. was für die Bewegungen in der E-mail: isku@nadir.org 

tausende Menschen in die Armut Zur Demonstration kamen hun- Türkei ein großer Gewinn wäre, bestellt werden, 

vertreiben, wertvollstes Kulturgut derte Menschen aus den betroffe- Fast alle Staudamm- und Wasser- Spenden auf unser Konto: 

(wie Hasankeyf, Allianoi, Samsat, nen Landesteilen (allein 100 aus kraftprojekte werden von europäi- Postbank Köln, BLZ 37010050 

Zeugma) in den Tälern zerstören, der Tigrisregion) und aus Ankara, sehen (insbesondere deutschen, Konto-Nr.: 3968-506 

wertvollste Ökosysteme (darun- die sich mit den Menschen solida- schweizerischen und österreichi- Weitere Informationen und einen 

ter auch der Nationalpark Mun- risierten. In einem bunten Zug sehen) Unternehmen mitgebaut; täglichen Pressespiegel findet Ihr 

zur) überfluten und den Regionen marschierten die Menschen mehr so auch der Yusufeli-Staudamm in im Internet unter: 

keine Entwicklung bringen. als zwei Kilometer bis zum Ort Artvin. (IRH, 7.6., ISKU) www.isku.org 



Kriegsflugzeuge 
bombardieren den Cudi 

Am Diestag in den Morgenstun¬ 
den wurden die Cudi-Berge in der 
Nähe der Stadt Silopi von F-16 
Kampfflugzeugen bombardiert. 
Während das Bombardement 
noch andauert, starten Kampfhub¬ 
schrauber vom Armeestützpunkt 
in Silopi aus. Die Explosionen sind 
in der Stadt Silopi zu hören und 
viele Waldgebiete stehen in Brand. 

(ANF, 9.6., ISKU) 

Landraub durch Dorfschützer 

In Yeni Aslan Basar im Kreis Sir- 
nak-Zentrum wurde Mustafar D. 
von Dorfschützern Land geraubt. 
Obwohl er dies beim örtlichen 
Kommandanten der Jandarma zur 
Anzeige brachte, geschah darauf¬ 
hin nichts. 

Der Dorfbewohner pachtete vor 20 
Tagen eine größere Fläche Land. 
Daraufhin wurde er vom Dorf¬ 
schützerchef Bilal G. mit den Wor¬ 
ten bedroht: „Du magst der Land¬ 
besitzer sein, aber dennoch ist das 
hier meine Region. Außer mir darf 
es keiner benutzen.“ Daraufhin 
besetzten mehrere namentlich 
bekannte Dorfschützer das Land. 
Der Jandarmakommandant erklär¬ 
te daraufhin Herrn D.: „Das mag 
dein Land sein, aber ich kann diese 
Personen nur verwarnen.“ 

(ANF, 8.6., ISKU) 

Dorfbevölkerung im Nurhak 
soll mit Militär Zusammenar¬ 
beiten 

Das türkische Militär setzt die 
Bevölkerung im Kreis Nurhak in 
Maras unter Druck, um eine 
Zusammenarbeit mit dem Militär 
zu erzwingen. Dies betrifft 
besonders die Bevölkerung, die 
von der Weidewirtschaft am Engi- 
zek-Berg lebt. 

Die Erpressungen dauern seit den 
Regionalwahlen am 29. März an. 
Da die Bevölkerung sich nicht 
dazu zwingen ließ, gegen die Gue¬ 
rilla zu arbeiten, stießen sowohl 
Soldaten, als auch Agenten des 
JITEM Todesdrohungen aus. 

(ANF, 8.6., ISKU) 
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Gericht verbietet kurdische Zeitung 


Die auflagenstarkste kurdische 
Oppositionszeitung »Günlük« 
(Täglich) ist jetzt vom Gericht in 
Istanbul für zwei Monate verboten 
worden. Auslöser waren zwei Arti¬ 
kel. 

Am Mittwoch vergangener 
Woche verbot die 12. Kammer 
des Schwurgerichts von Istanbul 
die der kurdischen Oppositions¬ 
partei DTP nahestehende Zei¬ 
tung »Günlük« für zwei Monate. 
Die beanstandeten Artikel waren 
am 1. und 2. Juni erschienen. Sie 
enthielten nach Auffassung des 
Gerichts »Propaganda für eine 
illegale Organisation«. Gemeint 
war die Kurdische Arbeiterpartei 
(PKK). 

In der Türkei haben Journalisten, 
die einer unabhängigen Pressetra¬ 
dition nachgehen, nach wie vor 
ein schweres Leben. Seit 2006 
wurden 27 Tageszeitungen, über¬ 
wiegend solche der linken und 
kurdischen Opposition, 61 Mal, 
meist vorübergehend, geschlos¬ 
sen. Auch die lange Zeit einzige 
kurdischsprachige Zeitung - 
»Azadiya Welat« - wurde bereits 
vier Mal zeitweilig und schließlich 
endgültig verboten. Die ebenfalls 
kurdischsprachige Nachfolgezei¬ 
tung »Rojew« musste ihr Erschei¬ 
nen Ende April dieses Jahres 
gänzlich einstellen. 

Mittlerweile kam es zu mehreren 
Protestkundgebungen gegen die 
Schließung der »Günlük«. In 


Die Türkei will den Bau des 
umstrittenen Ilisu-Staudamms im 
Südosten des Landes auch ohne 
internationale Geldgeber begin¬ 
nen. Ohne Kreditbürgschaften 
werde Ankara das Projekt aus eige¬ 
nen Quellen finanzieren, zitierte 
die türkische Tageszeitung «Radi¬ 
kal» am Dienstag Umweltminister 
Veysel Eroglu. Internationale Kre¬ 
ditbürgschaften wackeln, weil Ver¬ 
stöße gegen Umweltschutz-Aufla¬ 
gen und Mängel bei den Umsied¬ 
lungsplänen festgestellt worden 
waren. 

Unterdessen schloss sich auch der 
international bekannte, regie¬ 
rungskritische türkische Schrift¬ 


in der französischen Stadt Nizza 
wurden am Morgen des 16. Juni 
mindestens zehn Kurden festge¬ 
nommen. In Paris waren es weitere 
sechs kurdische Geschäftsleute, 
die von der Polizei mitgenommen 
wurden. Einer der an den Razzien 
beteiligten Polizisten war türki¬ 
scher Herkunft. 

Die Festnahmen basieren auf den 
"Anti-Terror-Gesetzen", die es 


Izmir protestierten Mitglieder 
des Menschenrechtsvereins IHD, 
der DTP, des Kulturzentrums 
MKM, der sozialistischen Par¬ 
teien SDP, EMEP, ÖDP und ESP 
sowie die Initiative der Friedens¬ 
mütter. »Gerade in einer Zeit, in 
der eine Diskussion über die 
Lösung der kurdischen Frage auf 
der Tagesordnung steht, ist so 
eine Schließung nicht akzepta¬ 
bel«, meinten die Beteiligten. 
Auch Wissenschaftler und der 
türkische Friedensrat kritisierten, 
dass momentan zwar die kurdi¬ 
sche Frage in den Medien und in 
der Regierungspartei AKP disku¬ 
tiert werde, die gewählten kurdi¬ 
schen Vertreter und die Presseor¬ 
gane der kurdischen Bevölke¬ 
rung jedoch ausgegrenzt und kri¬ 
minalisiert würden. Die Zensur¬ 
praxis der Regierung müsse 
beendet werden, um eine Atmo¬ 
sphäre der Entspannung zu schaf¬ 
fen, hieß es. Darüber hinaus 
müssten der Waffenstillstand der 
PKK unbegrenzt fortgesetzt und 
die in den letzten Wochen intensi¬ 
vierten Militäroperationen sofort 
beendet werden. 

Das jüngste Verbot der »Günlük« 
steht in einer langen, schlechten 
Tradition der Einschränkung 
freier Meinungsäußerung. Seit 
den 90er Jahren wurden über 40 
Redaktionen endgültig geschlos¬ 
sen und hohe Haft- oder Geldstra¬ 
fen gegen verantwortliche Redak- 


steller Yasar Kemal den Kritikern 
des Projektes an, das die archäolo¬ 
gisch bedeutende Stadt Hasankeyf 
bedroht. Kemal, der 1997 den Frie¬ 
denspreis des Deutschen Buch¬ 
handels erhalten hatte, sagte: «Wer 
versucht, die Stadt Hasankeyf zu 
retten, indem er einzelne Monum¬ 
ente versetzen will, zerstört ein 
Welterbe.» Auch Literatur-Nobel- 
preisträger Orhan Pamuk und Pop¬ 
sänger Tarkan haben sich vehe¬ 
ment gegen den Bau des Dammes 
ausgesprochen. 

Deutschland hatte für das Baupro¬ 
jekt rund 190 Millionen Euro über 
eine Hermes-Bürgschaft abgesi¬ 
chert. Im vergangenen Dezember 


erlauben, Festgenommene bis zu 
96 Stunden in Untersuchungshaft 
zu lassen. Einer der Festgenomme¬ 
nen wurde inzwischen freigelassen. 
Berichten zufolge soll die Polizei 
bei den Razzien in Paris die Läden 
und Geschäfte der betroffenen 
Geschäftsleute verwüstet haben. 
Die Metzgerei Merinos wurde 
komplett verwüstet, die Rollläden 
des Supermarktes Gida wurden 


teure und Angestellte verhängt. 
Zudem fielen mehr als 40 Journa¬ 
listen politisch motivierten Mor¬ 
den zum Opfer. In den letzten 
Wochen kam es darüber hinaus 
vermehrt zu Übergriffen von Poli¬ 
zei und Militär auf Journalisten 
türkisch-kurdischer Nachrichte¬ 
nagenturen. 

Auch die im April ausgelöste 
Welle von Verhaftungen politisch 
aktiver Kurden hält weiter an. 
Nachdem türkische Anti-Terror- 
Einheiten Ende Mai 14 Gewerk¬ 
schafter des Dachverbandes 
KESK festgenommen hatten, wur¬ 
den in den Städten Van und Kars 
14 Studierende bei Razzien in 
Gewahrsam genommen. Der Vor¬ 
wurf lautet immer wieder »Propa¬ 
ganda für eine illegale Organisa¬ 
tion«. 

Mit der gleichen Begründung 
klagte die Staatsanwaltschaft der 
kurdischen Metropole Diyarbakir 
letzte Woche auch 54 DTP-Bür- 
germeisterinnen und Bürgermei¬ 
ster wegen einer Pressekonferenz 
an, auf der sie sich besorgt über 
den Gesundheitszustand des 
inhaftierten PKK-Politikers Ab¬ 
dullah Öcalan geäußert hatten. 
Das seitens der Staatsanwalt¬ 
schaft angestrebte Strafmaß für 
die Kommunalpolitiker beträgt 
zehn bis fünfzehn Jahre. Meist 
werden derartige Verfahren 
jedoch mit hohen Geldstrafen 
beendet. (ND, 15.6., ISKU) 


stoppte Berlin die Kreditbürgschaf¬ 
ten vorerst und gab der Türkei eine 
Frist von 180 Tagen, um Auflagen 
zu erfüllen. Diese Frist läuft am 6. 
Juli ab. 

Durch den 300 Quadratkilometer 
großen See, der oberhalb der 1820 
Meter langen und 135 Meter 
hohen Ilisu-Staumauer entstehen 
würde, würde nicht nur Hasan¬ 
keyf überflutet, sondern auch die 
Wohnorte von mehr als 10.000 
Menschen würden vernichtet. Die 
türkische Regierung verspricht 
sich neben der Energiegewinnung 
eine Entwicklung der Landwirt¬ 
schaft durch mehr Bewässerungs¬ 
möglichkeiten. (tt, 16.6., ISKU) 


zerstört sowie diverse Dokumente 
beschlagnahmt. 

Am 1. und 3. Juni waren bereits in 
Paris und Bordeaux sechs Kurden 
verhaftet worden, darunter auch 
kurdische Politiker. Am 13. Januar¬ 
waren Wohnungen von Mitglie¬ 
dern eines kurdischen Kulturzen¬ 
trums in Marseille durchsucht und 
sechs Menschen verhaftet worden. 

(ANF, 16.6., ISKU) 


Meldungen 


Militärische Auseinanderset¬ 
zungen in Yüksekova 

Bei Kämpfen in der Provinz Hak- 
kari im Kreis Yüksekova/Dagli- 
ca starb ein Soldat, ein anderer 
wurde verletzt. In der Region 
wird eine Militäroperation mit 
Luftunterstützung durchge¬ 
führt. Die Operation wurde aus¬ 
geweitet und weitere Spezialein¬ 
heiten aus Hubschraubern abge¬ 
setzt. 

Auch der Iran startete erneut 
eine militärische Operation. 
Bombardiert wurden die Gebie¬ 
te Kandil, Xakurke und Hewre- 
man mit Artillerie. Dabei starb 
der Hirte Osman Rehmani. 

(ANF, 14.6., ISKU) 

Erklärung der 
Gebietskommandantur der 
HPG von Botan 

Das HPG-Gebietskommando 
von Botan erklärte, dass die 
Angriffe des türkischen Militärs, 
trotz der von ihrer Seite defensi¬ 
ven Haltung der Selbstverteidi¬ 
gung, gemeinsam mit Dorf¬ 
schützern weitergeführt wer¬ 
den. Deshalb warnten die Volks¬ 
verteidigungskräfte die Dorf¬ 
schützer davor, an militärischen 
Operationen weiter teilzuneh¬ 
men: „Trotz der Defensivhal¬ 
tung unserer Bewegung, führt 
das türkische Militär weitere 
Operationen durch. Dabei 
benutzt es bewusst Dorfschüt¬ 
zer in der Vorhut. Mit dieser Pra¬ 
xis bringt das türkische Militär 
die Dorfschützer in die Stellung 
eines direkten Angriffsziels. Wir 
als Gebietskommandantur von 
Botan warnen alle Dorfschützer 
in der Region davor, an den Ope¬ 
rationen teilzunehmen. Wir 
erklären uns für die Konsequen¬ 
zen, die sich aus ihrer Teilnah¬ 
me ergeben, nicht verantwort¬ 
lich.“ (ANF, 12.6., ISKU) 

Operationen in der 
Umgebung von Yüsekova, 
Beytüssebap und Lice 

Während das türkische Militär 
in den Regionen Yüksekova, 
Beytüssebap und Lice neue Ope¬ 
rationen gegen die HPG 
beginnt, wird das Zap-Gebiet 
erneut mit Artillerie und Mör¬ 
sern beschossen. 

Laut Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte begannen 
die Operationen der türkischen 
Armee im Kreis Yüksekova in 
den Gebieten Oramar und 
Qarfella in den frühen Morgen¬ 
stunden des 12. Juni. Die Opera¬ 
tionen in Qukurfa im Kreis Hak- 
kari gegen das Zap-Gebiet wur¬ 
den fortgesetzt. 


Türkei will Ilisu-Damm auch allein bauen 


Frankreich: 16 Festnahmen in 2 Tagen 




Ermittlungen gegen Baydemir 
wegen Reden auf Kurdisch 

Gegen den Bürgermeister von türkischen benutzt werden darf“, che Befragung zu einer Zeit der 
Diyarbakir, Osman Baydemir, Während Baydemirs Aussage öffentlichen und parlamentari- 
wurden von der Staatsanwalt- war sein Anwalt Muharrem sehen Diskussion um die bevor- 
schaft Diyarbakir zwei Ermitt- Erbey anwesend. Baydemir stehende Aufhebung des Verbots 
lungsverfahren eingeleitet, da er äußerte sich, sein Kurdischspre- der kurdischen Sprache keine 
zu der Kommunalwahl am 29. chen verteidigend: „Türkisch und Antwort für eine mehrsprachige 
März zwei Reden in kurdischer Kurdisch sind gleichermaßen die und kulturell vielfältige Gesell- 
Sprache gehalten hat. Realität und der Reichtum unse- Schaftsordnung und für die 

Baydemir hatte im Rahmen einer res Landes. Der Paragraf, um den Bedürfnisse der Gesellschaft sei. 

Wahlveranstaltung der DTP am es hier geht, ist überholt. Ich Der ehemalige DTP Bezirksvor- 

25. März im Landkreis Ergani kann keine Schuld erkennen, sitzende und momentane Stell- 
der Provinz Diyarbakir und am Realität ist, dass mindestens 60 Vertreter des Bürgermeisters von 

26. März in Agri kurdisch Prozent kein Türkisch verstehen. Diyarbakir, Ali Simsek, hatte 

gesprochen. Daraufhin wurden Ihre Muttersprache ist nämlich ebenfalls auf der Veranstaltung 
nun von der Oberstaatsanwalt- kurdisch. Um die Kommunika- am 25. März in Ergani eine Rede 
schaft zwei voneinander getrenn- tion anzuregen, um den Dialog zu in kurdischer Sprache gehalten, 
te Ermittlungsverfahren einge- führen, muss ich die kurdische Auch er musste sich einer Befra- 
leitet. Sprache verwenden.“ gung durch die Staatsanwalt- 

Den Ermittlungen liegt der Para- Während Baydemir sich wegen schaft unterziehen. Simsek ver- 

graf 285 des türkischen Parteien- der Reden in Ergani und Agri ver- teidigt sein Kurdischsprechen 

gesetzes zugrunde, der besagt, teidigt, betont sein Anwalt und sieht keine Schuld darin, 

dass „keine Sprache außer der Muharrem Erbey, dass eine sol- (ANF, 11.6., ISKU) 

Komplott gegen türkische Regierung 

Seit Tagen kennt die türkische Reaktion" hieß das Ganze laut chert, die Armee dulde in ihren Rei- 
Öffentlichkeit kein anderes Thema "Taraf 1 '. hen keine anti-demokratischen 

mehr: Eine unabhängige Zeitung Der Plan sah demnach unter ande- Aktivitäten - etwa zur selben Zeit, 
hat einen von Offizieren des Gene- rem vor, dass Provokateure in die als laut "Taraf 1 der "Aktionsplan" 
ralstabs Unterzeichneten Geheim- AKP eintreten und dort für partei- verfasst wurde, 
plan zur Destabilisierung der internen Zwist sorgen sollten. Dies und die erste Reaktion der 
Regierung Erdogan veröffentlicht. Zugleich empfahl der Oberst, in Armee auf die Veröffentlichung 
Was steckt dahinter? den - in ihrer Mehrzahl armee- lösten viel Kritik aus. Denn 

Nachdem sich die Armeeführung hörigen - türkischen Medien nega- zunächst einmal wollten die Mili- 
von dem Dokument distanziert hat, tive Berichte über die türkischen tärs den Türken per Nachrichten¬ 
spekulieren Medien und Politiker Erzfeinde Armenien und Griechen- sperre verbieten, über die "Taraf 1 - 
damber, wer hinter dem Plan steck- land zu lancieren, um die türki- Geschichte zu diskutieren. Der Ver- 
en könnte. Viele Beobachter glau- sehen Rechtsparteien zu stärken such scheiterte: Die Zeitungen 
ben, dass der Plan zwar innerhalb und die AKP zu schwächen. In Ein- kümmerten sich nicht darum und 
der Armee, aber ohne Wissen der richtungen der Bewegung von waren voll mit Berichten und meist 
Militärführung ausgearbeitet Fethullah Gülen, eines islamischen armee-kritischen Kommentaren, 
wurde. Von einer "Junta" in den Predigers, der von der Armee und Bemerkenswert an der Diskussion 
Streitkräften ist die Rede. Justiz als Extremist betrachtet wird, ist vor allem, dass sie überhaupt 

Die Zeitung 'Taraf 1 , die für ihre kri- sollten Waffen platziert und dann stattfindet. Erstmals in der jünge- 
tischen, aber meist zutreffenden bei Hausdurchsuchungen "entdek- ren türkischen Geschichte fühlt 
Berichte über die politisch immer kt" werden, um die Gülen-Bewe- sich die Armee gezwungen, 
noch sehr mächtige Armee gung als Terrororganisation verfol- Rechenschaft gegenüber der 
bekannt ist, berichtete am vergan- gen zu können. Öffentlichkeit und den Zivilisten in 

genen Freitag über den Geheim- Aktive und pensionierte Offiziere der Regierung abzulegen. Einige 
plan: Ein Oberst im Generalstab der Armee stehen derzeit wegen Beobachter sehen in der Debatte 
habe vor zwei Monaten in einem als mutmaßlicher Mitgliedschaft in der um den mutmaßlichen Geheimplan 
geheim eingestuften Bericht die rechtsgerichteten Organisation deshalb ein gutes Zeichen. Werte 
Bestandteile einer Kampagne "Ergenekon" vor Gericht. "Ergene- von Demokratie und Rechtsstaat 
zusammengefasst, mit denen die kon" plante laut Anklage einen würden in allen Bereichen immer 
religiös-konservative Regierungs- bewaffneten Umsturz gegen die wichtiger, schrieb der Kolumnist 
partei AKP von Ministerpräsident Erdogan-Regierung. TahaAkyol am Mittwoch in der Zei- 

Recep Tayyip Erdogan und ihre Doch der 'Taraf'-Bericht sorgte in tung "Milliyet". Die Armeeführung 
Anhänger und Förderer destabili- der türkischen Öffentlichkeit trotz- habe diese "neue Mentalität" ange- 
siert, geschwächt und verleumdet dem für einen Schock. Schließlich nommen - aber offenbar gebe es 
werden könnten. "Aktionsplan zum hatte Generalstabschef liker Bas- Leute im Militär, auf die dies nicht 
Kampf gegen die (islamistische) bug erst im April öffentlich versi- zutreffe. (TS, 17.6., ISKU) 

Ausnahmezustand ist Praxis 

erscheint wöchentlich und kann m 

Der türkische Generalstab dekla- Gebiete in Dersim zu No-Go- zustandsgebiete sowohl gegen die gewünschter Stückzahl gegen 

rierte ohne jegliche rechtliche Areas erklärt. Die dort lebende türkische Verfassung als auch Übersendung des Portos bei der 

Grundlage in Hakkari, Siirt, Elazig Bevölkerung wurde für die Zeit gegen die Europäische Men- Informationsstelle Kurdistan 

und Sirnak etliche Gebiete zu „mili- vertrieben. schenrechtskonvention verstie- Stahltwiete 10 

tärischen Sicherheitszonen“ vom In Hakkari wurde der Bevölke- ßen. Er erklärte, dass diese vor- 22761 Hamburg 

16. Juni bis 16. September 2009. rung der Zugang zu fünf Regionen übergehenden Sicherheitszonen Tel.:040-42102 845 

Dies bedeutet u.a. ein Verbot, die vom 15. März bis 15. Juni verbo- nichts anderes als der angewandte E-mail: isku@nadir.org 

Gebiete zu betreten. Weder über ten. Ausnahmezustand seien. Be- bestellt werden. 

den Grund noch über die rechtli- Der Menschenrechtsanwalt Baris sonders Menschen, die ihre Tiere Spenden auf unser Konto: 

che Grundlage wollte der General- Yildinm aus Dersim reichte Klage auf die Weiden bringen müssen, Postbank Köln, BLZ 37010050 

stab Auskunft erteilen. Die Anzahl gegen diese Ausnahmezustands- werden Opfer dieses Zustands. Konto-Nr.: 3968-506 

dieser de facto Ausnahmezustands- gebiete ein, da sie der Verfassung „Es heißt nicht mehr Ausnahme- Weitere Informationen und einen 

gebiete ist damit stark gestiegen. widersprächen. zustand, aber dennoch ist es die täglichen Pressespiegel findet Ihr 

Der Generalstab hatte schon ab In seinem Antrag an das Gericht gleiche Verfahrensweise“, so Yil- im Internet unter: 

dem 7. Mai für drei Monate große erklärte er, dass diese Ausnahme- dirim. (ANF, 14.6., ISKU) www.isku.org 


Dagegen zog sich das türkische 
Militär aus den Gebieten um Sir¬ 
nak zurück und ließ nur kleine 
Einheiten vor Ort. 

An der Operation im Kreis Lice 
nehmen Tausende Soldaten teil. 
Mit Sikorsky Hubschraubern 
werden Spezialeinheiten ins 
Operationsgebiet geflogen. 

(ANF, 12.6., ISKU) 

Dorfschützer zünden 
Waldgebiet an 

Dorfschützer im Kreis Idil setz¬ 
ten am vergangenen Freitag vor¬ 
sätzlich Wälder in Brand. Die 
Brände, die in den Morgenstun¬ 
den von den Paramilitärs gelegt 
worden sind, breiten sich durch 
heftige Winde schnell aus. Die 
Feuerwehr der Stadtverwaltung 
von Idil, die schon Verstärkung 
aus Midyat holen musste, 
bekommt die Brände nicht unter 
Kontrolle. (ANF, 12.6., ISKU) 

Gipfel gegen PKK 
im Außenministerium 

Im Außenministerium organi¬ 
sierte das Polizeipräsidium in 
der vergangenen Woche einen 
“PKK-Gipfel”, an dem der MIT 
(Inlandsnachrichtendienst) und 
Vertreter des türkischen Mili¬ 
tärs teilnahmen. 

Anwesend waren den Meldun¬ 
gen zufolge der Staatsekretär 
des Außenministeriums Ertu- 
grul Apakan, sein Assistent 
Ecvet Tezcan, sowie MIT Direk¬ 
tor Emre Taner und General¬ 
stabschef und Korpskomman¬ 
deur Hayri Güner. Bei dem Gip¬ 
fel wurde der Besuch des iraki¬ 
schen Generalstabschefs in 
Ankara, die Beziehungen zur 
kurdischen Führung und der 
dreigleisige Mechanismus 
gegen die PKK gelobt. 

Auf dem Treffen wurde außer¬ 
dem der Besuch des Außenmini¬ 
sters Ahmet Davutoglu in der 
dritten Juniwoche in Bagdad, 
Hewler und Kirkuk besprochen. 

(ANF, 11.6., ISKU) 
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Duran Kalkan zu den 
Ereignissen im Iran 


In einem Gespräch mit ANF nahm 
Duran Kalkan, Vizevorsitzender 
des Exekutivrats der KCK, Stel¬ 
lung zu den jüngsten Entwicklun¬ 
gen im Iran. In dem Interview 
erklärte Kalkan, dass es sich bei 
der jetzigen Auseinandersetzung 
im Iran um einen Machtkampf 
innerhalb des iranischen Regimes 
handelt, der sich aber durchaus 
verschärfen kann. Sollte der 
Machtkampf andauern, kann es 
sein, dass es zu einer Suche 
außerhalb des Systems kommen 
kann. Das System kann sich aber 
auch zu Reformen genötigt sehen. 
Kalkan warnte vor allem vor einer 
weiteren Zunahme der Unterdrü¬ 
ckung der Kurden im Iran und 
erklärte: „Sollte die Unterdrü¬ 
ckung der Kurden im Iran weiter¬ 
hin zunehmen, kann dies zum Auf¬ 
stand führen.“ Er wies darauf hin, 
dass das iranische Regime unter 
Ahmadinejad für die Kurden sehr 


Mit einem Hungerstreik prote¬ 
stieren Mitglieder des Kurdistan- 
Volkshauses seit Dienstag auf 
dem Steintorplatz in Hannover 
gegen drohende Massenabschie¬ 
bungen von Kurden. Hinter¬ 
grund ist eine Weisung des 
Bundesinnenministeriums an 
alle Ausländerbehörden, Aufent¬ 
haltsgenehmigungen von gedul¬ 
deten Asylbewerbern aus der 
Türkei nicht mehr zu verlängern, 
wenn diese über kein geregeltes 
Einkommen verfügen. 

Fast 8000 Kurden wurden in den 
letzten Wochen von deutschen 
Behörden aufgefordert, das Land 
zu verlassen. Begründung: die 
»Menschenrechtssituation« in 
der Türkei habe sich gebessert. 
Es handelt sich mehrheitlich um 
Flüchtlinge, die während der 
90er Jahren nach der Zerstörung 
ihrer Dörfer durch die türkische 
Armee und der Verfolgung durch 
Todesschwadronen in Deutsch¬ 
land Asyl gesucht hatten. Gegen¬ 
über Anhängern der diskrimi¬ 
nierten jesidischen Religionsge¬ 
meinschaft behaupten die Aus¬ 
länderbehörden nun: »Eine 
Unterdrückung aus religiösen 
Gründen gibt es nicht mehr. 
Ihrer Rückkehr in die Türkei 
steht nichts mehr im Wege«. Die 
Oberlandesgerichte Berlin und 
Hessen sowie das Amtsgericht 


negative Folgen gehabt hat. 
Ahmadinejad hat ein Terrorregi¬ 
me gegen die Kurden geführt. Die 
Unterdrückung der Kurden hat 
erheblich zugenommen. Hunder¬ 
te sind verhaftet worden; die 
Todesstrafe ist forciert worden. 
Denunziantentum und ein Netz¬ 
werk an Agenten wurden aufge¬ 
baut. „Dabei kann sich gerade ein 
Vielvölkerstaat wie der Iran ein 
solches Verhalten nicht leisten“, 
erklärte er und wies darauf hin, 
dass wenn dieser Zustand andau¬ 
ern sollte der Iran auseinanderzu¬ 
brechen drohe. „Die Entwicklun¬ 
gen der letzten Zeit haben sich 
negativ ausgewirkt. Die Beziehun¬ 
gen zwischen der Zentralregie¬ 
rung und den Kurden sind völlig 
zum erliegen gekommen. Der 
Dialog ist abgebrochen. Die Kur¬ 
den finden keinerlei Widerhall, 
keine Vertretung innerhalb des 
staatlichen Regimes. Das hat bei 


Lüneburg haben mit Begründun¬ 
gen dieser Art bereits mehrere 
Widersprüche gegen die Aber¬ 
kennung der Duldung abgewie¬ 
sen. 

Tatsächlich haben sich die 
Bedingungen für Kurden in der 
Türkei seit den Kommunalwah¬ 
len Ende März, bei denen die 
linke kurdische »Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft« 
(DTP) zur führenden Kraft in 
den kurdischen Landesteilen 
wurde, wieder dramatisch ver¬ 
schlechtert. So wurden landes¬ 
weit mehr als 400 DTP-Mitglie- 
der, Aktivistinnen der Frauenbe¬ 
wegung und Gewerkschafter 
festgenommen. Mindestens fünf 
Menschen, darunter Kinder, wur¬ 
den bei Polizeiübergriffen auf 
Demonstrationen getötet. Amne¬ 
sty International berichtet in 
einem aktuellen Türkei-Report 
über »Folterungen und andere 
Mißhandlungen sowie exzessive 
Gewaltanwendung durch die 
Sicherheitskräfte «. 

Unter Überschriften wie 
»Deutschland schiebt PKK ab« 
feiern türkische Medien die dro¬ 
henden Ausweisungen bereits 
als harten Schlag gegen die 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK. 
So seien von den Abschiebungen 
auch zahlreiche PKK-Funktionä- 
re und -Geldgeber betroffen. 


den Kurden zu einem Vertrauens¬ 
bruch gegenüber dem Regime 
geführt. Was sie zu einer Suche 
außerhalb des Systems geführt 
hat.“ Sein Fazit: Sollte das Regime 
unter Ahmadinejad so weiter 
machen wie bisher, könnte das 
Regime von Ahmadinejad das glei¬ 
che Schicksal wie Saddam Hus¬ 
sein ereilen.“ Er riet den Kurden 
dort, konkrete Maßnahmen zum 
eigenen Schutz zu ergreifen, um 
vor einem Massaker gefeit zu 
sein. Das kurdische Volk und die 
PJAK müssten sehr vorsichtig 
sein und sich vor Provokationen 
welcher Art auch immer hüten. Er 
riet ihnen die Zusammenarbeit zu 
suchen mit jenen die eine „Demo¬ 
kratische Lösung der Probleme“ 
wünschen und sich vor Verallge¬ 
meinerungen gegen über den 
Kräften des Regimes zu hüten. 

(ANF 17.6., ISKU) 


Schon diese Reaktion zeigt, daß 
abgeschobene Kurden in der 
Türkei erneut mit Repressalien 
rechnen müssen, weil sie als 
PKK-Unterstützer gelten. 
Aufgrund eines Ende 2008 mit 
Damaskus geschlossenen Rück¬ 
führungsabkommens droht auch 
bis zu 7000 syrischen Kurden die 
Ausweisung. Auch in Syrien wur¬ 
den in den letzten Monaten Hun¬ 
derte Aktivisten kurdischer Par¬ 
teien verhaftet und gefoltert. 

(jW, 24.6., ISKU) 

Der Hungerstreik wird am 
23.06.2009 um 12:00 Uhr auf 
dem Steintorplatz in Hannover 
beginnen und am 27.06.2009 mit 
einem Abschluss einer Demonstra¬ 
tion enden. 

Das Kurdistan-Volkshaus Hanno¬ 
ver e.V. fordert in diesem 
Zusammenhang die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland auf: 

• Sofort die Abschiebung der Kur 
den zu stoppen! 

• Alles in ihrer Macht stehende zu 
unternehmen, sodass alle Men¬ 
schen in der Türkei frei, demokra¬ 
tisch und respektvoll ohne jegliche 
soziale, wirtschaftliche oder ethni¬ 
sche Einschränkung miteinander 
leben können. 


Meldungen 

Kassationsgerichtshof bestä¬ 
tigt Freispruch im Kiziltepe- 
Verfahren 

Vor fünf Jahre wurde der 31jähri- 
ge Ahmet Kaymaz und sein ^jäh¬ 
riger Sohn Ugur bei einer Polizei¬ 
operation in Kiziltepe (Provinz 
Mardin) erschossen. Die Polizis¬ 
ten folgten einem Hinweis, dem¬ 
zufolge Kaymaz ein bewaffneter 
Terrorist sein sollte. Ahmet Kay¬ 
maz starb mit vier, Ugur mit neun 
Schussverletzungen, wobei die 
Kugeln Ugur in den Rücken tra¬ 
fen. In erster Instanz urteilte das 
Große Strafgericht Eskisehir, 
dass die Polizei sich im Rahmen 
ihrer Vorschriften bewegt hätten 
und wies die Klage ab. Das Urteil 
wurde nun vom Kassationsge¬ 
richtshof bestätigt. 

(NTV, 19.6., ISKU) 

Weitere Festnahmen in Nord¬ 
kurdistan/Türkei 

In Sirnak und Cizre wurden 7 
Menschen festgenommen und 6 
von ihnen ins Gefängnis über¬ 
führt. Unter den Verhafteten 
befindet sich auch Faysal Sariyil- 
diz, DTP-Gemeinderatsmitglied 
von Cizre, und von der Gewerk¬ 
schaft Tüm-Bel Sen der Stellver¬ 
tretende Metin Findik. 

Die sechs Personen wurden 
wegen "Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Organisation" 
bzw. "Verbrechen im Namen der 
Organisation" in das Gefängnis 
überführt. 

Als Beweismittel wurden Telefon¬ 
gespräche in der Wahlkampfpha¬ 
se angegeben. 

(ANF, 18.6., ISKU) 

Türkei ordert aus Russland 
Hubschrauber 

Berichten der russischen Nach¬ 
richtenagentur Ria Novosti 
zufolge, will die Türkei mehrere 
Hubschrauber für den Kampf 
gegen die PKK von Russland 
ordern. Die Türkei verfügt über 
32 Hubschrauber, die sie 1980 
von den USA bezogen hat. Die 
USA lehnte es jedoch ab, der Tür¬ 
kei die modernisierte Version des 
Hubschraubers des Typs Kobra 
zu liefern. Daraufhin erwägte die 
Türkei anfangs, den Kauf des 
Hubschraubers des Typs T129 
Augusta Westland, ein Produkt 
aus italienischer und englischer 
Koproduktion. Da diese aller¬ 
dings erst 2015 lieferbar sind, 
nahm die Türkei von diesem Vor¬ 
haben Abstand und wandte sich 
stattdessen an Russland. Ria 
Novosti zufolge würde, sollte es 
zwischen Russland und der Tür¬ 
kei zu einer Verständigung über 
den Kauf der Hubschrauber kom¬ 
men, Russland der Türkei inner¬ 
halb von 2, 3 Jahren 12 bis 32 


Rund 8000 kurdische Flüchtlinge von Ausweisung in die Türkei bedroht 

Hungerstreik gegen Massenabschiebung 




Ein Gespräch mit Ercan Ayboga 

Mit Dämmen werden Aufstände bekämpft 


Laut Medienberichten will die deut¬ 
sche Bundesregierung ihre Milliar¬ 
denbürgschaften für die am Bau des 
Ilisu-Großstaudamms in der Ost¬ 
türkei beteiligten Firmen kündigen, 
weil die türkische Regierung bis¬ 
lang die 153 mit der Kreditvergabe 
verbundenen Auflagen nicht erfüllt 
hat. Wie zuverlässig sind diese Mel¬ 
dungen? 

Sie sind noch nicht offiziell bestä¬ 
tigt. Doch nehmen wir an, daß die 
Bundesregierung zusammen mit 
den Regierungen der Schweiz und 
Österreichs nach Ablauf des Ulti¬ 
matums an die Türkei am 6. Juli 
2009 aus dem Ilisu-Projekt ausstei¬ 
gen wird, sonst hätte sie eine sol¬ 
che Nachricht nicht an die 
Medien durchsickern lassen. 

Was sind die Gründe für den Aus¬ 
stieg - wenn es wirklich einer ist? 

Die Nichterfüllung der Auflagen, 
die von einer durch die beteiligten 
Regierungen eingesetzte interna¬ 
tionale Expertenkommission be¬ 
stätigt wurde, ist in der Tat ein 
wichtiger Grund. So kam es in den 
letzten Wochen erneut zu Enteig¬ 
nungen von Dorfbewohnern nahe 
der von der Überflutung bedroh¬ 
ten 11 000 Jahre alten Stadt Has- 
ankeyf, für die nicht einmal ein 
Umsiedlungsplan existiert. Die 
Grundposition der europäischen 
Ilisu-Kampagne lautet: Es gibt 
keine Auflage, deren Erfüllung 
das Projekt auf ein akzeptables 
Niveau bringen würde. Außerdem 
habe die Türkei weder die Absicht 
noch die Kapazitäten, diese Aufla¬ 
gen zu erfüllen. 

Doch entscheidend war die seit 
vier Jahren laufende Kampagne 
der in der Initiative zur Rettung 
von Hasankeyf zusammenge- 


Wien, 24.6.2009 Trotz des ange¬ 
kündigten Ausstiegs Deutsch¬ 
lands, Österreichs und der 
Schweiz aus dem Ilisu-Projekt, 
läßt der Druck gegen das umstrit¬ 
tene türkische Staudammprojekt 
auch in Europa nicht nach. 

Immer mehr Prominente spre¬ 
chen sich gegen das Ilisu-Projekt 
aus und fordern statt dessen die 
Ausweisung Hasankeyfs und des 
Tigristales zum UNESCO Welter¬ 
be. Nun unterschrieben auch 
Schauspielerin Senta Berger, 
Regisseur Wim Wenders, die 
Schauspieler Ulrich Tukur, Rolf 
Becker und Otto Sander die Peti¬ 
tion der Stop Ilisu Kampagne 
(unter www.stopilisu.com) . Weite¬ 
re Prominente kündigten ihre 
Unterstützung an. 

„Die Unterstützung durch die 
Künstler ist ein wichtiger Rücken¬ 
wind für unsere Kampagne. Wir 
werden weitermachen, bis das 


schlossenen Menschen vor Ort. 
Das führte dazu, daß die europäi¬ 
sche Ilisu-Kampagne immer wei¬ 
ter machte und letztes Jahr auch 
die türkische Umweltorganisation 
Doga Dernegi in die Kampagne 
einstieg. Es gab ohne Unterbre¬ 
chung Proteste nicht nur in der 
betroffenen Region, sondern auch 
in anderen türkischen und europä¬ 
ischen Städten. 

Der türkische Ministerpräsident 
Recep Erdogan hat vor kurzem 
angekündigt, auch ohne die Euro¬ 
päer den Damm bauen zu wollen. 
Wäre das möglich - etwa mit chi¬ 
nesischer Hilfe? 

Zunächst wird das Projekt ruhen, 
weil die europäischen Unterneh¬ 
men sich zurückziehen werden. 
Denn die türkischen Firmen 
haben nicht das notwendige 
Know-how, vor allem in bezug auf 
die Turbinen. Die Türkei wird 
aber wahrscheinlich nach der 
Wirtschaftskrise weiter versu¬ 
chen, den Damm zu bauen. Dass 
chinesische Firmen mit einstei¬ 
gen, ist eher unwahrscheinlich. 
Auf jeden Fall verliert die türki¬ 
sche Regierung durch den euro¬ 
päischen Ausstieg die Legitimität 
für das Projekt. 

Außer dem Ilisu-Projekt gibt es in 
der Türkei noch Dutzende weitere 
Dammprojekte. So soll z. B. die 
Region Tunceli (kurdisch: Dersim) 
durch Stauseen zweigeteilt und 
Tunceli-Stadt von den benachbar¬ 
ten Orten abgeschnitten werden. 
Welche Absicht wird damit ver¬ 
folgt? 

Talsperren werden aufgrund 
einer verfehlten Energie- und 
Agrarpolitik und auch aus reiner 


Projekt endgültig gestoppt und 
die Region geschützt ist“, so Stefa¬ 
nie Hermsen, Geschäftsführerin 
der Bremer Manfred-Hermsen- 
Stiftung. 

Am 6. Juli läuft die offizielle Frist 
der Europäer an die Türkei ab. 
Dann soll es eine gemeinsame 
Erklärung Deutschlands, Öster¬ 
reichs und der Schweiz geben. 
Die deutsche Bundesregierung 
hat bereits am vergangenen Frei¬ 
tag durchblicken lassen, dass 
Deutschland aussteigen wird. 
Auch Österreich und die Schweiz 
- die sich offiziell noch bedeckt 
halten - werden sich dieser Ent¬ 
scheidung wohl anschließen. 

Unklar ist noch, wie sich die Bau¬ 
firmen, allen voran die österreichi¬ 
sche Andritz AG als Konsortial¬ 
führer, verhalten werden. Recht¬ 
lich könnten sie im Projekt ver¬ 
bleiben, allerdings dann ohne 
staatliche Haftungsgarantien und 


Profitgier systematisch in der gan¬ 
zen Türkei gebaut. Die Talsperren 
in den kurdischen Provinzen 
haben zusätzlich den Hinter¬ 
grund, daß sie gezielt gegen die 
Lebensgrundlagen, die Kultur 
und den Widerstand der dortigen 
Bevölkerung eingesetzt werden. 
So sind die acht Dämme in Der¬ 
sim eine besondere Form der Auf¬ 
standsbekämpfung, weil mit der 
Überflutung der lebenswichtigen 
Täler jede Form von Existenzsi¬ 
cherung fast unmöglich gemacht 
wird. Gerade diese Dämme sind 
ökonomisch sinnlos und richten 
sich vor allem gegen den rebelli¬ 
schen Charakter Dersims mit sei¬ 
nen traditionell starken Bewegun¬ 
gen gegen Ausbeutung und Unter¬ 
drückung. 

Wie geht der Kampf gegen die 
Dammprojekte nun weiter? 

Wir müssen viel Druck entwi¬ 
ckeln, um das Ilisu-Projekt end¬ 
gültig zu stoppen. Jetzt wird die 
Auseinandersetzung in der Türkei 
noch wichtiger. Dort beginnt erst 
der eigentliche Kampf für uns, 
denn jetzt haben wir aufgrund der 
neuesten Entwicklung zum ersten 
Mal die Gelegenheit, die türki¬ 
sche Wasserpolitik mit ihren ka¬ 
tastrophalen Folgen ernsthaft in 
Frage zu stellen. Am 6. Juni hatten 
wir in Ankara schon eine gemein¬ 
same Demo aller staudammkriti¬ 
schen Bewegungen der Türkei 
zusammen mit Umweltschutz- 
und Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen organisiert. 

Ayboga ist Sprecher der Initiative 
zur Rettung der Stadt Hasankeyf 
und Aktivist der europäischen 
Kampagne gegen den Ilisu-Stau- 
damm. (jW, 23.6., ISKU) 


ohne einen 450 Millionen Euro- 
Kredit der heimischen Banken 
„im Gepäck“. 

„Der angekündigte Ausstieg der 
Europäer ist eine großer Erfolg 
der Kampagne. Wir werden die 
Hände aber nicht in den Schoss 
legen, sondern dafür sorgen, dass 
sich auch die Baufirmen und die 
Banken zurückziehen werden. 
Unser Engagement geht weiter“, 
so Ulrich Eichelmann von der 
Stop Ilisu Kampagne. 

Ulrich Tukur, 52, ist einer der 
renommiertesten Schauspieler 
Deutschlands. International 
bekannt wurde er 2006 mit dem 
Oscar-preisgekrönten Film „Das 
Leben der Anderen“. Er wurde 
vielfach ausgezeichnet, u. a. mit 
dem deutschen Fernsehpreis, 
dem Goldenen Bären und dem 
Friedenspreis des deutschen 
Films. 

ECA Watch Österreich 


Kampfhubschrauber des Typs 
MI-28 zukommen lassen. Die 
KNK zeigte sich entsetzt über das 
Vorhaben. In einer Erklärung 
wies KNK-Russland auf die positi¬ 
ve und respektierende Haltung 
gegenüber den Kurden in Russ¬ 
land selber hin und rief Russland 
dazu auf, die Verkaufsverhand¬ 
lungen sofort abzubrechen und 
stattdessen ihren Einfluss auf die 
Türkei geltend zu machen, um 
diese zu einer friedlichen und 
demokratischen Lösung des Kon¬ 
flikts zu bewegen. 

(ANF 16.6., ISKU) 

DTP nimmt Forderung für 
Treffen zurück 

Die DTP forderte für die demo¬ 
kratische Lösung des Kurden¬ 
konflikts im Land ein Treffen mit 
Ministerpräsident Erdogan. Auf 
diese Forderung wurde jedoch 
seit längerer Zeit weder einge¬ 
gangen, noch wurde sie abgewie¬ 
sen. Die DTP erklärte am 24. 
Juni, dass sie die Forderung 
zurückgenommen habe. 

„Wir werden dem Ministerpräsi¬ 
dent morgen offiziell bescheid 
geben, das wir die Forderung zu 
einem Treffen zurückgenommen 
haben“, so der Vorsitzende der 
DTP Ahmet Türk. 

(ANF, 24.6., ISKU) 

Austritte aus der ÖDP 

Der Parlaments-Abgeordnete der 
ÖDP, Ufuk Uras, ist aus der ÖDP 
ausgetreten. Als Begründung gab 
er an, dass er mit dem freiheit¬ 
lich-linken Flügel gemeinsam aus 
der Partei austreten werde, um 
Einzelorganisationen überwin¬ 
dend ein „historisches Treffen 
Aller“, für das er immer eingetre¬ 
ten sei, zu forcieren. Nach dem 
Austritt von Ufuk Uras, sind wei¬ 
tere 65 Mitglieder und Führungs¬ 
kräfte aus der ÖDP ausgetreten, 
um fort an ihre Arbeit in der 
„Freiheitlich Linken Bewegung“ 
fortzusetzen. 

(ANF, 17./18.6., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 
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Todesurteil gegen Abdullah Öcalan jährte sich zum zehnten Mal 

Türkei stellt sich bei Kurden 
selbst ein Bein 


Meldungen 


Zehn Jahre nach dem später 
abgemilderten Todesurteil für 
PKK-Chef Abdullah Öcalan kann 
die Türkei noch immer nicht 
über ihren eigenen Schatten 
springen. Selbst in verhältnismä¬ 
ßig kleinen Dingen, wie etwa der 
Zulassung der im Kurdischen 
verwendeten, aber im Türki¬ 
schen nicht vorhandenen Buch¬ 
staben Q, W und X tut sich die 
Türkei schwer. Wie ein Beweis¬ 
stück hält der kurdische Bürger¬ 
rechtler Muharrem Erbey die 
Neujahrskarte der Kurden- 
Metropole Diyarbakir im Südo¬ 
sten der Türkei in die Luft. Auf 
Türkisch, Kurdisch und Englisch 
wünschte die Kommune ein fro¬ 
hes neues Jahr. Die Verwendung 
des Buchstabens W in der kurdi¬ 
schen Variante «Ser sale we 
pirozbe» führte prompt zu einem 
Strafverfahren, während W im 
englischen «Happy new year» 
unbeachtet blieb. 
Gebetsmühlenartig wiederholen 
kurdische Politiker die Forde¬ 
rungen nach mehr kulturellen 
Rechten: Die Aufhebung aller 
Verbote für die kurdische Spra¬ 
che und die Freigabe kurdischer 
Namen für Neugeborene, aber 
auch für Städte, Berge und Flüs¬ 
se. Auch in Gesetzen und 
Geschichtsbüchern müsse deut¬ 
lich werden, dass es in der Tür¬ 
kei nicht nur Türken leben. Viele 
Türken fürchten aber, Zuge¬ 
ständnissen in diesen Fragen 
könnten der Beginn eines 
Dammbruchs sein, der zu immer 
neuen Forderungen der kurdi¬ 
schen Volksgruppe führen 
werde. Seit 2004 ist der Reform¬ 
prozess, den Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan begonnen 


Die EU hat am Dienstag mit dem 
Thema Steuern ein weiteres Kapi¬ 
tel in den Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei eröffnet. "Das ist ein 
wichtiger Schritt", sagte der Außen¬ 
minister des EU-Vorsitzlandes 
Tschechien, Jan Kohout. Der türki¬ 
sche Europa-Minister und Chefver- 
handler Egemen Bagis zeigte sich 
erfreut und betonte, dass die Tür¬ 
kei weiterhin konsequent den 
Reformprozess voranbringen wolle. 
Bagis bekräftigte das Ziel Ankaras: 
"Wir wollen der EU als Vollmitglied 
mit allen Rechten und Pflichten bei¬ 
treten." Die Türkei und die EU hät- 


hat, praktisch zu Erliegen 
gekommen. Zwar gab es vor 
allem in den vergangenen Mona¬ 
ten jede Menge Ankündigungen, 
aber geschehen ist kaum etwas. 

Lage verschärft sich wieder 

Gleichzeitig spannte sich die 
Lage in den Kurdengebieten wie¬ 
der an. Im Jahr 2004 hat Erbeys 
Menschenrechtsorganisation 
IHD noch 7.208 Fälle von Men¬ 
schenrechtsverstößen regi¬ 
striert, im Jahr 2007 waren es 
schon wieder 18.479 Fälle. Im 
vergangenen Jahr 35.992 Fälle, 
darunter etwa 440 Getötete und 
rund 900 Fälle von Misshandlun¬ 
gen und Folter. Tödliche Angriffe 
der verbotenen Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK, die zum Teil 
aus dem benachbarten Irak erfol¬ 
gen, und große Einsätze der 
Armee wechseln sich ab. 

Öcalan war Anfang 1999 festge¬ 
nommen und am 29. Juni wegen 
Bildung einer terroristischen 
Vereinigung und Hochverrats 
zum Tode verurteilt worden. Die 
Todesstrafe wurde später - auch 
auf internationalen Druck - in 
lebenslange Haft umgewandelt. 
In den folgenden fünf Jahren 
beruhigte sich die Lage. Dies 
kann, zumindest zum Teil, einem 
Friedensaufruf Öcalans zuge¬ 
schrieben werden. 

Kurdische Geschäftswelt 
wartet auf Ende des Kon¬ 
flikts 

Hoffnungen auf eine friedliche 
Lösung sind seitdem aber ent¬ 
täuscht worden. Ein Ende des 
Schlagabtauschs könne beendet 
werden, wenn die türkische Seite 
einen konkreten Plan vorlege, 


ten den Beitritt als "gemeinsames 
Ziel" definiert. "Und wir bewegen 
uns auf dieses Ziel gemeinsam 
hin." Er erwarte, dass die EU 
einen "fairen" Verhandlungspro¬ 
zess ermöglichen werde. Ankara 
werde im zweiten Halbjahr eng mit 
dem schwedischen EU-Vorsitz 
Zusammenarbeiten. Bagis hofft, 
dass bald weitere Kapitel eröffnet 
werden - wie Umwelt, Wettbe¬ 
werb, Sozialpolitik und Beschäfti¬ 
gung sowie Erziehung, Kultur und 
Energie. 

In den Beitrittsverhandlungen mit 
der Türkei wurden seit 2005 elf 


sagen die die Menschen in Diy¬ 
arbakir. «Alle türkische Regie¬ 
rungschefs haben die türkischen 
Minderheiten im Ausland vor 
Assimilierung gewarnt, zuletzt 
Erdogan selbst in Deutschland. 
Wir aber wären froh, wir hätten 
die Rechte, die Türken im Aus¬ 
land haben», sagt Erbey. «Wir 
wollen genau die Rechte, die die 
Türken in Bulgarien schon 
haben. Wir sind 20 Millionen 
Kurden in der Türkei.» 

Vor allem die kurdische 
Geschäftswelt wartet ungeduldig 
auf ein Ende des Konflikts, um 
die Rolle als Armenhaus der Tür¬ 
kei zu überwinden und Chancen 
aus der Öffnung der Grenze zum 
Irak zu nutzen. «Die irakischen 
Kurden haben Geld. «Und sie 
brauchen fast alles von Baumate¬ 
rial über Kleidung bis hin zu 
Nahrung», sagt Sahismail Bedir- 
hanoglu, Vorsitzender des Wirt¬ 
schaftsverbandes GÜNSIAD. 

Große Armut trotz Reichtum 

Spätestens wenn eines Tages die 
Grenze zum lange verfeindeten 
Armenien geöffnet wird, sind die 
Kurdengebiete im Osten und 
Südosten der Türkei nicht mehr 
das Ende der Welt. Derzeit 
beträgt die Arbeitslosigkeit 40 
Prozent, 13 Prozent sind es im 
Durchschnitt in der ganzen Tür¬ 
kei. «Wir haben in der Region ein 
Viertel des türkischen Agrarlan¬ 
des, wir haben beste Möglichkei¬ 
ten für Solarenergie, Chancen im 
Tourismus und zum Beispiel 
auch ein Viertel der türkischen 
Marmor-Reserven», sagt Bedir- 
hanoglu. «Wir fragen, warum 
diese Annut bei diesem Reich¬ 
tum.» (NN, 28.6., ISKU) 


von insgesamt 35 Verhandlungs¬ 
kapiteln geöffnet. Wegen Men¬ 
schenrechtsfragen und des Streits 
um Zypern gerieten die Gesprä¬ 
che ins Stocken. Ein Beitritt der 
Türkei ist unter den EU-Mitglie- 
dern höchst umstritten. Die deut¬ 
sche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und der französische Prä¬ 
sident Nicolas Sarkozy lehnen 
eine Vollmitgliedschaft der Türkei 
entschieden ab. In Österreich 
sind mit Ausnahme der Grünen 
alle Parteien gegen einen EU-Bei- 
tritt dieses Landes. 

(DS, 30.6., ISKU) 


Meldungen 

Bombardierung in Xakurke 

Nach Informationen von HPG-onli- 
ne hat die türkische Armee am 27. 
und 28. Juni, die Meder-Verteidi- 
gungsgebiete, in Xakurke, die 
Gebiete Adulkovi und Piro sowie 
die Gebiete Karker und Sehit Beri- 
tan mit Mörsern und Granaten 
mehrmals bombardiert Es kam zu 
erheblichen Schäden an den Fel¬ 
dern und Gärten der dort ansässi¬ 
gen Bauern. (hpg, 29,6., ISKU) 

Gedenken an Zeyneb Kinaci 

In Amed wurde von der Freien 
Demokratischen Frauenbewe¬ 
gung an die Guerillakämpferin 
Zeyneb Kinaci (Zilan) erinnert. Die 
Versammlung fand im Gebäude 
der DTP statt. Etwa tausend Frau¬ 
en beteiligten sich. Briefe von Zey¬ 
neb Kinaci wurden verlesen, die 
Gruppe Koma Sterken Diele u 
Firat sang revolutionäre Lieder. 
Auch im Mesopotamischen Kul¬ 
turzentrum wurde an Zeyneb 
Kinaci erinnert, Gedichte wurden 
gelesen und Lieder vorgetragen. 
Auch in Helsinki und Erivan fan¬ 
den Gedenkveranstaltungen statt, 
auf der an den Kampf und das 
Leben von Zeyneb Kinaci erinnert 
wurde. Auch hier wurden die Brie¬ 
fe von Zeyneb verlesen. 

In Erivan, der Hauptstadt Arme¬ 
niens trat die Künstlerin Tamila 
Hesen auf. (RTV, 2.7., ISKU) 

Türkische Wirtschaft 
schrumpft um 14 Prozent 

Die Folgen der weltweiten Wirt¬ 
schaftskrise haben in der Türkei 
historische Ausmaße erreicht. 
Noch nie in ihrer Geschichte ist 
die türkische Volkswirtschaft so 
stark geschrumpft wie im ersten 
Viertel dieses Jahres: Das Brutto¬ 
inlandsprodukt sank im Vergleich 
zum Voijahreszeitraum um 13,8 
Prozent, gab das türkische Statis¬ 
tikamt bekannt. 

Der Abschwung war damit noch 
stärker als von Experten ange¬ 
nommen und übertraf den bisheri¬ 
gen Rekord-Einbruch von 9,9 Pro¬ 
zent während der letzten Wirt¬ 
schaftskrise im Jahr 2001 deutlich. 
Nach Angaben der Statistikbehör¬ 
de war zudem der Handel zwi¬ 
schen Januar und März mit einem 
Rückgang um 25 Prozent am 
schwersten betroffen. Der Bausek¬ 
tor schrumpfte um fast 19 Prozent. 
Private Investitionen gingen um 
35,8 Prozent zurück. 

Seit dem Jahr 2002 war die türki¬ 
sche Wirtschaft stets stark 
gewachsen. Im vergangenen Jahr 
erzielte das Land wegen der begin¬ 
nenden Ki'ise nur noch ein 
Wachstum von 1,1 Prozent. In die¬ 
sem Jahr wird mit einem Einbruch 
des BIP um etwa fünf Prozent 
gerechnet. (AFP, 30.6., ISKU) 


EU öffnet bei Verhandlungen mit 
der Türkei das Steuerkapitel 




Ungelöstes Problem 


Zu einem Artikel aus der jungen 
Welt vom 24.6., den auch die Nuce 
in der vergangenen Ausgabe unter 
dem Titel „Hungerstreik gegen Mas¬ 
senabschiebungen“ abdruckte, ver¬ 
fasste Dr. Thomas Hohlfeld, Referent 
für Migration und Integration der 
Fraktion DIE LINKE im Bundestag 
einen Leserbrief, den wir im folgen¬ 
den vollständig dokumentieren: 

Der Artikel von Nick Brauns 
bedarf aus meiner Sicht einiger 
Klarstellungen und Differenzierun¬ 
gen: 

Insgesamt wird nicht recht deut¬ 
lich, ob sich die angeblich drohen¬ 
de Massenabschiebung von 8.000 
Kurdinnen (eine Quelle hierfür 
fehlt) auf die zum Jahresende 2009 
auslaufende, so genannte "Altfallre¬ 
gelung" des Aufenthaltsgesetzes 
oder auf die Folgen der Asyl- 
Widerrufspraxis gegenüber aner¬ 
kannten Flüchtlingen aus der Tür¬ 
kei bezieht. 

Zum ersten: Es ist richtig, einer 
Mehrzahl der ehemals langjährig 
Geduldeten, die im Rahmen der 
"Altfallregelung" des Aufenthalts¬ 
gesetzes nur eine so genannte Auf¬ 
enthaltserlaubnis "auf Probe" 
erhalten haben, droht zum Jahres¬ 
wechsel 2009/2010 der Rückfall in 
die Duldung und eine Abschie¬ 
bung. Es geht um etwa 27.000 Per¬ 
sonen, deren Aufenthaltserlaubnis 
zum 1.1.2010 ausläuft, wenn sie 
keine dauerhaft eigenständige 
Lebensunterhaltssicherung nach- 
weisen konnten. Diese Regelung 
betrifft unterschiedslos alle Staats¬ 
angehörigen, und es gibt seit eini¬ 
ger Zeit sowohl außerparlamentari¬ 
sche als auch parlamentarische 
Initiativen zur Änderung der so 
genannten Altfallregelung. DIE 
LINKE im Bundestag fordert eine 


Verlängerung der einmal erteilten 
Aufenthaltserlaubnisse unabhängi- 
gig von der Frage des Einkom¬ 
mens (BT-Drucksache 16/12415). 
Zur Staatsangehörigkeit oder 
Volkszugehörigkeit der Betroffe¬ 
nen liegen keine offiziellen Anga¬ 
ben vor, weil dies nicht statistisch 
erfasst wurde. Türkische Staatsan¬ 
gehörige machen etwa 7 Prozent 
aller geduldeten Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland aus, 
schätzungsweise knapp 2.000 der 
27.000 ab dem 1.1.2010 potentiell 
Abschiebungsbedrohten könnten 
damit türkische Staatsangehörige 
sein - über den Anteil der Kurdin¬ 
nen unter ihnen lässt sich nur spe¬ 
kulieren. Ungeachtet der "Altfallre¬ 
gelung" lebten zum Stichtag 31. 
März 2009 zudem über 100.000 
Menschen (unter ihnen 7.318 tür¬ 
kische Staatsangehörige) lediglich 
mit einer Duldung in Deutschland, 
über 62.000 von ihnen (gut 5.000 
türkische Staatsangehörige) seit 
bereits mehr als sechs Jahren (zu 
diesen Angaben: Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE, BT-Drs. 
16/13163). Dies verweist auf die - 
ungeachtet der "Altfallregelung" - 
völlig ungelöste Problematik der 
"Kettenduldungen". 

Zum zweiten: Etwas anderes sind 
die Verfahren des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge zum 
Widerruf von Asyl- oder Flücht¬ 
lingsanerkennungen. Hier sind 
politisch verfolgte Kurdinnen in 
der Tat besonders betroffen, wor¬ 
auf die LINKE mit zwei Kleinen 
Anfragen hingewiesen hat (vgl. 
BT-Drs. 16/11745 und 16/12377). 
Denn die Widerrufsquote ist bei 
Flüchtlingen aus der Türkei - nach 
offiziellen Angaben waren 78,9% 
aller Asylsuchenden aus der Tür¬ 


kei im Jahr 2007 Kurdinnen - 
gegenüber anderen Ländern über¬ 
durchschnittlich hoch. Während 
es im Jahr 2008 in 45 Prozent der 
Widerrufsprüfverfahren bei 
Flüchtlingen aus der Türkei tat¬ 
sächlich zu einem Widerruf des 
Asylstatus kam, war dies bezogen 
auf alle Herkunftsländer nur zu 
etwa 18 Prozent der Fall. Im Jahr 
2007 betrugen die Werte 85 Pro¬ 
zent (Türkei) gegenüber 44 Pro¬ 
zent (allgemein; vgl. BT-Drs. 
16/11960). Begründet werden die 
Widerrufe des Asylsstatus von 
Flüchtlingen aus der Türkei - in 
den Jahren 2006 und 2007 waren es 
insgesamt knapp 6.000 - oft pau¬ 
schal mit einer angeblich grundle¬ 
gend verbesserten Menschen¬ 
rechtslage in der Türkei. 75 Pro¬ 
zent aller beklagten Widerrufsbe¬ 
scheide gegen Flüchtlinge aus der 
Türkei hatten vor den Verwal¬ 
tungsgerichten bemerkenswerter¬ 
weise keinen Bestand. Dies allein 
ist ein Skandal für sich, allgemein 
ist die Misserfolgsquote des 
Bundesamtes bei Widerrufsver¬ 
fahren vor den Gerichten sogar 
noch höher! Ein Asyl-Widerruf ist 
nicht mit dem Verlust des Aufent¬ 
haltstitels gleichzusetzen, denn 
dieser kann auch nach den allge¬ 
meinen Bestimmungen des Auf¬ 
enthaltsgesetzes erteilt werden - 
was jedoch im Regelfall ein regel¬ 
mäßiges, existenzsicherndes Ein¬ 
kommen voraussetzt. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Sowohl 
die Asyl-Widerrufspraxis als auch 
die gesetzliche "Ältfallregelung" 
sind in ihrer Rigidität skandalös. Es 
kann allerdings auch nicht scha¬ 
den, etwas genauer hinzuschauen, 
wogegen man aufbegehrt... 

(jW,27.6.,ISKU) 


Frauen eröffnen Friedenszelte 


Am Mittwoch Abend wurde in 
Amed ein Friedenszelt mit der For¬ 
derung nach einem beidseitigen 
Waffenstillstand und einem Ende 
der Militäroperationen eröffnet. 
Hunderte Frauen beteiligten sich 
und riefen Parolen für den Frie¬ 
den. 

In Batman kam eine Menschen¬ 
menge bei dem Gebäude der DTP 
zusammen, wo das Friedenszelt 
eröffnet wurde. Der stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der DTP Ahmet 


Die militärische Staatsanwalt¬ 
schaft ist zu dem Schluss gekom¬ 
men, dass ein zwei Wochen zuvor 
in der Tageszeitung Taraf veröf¬ 
fentlichtes Dokument, das einen 
Plan zur Diffamierung der Fetul- 
lah Gülen Gemeinschaft und der 
Regierung enthielt, nicht von der 
Armee erstellt wurde. Die Militär¬ 
staatsanwaltschaft stellte darauf¬ 
hin das Ermittlungsverfahren ein 
und überwies die Angelegenheit 
zur weiteren Aufklärung an die 
zivile Staatsanwaltschaft. In der 
Begründung zur Entscheidung 
weisen die Militärstaatsanwälte 


Türk, die Parlamentarierin Bengi 
Yildiz und Vertreterinnen der DTP 
kamen zum Friedenszelt. 

In den Stadtteilen Batman Hezo 
und Qübin wurde bei den Regie¬ 
rungsgebäuden Friedenszelte 
eröffnet. 

Im Zentrum von Wan wurde nach 
einer Demonstration von hunder¬ 
ten Menschen in der Straße der 
Republik ein Zelt eröffnet. 

Auch in Agiri Bazid und in Mus 
Kop wurden Friedenszelte eröff- 


darauf hin, dass zu dem veröffent¬ 
lichten Dokument kein Original 
vorhanden ist, so dass die Echtheit 
der Unterschrift des Offiziers, 
dem es zugeschrieben wird, nicht 
überprüft werden kann. Im übri¬ 
gen habe eine Überprüfung der 
Computer des Generalstabs und 
des betreffenden Offiziers erge¬ 
ben, dass das Dokument dort 
nicht hergestellt wurde. Zudem sei 
der Stil für ein militärisches Doku¬ 
ment äußerst unüblich. (In einem 
Kommentar für die Tageszeitung 
Vatan weist Rusen Cakir darauf¬ 
hin, dass die eigentliche Ausein¬ 


net. In Sert (Siirt) kam es zunächst 
zu Auseinandersetzungen mit der 
Polizei, bis auch dort die Friedens¬ 
mütter ein Zelt eröffneten. 

Bei allen Aktionen waren Bürger¬ 
meisterinnen und Vertreterinnen 
der DTP, ziviler Organisationen 
und kurdischer Frauen beteiligt. 
Sie riefen die Regierung auf, die 
Militäroperationen zu stoppen und 
Öcalan als einen Vertreter zur 
Lösung der Probleme anzuerken¬ 
nen. (RTV, 2.7., ISKU) 


andersetzung jetzt erst losgehe: Es 
gibt Kreise, die von der Echtheit 
des Dokuments überzeugt sind 
und dem Generalstab vorwerfen, 
die Angelegenheit vertuschen zu 
wollen. Demgegenüber haben 
andere die Echtheit des Doku¬ 
ments von Anfang an bezweifelt 
und den Verdacht geäußert, es 
könne Teil einer Diffamierungs¬ 
kampagne gegen die Armee sein. 
In diesem Zusammenhang wurde 
auch die Hypothese aufgestellt, 
dass auch die Gülen Gemeinschaft 
beteiligt gewesen sein könnte.) 

(CU, 25.6., ISKU) 


Türkei modernisiert 
Kampfjets Pakistans 

Die F-16 Kampfjets der pakistani¬ 
schen Luftwaffe werden von der 
Türkei modernisiert. Die Moder¬ 
nisierungsarbeiten im Umfang von 
75 Millionen Dollar sollen 2010 
beginnen und 46 Monate dauern. 
Nach einem dreijährigen Verhand¬ 
lungsmarathon entschied sich 
Pakistan für die Türkei. Das dies¬ 
bezügliche Abkommen wurde in 
Rawalpindi unterzeichnet. 

(trt, 30.6., ISKU) 

Türkisches Parlament schränkt 
Befugnisse des Militärs ein 

Das türkische Parlament hat per 
Gesetz die Machtbefugnisse der 
Armee eingeschränkt. Die von der 
Regierungspartei AKP einge- 
brachten Änderungsvorschläge 
wurden am Freitagabend in einer 
schnellen Abstimmung verab¬ 
schiedet, wie auf der Webseite des 
Abgeordnetenhauses mitgeteilt 
wurde. Demnach müssen Armee¬ 
angehörige künftig in Friedenszei¬ 
ten vor zivile Gerichte gestellt wer¬ 
den, wenn ihnen Staatsstreiche, 
Vergehen gegen die nationale 
Sicherheit, organisiertes Verbre¬ 
chen oder Verfassungsbruch vor¬ 
geworfen werden. Auch Zivilisten, 
die gegen Militärgesetze versto¬ 
ßen, dürfen nur vor zivile Gerichte 
gestellt werden. 

Das Verhältnis der regierenden 
islamischen AKP zur weltlich 
geprägten Armee ist schwierig. 
Derzeit müssen in der Türkei meh¬ 
rere pensionierte Generäle wegen 
eines angeblich geplanten 
Umsturzversuchs vor Gericht ver¬ 
antworten, die Armee weist die 
Vorwürfe zurück. Seit 1960 sind 
vier türkische Regierungen vom 
Militär aus dem Amt geüieben 
worden. Die Einschränkung des 
Einflusses der Streitkräfte in der 
Türkei gehört auch zu den wichti¬ 
gen Forderungen der EU in den 
Verhandlungen über einen Beitritt 
des Landes zu der Union. 

(AFP, 27.6., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
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Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
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Ilisu-Staudamm: Europäische 
Beteiligung o ffizi ell beendet 


Am 7. Juli haben die Regierungen 
Deutschlands, Österreichs und 
der Schweiz ihren Ausstieg aus 
dem Ilisu-Projekt am Tigris offi¬ 
ziell bekannt gegeben. Damit sind 
die Versuche der Türkei, den Stau¬ 
damm zu bauen, bereits zum zwei¬ 
ten Mal gescheitert. Umwelt- und 
Menschenrechtsorganisationen 
begrüßen dies als Meilenstein auf 
dem Weg, das Projekt endgültig 
zu stoppen und höhere Standards 
für die Vergabe von Exportbürg¬ 
schaften zu erreichen. 

"Der Rückzug der Bürgschaften 
für Ilisu ist ein riesiger Erfolg der 
intensiven Kampagnenarbeit in 
allen beteiligten Ländern", freut 
sich Heike Drillisch von Gegen¬ 
strömung, der Ilisu-Kampagne in 
Deutschland. Über zehn Jahre 
lang hatten Nichtregierungsorga¬ 
nisationen immer wieder nachge¬ 
wiesen, dass das Ilisu-Projekt 
internationale Standards verletzt 
und so auf den jetzigen Ausstieg 
der europäischen Regierungen 
hingewirkt. "Ilisu ist zum Wahrzei¬ 
chen einer verfehlten Exportpoli¬ 
tik geworden. Regierungen, Ban¬ 
ken und Unternehmen müssen 
ihre Lehre daraus ziehen und von 
derartigen Megaprojekten ohne 
Rücksicht auf die Menschen und 
die Umwelt künftig direkt Abstand 
nehmen." 

Durch den Wegfall der staatlichen 
Bürgschaften sind die Kredite hin¬ 
fällig, die von den europäischen 
Banken für das Projekt gegeben 
wurden. Der türkischen Regie¬ 
rung fehlen damit ein wichtiger 
Teil der Finanzierung und die 
Technik der europäischen Fir¬ 
men, die im Angesicht der Finanz¬ 
krise nicht so einfach zu ersetzen 
sein werden. Die Wirtschaftsleis¬ 
tung der Türkei ist kürzlich in 
einer Rekordhöhe von 13,8 % 
zurückgegangen. Zudem haben 
die Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen bereits angekündigt, das Pro¬ 
jekt weiter zu beobachten, so dass 
potenzielle Kreditgeber mit gro¬ 
ßem Widerstand rechnen müs¬ 
sen. Für die Kampagnen in der 
Türkei, die den Stopp des Projekts 
fordern, bedeutet dies neue Hoff¬ 
nung. 

"Unsere Bemühungen, die Kultur¬ 
güter und die Existenzgrundlage 
der Menschen im Tigristal zu 
schützen, gehen weiter und zwar 
in einem immer breiteren Bünd¬ 
nis", erklärt Ercan Ayboga von 
der Initiative zur Rettung von Has- 
ankeyf. "Die Regierung hat jede 
Legitimation in der Öffentlichkeit 


verloren, das Projekt umzusetzen. 
Dadurch haben wir zum ersten 
Mal die Chance, Ilisu tatsächlich 
zu stoppen." 

Seit 1998 versucht die türkische 
Regierung, das Projekt mit inter¬ 
nationaler Beteiligung zu realisie¬ 
ren. Nachdem ein erster Anlauf 
2002 an den ungelösten ökologi¬ 
schen und sozialen Problemen 
gescheitert war, vergaben die 
Regierungen Deutschlands, 
Österreichs und der Schweiz im 
März 2007 Exportbürgschaften. 
Da selbst nach ihrer Einschätzung 
das Projekt internationale Stan¬ 
dards nicht erfüllte, machten sie 
rund 150 Auflagen in den Berei¬ 
chen Umsiedlung, Umwelt, Kul¬ 
turgüterschutz und grenzüber¬ 
schreitende Auswirkungen. Nicht¬ 
regierungsorganisationen hatten 
diese Auflagen als nicht ausrei¬ 
chend kritisiert. Insbesondere 
verwiesen sie darauf, dass sämtli¬ 
che Auflagen, z. B. eine umfassen¬ 
de Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung und realistische Pläne für die 
Umsiedlung und den Kulturgüter¬ 
schutz, die Beteiligung der betrof¬ 
fenen Bevölkerung und eine Ver¬ 
einbarung mit den Nachbarstaa¬ 
ten, erfüllt sein müssen, bevor 
eine Bürgschaftsentscheidung 
getroffen wird. Dennoch wurden 
von türkischer Seite nicht einmal 
die gestellten Auflagen erfüllt, so 
dass nun nachträglich die Bürg¬ 
schaften gelöst wurden. 
Gegenströmung, Initiative zur Ret¬ 
tung von Hasankeyf, 7.7. 

Banken erklären Ausstieg aus 
Ilisu-Projekt 

In einem Pressekommunique 
erklären die am Ilisu-Projekt betei¬ 
ligten Banken - DekaBank, Uni- 
Credit/Bank Austria und Societe 
Generale - dass mit dem Wegfall 
der staatlichen Bürgschaften auch 
ihre Kredite hinfällig sind. Damit 
gibt es vorerst keine Finanzierung 
mehr für den europäischen Pro¬ 
jektanteil. Das Konsortium selbst 
äußerte sich allerdings wenig ein¬ 
sichtig. Der österreichische Kon¬ 
sortialführer Andritz AG bedauert 
ausdrücklich die Aufhebung der 
Bürgschaften. 

"Die Banken haben offensichtlich 
aus ihrer Beteiligung an Ilisu 
gelernt. Wir begrüßen sehr, dass 
sie nun auch einen Schlussstrich 
unter das Projekt ziehen", bestä¬ 
tigt Heike Drillisch von Gegen¬ 
strömung, der Ilisu-Kampagne in 
Deutschland. "Gleichzeitig erwar¬ 
ten wir von den Unternehmen, 
dass auch sie sich an internationa¬ 


le Standards halten. Ein Verbleib 
im Ilisu-Projekt wäre ein Skandal 
und würde die Firmen zur Ziel¬ 
scheibe weltweiter Proteste 
machen." 

Gegenströmung, 8.7. 

Wir begrüßen den Ausstieg der 
Exportkreditversicherungen 
(Euler Hermes Deutschland, 
SERV Schweiz und österreichi¬ 
scher Kontrollbank) aus dem 
Ilisu-Staudammprojekt 
Es ist ein großer Erfolg der ört¬ 
lichen Bevölkerung gestützt auf 
die internationale Protest-Bewe¬ 
gung. Eine Petition zur Erklärung 
der 10 000 Jahre alten Stadt Has¬ 
ankeyf, die überflutet werden soll, 
zum Weltkulturerbe haben mitt¬ 
lerweile viele Menschen unter¬ 
stützt. Auch viele Prominente 
haben sich der Kampagne ange¬ 
schlossen. 

Immer mehr Politikerinnen auch 
hier im Norden beziehen eindeu¬ 
tig Stellung und unterstützen die 
Kampagne, so z. B. aus Schleswig- 
Holstein die Bürgermeister aus 
Rendsburg, Büdelsdorf und 
Eckernförde und fordern, dass die 
Region um Hasankeyf als Weltkul¬ 
turerbe ausgewiesen wird. In 
Hamburg haben sich bekannte 
Schauspieler wie Rolf Becker und 
der Regisseur Fati Akin ange¬ 
schlossen. 

Betrachtet man die traditionelle 
160 Jahre alte "deutsch-türkische 
Freundschaft", ist damit zu rech¬ 
nen, dass deutsche Konzerne sich 
das große Geschäft mit der Ware 
Wasser nicht entgehen lassen. 
Angesichts der Tatsache, dass der 
Ilisu-Damm nur eins von vielen 
Projekten ist, ist zu befürchten, 
dass die Ware Wasser weiterhin 
auch als Waffe eingesetzt wird. 
Der Widerstand gegen den ILISU- 
Staudamm und andere große 
Staudammprojekte in der Türkei 
und anderswo muss weitergehen, 
bis sie endgültig vom Tisch sind. 
Deshalb müssen wir an unserem 
Widerstand festhalten und die 
betroffene Bevölkerung weiterhin 
unterstützen. 

Die Erklärung von Hasankeyf 
zum Weltkulturerbe wäre ein 
Schritt, um wichtiges Kulturerbe 
zu erhalten und der Region nach¬ 
haltige wirtschaftliche Entwick¬ 
lung zu ermöglichen - ohne Zer¬ 
störung und Vertreibung. 

Aktionskreis Hasankeyf- Stopp den 
Ilisu-Staudamm Hamburg 
Aktionskreis Stopp Ilisu“ Kiel- 
Rendsburg 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein 


Meldungen 


Inhaftierte Kinder in der Türkei 
im Hungerstreik 

Kinder, die im Kindergefängnis 
von Pozanti einsitzen, haben für 
eine Verbesserung der Haftbedin¬ 
gungen einen Hungerstreik 
begonnen. Die Kinder, die wegen 
ihrer Teilnahme an Demonstratio¬ 
nen von Strafgerichten, vor denen 
auch Erwachsene zitiert werden, 
zu zum Grossteil erheblichen Haft¬ 
strafen verurteilt wurden, sind seit 
dem 3. Juli im Hungerstreik und 
wollen diesen bis zu einer Verbes¬ 
serung der Haftbedingungen fort¬ 
setzten. Die Forderungen ihres 
Hungerstreiks beziehen sich vor 
allem auf die Sicherung einer 
medizinischen Versorgung, das 
Beziehen von Presseerzeugnissen 
und gegen Willkür der Justizange¬ 
stellten. (ANF, 4.7., ISKU) 

DTP plant Massenkundgebung 
am Weltfriedenstag 

Auf einer Klausurtagung in Mersin 
hat die DTP die Durchführung 
einer Kundgebung mit einer Mil¬ 
lion Teilnehmerinnen in Amed am 
1. September, dem Weltfriedens¬ 
tag, beschlossen. Weiterhin soll 
der Friedensrat Türkei dabei 
unterstützt werden, nach Kandil zu 
fahren und Lösungsvorschläge der 
PKK-Führung einzuholen. Eine 
Gruppe „weiser Menschen“, die 
sich aus Intellektuellen wie dem 
Schriftsteller Yasar Kemal 
zusammensetzen soll, soll zu 
Gesprächen über eine Lösung der 
kurdischen Frage mit dem türki¬ 
schen Staatspräsidenten und Mini¬ 
sterpräsidenten zusammen kom¬ 
men. (ANF, 6.7., ISKU) 

Handgranatenexplosion tötet 
11-jährigen Hirten 

Der 11-jährige Sükrü Duman, der 
im Kreis Eruh in der Nähe des 
Dorfes Görenduruk seine Tiere 
weiden ließ, wurde von seinen 
Angehörigen in einem Militärge¬ 
biet schwer verletzt gefunden. 
Der Junge, der mit der Granate 
habe spielen wollen, erlag auf¬ 
grund seiner schweren Verlet¬ 
zung im staatlichen Krankenhaus 
von Siirt. 

(ANF, 8.7., ISKU) 

Bedeutende neue Archäologi¬ 
sche Funde in Hasankeyf 

Bei archäologischen Arbeiten in 
Hasankeyf sind jetzt Funde ent¬ 
deckt worden die 15.000 Jahre 
zurück datiert werden können. 
Prof. Dr. Uluqam, Rektor der Uni¬ 
versität in Batman und einer der 
Leiter der Ausgrabungen in Has¬ 
ankeyf, gab jetzt die Entdeckung 
mehrer Funde, unter anderem 
einiger Skelette, bekannt. Er 
erklärte, dass bisher von einer 




Frauenaktivistin in Amed von 
Polizisten misshandelt 


Bei einer Hausdurchsuchung in 
Amed/Diyarbakir (Kurdistan/Tür¬ 
kei) ist eine Aktivistin der kurdi¬ 
schen Frauenbewegung von Poli¬ 
zisten sexuell misshandelt und mit 
Vergewaltigung bedroht worden. 
Aus Protest fand eine Pressekon¬ 
ferenz im Menschenrechtsverein 
IHD in Amed statt, an der sich 
Mitarbeiterinnen verschiedener 
Fraueninstitutionen (Frauenzen¬ 
trum Kardelen, Frauenverein 
Ceren, Stadtfrauenrat Amed, DTP- 
Frauenrat, Selis, Frauenkooperati¬ 
ve Baglar, EPIDEM, DIKASUM, 
Frauenkooperative Hoffnungs¬ 
licht, Initiative Mütter für den 
Frieden, „Sag nein zur Gewalt“- 
Projekt, Gewerkschaftsverband 
KESK) beteiligten. 

Im Namen der Fraueneinrichtun¬ 
gen gab Rahsan Bataray vom IHD 
eine Erklärung ab, in der sie den 
Vorfall als „klassische staatliche 
Vorgehensweise“ bezeichnete: 
„Eine Frau, die seit langer Zeit in 
der Frauenbewegung aktiv ist und 
in Diyarbakir zu Besuch war, woll¬ 
te am 21. Juni gegen 14.30 Uhr die 
Wohnung von Verwandten im 
Stadtteil Ofis verlassen, als sie auf 
vier Zivilpolizisten traf. Diese teil- 


Wieder sind Zivilisten durch 
Minen der türkischen Armee in 
Kurdistan getötet worden. Dieses 
Mal waren kurdische, im Straßen¬ 
bau tätige Arbeiter aus Lice betrof¬ 
fen. Es kam zu vier Toten und 
neun Verletzten. Der Vorfall ereig¬ 
nete sich in Sirnak. 

Bereits Ende Mai waren in Cukur- 
ca acht Soldaten durch eine 
Minenexplosion ums Leben 


"Die türkische Kriegsdienstpflicht 
für in Deutschland lebende und 
sogar hier geborene türkische 
Staatsbürger ist ein unzumutbares 
Integrationshindernis.", erklärt die 
innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE zur Antwort 
der Bundesregierung auf eine Klei¬ 
ne Anfrage "Integrationshinder¬ 
nisse durch türkische Wehrdienst¬ 
pflicht für Auslandstürken" (BT- 
Drucksache 16/13532). Hinter¬ 
grund ist die auch für so genannte 
Auslandstürken geltende Pflicht, 
ihren "Militärdienst für das Mut¬ 
terland" in der Türkei abgeleistet 
zu haben. Im Ausland als Arbeits¬ 
migranten lebende türkische 
Staatsbürger haben die Möglich¬ 
keit, sich für ein Bedelli Askerlik 
genanntes Kopfgeld von 5112,92 
Euro, das bei über 40-jährigen auf 
10.000 Euro ansteigt, vom Wehr¬ 
dienst freizukaufen. Ulla Jelpke 
weiter: 

"Wer seinen Kriegsdienst in der 
Türkei leistet, kann durch die 


ten mit, sie kämen von der Polizei¬ 
direktion Diyarbakir. Sie waren 
bewaffnet und forderten die Frau 
auf, mit ihnen in die Wohnung 
zurückzukehren. Sie erklärte, die 
Bewohner seien nicht anwesend 
und es sei nicht notwendig, die 
Wohnung zu betreten. Die Polizi¬ 
sten wendeten Gewalt an und 
misshandelten die Frau unter Dro¬ 
hungen und Beschimpfungen. Als 
sie nach Hilfe rief, hielten sie ihr 
den Mund zu und wendeten phy¬ 
sische und psychische Gewalt an. 
Weiter bedrohten sie die Frau, sie 
solle ihre Aktivitäten einstellen 
und allen anderen Frauen, die 
ähnlich aktiv seien, stehe das glei¬ 
che wie ihr bevor. Die Polizisten 
hinterließen kein Schriftstück 
über die durchgeführte Durchsu¬ 
chung und verließen die Woh¬ 
nung.“ 

Bataray betonte, es handele sich 
um einen unrechtmäßigen und 
unmenschlichen Vorfall, der allen 
Frauen gelte, die sich am Kampf 
für Freiheit und Demokratie betei¬ 
ligten, und stellte eine Verbindung 
zu dem seit 30 Jahren währenden 
Krieg her, der mit jeder Art von 
Rechtsverletzungen einher gehe. 
Dahinter stehe ein Konzept, mit 


gekommen. Die Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG wiesen jede Ver¬ 
antwortung von sich und kurze 
Zeit später gestanden Komman¬ 
danten der türkischen Armee, die 
Mine sei aus eigenem Bestand. 
Vor wenigen Tagen hatten außer¬ 
dem in Uludere Dorfschützer 
erklärt ihr Leben sei in Gefahr. 
Soldaten hätten Minen in Stellun¬ 
gen gelegt, die von der PKK nie¬ 


lange Abwesenheit seinen Aufent¬ 
haltsstatus in Deutschland verlie¬ 
ren. Außerdem weigern sich türki¬ 
sche Konsulate immer wieder über 
35-jährige ohne Ableistung des tür¬ 
kischen Kriegsdienstes für eine 
Einbürgerung in Deutschland aus 
der türkischen Staatsbürgerschaft 
zu entlassen. Über 38-jährigen wird 
als "Fahnenflüchtigen" der Pass 
nicht mehr verlängert, so dass 
diese in die Illegalität getrieben 
werden. Damit handelt es sich bei 
der Freikaufsregelung schlicht um 
Kopfgelderpressung. Ich begrüße 
es daher, dass die Bundesregie¬ 
rung zumindest bei Einbürge¬ 
rungsbewerbern, die in zweiter 
oder einer weiteren Generation in 
Deutschland leben, den Freikauf 
vom Wehrdienst für generell nicht 
mehr zumutbar hält. Ebenfalls ist 
es begrüßenswert, dass sie eine 
Einbürgerung auch dann ermög¬ 
lichen will, wenn eine vorherige 
Entlassung aus der bestehenden 
Staatsbürgerschaft an "unzumutba¬ 


dem die Menschen vom gesell¬ 
schaftlichen Kampf abgehalten 
werden sollten. „Als Frauenrecht¬ 
lerinnen werden wir niemals zu 
Angriffen schweigen, die sich auf 
die Identität und den Körper von 
Frauen richten, die den Kampf für 
Frieden, Demokratie und Freiheit 
in aktiver Form fortführen. 
Gleichzeitig handelt es sich um 
einen Fall einer inoffiziellen Fest¬ 
nahme und Folter.“ 

Die betroffene Frau, deren 
Namen nicht veröffentlicht wurde, 
sei insbesondere im Rahmen der 
Kampagne „Wir sind niemandes 
Ehre, unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit“. „Genau an diesem Punkt 
zeigt sich auch die Bedeutung die¬ 
ser von der Frauenbewegung 
gestarteten Kampagne“, so Bata¬ 
ray. Während der Vorbereitung 
auf die durchgeführte Pressekon¬ 
ferenz seien dem IHD zwei ähnli¬ 
che Fälle bekannt geworden. Es 
handele sich um zwei Frauen des 
DTP-Frauenrates, die von Antiter¬ 
rorpolizisten physisch und psy¬ 
chisch gefoltert worden seien. 
Der Menschenrechtsverein werde 
diese Fälle vor Gericht bringen. 

(ÖP, 7.7., ISKU) 


mals hätten erreicht werden kön¬ 
nen. Sie hätten die Minen im letz¬ 
ten Moment bemerkt, und es sei 
von der türkischen Armee geplant 
gewesen, den Vorfall der PKK 
zuzu schieben. 

Einer der jetzt in Sirnak getöteten 
Arbeiter war DTP-Mitglied und 
aktiv am Kommunalwahlkampf 
beteiligt. 

(ÖP, 7.7., ISKU) 


re Bedingungen" wie die "vorheri¬ 
ge Erfüllung der Wehrpflicht im 
Herkunftsstaat" gebunden ist. 

Ich erwarte allerdings weiterhin 
von der Bundesregierung, dass sie 
sich bei der türkischen Regierung 
für eine generelle Abschaffung der 
Kriegsdienstpflicht für türkische 
Staatsbürger in Deutschland ein¬ 
setzt. Kriegsgegnern und Deser¬ 
teuren aus der Türkei muss Asyl 
und eine erleichterte Einbürge¬ 
rung ermöglicht werden, da es in 
der Türkei weder das Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung noch 
einen zivilen Ersatzdienst gibt und 
türkische Soldaten weiterhin zum 
Krieg gegen kurdische Rebellen 
sowie zur Unterdrückung der 
demokratischen Opposition im 
Land missbraucht werden." 

Die Anfrage und die Antwort der 
Bundesregierung sind nachzule¬ 
sen unter www.ulla-jelpke.de 

Ulla Jelpke, MdB, 7.7. 


12.000-jährigen Geschichte Has- 
ankeyfs ausgegangen wurde. Mit 
den neuen Funden täte sich nun 
eine 15.000-jährige Vergangen¬ 
heit vor ihren Augen auf. Bei der 
Anlage, in der die Funde gemacht 
wurden, soll es sich um eines der 
ersten Orte handeln, an denen 
der Mensch Häuser gebaut und 
zum sesshaften Leben überge¬ 
gangen ist. (ANF, 5. 7., ISKU) 

Tragen eines Sarges - PKK 
Propaganda 

Weil er den Sarg eines HPG-Gue- 
rilla, der in einem Gefecht mit der 
türkischen Armee getötet worden 
war, getragen haben soll, wurde 
M.A, wegen “Organisationspropa¬ 
ganda” vor dem 4. Schwurge¬ 
richtshof in Diyarbakir zu zehn 
Jahren Haft verurteilt. Das 
Gericht wollte gegen ihm außer¬ 
dem noch eine Strafe wegen 
„Begehens einer Straftat im 
Namen der PKK“ verhängen. Das 
Gericht begründete seine Ent¬ 
scheidung so: „indem er den Sarg 
trug, hat er Organisationspropa¬ 
ganda begangen. Er hat, indem er 
sich die Leiche eines Organisa¬ 
tionsmitglieds so zu eigen machte 
indem er den Sarg trug, die Straf¬ 
tat begangen, Propaganda für die 
Ziele der Organisation zu 
machen.” 

Der Gefallene Guerilla war am 24. 
März 2006 im Bingöler Kreis Sol- 
han getötet worden und der Ver¬ 
wandte eines Nachbarn des 
Angeklagten. Er wurde am 28. 
März 2006 beigesetzt. M.A. 
wurde nach der Beerdigung fest¬ 
genommen. 

Es wurde entschieden, dass das 
Urteil zunächst aufgehoben 
werde, da die Straftaten „Organi¬ 
sationspropaganda“ und „Strafta¬ 
ten im Namen der Organisation 
zu begehen, ohne deren Mitglied 
zu sein“, getrennt verurteilt wer¬ 
den müssten. Er wird von neuem 
vor das 4. Schwurgericht unter 
diesen Anklagepunkten gestellt. 

(ANF, 8.7., ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

KCK verlängert Waffenstillstand 

Die KCK (Gemeinschaft der unser Volk Massaker, großen politische Haltung der AKP-Regie- 

Gesellschaften Kurdistan) hat den Schmerz und Tragödien erleben, rung besteht eine große Ungewiss- 

seit vier Monaten andauernden Es wurde ein großer Preis dafür heit, was die weiteren Entwicklun- 

einseitigen Waffenstillstand ein gezahlt, um an den heutigen Punkt gen angeht“ 

weiteres Mal bis zum 1. September zu kommen. Die Staaten, die über Weiter verwies Karayilan auf die 

2009 verlängert. Ziel ist es, Raum Kurdistan herrschen, haben in der Ankündigung Abdullah Öcalans, 

für eine Lösung der kurdischen Lösung der kurdischen Frage im August einen neuen Lösungs- 

Frage mit demokratischen Metho- immer auf Gewalt gesetzt. Aber plan zur kurdischen Frage zu ver- 

den zu schaffen. In einer Erklä- diese Politik [...] hatte angesichts öffentlichen. „Unser Vorsitzender 

rung betonte Murat Karayilan als des Widerstands unseres Volkes Apo will die Meinungen von mög- 

Vorsitzender des Exekutivrates der keinen Erfolg. [...] Als wir am 15. liehst vielen Parteien, Institutionen 

KCK ein wirklicher Frieden könne August 1984 den Widerstands- und Persönlichkeiten in der Türkei 

sich nur entwickeln, wenn die Ver- kampf aufnahmen, waren wir nur und in Kurdistan einholen, um dar- 

treter des kurdischen Volkes als etwa 300 Kader in der gesamten über eine vernünftige Formel für 

Dialogpartner anerkannt würden. Bewegung. Heute sind wir eine eine demokratische Lösung vorzu- 
Die von der KCK am 13. April Massenbewegung von Millionen, legen. Wir finden das sehr wichtig 

erklärte „Phase der Aktionslosig- die in den Bergen und auf politi- und unterstützen diese schon jetzt, 

keit“ galt zunächst bis zum 1. Juni schem Gebiet über einen Kader Wichtig für eine stabile Entwick- 

und wurde dann noch einmal bis von Zehntausenden verfügt. Es ist lung von Frieden und einem 

zum 15. Juli verlängert. Mit deutlich geworden, dass die Lösungsprozess ist auch, dass eine 

„Aktionslosigkeit“ ist gemeint, Gewaltpolitik der beteiligten Staa- aktive Beteiligung Abdullah Öca- 

dass die kurdische Guerilla keine ten zu keinem Ergebnis führt. Des- lans an diesem Prozess ermöglicht 

militärischen Aktionen durchführt halb ist es zu einer Notwendigkeit wird, und auf dieser Grundlage 

solange sie nicht angegriffen wird, geworden, in der Lösung des Pro- eine Verbesserung der Umstände, 

Es gilt das Prinzip der „aktiven blems nicht auf Waffen und Gewalt in denen er sich befindet.“ 

Selbstverteidigung“, die beinhal- zu setzen, sondern auf demokrati- Alle demokratischen Kräfte in der 

tet, dass von kurdischer Seite aus sehe politische Methoden.“ Türkei seien dazu aufgerufen, Ver¬ 
kehre Angriffe durchgeführt, Stel- Dies gelte nicht nur für die Türkei, antwortung zu übernehmen. Für 

lungen jedoch verteidigt werden sondern für die gesamte Region, einen Friedensprozess reichten 

und in Fällen besonders schwerer Von Seiten des Staates sei ange- einseitige kurdische Bemühungen 

Angriffe auf die Bevölkerung oder sichts der kurdischen Friedensbe- nicht aus. Für ein freies 

die Guerilla Vergeltungsaktionen mühungen außer einigen positiven Zusammenleben aller Völker in 

Vorbehalten sind. Erklärungen kein konstruktiver der Türkei müsse ein „Projekt der 

Im kurdischen Sender Roj TV wies Schritt gesetzt worden. „Mit den gesellschaftlichen Einigung und 

Murat Karayilan gestern darauf Operationen gegen die Guerilla- Versöhnung“ umgesetzt werden, in 

hin, dass der Beschluss zum Waf- kräfte und auf politischem Gebiet dessen Rahmen es um ein „gegen- 

fenstillstand im Anschluss an die in ist eine Haltung angenommen wor- seitiges Verzeihen“ gehe. Davon 

Kurdistan sehr erfolgreich verlau- den, mit der der laufende Prozess könne die Türkei nur profitieren, 

fenden Kommunalwahlen gefällt sabotiert und ins Leere geführt „Die wirklichen Patrioten und 

worden war. „Unser Ziel dabei ist werden soll.“ Demokraten der Türkei sollten die 

es, in der Lösung der kurdischen Der türkische Staat habe auf der Alternative einer freiwilligen Ein- 

Frage einen politischen Prozess in einen Seite mit Erklärungen zu heit der einer erzwungenen vorzie- 

Gang zu setzen und einen bleiben- einer politischen Lösung Erwar- hen.“ Eine Lösung der kurdischen 

den Frieden zu erreichen.“ tungen geschaffen und Hoffnung Frage in der Türkei werde auch 

Weiter erinnerte Karayilan daran, geweckt; auf der anderen Seite positiven Einfluss auf die gesamte 

dass „das kurdische Volk, dessen seien mit verschiedenen Kräften Region habe. Die Regierung Süd- 

Existenz verleugnet und das in vier offene und heimliche Gespräche kurdistans sei deshalb dazu aufge- 

Teile aufgeteilt wurde“ bei jeder geführt worden, um ein neues Ver- rufen, ebenfalls Bemühungen für 

Gelegenheit Widerstand geleistet nichtungskonzept zu entwickeln, eine demokratische Lösung in der 

habe. ,Aus diesem Grund musste „Durch die verantwortungslose Türkei zu zeigen .(ÖP, 16.7., ISKU) 

99 kurdische Bürgermeister 
fordern Friedenslösung 

Drei Monate nach der Kommunal- Baydemir, zum Vorsitzenden eines für die innere Grenzen gezogen 

wähl in der Türkei haben 99 kurdi- Führungskomitees. Die DTP for- werden müssten. Die PKK hat eine 

sehe Bürgermeister eine friedliche dert eine Stärkung der kommuna- brüchige Waffenruhe bis zum 15. 

Lösung des Konfliktes um die len Selbstverwaltung und Autono- Juli verlängert. 

Rechte ihrer Volksgruppe gefor- mierechte für die vor allem von Die türkische Regierung hat ange- 

dert. Die Kommunalchefs hätten Kurden besiedelten Gebiete im kündigt, kurdischstämmigen 

ein Treffen mit Präsident Abdullah Osten und Südosten der Türkei. Staatsbürgern mehr Rechte einräu- 
Gül erbeten, um ihm ihre Vorschlä- Friedenssignale kamen zuletzt men zu wollen. Präsident Gül hat 

ge für ein Ende des Konflikts vor- auch von der Führung der verböte- mehrfach erklärt, es sehe eine 

zulegen, teilte die Stadtverwaltung nen Kurdischen Arbeiterpartei «historischen Chance» zur Beile- 

von Diyarbakir am Donnerstag PKK. PKK-Anführer Murat Karayi- gung des Konflikts, weil die zivilen 

mit. lan erklärte in einem Interview, Kräfte und das Militär in der Tür- 

Die Bürgermeister gehören der seine Organisation wolle keine kei erstmals zusammenarbeiteten, 

prokurdischen Oppositionspartei Unabhängigkeit der Kurden in der In dem Konflikt sind nach Anga- 

DTP an. Bei einem Treffen am Türkei, aber Rechte als gleichbe- ben der türkischen Armee minde- 

Mittwoch in Diyarbakir wählten sie rechtigte und freie Bürger. Die stens 35.000 Menschen getötet 

den Amtschef der Stadt, Osman PKK wolle auch keine Föderation, worden. (tt, 9.7.2009) 


Meldungen 

Auslieferung von Remzi 
Kartal abgelehnt 

Ein spanisches Gericht in Madrid 
hat das Gesuch der Türkei, den 
kurdischen Politiker Remzi Kartal 
auszuliefern, abgelehnt. Vor 
Gericht hatte Kartal ausgesagt, für 
eine demokratische Lösung der 
kurdischen Frage zu kämpfen und 
dies auch in Zukunft fortzusetzen. 
Falls in der Türkei eine Demokra¬ 
tisierung verwirklicht werde, 
werde er gerne dorthin zurück¬ 
kehren. 

Gleichzeitig wurde die polizeiliche 
Kontrolle Kartais aufgehoben. Er 
kann nach Erhalt des schriftlichen 
Urteils an seinen Wohnsitz in 
Brüssel zurückkehren. Der Ter¬ 
min für die Gerichtsverhandlung 
von Eyyüp Doru, der gemeinsam 
mit Kartal im März in Spanien fest¬ 
genommen worden war, steht 
noch nicht fest (ANF, 8.7., ISKU) 

HPG warnt Unternehmer 
wegen Staudammbau 

Das Hauptquartier der Volksvertei¬ 
digungskräfte (HPG) hat eine War 
nung gegen Bauunternehmer und 
Arbeiter, die an der Konstruktion 
von Staudämmen im Grenzgebiet 
tätig sind, veröffentlicht. Bei den 
Staudämmen handele es sich um 
militärische Projekte, mit denen 
Grenzübertritte unmöglich ge¬ 
macht werden sollte. 

In der Erklärung heißt es: „In letz¬ 
ter Zeit arbeitet das System der 
Republik Türkei in bestimmten 
Gebieten Kurdistans am Aufbau 
einer Vielzahl von Staudämmen. 
Bei diesen Staudämmen handelt 
es sich nicht um eine Arbeit, mit 
der Aufschwung und Wohlstand 
herbeigeführt werden sollen, wie 
in den Medien lanciert wird, son¬ 
dern um militärische Projekte 
gegen unsere Bewegung, mit der 
die Grenzen zu unüberwindbaren 
Mauern gemacht werden sollen. 
Als Volksverteidigungskräfte ru¬ 
fen wir unser Volk dazu auf, sich 
diese schmutzigen Machenschaf¬ 
ten bewusst zu machen. Gleichzei¬ 
tig warnen wir die Bauunterneh¬ 
mer und Arbeiter, sich nicht an die¬ 
sen militärischen Projekten zu 
beteiligen.“ (ANF, 11.7, ISKU) 

Festwiese zum ‘Verbotenen 
Gebiet” erklärt 

An der Kreisgrenze von Sirnak 
und Beytüssebap findet jährlich 
auf der Lalis Alm das traditionelle 
Berxbir-Festival statt. Diese Jahr 
erklärte das Militär die Alm „auf¬ 
grund von Gefahr für Menschen 
und Eigentümer“ zum verbotenen 
Gebiet. 

Nach Auskünften der Nach¬ 
richtenagentur DIHA, wurden im 
Rahmen der andauernden Militär¬ 
operationen in der Region etliche 




Iraks Kurden liebäugeln 
mit der Türkei 


Nach Jahrzehnten kurdischer 
Rebellion in der Türkei mag es 
unglaublich klingen, aber bei 
den Kurden im Irak denken man¬ 
che bereits über eine politische 
Union mit der Türkei nach. 
Angesichts der Möglichkeit, 
dass sich der Irak nach dem ame¬ 
rikanischen Abzug auflöst, sagt 
der Stabschef des Kurdenführers 
Mesud Barzani, Fuad Husein: 
„Wenn die Schiiten den Iran wäh¬ 
len und die Sunniten die arabi¬ 
sche Welt, dann müssen sich die 
Kurden mit der Türkei verbin¬ 
den.“ Das Zitat stammt aus 
einem Report der „International 
Crisis Group“, eines in Brüssel 
ansässigen Thinktanks. 

Bei manchen geht der Blick auch 
bereits über Ankara hinaus nach 
Europa. In dem Bericht kommt 
auch ein nicht namentlich 
genannter Minister der kurdi¬ 
schen Regionalregierung in Erbil 
mit der Ansicht zu Wort, die 
beste Lösung für die kurdische 
Region im Irak sei es, sich der 
Türkei anzuschließen, „und für 
die Türkei, sich der EU anzu¬ 
schließen“. Mit dem Eintritt der 
Türkei in die EU würden dann 
auch die Probleme der Kurden in 
der Türkei gelöst. 

Solche Gedankenspiele sind kei¬ 
neswegs neu. Bis zum Ersten 
Weltkrieg gehörte der Irak zum 
Osmanischen Reich, und die Tür¬ 
kei hat den Anspruch auf den 
nördlichen Teil, das alte „Villayet 


Unterschreibt er - oder unter¬ 
schreibt er nicht? Tagelang stell¬ 
te man in Ankara diese Frage. 
Am Mittwoch setzte der türki¬ 
sche Staatspräsident Abdullah 
Gül seine Unterschrift unter ein 
Gesetz, das die Befugnisse der 
Militärgerichte erheblich ein¬ 
schränkt. 

Sie dürfen künftig nicht mehr 
über Zivilisten zu Gericht sitzen. 
Und Angehörige der Streitkräfte 
müssen sich bei Straftaten in 
Friedenszeiten vor Zivilgerichten 
verantworten. Mit der Gesetzes¬ 
änderung setzt die Regierung 
von Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan eine langjährige Forde¬ 
rung der EU um. Seit 2005 ver¬ 
handelt die Türkei über einen 
EU-Beitritt. Auch der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte hatte mehrfach die weit¬ 
gehenden Kompetenzen der tür¬ 
kischen Militärgerichtsbarkeit 
kritisiert. 

Das neue Gesetz hat einen 
brandaktuellen Hintergrund: Die 
türkische Justiz ermittelt seit ver¬ 
gangenem Monat gegen den 
Marine-Oberst Dursun Cicek. Er 
ist der mutmaßliche Autor eines 


Mosul“ (die Provinz Mosul), nie 
ganz aufgegeben. Nach dem 
Krieg um Kuwait 1991 kamen die 
Kurdenführer das erste Mal auf 
den Gedanken, sich in ihrer aus¬ 
sichtslosen Lage der Türkei 
anzuschließen. Der experimen¬ 
tierfreudige türkische Staatschef 
Turgut Özal war nicht einmal 
abgeneigt, doch das Projekt 
scheiterte mit Özals Tod. 

Wenn heute Kurden wieder von 
einem „Villayet Mosul“ spre¬ 
chen, so signalisieren sie damit, 
dass sie auf einer unabhängigen 
Verwaltung bestehen. So und am 
besten noch mit einem US-Mili- 
tärstützpunkt im Villayet Mosul 
ließe sich der Türkei vielleicht 
beitreten. 

Öl und Gas als Mitgift 

Die Kurden würden ihre Ölquel¬ 
len mitbringen und Erdgas, das 
man nach Europa leiten könnte. 
Andererseits brächten sie aber 
auch jede Menge Konflikte mit. 
Zum Beispiel ließe sich das Ver¬ 
bot der kurdischen Sprache an 
den Schulen kaum ins Villayet 
Mosul übertragen und umge¬ 
kehrt in der Türkei nur noch 
schwer verteidigen. Die Türkei 
würde auch in die Konflikte zwi¬ 
schen Kurden und Arabern um 
die Grenze ihrer Territorien hin¬ 
eingezogen. Schließlich hätte sie 
selbst das von ihr eisern vertei¬ 
digte Prinzip der Unverletzlich¬ 
keit der Grenzen verletzt. 


für den Generalstab angefertig¬ 
ten "Aktionsplans" zum Sturz der 
islamisch-konservativen Regie¬ 
rung. Bisher konnten Leute wie 
Cicek erwarten, allenfalls vor ein 
Militärgericht gestellt zu wer¬ 
den, wo der Fall wahrscheinlich 
im Sande verlaufen würde. Nach 
dem neuen Gesetz müssen sie 
sich vor Zivilgerichten verant¬ 
worten. 

Kein Wunder, dass der General¬ 
stab nichts von der Gesetzesän¬ 
derung hält. Nachdem die Regie¬ 
rung bereits die Kompetenzen 
des von der Militärführung 
dominierten Nationalen Sicher¬ 
heitsrates stark beschnitten hat, 
ist dies nun der zweite große 
Schlag Erdogans gegen die 
Generäle, die in den vergange¬ 
nen 50 Jahren vier Regierungen 
gestürzt haben. Die Hoffnung 
der Militärs, Staatspräsident Gül 
werde in der Kraftprobe mit dem 
Generalstab einknicken und das 
Gesetz ans Parlament zurückver¬ 
weisen, hat sich nicht erfüllt. 

Mit Güls Unterschrift tritt es in 
Kraft. Die oppositionelle Republi¬ 
kanische Volkspartei will nun das 


Von Ankara ist daher wohl nicht 
mehr als ein Ausbau der ökono¬ 
mischen Beziehungen auf infor¬ 
meller Basis zu erwarten. Anstatt 
über eine vorgelagerte kurdi¬ 
sche Provinz nachzudenken, ist 
man in Ankara im Moment eher 
bemüht, territoriale Ansprüche 
der Kurden im Irak zu bekämp¬ 
fen. 

Am 25. Juli soll in einem Referen¬ 
dum über eine neue Verfassung 
für die kurdische Region im Irak 
abgestimmt werden. In der Ver¬ 
fassung werden verschiedene 
strittige Gebiete im Irak, insbe¬ 
sondere die Erdölmetropole Kir- 
kuk, den Kurden zugesprochen. 
Der türkische Staatspräsident 
Abdullah Gül hat deswegen bei 
US-Präsident Barack Obama 
angerufen und seine Beunruhi¬ 
gung übermittelt. 

Allerdings kann sich auch die 
Türkei ihre Partner nicht nach 
Belieben aussuchen. Die kurdi¬ 
sche Region im Irak ist nicht nur 
ökonomisch interessant. Türki¬ 
sche Beobachter fürchten, dass 
nach einer möglichen Niederlage 
der Kurden im Irak das Land 
ganz unter iranischen Einfluss 
kommt und die Türkei in der 
Region abgehängt wird. Schließ¬ 
lich würde die Türkei mit einem 
von ihr abhängigen und formal 
nicht selbstständigen kurdischen 
Pufferstaat an ihrer Grenze gar 
nicht so schlecht fahren. 

(DP, 13.7., ISKU) 


Verfassungsgericht anrufen. 
Dabei hatten auch CHP-Abgeord- 
nete für die Gesetzesänderung 
votiert, als die Vorlage in den frü¬ 
hen Morgenstunden des 27. Juni 
im nur noch spärlich besetzten 
Parlament zur Abstimmung kam. 
Die schläfrigen Abgeordneten 
bekamen offenbar nicht mit, 
wofür sie ihre Hände hoben. 
CHP-Chef Deniz Baykal spricht 
von einem "Mitternachtscoup" 
der Regierung. Generalstabschef 
liker Basbug sieht eine "Kam¬ 
pagne" und warnt: "Hände weg 
von der Armee!" 

Selbst wenn das Verfassungsge¬ 
richt die Gesetzesänderung kas¬ 
sieren sollte: Politisch hat Pre¬ 
mier Erdogan diese Machtprobe 
mit den Militärs für sich ent¬ 
schieden. Zumal das öffentliche 
Ansehen der "Paschas", wie die 
Türken ihre Generäle nennen, in 
jüngster Zeit stark gelitten hat. 
Die mutmaßliche Verwicklung 
führender Offiziere in die Erge- 
nekon-Verschwörung und 
Putsch-Pläne, wie der angebliche 
Aktionsplan des Oberst Cicek, 
werfen dunkle Schatten. 

(FR, 10.7., ISKU) 


landwirtschaftlich genutzte Felder 
und Almen zum „verbotenen 
Gebiet“ erklärt. Das Festival- 
Geländes jedoch zum „verbotenen 
Gebiet“ ist ein Novum, da noch nie 
ein Gebiet, so nahe am Stadtzen¬ 
trum, das zur Stadtverwaltung 
gehört, zu einem solchen erklärt 
worden war. Der Kreisvorsitzende 
der DTP von Beytüssebap, Rahmi 
Ataman, erklärte hierzu, dass das 
Festival jedes Jahr durch Repres¬ 
sion verhindert werden soll, aber 
es trotz allem durchgeführt wer¬ 
den würde. (ANF, 12.7., ISKU) 

Nomaden wenden sich an tür¬ 
kischen Menschenrechtsverein 

Hüten, die im Kreis Dogubeyazit 
Opfer eines Dorfschützerangriffs 
wurden, wenden sich an den türki¬ 
schen Menschenrechtsverein 
IHD. Die Hirten erklärten, dass 
auf sie von Dorfschützern aus dem 
Dorf Tanyolu ein bewaffneter 
Angriff verübt wurde. Obwohl die 
Jandarma später die Patronenhül¬ 
sen der Munition, mit der auf sie 
geschossen worden ist, einsam¬ 
melten, ergriff sie keinerlei Maß¬ 
nahmen gegen den Übergriff. 

Der Nomade Mahmut Kaya erklär¬ 
te: „In der Dunkelheit der Nacht 
wurde ein bewaffneter Angriff auf 
unser Zelt verübt. Es ist bekannt, 
dass es die Dorfschützer aus dem 
Dorf Tanyolu waren. Sie plündern 
unsere Weiden und Wiesen aus 
und wollen verhindern, dass wir 
hierher kommen. Jetzt wurden 
unsere Zelte angegriffen. Wir 
befürchten, dass es jeden Augen¬ 
blick ein Massaker geben kann.“ 
Kaya erklärte, dass sie sich aus 
diesem Grund, aus Angst um ihr 
Leben an den IHD Van gewendet 
hätten. (ANF, 12.7., ISKU) 
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Bewegung auf Imrali 


Abdullah Öcalans ,road map', die 
Mitte August veröffentlicht werden 
soll, sorgte für Schlagzeilen in der 
Hürriyet. Chefredakteur Ertugrul 
Özkök schrieb: 

,Alle Augen sind auf den Lösungs¬ 
plan gerichtet, den der auf Imrali 
inhaftierte PKK-Chef Abdullah 
Öcalan am 15. August veröffent¬ 
lichen wird. Nach Informationen 
aus seiner Umgebung kann Öcalan 
Erklärungen abgeben, die alle 
überraschen werden. Öcalan berei¬ 
tet einen vierteiligen Text als Bei¬ 
trag zur Lösung der kurdischen 


Frage vor. Dieser Text wird mehr 
,road map' als Plan genannt. In dem 
noch nicht vollendeten Text wer¬ 
den sich Vorschläge befinden, die 
einen Beitrag zu den in Ankara 
stattfindenden Lüsungsbemühun- 
gen darstellen. Öcalan hat vor der 
Veröffentlichung seinen Anwälten 
Anweisungen gegeben, um die 
Öffentlichkeit vorzubereiten. Seine 
Anwälte führen Gespräche mit 
bestimmten Journalisten, und 
bereiten somit eine Grundlage für 
die Veröffentlichung des Plans des 
PKK-Chefs. Um diesen Plan zu ver¬ 


mitteln, wollen sie auch mit Vertre¬ 
tern von TÜSIAD sprechen. Nach 
Informationen aus dem Kreis um 
Öcalan wird er auch Vorschläge 
zum Niederlegen der Waffen 
machen.“ 

Vertreter der DTP erklärten zu 
dem Artikel in der meistgelesenen 
türkischen Tageszeitung Hürriyet, 
dieser sei bedeutungsvoll, und 
sicherlich wäre es von Nutzen, 
wenn Chefredakteur Özkök selbst 
nach Imrali fahre, um seine Vorstel¬ 
lungen mit Öcalan zu erörtern. 
(Hürriyet/Roj TV, 18./19.7., ISKU) 


Wie wurde der Staat besiegt? 


Nicht mit der Waffe passierte dies. 
Lediglich das "da sein" der PKK hat 
ausgereicht für die Niederlage des 
Staates. 

Mit Waffengewalt hätte die PKK 
diesen Staat nicht bezwingen kön¬ 
nen. 

Hätte es dieser Staat verstanden, 
sich wie ein anständiger Staat auf¬ 
zuführen, wäre ihm diese schwere 
Schlappe erspart geblieben. 

Aber alle "Webfehler" unseres 
Staatswesens traten ans Tageslicht, 
als die PKK den kurdischen Krieg 
gestartet hatte. 

Diese Niederlage resümiert aus 
dem Verständnis der Herrscher 
dieser Republik, sich selber als 
Gebieter und das Volk als "Knecht" 
zu bettachten. 

Dieser "Agha-Staat", der jegliche 
Forderungen eines "Knechts" als 
"anmaßende Respektlosigkeit" 
betrachtet, steigerte sich in eine 
"Nervosität" hinein, als er mit den 
Forderungen der Kurden konfron¬ 
tiert wurde. 

Diese sehr richtigen und gerecht¬ 
fertigten Forderungen könnten 
eigentlich erfüllt werden, ohne die 
Gewalt der Waffen in diese Angele¬ 
genheit zu provozieren. 

Aber die schreckliche Katastrophe, 
die 12. September genannt wird, 
konnte noch nicht einmal die 
damals nur gemurmelten Forde¬ 
rungen der Kurden in Betracht zie¬ 
hen. 

Wie eine Todesmaschinerie über¬ 
fiel dieser Putsch diese Menschen. 
Das Diyarbakir-Gefängnis wurde in 
einer Weise eingesetzt, als wolle 
man die Kurden aus "Wut und 
Leid" zum Wahnsinn treiben. 

Man ließ sie in diesem Gefängnis 
solche Qualen erleiden, misshan¬ 
delte sie mit schrecklicher Folter, 
und erniedrigte die Menschen der¬ 
art, dass den Kurden kein anderer 
Weg blieb als "in die Berge" zu 
gehen. 

Als die Kurden dann die Waffen 
ergriffen, schnappte der Staat über. 
Er hat nie an die Gründe dieses 
Aufstands gedacht, nie nach 


Lösungswegen gesucht, die Ohren 
für die Beschwerden der Men¬ 
schen verstopft, und ihre Forde¬ 
rungen mit der leichter Hand bei¬ 
seite geschoben. 

Dieser Staat hat sogar geleugnet, 
dass sie „Kurden“ sind. 

Er hat sich nur ein Ziel auserkoren: 
Den Widerstand niederzuschlagen 
komme was da wolle. 

Er hat sich noch nicht einmal 
geprüft, ob es für diese Sache einen 
anderen Lösungsweg gibt. 

Die PKK hatte einen sehr intensi¬ 
ven Rückhalt in der Bevölkerung, 
und fand auch im Ausland Unter¬ 
stützung. 

Als der Staat es nicht schaffte die 
PKK mit Waffen zu besiegen und 
den Aufstand niederzuschlagen, 
beging er den Fehler, der seine 
eigene Niederlage besiegelte. 

Er bewegte sich mit all seinen 
Organen außerhalb des "Rechts". 
Heute kommen in beinahe jeder 
Ecke des Südostens die Knochen 
ermordeter Menschen zum Vor¬ 
schein. 

Dieses fürchterliche Gemetzel 
haben die Amtspersonen des Staa¬ 
tes verrichtet (evtl, nur Staatsbeam¬ 
te). 

Der Staat hat die Offiziere, die er 
dorthin entsendet hat zu "Mör¬ 
dern" umfunktioniert 
Die Juristen hat er zu „Mittätern 
der Morde“ gemacht. 

Die Politiker hat er zu „Mord- 
Anstiftern“ gemacht. 

Den Polizisten hat er als „Folter¬ 
knechte“ benutzt. 

Als der Staat, der eigentlich der 
Wächter von Recht und Gerechtig¬ 
keit sein müsste, in die Extralega¬ 
lität ging, wurde aus dieser großen 
Organisation eine Bande. 

Denken Sie nur an die Susurluk- 
Bande oder an die Ergenekon- 
Bande. 

Denken Sie nur an die Zusammen¬ 
arbeit mit der Mafia, an die Ermor¬ 
dungen, an die Drogenschmugge¬ 
lei, oder an die Auseinandersetzun¬ 
gen um Schutzgelder. 


Der Staat, der eh auf kaputten Bei¬ 
nen aufgebaut war, hatte seine 
"Funktion Staat zu sein" verloren. 
Die "Freiheit Verbrechen begehen 
zu dürfen" verbreitete sich wie eine 
krebsartige Zelle im Körper des 
Staates, wuchs und wuchs und 
nagte an allen Organismen. 

Der Staat verlor seine fleischliche 
Hülle. 

Er nahm seine jetzige Statur an. 
Wir sind ein Land, in dem sogar 
das Verfassungsgericht die Verfas¬ 
sung übertreten kann. 

Die Gerichtsmedizin unternimmt 
solch merkwürdige Dinge, dass sie 
sogar die Aufmerksamkeit des 
Staatspräsidenten auf sich lenkt. 
Innerhalb des Staates gibt es eine 
Mörder-AG namens JITEM“, 
deren Existenz kontinuierlich ver¬ 
leugnet worden ist. 

In dieser Verfassung ist unser Staat 
kein Staat mehr. 

Ohnehin ist das die große Nieder¬ 
lage, die der Staat durch die PKK 
erlitten hat... 

Dass er nun kein Staat mehr ist. 
Während er versuchte die PKK mit 
illegalen Mitteln zu vernichten, hat 
er sich selber, seine Legitimität, 
seine Existenzgrundlage vernich¬ 
tet. 

Die PKK existiert es noch immer. 
Aber unser Staat existiert nicht 
mehr. 

Nun muss dieser Staat von neuem 
gegründet werden. 

Wir werden einen neuen Staat auf¬ 
bauen, der dem Volk dient, in dem 
das Verfassungsgericht die Verfas¬ 
sung respektiert, der Soldat sich 
nur um soldatische Angelegenhei¬ 
ten kümmert, der Polizist den 
Landfrieden sichert, die Obrigkeit 
die Forderungen des Volkes 
respektiert. 

Das "Aghatum" des Staates ist vor¬ 
bei. 

Und dieses Volk ist kein "Knecht" 
mehr. 

Die große Niederlage des Staates 
hat den Weg für einen Wandel 
geebnet, den wir eigentlich schon 
längst erlebt haben müssten. 

Fortsetzung nächste Seite 


Meldungen 

Kurden protestieren gegen 
Frankreich und Deutschland 

Mit Demonstrationen und Kund¬ 
gebungen haben Kurdinnen in 
vier europäischen Ländern gegen 
die Kurdenpolitik Frankreichs und 
Deutschlands protestiert. Dabei 
wurden insbesondere die Verhaf¬ 
tung von 14 kurdischen Aktivistin¬ 
nen in Frankreich sowie die 
Abschiebepolitik Deutschlands 
kritisiert. Die größte Demonstra¬ 
tion mit 6000 Teilnehmerinnen 
fand in Paris statt. Weitere Aktio¬ 
nen liefen in Dortmund, Den Haag 
u. Stockholm. (A/VF, 18.7., ISKU) 

Alm in Beytiissebap bombar¬ 
diert 

Eine Alm im Kreis Beytiissebap in 
der Provinz Sirnak, auf der am 24. 
Juli das traditionelle Berxbir-Festi- 
val stattfinden soll, wurde bombar¬ 
diert, und die Nomaden vertrie¬ 
ben, die dort ihr Vieh grasen lie¬ 
ßen und Vorbereitungen für das 
Festival trafen. Nach der Räumung 
der Weide wurde das Gelände 
unter Artilleriefeuer genommen 
und die Soldaten begannen eine 
Operation in der Region. Die Fest¬ 
wiese ist mittlerweile mit Panzern 
besetzt Zuvor war das Festival auf¬ 
grund geplanter Militäroperatio¬ 
nen verboten worden. Die Stadt¬ 
verwaltung von Beytiissebap hatte 
dennoch entschieden, aller Verbo¬ 
te zum Trotz das Festival durchzu¬ 
setzen. (ANF, 19.7, ISKU) 

Karayilan: Unparteiisch bei 
Präsidentschaftswahlen in Süd¬ 
kurdistan 

Gegenüber der französischen 
Nachrichtenagentur AFP hat 
Murat Karayilan als Vorsitzender 
des Exekutivrates der KCK 
erklärt, keinen der Kandidaten für 
die Präsidentschaftswahlen in Süd¬ 
kurdistan zu unterstützen. Aller¬ 
dings betrachte man Mesud Barz- 
ani zur Zeit als geeigneten Kandi¬ 
daten für dieses Amt. Weiter kriti¬ 
sierte Karayilan das Verbot der 
Wahlliste Hiwa als undemokra¬ 
tisch und politisch motiviert. 

In Südkurdistan finden am 25. Juli 
Parlaments- und Präsidentschafts¬ 
wahlen statt. Für das Regionalpar¬ 
lament mit 111 Sitzen treten 40 
Parteien an. Für das Präsidenten¬ 
amt kandidieren sechs Bewerber, 
darunter Barzani. Erstmalig wird 
der Präsident vom Volk gewählt. 
M. Barzani war 2005 vom Regio¬ 
nalparlament als Präsident ernannt 
worden. (ANF, 19.7, ISKU) 

Anzahl der neuen Gefangenen 
auf Imrali festgelegt 

Die Anzahl der Gefangenen, die 
in das Gefängnis auf Imrali ver¬ 
legt werden sollen, in dem sich 
der PKK-Vertreter Abdullah Öca- 




Weiterer Fall von sexueller 
Misshandlung durch Polizei 

In der Türkei ist ein weiterer Fall kamen viele Polizisten. Ich wieder- Antwort bekommen. Ein Brief an 


von sexueller Misshandlung einer 
Frau durch Polizisten öffentlich 
geworden. Der Vorfall ereignete 
sich bereits vor Monaten in Adana; 
wie die Betroffene S.T. aussagte, 
sei sie durch die Veröffentlichung 
eines ähnlichen Falles vor wenigen 
Wochen in Amed dazu ermutigt 
worden, selbst an die Öffentlichkeit 
zu gehen und eine Strafverfolgung 
der Täter anzustreben. 

S.T. war mit der Begründung, sie 
habe sich an den Protesten gegen 
die Verschleppung Abdullah Öca- 
lans im Februar beteiligt, festge¬ 
nommen worden. Über die drei 
Tage, die sie in der Antiterrorabtei¬ 
lung der Polizei von Adana festge¬ 
halten wurde, berichtet sie: „Bei 
der Festnahme wurde ich von Zivil¬ 
und Bereitschaftspolizisten ge¬ 
schlagen und getreten. Später wur¬ 
den wir zur Wache gebracht. Dort 
dauerten die Schläge und Be¬ 
schimpfungen an. Am ersten Tag 
kam in der Nacht ein Zivilpolizist, 
holte mich aus der Zelle und sagte, 
die Staatsanwaltschaft wolle eine 
Schriftprobe von mir. Er brachte 
mich in einen Raum, wo ich einen 
Zettel beschreiben sollte. Ich setzte 
mich, aber er verlangte von mir, ich 
solle im Stehen schreiben. Dann 
fragte er mich, ob er mir Tabletten 
bringen solle. Ich dachte, er meine 
Schmerztabletten und verneinte. 
Er sagte: ,Nicht solche Tabletten, 
wie Du sie kennst. Wenn Du die 
nimmst, geht es Dir gut im Kopf.’ 
Als ich entgegnete, ,Was seid Ihr 
für Staatsvertreter, dass Ihr solche 
Sachen den Menschen gebt’, 


Eine am 9. Juli in Istanbul von der 
DTP gestartete Demonstrations¬ 
tour durch verschiedene Städte der 
Türkei hat gestern in Amed mit 
einer Beteiligung von 50 000 Men¬ 
schen, darunter die beiden DTP- 
Vorsitzenden Emine Ayna und 
Ahmet Türk sowie alle DTP-Abge- 
ordneten und -Bürgermeister, 
einen eindrucksvollen Abschluss 
gefunden. Auf der gesamten Tour 
war eine friedliche Lösung der kur¬ 
dischen Frage gefordert worden. 
Bei der Abschlussdemonstration in 
Amed brachten die Teilnehmerin¬ 
nen vor allem auch ihre Unterstüt¬ 
zung der am Vortag von der KCK 
erklärten Verlängerung des Waf- 


Die Rollen des Staates und Volkes 
werden neu bestimmt. 
Selbstverständlich gibt es noch 
immer welche, die ihre alten 
Gewohnheiten fortführen wollen 
und weiterhin versuchen ihre 
Agha-Herrschaft aufrechtzuerhal¬ 
ten, aber ihre Kraft reicht nicht aus, 
um den Menschen dieses "Mon¬ 
strum" als Staat akzeptieren zu las¬ 
sen. 

Um einen neuen Staat gründen zu 
können, muss zuerst mit den Kur¬ 
den Frieden geschlossen werden. 


holte, was ich gerade gesagt hatte, 
und sie sagten, ich würde lügen. 
Dann warfen sie mich wieder in die 
Zelle.“ 

Auch in der zweiten Nacht wurde 
S.T. aus der Zelle in einen Raum 
gebracht. „Dort lief er dauernd um 
mich herum. Er belästigte mich mit 
der Hand, wollte mich anfassen. Ich 
habe geschrieen. Daraufhin kamen 
weitere Polizisten in den Raum. Ich 
sagte: ,Euer Hund hat mich ange¬ 
griffen’, daraufhin warfen sie mich 
wieder in die Zelle.“ In der letzten 
Nacht sollte S.T. zum Spitzel 
gemacht werden: „Sie sagten, sie 
wollten ein Abkommen mit mir tref¬ 
fen. ,Wir lassen Dich frei, wenn Du 
mit uns zusammen arbeitest. Du 
wirst uns über die Parteiarbeit 
Bericht erstatten. Dafür geben wir 
Dir Wohnung, Auto, Geld und 
Sicherheit.’ Ich lehnte ab und sagte: 
,Ich verrate meine Genossen nicht.’ 
Daraufhin sagten sie: ,Gut, dann 
geh und verrecke.’“ 

Nach drei Tagen wurde S.T. dem 
Haftrichter vorgeführt und verhaf¬ 
tet: „Im Gefängnis wurden wir als 
erstes von einer Gruppe, in der sich 
auch männliche Vollzugsbeamte 
und Soldaten befanden, ausgezo¬ 
gen und durchsucht. Danach wur¬ 
den wir in einen leeren Raum 
geführt. Dort haben sie uns kom¬ 
plett ausgezogen und gefordert, wir 
sollten uns drei Mal setzen und wie¬ 
der aufstehen. Weil ich das erste 
Mal verhaftet worden war, wusste 
ich nicht, was ich tun soll. Ich tat, 
was sie verlangten.“ Später habe sie 
Strafanzeige gestellt, aber keine 


fenstillstandes bis zum 1. Septem¬ 
ber zum Ausdruck. Auf einem 
Transparent mit einem Bild Abdul¬ 
lah Öcalans war zu lesen: „Wir wer¬ 
den Deinen Traum verwirklichen“. 
In einem Redebeitrag erklärte der 
Firat Anli als Vorsitzender des DTP- 
Provinzverbandes von Amed: „Wie¬ 
der einmal sind wir für Frieden, 
Geschwisterlichkeit und Freiheit 
auf der Straße. Dieses Volk kämpft 
seit 30 Jahren für seine Identität 
und Sprache, für einen bleibenden 
Frieden in der Region. Wir sind 
hier, um mit Zehntausenden 
gemeinsam Friedenslieder zu sin¬ 
gen.“ Weiter kritisierte Anli die 
AKP-Regierung: „Was haben sie 


Später wird der Staat aufhören, das 
Volk als eigentlichen Besitzer die¬ 
ses Landes nach "bedeckt bzw. 
unbedeckt", "Rechte und linke", 
"Sunniten und Aleviten" zu spalten. 
Die Sünden der Vergangenheit 
werden eine nach der anderen an 
die Öffentlichkeit treten, die Schul¬ 
digen werden verurteilt, der Staat 
und die Gesellschaft wird eine ern¬ 
ste Selbstkritik zu leisten haben. 
Später werden wir einen neuen 
Staat und eine neue Gesellschaft 
haben. 


den Menschenrechtsverein IHD 
sei nicht weitergeleitet worden. 
Auch nach der Entlassung aus der 
Haft war die Tortur für S.T. noch 
nicht beendet. Gesundheitsproble¬ 
me setzten ein: „Nach meiner Fest¬ 
nahme bekam ich extrem starke 
Regelblutungen. Ich ging zum Arzt, 
der fragte, was passiert sei, ob ich 
extreme Schläge erlitten hätte. Ich 
erzählte ihm, was ich erlebt hatte, 
daraufhin wurde er wütend, 
bezeichnete mich als Separatistin 
und Vaterlandsverräterin, und warf 
mich hinaus.“ Mit Hilfe des IHD 
will S.T. jetzt auch Anzeige gegen 
den Arzt stellen. 

Tausende protestieren in Amed 
gegen sexuelle Misshandlung 
durch Polizisten 

Tausende Menschen haben 
gestern in Amed gegen einen 
sexuellen Übergriff von Polizisten 
an einer Aktivistin der kurdischen 
Frauenbewegung DÖKH prote¬ 
stiert, und eine Verurteilung der 
Täter gefordert. Der Vorfall hatte 
sich am 25. Juni bei einer Haus¬ 
durchsuchung ereignet, war kurz 
danach öffentlich gemacht worden, 
und hatte zu breiten Protesten in 
mehreren Städten der Türkei 
geführt. Die Demonstranten kün¬ 
digten an, ihre Proteste bis zur 
Identifizierung und Verurteilung 
der Täter fortzusetzen. In Redebei¬ 
trägen wurde darauf aufmerksam 
gemacht, dass es sich bei sexuellen 
Übergriffen gegen politische Akti¬ 
vistinnen um ein altbekanntes Kon¬ 
zept des Staates handele. 

0ÖP, 23.7., ISKU) 


bisher getan für einen bleibenden 
Frieden? - Gar nichts haben sie 
getan. Und trotzdem erfolgen von 
der KCK und Herrn Öcalan weiter 
Friedensbotschaften. Für alle wei¬ 
teren Entwicklungen sind weder 
die PKK noch Herr Öcalan verant¬ 
wortlich zu machen. Wenn dieses 
Land Frieden fordert, dann muss 
Ankara darauf reagieren. Wir 
geben unser Wort, dass wir weiter 
kämpfen werden, bis in dieser 
Region Frieden herrscht.“ Der 
Redebeitrag von Anli wurde 
wiederholt von Parolenrufen „PKK 
ist das Volk und das Volk ist hier!“ 
unterbrochen. 

(ÖP, 17.7., ISKU) 


Wir werden einen Staat bilden, der 
nie wieder seine Bürger dazu 
zwingt "Waffen zu umklammern", 
oder sie der Folter aussetzt. 

Die Niederlage eines defekten Staa¬ 
tes wird der Geburt einer robusten 
Zivilgesellschaft den Weg ebnen. 

Kommentar von Ahmet Alten. Unter 
dem Originaltitel "Devlet nasil yenil- 
di?" veröffentlicht bei "Taraf am 22. 
Juli 2009. Für Kurdmania aus dem 
Türkischen übersetzt von SiWan. 


lan in Isolationshaft befindet, ist 
festgelegt worden. Demnach soll 
der Gefängnisbau ein F-Typ mit 
neun Zellen werden. 

Nach der Vorgabe des Antifolter¬ 
komitees des Europarates, es 
müssten Maßnahmen zur Verbes¬ 
serung der Haftbedingungen 
Abdullah Öcalans getroffen wer¬ 
den, hatten vor acht Monaten 
Bauarbeiten auf Imrali begonnen. 
Wer die neun Gefangenen sein 
sollen, ist noch nicht bekannt. Im 
Neubau sollen sich Gemein¬ 
schaftsräume befinden, darunter 
eine Werkstatt und ein Hobby¬ 
raum. Auch die Sicherheitskräfte 
auf Imrali werden verstärkt wer¬ 
den. (ANF, 18.7, ISKU) 

Protest gegen sexuelle Über¬ 
griffe auf Frauen 

Eine Frauengruppe, die sich selbst 
als „Initiative der jungen, apoisti- 
schen Frauen“ bezeichnet, führte 
im Stadtviertel Gülsuyu von Malte- 
pe eine Protestaktion gegen die 
sexuellen Übergriffe der Polizei in 
Diyarbaku - durch. 

Sie blockierten mit Molotowcok- 
ktails die Straße und riefen Parolen 
wie: „Unser Vorbild ist Beritan, 
unser Vorsitzender Öcalan“, „Die 
PKK ist das Volk, das Volk ist hier“. 
Die Polizei setzte Tränengas ein, 
die Frauen hielten mit Steinen 
dagegen. Nach einer Stunde ver¬ 
teilten sich die Demonstrantinnen 
in die umliegenden Straßen . 

(ANF, 16.7, ISKU) 

Bilanz der militärischen Aktio¬ 
nen seit Beginn des einseitigen 
Waffenstillstandes 

Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) hat eine 
Bilanz der Zeit zwischen dem 21. 
3.-15.7 veröffentlicht. Demnach 
hat die türkische Armee in diesem 
Zeitraum 84 Militäroperationen, 19 
Luft- und 67 Bodenangriffe durch¬ 
geführt. Die Guerilla führte keine 
militärische Aktion durch. Bei den 
Militäroperationen kam es jedoch 
gezwungenermaßen zu 22 Gefech¬ 
ten. 38 Guerillakämpferinnen ver¬ 
loren ihr Leben. Die Angriffe der 
türkischen Armee fanden sowohl 
in Nord- als auch in Südkurdistan 
statt. Dabei erlitten insbesondere 
Zivilisten nach HPG-Angaben gro¬ 
ßen Schaden. (ÖP, 16.7, ISKU)) 
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Abschlusserklärung des Kongresses für eine demokratische Gesellschaft Meldungen 

„Ohne Kurden keine Lösung“ 


In Amed (Diyarbakir) hat am ver¬ 
gangenen Wochenende eine 
Arbeitssitzung des „Kongresses 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft (DTIQ“ von 90 Delegierten 
aus verschiedenen Kreisen zum 
Thema „Lösung der kurdischen 
Frage“ stattgefunden. In der 
Abschlusserklärung der Sitzung 
wird betont, dass eine Lösung der 
kurdischen Frage, ohne die Betei¬ 
ligung der Kurden als Hauptbe¬ 
troffenen, nicht möglich ist. Der 
Versuch, Abdullah Öcalan, die 
PKK, die DTP, andere politische 
Parteien und demokratische 
Organisationen aus dem Entwick¬ 
lungsprozess herauszuhalten, 
könne keine wirkliche Lösung 
produzieren. 

Die Abschlusserklärung wurde 
am Ende der zweitägigen Sitzung 
von Hatip Diele als Sprecher des 
DTK vorgestellt. Diele wies 
zunächst darauf hin, dass es sich 
bei den 90 Teilnehmern an der Sit¬ 
zung um Vertreter verschiedener, 
in den kurdischen Gebieten leben¬ 
der ethnischer und religiöser 


Die beiden DTP-Vorsitzenden 
Emine Ayna und Ahmet Türk 
haben eine Erklärung zur Ermor¬ 
dung zweier DTP-Mitglieder in 
Beytüssebap abgegeben. Darin 
wird der Mord verurteilt und die 
Regierung dazu aufgerufen, Ver¬ 
antwortung zu übernehmen. 

In Beytüssebap waren am 25. Juli 
zwei DTP-Mitglieder ermordet 
aufgefunden worden. Ayna und 
Türk kritisierten in ihrer Erklä¬ 
rung, dass der Vorfall lediglich als 
krimineller Mord bewertet und 
damit versucht werde, die Angele¬ 
genheit zu vertuschen. Es lägen 
sehr konkrete Hinweise auf einen 
politisch motivierten Mord vor. So 
seien die beiden Opfer vor einem 
Jahr von Militärs bedroht und 
unter Druck gesetzt worden, 
damit sie sich von der DTP distan¬ 
zierten. Dieser Fakt müsse bei der 
Aufklärung des Mordes unbe¬ 
dingt Beachtung finden. 

Weiter wird in der Erklärung an 
Tausende unaufgeklärte Mordfäl¬ 
le aus den neunziger Jahren 
erinnert. Gerade in einer Zeit, in 
der intensiv nach Lösungswegen 
in der kurdischen Frage gesucht 


Gruppen, unterschiedlicher politi¬ 
scher Kreise, von zivilgesellschaft¬ 
lichen Organisationen, Meinungs¬ 
führern, Schriftstellern und Aka¬ 
demikern, handelt. Auf der Sit¬ 
zung sei über die kurdische demo¬ 
kratische Einheit, kulturelle Rech¬ 
te und eine Fortsetzung der 
gefechtsfreien Phase diskutiert 
und ein Konsens erreicht worden. 
„Die Teilnehmer der Arbeitssit¬ 
zung deklarieren hiermit, aktiv für 
eine gerechte, gleichberechtigte, 
friedliche und demokratische 
Lösung der kurdischen Frage ein¬ 
zutreten“, verkündete Hatip Diele. 

Es sei ein Konsens darüber 
erreicht worden, dass die von der 
PKK, als Beitrag zum Lösungspro¬ 
zess beschlossene, „gefechtsfreie 
Phase“ fortgesetzt und die staat¬ 
lichen Kräfte im Gegenzug die 
Militäroperationen einstellen müs¬ 
sten. Weiterhin herrsche Einig¬ 
keit daiüber, dass alle rechtlichen, 
politischen und psychologischen 
Hindernisse, die einer Beteiligung 
der PKK und anderer kurdischer 
politischer Parteien und Organisa- 


werde, sei ein solcher Mord 
besorgniserregend und als Sabo¬ 
tageakt der in der Öffentlichkeit 
als „tiefer Staat“ bekannten Struk¬ 
turen zu bewerten. 

Staatlicher Mord in Igdir 

In Igdir wurde eine Person Opfer 
von Spezialeinheiten. Mit einem 
Genickschuss wurde die Person 
erschossen. 

In Igdir haben staatliche Kräfte 
mitten in der Stadt ein Auto 
gestoppt und eine Person erschos¬ 
sen. Nach Erklärung des Provinz¬ 
gouverneurs von Igdir, hätten die 
Spezialeinheiten das Feuer nur 
erwidert. Nach Augenzeugenbe¬ 
richten, die auch von der DTP- 
Abgeordneten aus Igdir, Pervin 
Buldan, unterstützt werden, han¬ 
delte es sich jedoch bei der Aktion 
um eine geplante Hinrichtung. Sie 
erklärte, dass die Augenzeugin¬ 
nen das genaue Gegenteil von der 
Version des Gouverneurs aussag¬ 
ten. 

Die Ereignisse ähneln den Mor¬ 
den in Beytüssebap vor einer 


tionen am legalen Leben als politi¬ 
sche Akteure im Weg stünden, 
schleunigst beseitigt werden müs¬ 
sten. Die Verhaftungswelle gegen 
zivile politische Akteure der jün¬ 
geren Zeit sei dagegen besorgnis¬ 
erregend und trage nicht zu einer 
positiven Entwicklung bei. 

Stattdessen müsse der Staat seine 
bis heute fortgesetzte Assimilie- 
rungspolitik beenden sowie Mei- 
nungs- und Organisierungsfrei¬ 
heit gewährleisten. Hierfür müs¬ 
sten das Parteigesetz und die Ver¬ 
fassung geändert werden. Kultu¬ 
relle Rechte müssten verfassungs¬ 
rechtlich geschützt, das Recht auf 
muttersprachlichen Unterricht 
sowie muttersprachliche politi¬ 
sche Aktivitäten gewährleistet 
werden. 

Letztlich wird in der Erklärung 
darauf verwiesen, dass die „road 
map“ Abdullah Öcalans, die am 15. 
August veröffentlicht werden soll, 
„die Tür zur Lösung“ öffnen könne 
und von der Regierung beachtet 
werden müsse. (ÖP, 28.7., ISKU) 


Woche. Die Person, deren Name 
bis jetzt noch nicht bekannt ist, 
stieg aus dem Auto aus und wurde 
erschossen, ihre Leiche fiel in 
einen Kanal. In dem Auto befan¬ 
den sich zwei weitere Personen, 
die als DTP-Mitglieder bekannt 
sind. Die Insassen des Autos wur¬ 
den festgenommen und zur Poli¬ 
zeidirektion gebracht. Nach 
Augenzeugenberichten wandte 
sich die dritte Person gegen die 
Festnahme der beiden und wurde 
daraufhin erschossen. Seine Lei¬ 
che wurde in den Abendstunden 
400 m weiter im Kanal gefunden 
und zur Autopsie ins staatliche 
Krankenhaus gebracht. 

Den Anwälten der Festgenomme¬ 
nen wurde auf der Polizeidirek¬ 
tion verweigert, ihre Mandanten 
zu sehen, noch wurde ihnen der 
Grund der Festnahme genannt. 
Nach Aussagen der DTP-Abge¬ 
ordneten Pervin Buldan, dienen 
die Ereignisse, wie auch die 
Morde in Beytüssebap dazu den 
Waffenstillstand der Guerilla 
durch Provokationen zu sabotie¬ 
ren. 

(ÖP, 29.7., ISKU) 


Meldungen 

Zehntausende bei Beisetzung 
gefallener Guerillas 

An der Beerdigung der drei in 
Hatay Gefallenen Guerillas in Siirt, 
nahmen Zehntausende Menschen 
teil. Die DTP-Abgeordnete Gülten 
Kisanak erklärte auf der Beerdi¬ 
gung, dass jeder Tote im Rahmen 
des Waffenstillstands ein Mord, in 
Verantwortung der AKP sei. Des¬ 
halb sei Erdogan auch als Mörder 
zu betrachten. Auf dem Beerdi¬ 
gungszug wurden Parolen gerufen 
wie „Die Gefallenen sind unsterb¬ 
lich“, „Der 1. September kommt 
und die Rechnung wird eingefor¬ 
dert werden“ und es wurden die 
verbotenen Fahnen des demokrati¬ 
schen Konföderalismus gezeigt. 

An der Leiche des Guerillas Cihan 
Demir waren Folterspuren gefun¬ 
den worden. Seine Geschlechtsor¬ 
gane waren abgeschnitten worden 
und auch an beiden Händen waren 
Spuren von Folter sichtbar. 

Der an der Zeremonie teilnehmen¬ 
de DTP-Vorsitzende von Diyarba- 
kir Fu'at Anli erklärte: „Trotz der 
bis zum 1. September ausgerufe¬ 
nen Waffenruhe gehen die Opera¬ 
tionen des Militärs weiter. Die von 
unserer Bevölkerung ausge¬ 
streckte Hand bleibt in der Luft 
hängen.“ (ANF, 26.7., ISKU) 

In Bismil nahmen 20.000 an 
der Beerdigung eine HPG-Mit- 
glieds teil 

Die Leiche des HPG-Mitglieds 
Yusuf Aydm wurde mit einem 
Autokonvoi aus Dutzenden Fahr¬ 
zeugen von Adana in seinen 
Geburtsort nach Bismil gebracht. 
An der dortigen Beerdigung nah¬ 
men 20.000 Menschen teil. Auch 
hier wurden die Parolen der kurdi¬ 
schen Bewegung gerufen und ihre 
Fahnen gezeigt. 

Der Guerilla Fatih Toktas wurde 
ebenfalls in seinem Dorf in der 
Region Siirt von einer großen 
Menschenmenge beigesetzt. 

(ANF, 26.7., ISKU) 

Haftstrafe für Leyla Zana 

Die frühere Abgeordnete der ver¬ 
botenen pro-kurdischen Partei 
DEP, Leyla Zana, soll wegen kur¬ 
denfreundlicher Äußerungen 15 
Monate ins Gefängnis. Das ent¬ 
schied ein Gericht in Diyarbakir 
am Dienstag nach Angaben des 
türkischen Nachrichtensenders 
CNN Türk. Die Politikerin wurde 
für schuldig befunden, „Propagan¬ 
da für eine terroristische Organisa¬ 
tion“ betrieben zu haben. 

In einer Rede in einer Universität 
in London soll Zana laut der Ankla¬ 
ge gesagt haben, Was für einen 
Menschen sein Gehirn und sein 
Herz sind, das sind die PKK und 
Öcalan für das kurdische Volk“. 
Die Anwälte von Zana hatten auf 


DTP macht türkische Regierung 
für Mord verantwortlich 




Sexuelle Übergriffe im 
türkischen Gefängnis 


Nachdem der Fall sexueller Miss¬ 
handlung einer Aktivistin der kur¬ 
dischen Frauenbewegung durch 
Polizisten in Amed bekannt 
gemacht wurde, gehen immer 
mehr Frauen mit ähnlichen Erleb¬ 
nissen an die Öffentlichkeit. Der 
jüngste Bericht kommt von Ajda 
I., die wegen Mitgliedschaft in der 
PKK viereinhalb Jahre inhaftiert 
war und vor drei Tagen das 
Gefängnis verlassen konnte. 

Ajda I., die 1983 in Amed geboren 
wurde, wurde im Mai im Kran¬ 
kenhaus, in das sie vom F-Typ- 
Gefängnis Sincan aus gebracht 
worden war, von der Jandarma 
sexuell misshandelt. Die Rechts¬ 
verletzungen in türkischen Haft¬ 
anstalten sind seit dem Übergang 
zum F-Typ-System und dem 
Erreichen der höchsten Häft¬ 
lingsanzahl in der Geschichte der 
Republik Türkei stark angestie¬ 
gen. 

Wie Ajda I. berichtet, befinden 
sich in Sincan ungefähr 25 bis 30 
weibliche Untersuchungs- und 
Strafgefangene. Die meisten hät¬ 
ten ernsthafte gesundheitliche 
Probleme, die nicht behandelt 
würden. Einen Gefängnisarzt 
gebe es nicht und jeder Gang zum 
Krankenhaus sei von Übergriffen, 
Beleidigungen und körperlicher 
Gewalt begleitet. „Aus diesem 
Grund will keine der politischen 
Gefangenen zum Arzt“, so Ajda I., 
die selbst an Herzbeschwerden, 
einem Geschwür und Hautproble¬ 
men leidet. Im Mai sei es ihr so 
schlecht gegangen, dass sie ins 
Krankenhaus eingeliefert worden 
sei: „Auf dem Weg ins Kranken¬ 
haus bin ich von dem Komman¬ 
danten Osman Bicer angegriffen 
worden. Während der ärztlichen 
Untersuchung waren Soldaten 
anwesend. Sie drehten sich noch 


Die südkurdische Elite wurde am 
Samstag per Stimmzettel für ihre 
von Korruption und Vetternwirt¬ 
schaft bestimmte Politik abge¬ 
straft. Bei den Wahlen in der 
»Autonomen Region Kurdistan« 
des Nordirak mußten die seit den 
neunziger Jahren autokratisch 
regierenden Parteien des iraki¬ 
schen Staatspräsidenten Jalal 
Talabani und des kurdischen 
Regionalpräsidenten Massud 
Barsani eine Schlappe hinnehmen. 
Soviel steht fest, obwohl nach Kla¬ 
gen der Oppositionsparteien über 
Wahlfälschungen die zuständige 
Kommission in Bagdad die für 
Montag abend geplante Verkün¬ 
dung der offiziellen Ergebnisse 
auf unbestimmte Zeit verschob. 
Nach den vorläufigen Ergebnissen 
soll die aus Barzanis Demokrati¬ 
scher Partei Kurdistans (KDP) 
und Talabanis Patriotischer Union 
Kurdistans (PUK) gebildete Kur- 


nicht einmal um und sagten ver¬ 
letzende Sachen in Bezug auf 
meine politische Identität. Wäh¬ 
rend der Untersuchung machten 
sie Sprüche wie .Schaut euch die 
Frau an, guckt doch’. Die Ärzte 
fingen an, mit den Soldaten zu 
debattieren. Der Kommandant 
sagte sogar zum Arzt: .Warum 
schützt du diese Terroristin’. Der 
Doktor entgegnete, dass er bloß 
seiner Aufgabe nachkomme. Des¬ 
halb wurde ich vollständig beklei¬ 
det untersucht. Als sie mich auch 
dem Behandlungsraum in die 
Zelle unten brachten, wurde ich 
sexuell misshandelt, sowohl ver¬ 
bal als auch physisch. Es sind 
jetzt zwei Monate vergangen, 
aber dieses Trauma habe ich 
noch nicht überwunden. Darüber 
hinaus wurde ich geschlagen, als 
ich zur Blutentnahme gebracht 
wurde. Sie griffen mich im Kran¬ 
kenhaus an, schlugen und traten 
mich, zogen mich an den Haaren 
hinter sich her, stießen unglaubli¬ 
che Beleidigungen aus. Wenn 
jemand dagegen etwas sagte, 
meinten sie: ,Das ist eine Terrori¬ 
stin’. Es fällt mir schwer, das alles 
zu erzählen.“ Dass es ihr schwer 
fällt, wird an ihren zitternden 
Händen offensichtlich. 

Ajda I. hat noch aus der Haft her¬ 
aus Strafanzeige gestellt. Ihrem 
Antrag, sofort der Gerichtsmedi¬ 
zin vorgeführt zu werden, wurde 
erst anderthalb Monate stattgege¬ 
ben. „Zu dem Zeitpunkt waren 
natürlich die physischen Miss¬ 
handlungen nicht mehr nachweis¬ 
bar.“ Der Kommandant Osman 
Bicer habe sie weiter bedroht, 
sogar als er eine Aussage zu den 
Vorfällen abgeben musste: „Er 
sagte: ,Uns passiert sowieso 
nichts, aber um euch selbst, soll¬ 
tet ihr Angst haben.“ 


distani-Liste nur noch 55 Sitze im 
bislang nahezu völlig von ihren 
Anhängern beherrschten lllköp- 
figen Parlament bekommen. Die 
erstmals zur Abstimmung angetre¬ 
tene, vom ehemaligen PUK-Vize- 
generalsekretär Nawshirwan 
Mustafa geführte liberal-sozialde¬ 
mokratisch orientierte Liste des 
Wandels (Gorran) käme demnach 
als Hauptoppositionskraft auf 28 
und eine islamistisch geführte 
Liste auf 13 Sitze. Die Kommuni¬ 
sten werden nach Angaben eines 
Parteifunktionärs mit zwei oder 
drei Abgeordneten vertreten sein 
(bisher drei). Außerdem sind elf 
Sitze ethnische Minderheiten wie 
Turkmenen und Assyrern reser¬ 
viert. 

Große Verliererin ist Talabanis 
Patriotische Union. In deren Hoch¬ 
burg Suleymania triumphierte die 
Gorran-Liste mit etwa 60 Prozent 


Tausende Frauen protestieren 
erneut in Amed 

In Amed hat der Stadtfrauenrat 
erneut gegen die sexuelle Miss¬ 
handlung einer Aktivistin der kur¬ 
dischen Frauenbewegung DÖKH 
durch Polizisten protestiert. Tau¬ 
sende Demonstrantinnen riefen 
in Sprechchören den Gouverneur 
zum Rücktritt auf und forderten 
eine Verurteilung der Täter. In 
Redebeiträgen wurde festgestellt, 
dass der Vorschlag der Polizeidi¬ 
rektion, die Täter anhand von 
Fotos aller 5000 am betreffenden 
Tag in Amed im Dienst befind¬ 
lichen Polizeibeamten zu identifi¬ 
zieren, „fernab von Logik und 
Verstand“ sei. 

Angriff mit Molotow Cocktails 
auf Polizeistation 

In Mersin hat die Gruppe Apoisti- 
sche Fraueninitiative“ eine Polizei¬ 
station mit Molotowcocktails 
angegriffen, um gegen die 
„sexuelle Belästigung und Verge¬ 
waltigung durch Polizisten“ zu 
protestieren. Weiterhin wollte die 
Gruppe in Mersin, die aus ca. 150 
jungen Frauen bestand, gegen die 
aktuellen Militäroperationen pro¬ 
testieren. 

Die Frauen verursachten Sach¬ 
schäden an Fahrzeugen, die auf 
dem Parkplatz des Polizeireviers 
standen. Die Polizei griff mit 
gepanzerten Fahrzeugen und Trä¬ 
nengas an und schoss in die Luft. 
Daraufhin zogen sich die Aktivi¬ 
stinnen zurück. Bei den Ausein¬ 
andersetzungen wurde ein Polizist 
verletzt und die Scheiben eines 
Fahrzeugs der Zivilpolizei einge¬ 
schlagen. 

Die Auseinandersetzungen dauer¬ 
ten etwa zwei Stunden an und 
danach schossen die Polizisten 
willkürlich Gasgranaten durch die 
Straßen. 

(ÖP, ANF, 27/28.7., ISKU) 


und auch in anderen einstigen 
PUK-Städten wie Raniya verwie¬ 
sen Gorran und die Islamisten die 
PUK auf Platz drei. In den von der 
KDP kontrollierten Provinzen 
Erbil und Dohuk behauptete sich 
dagegen die Kurdistani-Liste. 
Während sich die EU-Ratspräsi- 
dentschaft mit dem Verlauf der 
Wahlen zufrieden zeigte, sprechen 
die Oppositionsparteien von mas¬ 
siven Manipulationen in den Pro¬ 
vinzen Erbil und Dohuk. Angeb¬ 
lich um den großen Andrang zu 
bewältigen waren die Wahllokale 
eine Stunde länger geöffnet. In 
dieser Zeit hätten Tausende Pesh- 
merga-Milizen, die bereits am 
Freitag gewählt hatten, erneut 
abgestimmt. Gorran-Vertreter 
Hama Tawfik berichtet von Bus¬ 
sen, mit denen am späten Nach¬ 
mittag Wähler zu einer erneuten 
Stimmabgabe gebracht wurden. 

(jW, 29.7, ISKU) 


Freispruch plädiert, doch die 
Staatsanwaltschaft hatte fünf Jahre 
Haft verlangt. 

(DS, 28.7, ISKU) 

Aktionsplan von Frauen in der 
Türkei 

Die „Frauensolidaritätsinitiative 
für Frieden“, die sich aus verschie¬ 
denen Frauengruppen der gesam¬ 
ten Türkei gebildet hat, um 
gemeinsam Haltung gegen gesell¬ 
schaftliche reaktionäre Ansichten 
zu beziehen und die Forderung 
nach Frieden zur Sprache zu brin¬ 
gen, hat die Durchführung einer 
Reihe von Aktionen beschlossen. 
Die erste Aktion wird am 8. und 9. 
August eine Friedensmahnwache 
auf der Alm Bercelan (Hakkari) im 
Grenzgebiet zum Iran und Irak 
sein. Für den 23. August ist in 
Istanbul eine Frauenfeier mit kul¬ 
turellen Beiträgen aus allen Teilen 
der Türkei geplant, auf der der kul¬ 
turelle Reichtum der Türkei prä¬ 
sentiert werden soll. Im Septem¬ 
ber schließlich soll in Istanbul eine 
Konferenz stattfinden. 

Wie die DTP-Abgeordnete Seba- 
hat Tuncel als Aktivistin der neu 
gegründeten Initiative erklärt, ist 
das Ziel dabei, in einer Zeit, in der 
in der Türkei insbesondere die 
kurdische Frage diskutiert wird, 
als Frauen aus verschiedenen 
Kreisen vereint zu einer Lösung 
des Problems beizutragen. 

(ÖP, 29.7, ISKU) 

Kurdisches Kulturfestival am 
12. September 

Das 17. Internationale Kurdische 
Kulturfestival wird am 12. Sep¬ 
tember 2009 in Gelsenkirchen 
stattfinden. Organisiert wird die 
Veranstaltung, zu der Zehntau¬ 
sende Kurden aus ganz Europa 
erwartet werden, wie in jedem 
Jahr von YEK-KOM, der Födera¬ 
tion kurdischer Vereine in 
Deutschland. Thematisiert wer¬ 
den wird dabei unter anderem 
der Militärputsch am 12. Septem¬ 
ber 1980 in der Türkei sowie der 
Lösungsfahrplan für die kurdi¬ 
sche Frage, den Abdullah Öcalan 
am 15. August veröffentlichen 
wird. (ÖP, 29.7, ISKU) 

Quellen: 

ÖP Yeni Özgür Politika 

ANF Firat Nachrichtenagen 

tur 

DS Der Standard 

jW junge Welt 


N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Denkzettel für Talabani 




Nr. 424 

7. August 2009 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Nuce 


Vertreter der Kurdenpartei DTP getroffen 

Brückenschlag Erdogans 
zu den Kurden 


In die Kurdenpolitik der türki¬ 
schen Regierung ist Bewegung 
geraten. Verantwortlich für den zu 
beobachtenden Elan ist nicht 
zuletzt der seit 1999 in Einzelhaft 
sitzende Abdullah Öcalan. Der 
ehemalige Chef der verbotenen 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
hat nämlich für den 15. August, 
den 25. Jahrestag des ersten 
bewaffneten Anschlags der PKK, 
die Bekanntgabe einer «Roadmap» 
angekündigt. Diese soll vorzeich¬ 
nen, wie der langjährige Konflikt, 
der seit 1984 rund 40.000 Men¬ 
schenleben gefordert hat, beendet 
werden kann. Für die Regierung 
sind Öcalan und die PKK als Ver¬ 
handlungspartner zwar inakzepta¬ 
bel, und indiskutabel muss daher 
auch eine aus Öcalans Feder stam¬ 
mende Friedenslösung sein - wie 
immer diese aussehen mag. Den¬ 
noch, der angekündigte Plan setzt 
die Regierung unter Druck, die 
Initiative an sich zu reissen und 
möglichst noch vor dem symbol¬ 
trächtigen Datum des 15. August 
einen eigenen Vorschlag für die 
Lösung des Konflikts zu präsentie¬ 
ren. 

Sprung über den Schatten 

Dass eine solche Lösung nur 
durch die Einbindung politischer 
Vertreter der kurdischen Bevölke¬ 
rung erfolgreich sein kann, ist 
naheliegend. Der Regierungschef 
Erdogan hat daher am Mittwoch 
einen Sprung über den eigenen 
Schatten getan und erstmals die 
Führung der Partei der demokrati¬ 
schen Gesellschaft (DTP), die seit 
den Wahlen von 2007 als einzige 
prokurdische Gruppierung im 
nationalen Parlament vertreten ist, 
zu einem Gespräch empfangen. 
Zwar betonte Erdogan, dass er an 
diesem Treffen nur als Vorsitzen¬ 
der der regierenden Partei teilge- 


Der Exekutivrat der KCK 
(Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans) hat sich in einer 
schriftlichen Erklärung zu den 
Verlautbarungen des türkischen 
Innenministers Atalay zur kurdi¬ 
schen Frage geäußert. Nach 
Meinung der KCK war die Rede 
Atalays mit positiven Begriffen 
geschmückt, beinhaltete aber 
keine ausreichende Perspektive. 
Falls eine politische Lösung 
gewollt werde, müsse zunächst 
der „Willen des kurdischen Vol¬ 
kes“ Beachtung finden. Wichtig 


nommen habe, nicht jedoch als 
Regierungschef. Tatsache bleibt 
gleichwohl, dass das Eis zwischen 
der Regierung und der wichtig¬ 
sten Kurdenpartei schmilzt. So 
hatte Erdogan ein Treffen mit 
DTP-Vertretern bisher stets abge¬ 
lehnt, zumal sich die DTP weiger¬ 
te, die PKK als Terrororganisation 
zu verurteilen. 

Ein Umdenken Ankaras in der 
Kurdenpolitik, wie dies seit Jahren 
auch von der EU gefordert wird, 
zeichnet sich seit geraumer Zeit 
ab. So sprach im Mai dieses Jahres 
bereits Staatspräsident Gül von 
einer historischen Chance zur 
Lösung des Kurdenkonflikts, und 
Generalstabschef Basbug bezeich- 
nete das Kurdenproblem unlängst 
gar als einen Test für die Moderni¬ 
sierung des Landes - eine Ein¬ 
schätzung, wie sie aus dem Mund 
des höchsten Armeevertreters 
noch vor wenigen Jahren undenk¬ 
bar gewesen wäre. Vor zwei 
Wochen bestätigte schliesslich 
auch Erdogan, dass die Regierung 
eine Initiative zur Lösung des Kur¬ 
denproblems plane. Beruhen 
werde diese Initiative auf einer 
«stärkeren Demokratisierung» 
der landesweit grössten ethni¬ 
schen Minderheit, die schätzungs¬ 
weise 14 Millionen Menschen 
zählt. 

Rätselraten um Regierungsplan 

Der Inhalt des Regierungsplans 
bleibt derweil unklar. In türki¬ 
schen Zeitungsartikeln wird über 
allerlei Reformen spekuliert. 
Erwartet wird vorab eine Stär¬ 
kung kultureller Rechte, etwa ein 
weiteres Entgegenkommen beim 
Gebrauch der kurdischen Spra¬ 
che, die in der Türkei noch 
Anfang der 1990er Jahre verboten 
war; so könnte den Dörfern und 
Städten im kurdisch dominierten 


sei die Praxis und nicht die 
„schönen Worte“. Es sei jedoch 
eine positive Entwicklung, dass 
erstmalig im Namen des türki¬ 
schen Staates und der Regierung 
öffentlich die Zielsetzung der 
Lösung der kurdischen Frage 
genannt worden sei. 

Eigentlich sei jedoch erwartet 
worden, dass der Innenminister 
erkläre, ob die Militäroperatio¬ 
nen gestoppt und die Pläne des 
Staates zur Vernichtung und 
Schwächung der kurdischen 


Südosten Anatoliens beispiels¬ 
weise erlaubt werden, wieder ihre 
alten kurdischen Namen zu tra¬ 
gen. Erwartet werden auch Anrei¬ 
ze, um bewaffnete Rebellen zur 
Beendigung ihres Kampfes zu 
bewegen. Dass hierzu, wie von 
der DTP gefordert, eine General¬ 
amnestie für PKK-Angehörige 
gehören könnte, erscheint als 
unrealistisch. Daran dürfte selbst 
der Umstand wenig ändern, dass 
die PKK einen einseitig verkünde¬ 
ten Waffenstillstand unlängst bis 
September verlängert hat und 
zudem nicht länger auf der Schaf¬ 
fung eines unabhängigen kurdi¬ 
schen Staates beharren will. 
Erdogans islamisch-konservative 
Regierung schreitet mit ihrer Initi¬ 
ative auf einem schmalen Grat. 
Zwar ist in der Kurdenfrage auch 
im kemalistischen Establishment, 
das Erdogan wenig freundlich 
gesinnt ist, ein langsames Umden¬ 
ken feststellbar, wie etwa die 
moderaten Wortmeldungen von 
der Armeespitze verdeutlichen. 
Dennoch betrachten noch immer 
viele nationalistisch gesinnte Poli¬ 
tiker eine Annäherung gegenüber 
den Kurden gleichsam als Verrat 
an Atatürks Idee von einem kultu¬ 
rell und sprachlich homogenen 
Nationalstaat. Auch die DTP, die 
sich wegen angeblicher Verbin¬ 
dungen zur PKK mit einem Par¬ 
teiverbotsverfahren konfrontiert 
sieht, bleibt als Gesprächspartner 
umstritten. Die Opposition von 
der Republikanischen Volkspartei 
und der rechtsnationalistischen 
MHP wirft Erdogan denn auch 
Wortbruch vor. So habe der Regie¬ 
rungschef mit dem Brücken¬ 
schlag zur DTP das Versprechen 
gebrochen, niemals mit jenen zu 
sprechen, die die Terroristen der 
PKK nicht eindeutig verurteilten. 

(NZZ, 6.8., ISKU) 


Befreiungsbewegung aufgege¬ 
ben werden. „Die Missachtung 
dieser Themen macht alle Erklä¬ 
rungen fragwürdig.“ 

Weiterhin müsse der türkische 
Staat, falls er aufrichtig an einer 
Lösung interessiert sei, unver¬ 
züglich den Mord an den beiden 
DTP-Mitgliedern Necman Ölmez 
und Ferhat Erdis aufklären. „Es 
ist sicher, dass dieser Mord, der 
die positiven Entwicklungen 
sabotieren soll, von staatlichen 
Kräften begangen worden ist.“ 
(ÖP.30./31.7., ISKU) 


Meldungen 


Hausdurchsuchung 
in Eichenbarleben 

In Eichenbarleben in der Nähe 
von Magdeburg sind in der ver¬ 
gangenen Woche die Wohnung 
und der Arbeitsplatz eines aus 
Kurdistan stammenden Mannes 
durchsucht worden. Wie der 
Betroffene mitteilte, seien dabei 
ein Computer und zehn Eintritts¬ 
karten für das am 11. Juli stattge¬ 
fundene kurdische Jugendfestival 
beschlagnahmt worden. „Die aus 
neun Personen bestehende Poli¬ 
zeitruppe fotografierte außerdem 
an den Wänden hängende Bilder 
von Abdullah Öcalan und Gefalle¬ 
nen sowie eine KCK-Fahne.“ 

(ÖP, 31.7., ISKU) 

Gespräche zwischen 
DTP und Justizminister 

Die DTP-Abgeordneten Fatma 
Kurtulan und Hamit Geylani 
sind in Ankara mit dem türki¬ 
schen Justizminister Sadullah 
Ergin zusammen getroffen, um 
über den Fall der sexuellen 
Misshandlung einer Aktivistin 
der kurdischen Frauenbewe¬ 
gung durch Polizisten bei einer 
Hausdurchsuchung in Amed zu 
sprechen. Die Abgeordneten 
brachten die breiten Proteste 
gegen das polizeiliche Vorgehen 
zur Sprache und forderten eine 
umgehende Aufklärung des Fal¬ 
les und eine Verurteilung der 
Täter. 

Justizminister Ergin erklärte, er 
sei über den Vorfall unterrichtet, 
und verwies darauf, dass der 
Betroffenen 5500 Fotos von Poli¬ 
zisten zur Identifizierung der 
Täter vorgelegt worden seien. 
Kurtulan wandte sich gegen die¬ 
ses Vorgehen und forderte die 
Anfertigung von Phantombil¬ 
dern. (ANF, 30.7., ISKU) 

HPG: Morde bleiben 
nicht ungestraft 

Das Hauptquartier der Volksver- 
teidigungskräfte (HPG) hat ange¬ 
kündigt, vom Selbstverteidi¬ 
gungsrecht Gebrauch zu 
machen, falls die Morde an den 
beiden DTP-Mitgliedern in 
Beytüssebap nicht aufgeklärt 
werden sollten. Bei dem Mord 
handele es sich um eine „Provo¬ 
kation“ staatlicher Kräfte, mit der 
eine Lösung der kurdischen 
Frage sabotiert werden solle. 
Auch der Menschenrechtsverein 
IHD kommt in einem Untersu¬ 
chungsbericht zu dem Schluss, 
dass die Morde „geplant und 
organisiert“ begangen worden 
seien und der Verdacht bestehe, 
dass die Täter aus JITEM-ähn- 
lichen Strukturen“ stammten. 

(ANF, 30./31.7., ISKU) 


KCK: Wichtig ist die Praxis 




Iraks Premier Al-Maliki sieht sich zu einer Reise in den Norden gedrängt 

Besuch bei den Kurden 


Der Druck der US-Administra- 
tion machte es möglich: Der ira¬ 
kische Premier Nuri Al-Maliki 
hat erstmals in seiner Amtszeit 
den kurdischen Autonomiepro¬ 
vinzen einen Besuch abgestattet. 
In Dukan, einem beliebten Som¬ 
merferienort, traf Maliki mit dem 
irakischen Staatspräsidenten und 
kurdischen Clanführer Dschalal 
Talabani zusammen. Auch der 
gerade wiedergewählte Präsident 
der Autonomen Region Kurdi¬ 
stan, Massud Barsani, nahm an 
dem Treffen teil. 

Talabani und Barsani führen die 
beiden größten Parteien im kurdi¬ 
schen Nordirak, die Patriotische 
Union Kurdistans (PUK, Talab¬ 
ani) und die Demokratische Par¬ 
tei Kurdistans (KDP, Barsani). 
Beide mußten jüngst bei den 
Wahlen zum Regionalparlament 
in Arbil Federn lassen. Die erst¬ 
mals angetretene Oppositionspar¬ 
tei »Change« des früheren PUK- 
Peschmergaführers Newschir- 
wan Mohammad, erreichte auf 
Anhieb 23 Prozent der Stimmen. 
Sechs Jahre nach dem Sturz des 
irakischen Präsidenten Saddam 
Hussein ist das Verhältnis zwi¬ 
schen Arbil und Bagdad so ange¬ 
spannt, daß der Oberkommandie¬ 
rende der US-Besatzungstruppen 
im Irak, General Ray Odierno, 


Der russische Regierungschef 
Putin und der türkische Minister¬ 
präsident Erdogan haben am Don¬ 
nerstag in Ankara ein Energie- 
Abkommen unterzeichnet. In dem 
Abkommen verpflichtet sich 
Moskau, der Türkei jährlich sechs 
Milliarden Kubikmeter Erdgas zu 
liefern. Der Unterzeichnung wird 
auch der italienische Ministerprä¬ 
sident Berlusconi beiwohnen, der 
das Abkommen als "persönlichen 
Erfolg" wertet. 

Das Amt des italienischen Mini¬ 
sterpräsidenten teilte mit, die tür¬ 
kische Beteiligung an der Erdgas¬ 
leitung South Stream, deren 
Hauptpartner der italienische 
Energiekonzern Eni sei, werde 


In den Dörfern und auf den Almen 
in der Umgebung der Kleinstadt 
Sideka in Südkurdistan wird die 
gesundheitliche Versorgung durch 
eine Guerillaärztin gewährleistet. 
Die aus Deutschland stammende 
„Doktor Medya“ besucht seit zehn 
Tagen die einzelnen Dörfer in der 
Gegend und hat bisher bei 334 
Dorfbewohner Check-ups durch¬ 
geführt. Die Menschen in der 
Bergregion leben unter schweren 
Bedingungen und sind an keine 
Gesundheitsversorgung angebun¬ 
den. Die von der Guerillaärztin 
Medya angebotene medizinische 
Versorgung beinhaltet auch die 
Aufklärung über Hygienemaßnah¬ 
men und ist kostenlos. 


darin die Hauptursache für anhal¬ 
tende Instabilität sieht. Würden 
Kurden und die Zentralregierung 
ihre Konflikte lösen, könnten die 
US-Truppen noch vor 2011 aus 
dem Irak abziehen, erklärte US- 
Verteidigungsminister Robert 
Gates. Mehr als einmal mußten 
US-Militärs sich schlichtend zwi¬ 
schen kurdische Peschmerga- 
Kämpfer und irakische Soldaten 
stellen, die an der umstrittenen 
Grenze zu den kurdischen Provin¬ 
zen aneinandergeraten waren. 
Beim Streit zwischen den Vertre¬ 
tern des Autonomiegebiets und 
des übrigen Irak geht es um Kir- 
kuk und schwarzes Gold. Arbil 
will in den kurdischen Provinzen 
liegenden Öl- und Gasquellen auf 
eigene Rechnung ausbeuten und 
hat bereits mit ausländischen Fir¬ 
men Verträge abgeschlossen. 
Barsani, Sohn des legendären 
Kurdenführers Mullah Mustafa 
Barsani, unterstrich kurz vor 
dem Besuch von Al-Maliki 
erneut den Anspruch auf Kirkuk, 
das »Herz Kurdistans«. Dessen 
Öl und Gas würden einem 
zukünftigen kurdischen Staat in 
der Tat Unabhängigkeit und 
Reichtum garantieren. Bagdad 
lehnt den Alleingang ab und bie¬ 
tet den Kurden statt dessen 16 
Prozent der nationalen Öleinnah- 


den Gastransit durch türkische 
Hoheitsgewässer im Schwarzen 
Meer erlauben. Berlusconi habe 
seit der Konferenz von Sotschi 
darauf gedrängt, in kurzer Zeit die 
neue Infrastruktur zu schaffen, 
die die Sicherheit der Energiever¬ 
sorgung Europas garantieren 
solle. Das Abkommen über den 
Bau der Pipeline Samsun-Ceyan 
sei ein weiterer Erfolg der Ver¬ 
mittlungsbemühungen des italie¬ 
nischen Premiers, wird in der 
Aussendung betont. Die durch die 
Türkei führende Pipeline werde 
den Zugang zu den Ölfeldern im 
Kaspischen Raum und ihren 
Transport in den Mittelmeerraum 
erleichtern. Dieses Projekt werde 


Dr. Medya, die seit ungefähr zwölf 
Jahren bei der Guerilla ist, berich¬ 
tet von ihrer Arbeit: „Wir waren 
erst auf den Almen im Kandil- 
Gebiet unterwegs, um der Bevöl¬ 
kerung eine gesundheitliche Ver¬ 
sorgung zu bieten. Aufgrund der 
Angriffe des Iran auf das Gebiet 
sind wir nach Xinere gegangen. 
Die Menschen waren erst miss¬ 
trauisch und fragten sich, was wir 
von ihnen wollen. Als sie gesehen 
haben, dass wir für die medizini¬ 
sche Hilfe keine Gegenleistung for¬ 
dern, haben sie sich sehr interes¬ 
siert gezeigt.“ Die Bevölkerung in 
der Gegend sei wegen der Angriffe 
insbesondere der iranischen 
Armee stark traumatisiert: „Insbe- 


men an. Das entspricht deren 
Anteil an der irakischen Gesamt¬ 
bevölkerung. 

Doch Arbil beharrt darauf, Kir¬ 
kuk in die Autonomiegebiete ein¬ 
zuverleiben und fordert die 
Durchführung eines Referen¬ 
dums, das 2005 in der irakischen 
Verfassung verankert wurde. 
Zudem hat die Autonomieregie¬ 
rung gezielt Tausende Kurden 
dabei unterstützt, sich in Kirkuk 
wieder anzusiedeln. Dazu wurden 
Sondereinheiten der Peschmerga 
in die Stadt entsandt. Kurden 
dominieren nicht nur die örtliche 
Polizei, sondern auch die Verwal¬ 
tung. Irakische Araber, Turkme¬ 
nen und Assyrer sehen dadurch 
ihre Präsenz bedroht. 

Ähnliches spielt sich auch in 
Mosul und Umgebung ab, eine 
Region, die Arbil ebenfalls über¬ 
nehmen möchte. Bagdad weigert 
sich, das Referendum umzuset¬ 
zen und sieht sich dabei als 
Anwalt der ebenfalls in Kirkuk 
lebenden Volksgruppen von Ara¬ 
bern, Turkmenen und Assyrern. 
Auch die Vereinten Nationen, die 
Nachbarländer Türkei, Iran und 
Syrien sowie die USA und die EU 
befürchten, ein Referendum über 
die Zukunft Kirkuks könnte zu 
neuen Konflikten und Kämpfen 
führen. (jW, 5.8., ISKU) 


ebenfalls von der italienischen 
Regierung unterstützt, zumal Eni 
an vorderster Front daran betei¬ 
ligt sei. Durch die Erdölleitung 
werde die Durchfahrt von Tan¬ 
kern durch den Bosporus vermie¬ 
den und stelle so ein Modell für 
umweltschonende Energietran¬ 
sporte dar. 

Die EU will ihre Abhängigkeit 
vom russischen Erdgas reduzie¬ 
ren und dazu über eine weitere 
Pipeline unter Federführung der 
österreichischen OMV, „Nabuc- 
co“, Gas vom Kaspischen Meer 
aus nach Europa transportieren. 
Auch diese Leitung führt über das 
Gebiet der Türkei. 

(SN, 6.8., ISKU) 


sondere bei den Frauen und Kin¬ 
dern ist die Angst vor weiteren 
Angriffen ständig präsent. Zu ihren 
ohnehin harten Lebensbedingun¬ 
gen kommt die ständige Bedro¬ 
hung hinzu. Dadurch entsteht 
Stress, und Stress ist nun mal der 
größte Feind der Gesundheit.“ 
Neben der mobilen Ambulanz von 
Dr. Medya existiert im Gebiet 
Xinere auch ein Guerillakranken¬ 
haus, das trotz der Bombardierung 
durch türkische Kampfflugzeuge 
seine Dienstleistungen fortsetzt. 
Im „Seyit-Riza-Krankenhaus“ wird 
für die Zivilbevölkerung einmal 
wöchentlich kostenfreie Gesund¬ 
heitsversorgung angeboten. 

(ANF, 1.8., ISKU) 


Deutsch-türkische 
Geheimdienstposse 
Hamburg. Ein möglicher V-Mann 
des türkischen Geheimdienstes 
soll geheime Ermittlungsinforma¬ 
tionen aus Deutschland an islami- 
stische Terrorverdächtige weiter¬ 
gegeben haben. Das berichtete 
das Magazin Der Spiegel. Einer 
der Angeklagten im Sauerland- 
Prozeß, Attila S., hatte ausgesagt, 
der untergetauchte Mevlüt K. 
habe nicht nur der deutschen 
Gruppe um Fritz G. in Istanbul 
Zünder für einen geplanten 
Anschlag übergeben, sondern 
schon früh in Kontakt mit dem 
türkischen Geheimdienst gestan¬ 
den. K habe unter anderem die 
Namen von mehreren Personen 
aus dem Umfeld der Sauerland¬ 
gruppe gekannt, die in einem an 
die türkischen Behörden über¬ 
mittelten vertraulichen Dossier 
des Bundeskriminalamts gestan¬ 
den hatten. (jW, 3.8., ISKU) 

Kurde stirbt nach 
Misshandlung der 
griechischen Hafenpolizei 

Ein 29-jähriger Kurde aus dem 
Irak ist nach massiven Misshand¬ 
lungen durch die griechische 
Hafenpolizei zuerst ins Koma 
gefallen und anschließend gestor¬ 
ben. Augenzeugen gaben an, die 
Polizisten hätten den Kopf des 
Kurden mehrmals auf den Boden 
geschlagen. 

Nach der Organisation "Pro Asyl" 
beinhaltet das griechische Asyl¬ 
system viele Völkerrechtsbrüche. 
Die Beileidsbekundungen von 
Anastassios Papaligouras, dem 
griechischen Handelsmarinemi¬ 
nister, seien außerdem nicht sehr 
glaubwürdig. Über weitere Miss¬ 
handlungen wurde von anderen 
Flüchtlingen berichtet. 

Das Antifolter-Komitee des Euro¬ 
parates fordert Ermittlungen. 
Nachts würden häufig Flüchtlin¬ 
ge in die Türkei abgeschoben, 
wodurch die Genfer Flüchtlings- 
Konvention verletzt wird. 

(sn.de, 30.7., ISKU) 
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Wird Veröffentlichung der »Roadmap« staatlicherseits bewußt verzögert? 

»Widrige Wetterbedingungen« 


Wird die Veröffentlichung einer 
»Roadmap« für eine politische 
Lösung der kurdischen Frage 
staatlicherseits bewußt verzö¬ 
gert? Der durch Abdullah Öca- 
lan, den auf der Gefängnisinsel 
Imrali inhaftierten Führer der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), 
erarbeitete Plan sollte zum 25. 
Jahrestag der ersten Guerillaak¬ 
tionen am Samstag der Öffent¬ 
lichkeit präsentiert werden. Doch 
aufgrund »widriger Wetterbedin¬ 
gungen« untersagte die Militär¬ 
polizei am Küstenort Gemlik den 
Rechtsanwälten die Überfahrt 
nach Imrali, wo ihnen Öcalan sei¬ 
nen Text übergeben wollte. Da 
der Wetterbericht für das Marma¬ 
rameer zwar »frischen«, aber kei¬ 


neswegs stürmischen Wind und 
strahlenden Sonnenschein mel¬ 
dete, handelt es sich offenbar um 
einen Vorwand. Am Freitag wol¬ 
len die Anwälte einen erneuten 
Versuch unternehmen, ihren 
Mandanten zu treffen. 

In Ankara demonstrierten am 
Dienstag Kurdinnen für den 
gefangenen Kurden. »Keine 
Lösung ohne Öcalan«, hieß es auf 
Tafeln. Am Mittwoch erklärten 
mehr als 150 Intellektuelle ihre 
Unterstützung für eine friedliche 
Beilegung des Kurdenkonflikts. 
Die Hauptverantwortung für 
einen Weg aus der Misere liege 
beim türkischen Parlament, 
erklärten 162 Künstler, Journali¬ 


sten und Akademiker in einem 
Appell. Unterdessen sieht sich 
die islamisch-konservative AKP- 
Regierung für ihre eigenen zag¬ 
haften Reformvorschläge in der 
kurdischen Frage schweren 
Anschuldigungen der nationalisti¬ 
schen Opposition ausgesetzt. Die 
AKP-Überlegungen zielten auf 
die Spaltung des Landes, behaup¬ 
tete der Führer der faschisti¬ 
schen MHP, Devlet Bahceli, und 
fragte, ob Ministerpräsident 
Erdogan Istanbul wieder in Kon¬ 
stantinopel umbenennen wolle. 
Erdogan hatte vorgeschlagen, 
zwangstürkisierte Orte wieder 
mit ihren kurdischen Namen zu 
benennen. 

(jW, 13.8., ISKU) 


Ein Ende des Kurdenkonflikts scheint greifbar — wenn Erdogan will 

Die grosse Chance für die Türkei 


In Ankara haben Kontakte der 
Regierung zur kurdischen Seite 
stattgefunden. Kommende Woche 
will PKK-Führer Öcalan einen 
Friedensplan vorstellen. 

Vor einigen Wochen hat der auf 
der Gefängnisinsel Imrali inhaf¬ 
tierte PKK-Führer Abdullah Öca¬ 
lan durch seine Anwälte mitge¬ 
teilt, er werde am kommenden 
15. August einen Plan zur Lösung 
der Kurdenfrage vorstellen. Das 
Datum ist kein Zufall. Es ist der 
25. Jahrestag zweier Überfälle, 
mit denen die Partei der Arbeiter 
Kurdistans (PKK) den bewaffne¬ 
ten Kampf gegen die Türkei 
eröffnet hatte. In dem von beiden 
Seiten auch mit terroristischen 
Mitteln geführten Krieg gab es 
zirka 40 000 Todesopfer, viele von 
ihnen Zivilisten. 

Es ist ausgeschlossen, dass die 
türkische Regierung direkt auf 
die Vorschläge eines zu lebens¬ 
langer Haft verurteilten Terroris¬ 
tenführers eingeht. Und trotzdem 
standen die Chancen noch nie so 
gut für eine Lösung der Kurden¬ 
frage. Die Regierung Erdogan 
hat eine solide Mehrheit im Par¬ 
lament und kommt zusammen 
mit prokurdischen Abgeordneten 
sogar nahe an eine Zweidrittelm¬ 
ehrheit heran. Staatspräsident 
Abdullah Gül ist nicht nur ein 
enger Vertrauter Erdogans, er ist 
in der Kurdenfrage sogar noch 
weit agiler als der Regierungs¬ 
chef selbst. Und die türkische 


Armee, die sich in normalen Zei¬ 
ten wohl gegen Zugeständnisse 
in der Kurdenfrage stellen 
würde, ist politisch angeschla¬ 
gen, seit einige ihrer ehemals 
höchsten Befehlshaber wegen 
Putschplänen vor Gericht stehen. 
Es gibt inzwischen auch erste 
Verfahren gegen Verantwortliche 
für den Staatsterror gegen PKK- 
Sympathisanten in den neunziger 
Jahren. Zwar ist das noch keine 
umfassende Aufarbeitung, doch 
zweifellos trägt auch dies zur Ent¬ 
spannung bei. 

Die Bühne für eine historische 
Lösung der Kurdenfrage scheint 
bereit zu sein. Der Held, der sie 
betritt, sollte aber eigentlich 
nicht PKK-Chef Abdullah Öcalan, 
sondern der Ministerpräsident 
der Türkei, Tayyip Erdogan, sein. 
Doch dieser zögert. Erdogan hat 
zwar «eine Öffnung in der Kur¬ 
denfrage» angekündigt. Und ver¬ 
gangene Woche hat er sich auch 
erstmals mit dem Führer der pro¬ 
kurdischen Partei für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft, Ahmet 
Türk, getroffen. Beide sagten 
nachher, dass sie grosse Hoff¬ 
nungen hätten. Sonst sagten sie 
indes nichts, auch nicht, ob sie 
sich noch einmal treffen werden. 

Von Erdogan ist weder bekannt, 
was er genau vorhat, noch, wann 
er etwas dazu sagen wird. Eine 
Pressekonferenz zum Thema 
liess er den Innenminister halten, 
der aber auch nicht wusste, was 


zu sagen war. Ein Kommentator 
der Zeitung «Milliyet» schrieb 
danach maliziös, die Regierung 
habe nicht den Mut für eine 
Lösung, sondern verfüge «nur 
über die Technik», um den Ein¬ 
druck zu erwecken, dass sie auf 
eine Öffnung hinarbeite. Der Ver¬ 
dacht ist nicht von der Hand zu 
weisen. Schliesslich hat Erdogan 
schon im Jahre 2005 in Diyarba- 
kir, im Osten des Landes, eine 
Lösung der Kurdenfrage und 
zwei Jahre später eine neue Ver¬ 
fassung angekündigt. Beide Male 
blieb es bei der Ankündigung. 

Zu den Dingen, die Erdogan zau¬ 
dern lassen, gehört die Reaktion 
der Ultranationalisten. Deren 
Führer, Devlet Bahceli, hat Erdo¬ 
gan bereits unterstellt, er wolle 
sich «mit Banditen» an einen 
Tisch setzen. Dabei hat Erdogan 
noch gar nicht gesagt, ob er sich 
zur Lösung der Kurdenfrage 
überhaupt mit irgendjemandem 
an einen Tisch setzen würde, 
geschweige denn mit wem. Ob 
Erdogan nur den Vorwurf des 
Vaterlandsverrates fürchtet oder 
selbst noch nicht so richtig will, 
bleibt sein Geheimnis. Derzeit ist 
jedenfalls alles bereit für einen 
historischen Schritt, was den 
Regierungschef ja noch anziehen 
könnte. Den ersten Akt kann nun 
Abdullah Öcalan spielen, der 
dabei eher überraschend die Auf¬ 
merksamkeit der türkischen 
Öffentlichkeit hat. 

(NZZ, 9.8., ISKU) 
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Meldungen 

Über 6 Jahre Haft für Frauen¬ 
rechtlerin 

Das Urteil gegen Ronak S. (22) 
ist bestätigt worden. Unter dem 
Vorwurf der „Schädigung der 
Nationalen Sicherheit“ des Iran 
erhielt sie eine Haftstrafe von 6 
Jahren und 6 Monaten. Ronak S. 
wurde im 9. Oktober 2007 in der 
Stadt Sine verhaftet. Ihre Gesund¬ 
heit soll aufgrund der erlebten 
Folter stark angegriffen sein. 
Weitere Haftstrafen gab es für 
fünf Jugendliche wegen „Unter¬ 
stützung der PEJAK“. Sie waren 
im vergangenen Winter in einem 
Dorf bei Sine verhaftet und gefol¬ 
tert worden. 

Husyar E. (19) erhielt jetzt 6 
Monate Haft. Behmen S. (20), Sir- 
wan M. (26) und Seywan R. (26, 
Student) erhielten jeweils 6 Jahre 
Haft und Cehanbexs E. (26) 
erhielt 16 Monate Haft. 

(ANF, 9./10.8., ISKU) 

Manöver auf dem Mittelmeer 

Die Türkei, Israel und USA wer¬ 
den Truppenübung auf dem 
Mittelmeer durchführen. Die 
Übung wird vom 17. bis zum 21. 
August im Osten des Mittelmeers 
stattfinden. Acht Schiffe, vier 
Hubschrauber und drei Such- 
und Rettungsflugzeuge von 
Streitkräften der drei Länder wer¬ 
den an den Truppenübungen teil¬ 
nehmen. (Milliyet, 12.8., ISKU) 

Offizielles Ergebnis der Regio¬ 
nalwahlen in Süd-Kurdistan 

Das amtliche Ergebnis der Regio¬ 
nalwahlen in Süd-Kurdistan 
(Irak) liegt nun vor. Danach ist 
Mesut Barzani mit 70 Prozent der 
Stimmen zum Präsidenten der 
föderalen Region gewählt wor¬ 
den. Das Bündnis bestehend aus 
YNK und KDP hat 59 der insge¬ 
samt 111 Sitze des Regionalparla¬ 
ments errungen. Das Wahlbünd¬ 
nis Goran 25 Sitze und das Wahl¬ 
bündnis Hizmet ve Reform, zwei 
linke Parteien im Wahlbündnis 
mit zwei islamischen Parteien, 
kann 13 Abgeordnete ins Parla¬ 
ment schicken. Daneben können 
die Turkmenen 3, die Christen 2 
und die Armenier 1 Vertreter ins 
Parlament entsenden. 

(ANF, 7.8., ISKU) 

Mahnwache für politische 
Gefangene 

Vor dem gerichtsmedizinischen 
Institut in Istanbul begann am 
Montag eine »Freiheits-Mahnwa¬ 
che« für die Freilassung der 
krebskranken Güler Zere. Die 
von verschiedenen politischen 
Organisationen initiierte Aktion 
soll bis zur Entlassung der Gefan¬ 
genen fortgesetzt werden, so ein 
Sprecher. Zeres Anwältin erklär- 




DTP-Abgeordneter Selahattin Demirtas : Nationalität plus kurdische Lie¬ 
der verhindern Tigrans Begräbnis in Amed 

Aram Tigran verstorben 


Die griechische Staatsangehörig¬ 
keit des berühmten armenisch¬ 
stämmigen Liedtexters und Sän¬ 
gers Aram Tigran sowie seine in 
kurdischer Sprache vorgetrage¬ 
nen Lieder hätten dessen letzten 
Wunsch nach einem Begräbnis in 
Amed/Diyarbekir mit Problemen 
belastet, sagte ein pro-kurdisch 
eingestellter Abgeordneter am 
Mittwoch. 

Tigran, der am 8. August 2009 
durch einen Schlaganfall starb, 
wird als eine Kernfigur kurdi¬ 
scher Musikkultur angesehen, 
aber er sang und schrieb auch Lie¬ 
der in Arabisch, Armenisch, Grie¬ 
chisch, Aramäisch und Türkisch. 
Der Sänger wurde 1934 im Dorf 
Burada im Südosten der Provinz 
Batman geboren, bevor seine 
Familie in die syrische Stadt Qal- 
seli zog. Als 9-jähriger begann er 
auf dem Saiteninstrument Oud zu 
spielen. Zeit seines Lebens 
schrieb er über 100 Lieder in Kur¬ 
disch und Armenisch. Sein Reper¬ 
toire umfasste 435 Lieder in ver¬ 
schiedenen Sprachen der Region. 


Eine Person wurde verletzt, nach¬ 
dem auf eine Demonstration gegen 
die Erklärung der Lalesi Alm zur 
militärischen Sperrzone, das Feuer 
eröffnet wurde. Die Alm, die am 6. 
August bombardiert wurde und auf 
der militärische Operationen statt¬ 
fanden, wurde für Hirten und Vieh 
gesperrt. 

Die Demonstration an der auch 
viele Viehwirtschaft betreibende 
Menschen teilnahmen, führte zum 


Die Türkei will dem Irak mehr 
Wasser aus den Flüssen Euphrat 
und Tigris zukommen lassen. 
Künftig sollen fast 40 Prozent 
mehr Wasser ins Nachbarland 
fliessen als bisher. 

«Wir haben zugesagt, die Durch¬ 
leitungsquote für den Irak auf 
über 500 Kubikmeter pro Sekun¬ 
de zu erhöhen», erklärte der tür¬ 
kische Aussenminister Ahmet 


Obwohl er die meiste Zeit seines 
Lebens auf Kurdisch sang, sah er 
Diyarbekir zuerst im Mai 2008, als 
er am Kunst- und Kulturfestival in 
Diyarbekir teilnahm und weitere 2 
Monate in der Region verbrachte. 
Tigrans Wunsch nach einer Grab¬ 
stätte in der südöstlichen Metro¬ 
pole Diyarbekir veranlasste die 
Stadtverwaltung alles zu unter¬ 
nehmen um dieses Begehren 
erfüllen zu können. 

Selahattin Demirtas, Abgeordne¬ 
ter der pro-kurdischen Partei für 
eine Demokratische Gesellschaft 
(DTP), meinte anlässlich einer 
Pressekonferenz mit Diyarbekirs 
Oberbürgermeister Osman Bay- 
demir und der DTP-Abgeordneten 
Aysel Tugluk, es sei eine Schan¬ 
de, dass Tigrans Leichnam seit 5 
Tagen in Athen warten musste. Er 
sagte dazu, es sei ein Hinterge¬ 
danken provozierender Wider¬ 
spruch, wenn hohe Beamte das 
reiche kulturelle Erbe des Landes 
priesen, gleichzeitig aber bürokra¬ 
tische Hürden errichteten, welche 


Kreisamt des Gouverneurs und rief 
Parolen wie „Die Repression wird 
uns nicht einschüchtern“, „Die 
PKK ist das Volk und das Volk ist 
hier“. Es sprach auch der DTP 
Kreisvorsitzende Rahmi Ataman. 
Er erklärte, dass die Alm im Ver¬ 
waltungsgebiet des Stadtrates liege 
und deshalb legal nicht zum verbo¬ 
tenen Gebiet erklärt werden 
könne. Weiterhin erwähnte er, dass 
gestern Hirten und Vieh aus 


Davutoglu auf einer Pressekonfe¬ 
renz in Bagdad. 

Der Irak erhält derzeit 360 Kubik¬ 
meter pro Sekunde und bean¬ 
sprucht eine Quote von mindes¬ 
tens 700 Kubikmetern. Die Türkei 
hatte die Durchlassrate zuletzt im 
Frühjahr um 130 Kubikmeter pro 
Sekunde erhöht. 

Die Ressourcen der beiden gros¬ 
sen vorderasiatischen Ströme sind 


Tigrans Begräbnis in Diyarbekir 
verhindern sollten. 

Die Zustimmung des Innen-, 
Außen- und Kulturministeriums 
ist notwendig für das Begräbnis 
eines Ausländers in der Türkei. 

Die Menschen würden mehr 
Unterstützung von der Regierung 
erwarten, meinte Demirtas und 
fügte hinzu, wenn Tigran nicht in 
Diyarbekir begraben würde, wolle 
die DTP dort eine Gedenkzeremo¬ 
nie veranstalten und die Familie 
würde den Sänger in Brüssel 
bestatten. 

Baydemir sagte, Tigran hätte viele 
Fans in der Stadt und die Stadtver¬ 
waltung habe das Begräbnis vorbe¬ 
reitet: "Wir wollen uns von Aram 
Tigran so verabschieden, wie er es 
verdient hat". Der Oberbürgermei¬ 
ster fügte hinzu, er hoffe immer 
noch, dass die Hindernisse über¬ 
wunden werden könnten: "Es ist 
unmöglich einen Leichnam auf 
unbestimmte Zeit warten zu las¬ 
sen". (km, 12.8., ISKU) 


Kobra- und Sikorsky- Helikoptern 
beschossen worden seien und viele 
die wirtschaftlich von den Almen 
abhängig sind, vertrieben wurden. 
Nach dieser Erklärung wurde aus 
drei Waffen auf die Menschen¬ 
menge geschossen. Es war nicht 
klar woher die Schüsse kamen, 
aber in Folge des Angriffs wurde 
der 17-jährige Kerem C. am Arm 
verletzt. 

(ANF, 7.8., ISKU) 


in den Anrainerländern Türkei, 
Syrien und Irak ein heikles 
Thema. Euphrat und Tigris ent¬ 
springen in der Türkei, die sie im 
Oberlauf für die Stromgewinnung 
nutzt. Syrien und der Irak benöti¬ 
gen das kostbare Nass für die 
Bewässerung der Landwirtschaft 
in einer trockenen und heißen Kli¬ 
mazone. 

(tb, 11.8., ISKU) 


te, der Beschluß des Instituts zur 
Fortsetzung der Haft komme 
einem Todesurteil für ihre Man¬ 
dantin gleich. Zere wurde 1995 
unter dem Vorwurf der Mitglied¬ 
schaft in der DHKP-C (Revolutio¬ 
näre Volksbefreiungspartei- 
Front) verhaftet und zu einer 
lebenslänglichen Haftstrafe ver¬ 
urteilt. (jW, 12.8., ISKU) 

Anklage gegen Gouverneur 

Bei den Kommunalwahlen im 
Frühjahr war der Provinzgouver¬ 
neur von Tunceli vom Hohen 
Wahlrat aufgefordert worden, die 
Verteilung von Küchengeräten 
im Rahmen sozialer Beihilfen zu 
stoppen. Nachdem dieser die Ver¬ 
teilung fortsetze stellte der Hohe 
Wahlrat Strafanzeige. Während 
das Innenministerium ein Dienst¬ 
aufsichtsverfahren einleitete, 
ermittelte auch die Staatsanwalt¬ 
schaft am Kassationsgerichtshof. 
Die Anklageschrift wurde von der 
achten Strafkammer des Kassa¬ 
tionsgerichtshof angenommen. 
Gefordert wird ein Strafmaß von 
sechs Monaten bis einem Jahr 
Haft. (NTV, 28.7., ISKU) 

15. August: Demonstration 
"Solidarität mit dem kurdi¬ 
schen Befreiungskampf' 

Am 15. August 1984 begann in 
den kurdischen Gebieten der 
Türkei der Aufstand gegen die 
seit dem Putsch vom 12. Septem¬ 
ber 1980 blutig herrschende Mili¬ 
tärdiktatur. 

Zum 25. Jahrestag des Aufstands¬ 
beginns ruft das Kurdistan-Soli¬ 
daritätskomitee Berlin unter¬ 
stützt von kurdischen Vereinen, 
antifaschistischen und sozialisti¬ 
schen Organisationen zu einer 
Solidaritätsdemonstration mit 
dem kurdischen Befreiungs¬ 
kampf auf. Die Demonstration 
beginnt mit einer Auftaktkundge¬ 
bung ab 14 Uhr auf dem Her¬ 
mannplatz in Neukölln und führt 
ab 15 Uhr zum Kreuzberger 
Mariannenplatz, wo es ab ca. 17 
Uhr eine Abschusskundgebung 
mit Musikbeiträgen deutscher 
und kurdischer Gruppen geben 
wird. 

Quellen: 

ANF Firat news agency 

jW junge Welt 

NZZ Neue Zürcher Zeitung 

tp turkishpress 

IP Istanbul Post 

km kurdmania.com 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köhl, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Vorbereitungen für ein neues Strafgericht 


Der Hohe Rat der Richter und 
Staatsanwälte hat grundsätzlich der 
Einrichtung eines zweiten Großen 
Strafgerichts in Ankara zuge¬ 
stimmt. Die Cumhuriyet weist als 
Hintergrund der Entwicklung hin, 
dass die Großen Strafgerichte die 
Aufgaben der früheren Staatssi¬ 
cherheitsgerichte übernommen 
haben. Waren in Ankara zuvor zwei 
Staatssicherheitsgerichte tätig, so 
wurde die Zuständigkeit nach der 
Reform auf das 11. Große Strafge¬ 
richt übertragen. Angesichts der 


Überlastung dieses Gerichts wird 
nun die Gründung eines 12. Gro¬ 
ßen Strafgerichts vorbereitet 
Interessant ist die Nachricht auch 
im Hinblick auf eine Meldung der 
Tageszeitung Vatan vom 28. Juli. 
Die Vatan teilt mit, dass in der drit¬ 
ten Anklageschrift zur Ergenekon- 
Ermittlung die Staatsanwälte den 
Antrag stellen, die Ermittlungen 
und Anklage gegen Generalstabsof¬ 
fiziere, die an Putschvorbereitun¬ 
gen beteiligt gewesen sein sollen, 
nicht in Istanbul, sondern in Anka¬ 


ra zu führen. In der dritten Ankla¬ 
geschrift sei den sogenannten 
"Putschtagebüchern" des pensio¬ 
nierten Admirals Örnek breiter 
Raum gegeben worden, jedoch 
beantragt worden, die Untersu¬ 
chung gegen den pensionierten 
Heereskommandanten General 
Aytac Yarman, den pensionierten 
Luftwaffenkommandeur General 
Ibrahim Firtina und dem pensio¬ 
nierten Flottenkommandeur Admi¬ 
ral Özden Örnek in Ankara zu füh¬ 
ren. (IP, 30.7, ISKU) 


Schüsse auf Demonstration 


Türkei sagt Irak erhöhte Wasserquote zu 
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„Das kurdische Volk fordert politische 
und kulturelle Rechte und die Freiheit“ 


In welchem Kontext steht die Road- 
map? 

Das 21. Jahrhundert wird charakte¬ 
risiert durch die Demokratie, den 
Frieden, die Menschenrechte und 
das friedliche Zusammenleben mit 
der Natur als menschlichen Wer¬ 
ten. Es ist eine Epoche, in der viele 
ethnische und nationale Konflikte 
mit friedlichen und demokrati¬ 
schen Methoden gelöst werden. 
Demgegenüber steht ein 30-40-jäh- 
riger Krieg in Kurdistan und der 
Türkei, der zwischen der Vorhut 
des kurdischen Volkes, der PKK 
und dem türkischen Kolonialismus 
geführt wird. Beide Seiten haben 
versucht, ihre Ziele mit Gewalt zu 
erreichen. Aber eine Lösung des 
Problems gab es bisher nicht, denn 
eine Lösung kann nicht durch die 
schon immer angewandten Metho¬ 
den erreicht werden und durch die 
Verleugnung der kurdischen Iden¬ 
tität durch den türkischen Staat. 
Der Kampf gegen diese Verleug¬ 
nungspolitik hat ein bestimmtes 
Niveau erreicht. 

In anderen Worten, der Krieg und 
die Gewalt haben ihre Rolle 
gespielt. Der Präsident Abdullah 
Öcalan hat oft versucht, die kurdi¬ 
sche Frage zu lösen, mit Hilfe des 
Dialogs und des Friedens. Er hat 
sich immer verantwortlich für das 
kurdische Volk gefühlt. 

Murat Karayilan vom Zentralkomi¬ 
tee der PKK hat die zentralen Bedin¬ 
gungen für einen Friedensprozess 
beschrieben. Welche sind das? Hat 
sich etwas nach den Wahlen im 
März verändert? 

Um zu einer friedlichen Lösung 
beizutragen, hat unsere Organisa¬ 
tion, seit Jahren unilaterale Waffen¬ 
stillstände und Zeiträume ohne 
Konfrontation erklärt. Sie hat zivil¬ 
gesellschaftliche Lösungsmodelle 
vorgeschlagen und durchgeführt 
und die Öffentlichkeit daran partizi¬ 
pieren lassen. Bei jeder Gelegen¬ 
heit haben wir unser Interesse an 
einer friedlichen und politischen 
Lösung unterstrichen. 

Unser Vorsitzender hat die Intellek¬ 
tuellen und Akademiker, die Politi¬ 
ker, die Zivilgesellschaft, die Bevöl¬ 
kerung der Türkei und in der Dia¬ 
spora um Lösungsvorschläge gebe¬ 
ten, um die Roadmap vorzuberei¬ 
ten. Also, er hat jeden Sektor der 
Gesellschaft befragt, um einen Weg 
zum Frieden zu finden. 

Ohne etwas vorwegzunehmen, 
kann man sagen, dass das kurdi¬ 
sche Volk alle Rechte einfordern 
wird, die ein Volk bekommen sollte: 
Die eigene Identität frei zu leben 
und zu organisieren, die politischen 


und kulturellen Rechte und die der 
Identität müssen unter den Schutz 
der Verfassung gestellt werden und 
ein System von Autonomieregio¬ 
nen insbesondere bezüglich der 
lokalen Verwaltungsebenen. Mit 
anderen Worten, es werden politi¬ 
sche, kulturelle Rechte und die 
Freiheit gefordert werden. 

Vor den Wahlen am 29. März 
erklärte unsere Bewegung einen 
einseitigen Waffenstillstand, um die 
demokratische Entwicklung der 
Wahlen zu unterstützen. Man kann 
sagen, dass der türkische Staat 
positiv reagiert hat. Er hat keine 
größeren militärischen Operatio¬ 
nen durchgeführt um größere 
Spannungen zu vermeiden. 

Die Wahlen produzierten große 
Erwartungen und auch schwere 
Repressionen. Besonders scharf 
war die Repression gegen die DTR 
der Repräsentantin des kurdischen 
Volkes, durch Massenverhaftun¬ 
gen. Die AKP, das Militär und die 
Staatsbürokratie haben sich gegen 
die kurdische Partei vereint. 

In Kurdistan waren die Wahlen wie 
ein Referendum zwischen dem 
Staat und der Befreiung des kurdi¬ 
schen Volkes. Die DTP hatte gro¬ 
ßen Erfolg und hatte so die Hoff¬ 
nung auf den Beginn eines Dialo¬ 
ges. Die Realität war dem ent¬ 
gegengesetzt: der Staat war nicht 
bereit, die Wahlergebnisse zu tole¬ 
rieren. Er ordnete Massenverhaf¬ 
tungen von Aktivistinnen der kurdi¬ 
schen Partei an. In Amara und 
Dogubeyazit wurden drei Patrioten 
umgebracht. In den Nachrichten 
konnte man sehen, wie die Kinder 
gefoltert wurden. Man wollte den 
demokratischen Willen des kurdi¬ 
schen Volkes brechen. Aber dieses 
setzte seinen Widerstand fort 

Die türkische Regierung besteht dar¬ 
auf, dass die PKK die Waffen abgibt? 
Was ist ihre Meinung dazu? 

Es ist verständlich, dass die türki¬ 
sche Regierung auf diesem Punkt 
besteht. Und es gibt natürlich 
Leute, die glauben das Problem 
wäre gelöst, wenn die PKK entwaff¬ 
net würde. Die wirkliche Intention 
des türkischen Staates ist, das kur¬ 
dische Volk ohne Verteidigung und 
Kampfkraft zu lassen. Die Strategie 
des türkischen Staates ist es zu ver¬ 
suchen, die kurdische Bevölke¬ 
rung als Geiseln zu halten, ihnen 
Rechte zuzugestehen oder zu ver¬ 
weigern wenn es nützlich 
erscheint. Das kurdische Volk ist 
nicht in die Berge gegangen, weil 
ihm die Waffen gefallen oder aus 
Spaß. Die PKK war zum bewaffne¬ 
ten Kampf gezwungen, er war eine 


Folge. Dem Volk wurden funda¬ 
mentale Rechte vorenthalten, wie 
die nationalen Rechte. Dagegen 
richtete sich ein Kolonialismus, der 
bis zu einem kulturellen, politi¬ 
schen und ökonomischen Massa¬ 
ker reichte. Freiheit und Demokra¬ 
tie? Es war eine Epoche in der 
sogar reden und sich zu organisie¬ 
ren verboten war. [...] Die Kurden 
konnten nicht akzeptieren, sich 
wehrlos zu opfern und nahmen die 
Waffen auf, um sich zu verteidigen. 
Und vor dem Hintergrund dieser 
Realität kann man nicht fordern, 
dass die PKK ihre Waffen abgibt. 
Wenn das Militär die Macht hätte, 
die PKK zu entwaffnen, dann hätte 
es dies schon getan. Sie haben 
immer gesagt: „Wir vernichten sie, 
wir machen Schluss mit ihnen, wir 
löschen sie aus.“ Europa, die USA 
und die Staaten der Region haben 
die Türkei unterstützt, deren Ziel es 
war, die PKK zu vernichten. Aber 
das ist bis jetzt nicht gelungen. Und 
jetzt wird gesagt, dass sie die Waf¬ 
fen abgeben sollte. Nein. Zuvor gibt 
es eine Frage, die gelöst werden 
muss, danach verschwinden die 
Gründe für den bewaffneten 
Kampf. In dieser neuen Realität 
wäre es notwendig, die Waffen 
abzugeben, aber dies würde als 
geplanter Vorgang ablaufen, ausge¬ 
handelt am Verhandlungstisch. 

Die türkische Exekutive macht viel 
Propaganda, um die Roadmap ins 
Leere laufen zu lassen. Was denken 
Sie über die Rolle der Regierung in 
diesem Moment? Der Präsident 
Abdullah Gül und der Premiermini¬ 
ster Recep Tayyip Erdogan haben 
viel, aber nichts Konkretes gesagt. 

In den nächsten Tagen werden wir 
deutlicher sehen, ob sie die Road¬ 
map ins Leere laufen lassen wollen. 
Ohne Zweifel wenden sie Verzöge¬ 
rungsstrategien an ,um Zeit zu 
gewinnen und uns zu betrügen. 
Dies macht die Situation nur kom¬ 
plizierter. [...] Der Präsident und 
der Premierminister haben etwas 
gesagt: Die Frage existiert und 
muss gelöst werden. Diese Erklä¬ 
rungen werden in der Türkei als 
positiver Schritt wahrgenommen. 
Aber von den Worten muss zu 
Taten übergegangen werden. 
Erklärungen gab es schon in der 
Vergangenheit. 2005 zum Beispiel 
erklärte Erdogan in Diyarbakir, der 
Staat würde um Entschuldigung 
bitten, wenn es nötig wäre. Danach 
begannen die Militäroperationen 
von Neuem. 

Seit dem osmanischen Reich ist die 
Grundidee, dass der Staat alles 
darf, dass er auf der einen Seite 
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Meldungen 

Nationaler Sicherheitsrat tagt - 
Besuch auf Imrali verhindert 

Am Donnerstag trat der Nationale 
Sicherheitsrat der Türkei zusam¬ 
men, um erstmalig gemeinsam 
über die „Demokratische Öff¬ 
nung“ des Landes im Zusammen¬ 
hang mit der Kurdischen Frage zu 
beraten. Ein Zusammenhang mit 
dem eigentlich für Mittwoch vor¬ 
gesehen Besuch der Anwälte Abul- 
lah Öcalans auf Imrali, wo die 
lange erwartete Road-Map überge¬ 
ben werden sollte, ist naheliegend. 
Dieser Besuch wurde erneut „auf 
Grund technischer Probleme“ ver¬ 
hindert. Der nächste Besuch soll 
nun am Freitag stattfinden - einen 
Tag nach den Beratungen des 
Sicherheitsrates. (ISKU, 20.8.,) 

DTP traf sich mit Yasar Kemal 

Abgeordnete der Partei der demo¬ 
kratischen Gesellschaft (DTP) tra¬ 
fen sich in Istanbul mit Yasar 
Kemal und baten den bekannten 
Autoren, sich aktiv für die Lösung 
der kurdischen Frage einzusetzen. 
Außerdem wurde er zum „Frie¬ 
densmeeting" am 1. September in 
Amed eingeladen. 

Das Treffen fand im Haus Kemals 
statt. Anwesend waren der DTP- 
Vorsitzende Ahmet Türk, der 
Abgeordnete Sirri Sakik aus Mus 
und der Abgeordnete von Batman 
Bengi Yildiz. 

Sirri Sakik sagte später, dass 
Kemal sich bereit erklärt habe, 
aktiv zur Lösung beizutragen. 
Kemal sagte auch zu, am Friedens¬ 
meeting teilzunehmen, wenn dies 
seine Gesundheit zulasse. 

Auch Innenminister Atalay 
besuchte am Dienstag Yasar 
Kemal und sprach mit ihm über 
seine Gedanken für die „demokra¬ 
tische Öffnung". 

(ANF, 19.8., ISKU) 

KCK verurteilt 
Bombenanschlag in Istanbul 

Der Exekutivrat der KCK hat sich 
von dem Bombenanschlag in 
Istanbul, durch den am 14. August 
ein Mensch getötet wurde und ein 
weiterer verletzt worden war, dis¬ 
tanziert und die Aktion verurteilt. 
Es handele sich dabei um einen 
„provokativen Angriff“, mit dem 
die positiven Entwicklungen der 
jüngsten Zeit sabotiert werden 
sollten. 

Weiter wird in der KCK-Erklärung 
darauf aufmerksam gemacht, dass 
sich die kurdische Seite bis heute 
an ihren Beschluss vom 13. April, 
keine militärischen Aktionen 
durchzuführen, gehalten habe. 

(ANF, 15.8., ISKU) 

Militäroperation in Hakkari - 
Kontraguerilla in Dersim 




Grund des Konflikts sein kann und glauben wir, dass zusammen mit eingesperrt, gefoltert und verur- 

der einzige der ihn lösen kann. Ein der Vorsicht unseres Volkes auch teilt. Tausende haben ihr Leben 

Ex-Premier sagte einmal: „Wenn es die türkische Gesellschaft positiv verloren. Die Intellektuellen sind 

dienlich ist, zum Kommunismus zu so einem Prozess beitragen eine Art von Gewissen der Gesell¬ 
überzugehen, dann tun wir es.“ kann. Dennoch machen wir uns Schaft, und von ihnen erwartet man 

Übertragen auf die aktuelle Situa- keine großen Illusionen. Es gibt den Mut, dass sie sagen was sie 

tion bedeutet das: Wenn es notwen- faschistische Formationen, wie glauben, 

dig ist, die kurdische Frage zu Ergenekon, und diese versuchen 

lösen, wird der Staat das tun. Es ist den positiven Weg zu unterbre- Welche Rolle kann Europa in diesem 

positiv, dass der Staat zu dem chen. Auch Elemente der CHP ver- Prozess spielen? 

Schluss gekommen ist, dass es not- suchen, den Friedensprozess zu Welches Europa, frage ich mich, 

wendig ist, sie zu lösen, aber der blockieren und das gleiche machen Wenn man vom Europa der Staa- 

Staat akzeptiert die Kurden nicht die Nationalisten und Faschisten ten redet, dann könnte es viel tun, 

als Gesprächspartner. Die Lösung von der MHP Aber die sind nicht wenn es sich für Frieden und 

kann nur sein, zwischen den Par- so stark. Demokratie einsetzen würde, 

teien zu verhandeln. Wir wissen Aber wenn Europa seine opportu- 

nicht was, die Zukunft bringt, aber Für Öcalan ist die Rolle derlntellek- nistischen Verhaltensweisen fort¬ 
in den nächsten Tagen wird sich tuellen ebenfalls wichtig. Auf welche setzt, mit seinem Schweigen, wel- 

der Nebel lichten, und wir werden Weise? ches zur Verlängerung des Kon- 

verstehen, wie es weiter geht. Als Er fängt mit einer Kritik an. Sei es fliktes beiträgt, spielt es eine nega- 

Bewegung nehmen wir unsere Ver- in der Türkei oder in Kurdistan, die tive Rolle. Das Verhältnis von 

antwortung wahr und schätzen Intellektuellen hätten nicht so lange Europa zum türkischen Staat wird 

jeden noch so kleinen Schritt in warten dürfen, um über Gerechtig- von ökonomischen Interessen 

Richtung Frieden. keit, Frieden, Freiheit und Demo- bestimmt. Aber diese Interessen 

kratie zu sprechen. Sie hätten es werden bezüglich der Lösung des 

Glauben Sie, dass die türkische vor Jahren tun sollen und etwas Konfliktes nicht angewandt, eine 

Gesellschaft bereit ist, über einen mehr Courage zeigen müssen. Türkei, die nicht die kurdische 

Friedensprozess zu reden? Obwohl sie spät kommen, ist ihre Frage löst, ist eine Last für Euro- 

Ja. In den langen Jahren des Krie- Rolle eine wichtige. Besonders die pa. Das kurdische Volk glaubt, 

ges hat der Staat eine sehr chauvi- Empfindsamkeit von Intellektuel- wenn Europa zu einer Lösung 

nistische und nationalistische len wie Yasar Kemal ist in dieser hätte beitragen wollen, dann hätte 

Gesellschaft geschaffen und es Phase besonders wichtig. Die kur- es das schon getan. Bis heute geht 

wird nicht einfach sein, diese Ein- dischen und türkischen Intellek- es auf Forderungen der Türkei 

Stellung zu überwinden. Aber wenn tuellen haben unter den Konse- ein, zum Beispiel, indem die PKK 

der Staat ernsthaft beiträgt, die quenzen der Verleugnungspolitik auf die EU-Terrorliste gesetzt 

Presse zu diesem Prozess beiträgt, des Staates gelitten. Sie wurden wird. (Gara, 14.8. ISKU) 

25 Jahre bewaffneter Aufstand 

Zehntausende Kurden haben am den öffentlichen Gebrauch der Anwälte erst am Freitag zu ihrem 

Samstag in der Türkei und in Euro- kurdischen Sprache. Der DTP- Mandanten auf die Gefängnisinsel 

pa an den Beginn des bewaffneten Abgeordnete Osman Özcelik for- Imrali vorließ. Bei dem Treffen 

Aufstandes der Arbeiterpartei Kur- derte die Einbeziehung Öcalans erinnerte Öcalan an das türkisch- 

distans (PKK) vor 25 Jahren in eine kürzlich von der türki- kurdische Bündnis im Befrei¬ 
erinnert. In der kurdischen Klein- sehen Regierung verkündete ungskrieg gegen die alliierten 

stadt Eruh, in der am 15. August »kurdische Initiative«. Was die Siegermächte nach Ende des 

1984 die Bildung der Guerilla ver- Regierung konkret anzubieten ersten Weltkrieges. Auf einer sol- 

kündet wurde, versammelten sich hat, hält sie bislang geheim. Die chen Grundlage gelte es nun, 

mehr als 25 000 Menschen auf Initiative baue auf »Liebe, Frieden eine »demokratische Republik« 

einem Kulturfestival der linken Par- und Brüderlichkeit«, hatte ein neu zu gründen, 

tei für eine Demokratische Gesell- Regierungssprecher lediglich In Adana griffen in der Nacht zum 

schaft (DTP). Unter Fahnen mit erklärt. Sonntag Aufstandsbekämpfungs- 

dem Bild des inhaftierten PKK- Auch die Veröffentlichung einer einheiten kurdische Jugendliche 

Führers Abdullah Öcalan demon- für das Wochenende angekündig- an, die Reifen in Brand gesetzt 

strierten sie für eine friedliche ten »Roadmap« Öcalans verzö- hatten und PKK-Parolen riefen. 

Lösung des Konflikts. gert sich nach Angaben seines Dabei wurde ein Polizist durch 

Sprecher der DTP verlangten die Anwalts Ömer Günes noch einige einen Messerstich getötet. 

Aufhebung aller Barrieren für Tage, da die Militärpolizei die (jW, 17.8., ISKU) 

.8.: Demonstration in Berlin 

Mehrere hundert Menschen haben zugleich ein Schritt zur Befreiung jetzt Anzeige gegen diesen Beam- 

am Samstag auf einer Demonstra- der türkischen Werktätigen von der ten wegen Körperverletzung stel- 

tion durch Berlin ihre Solidarität seit dem Putsch 1980 herrschen- len, wurde die Versammlungslei- 

mit dem kurdischen Freiheits- den Militärdiktatur sei. In dieser terin nach Ende der Schlusskund- 

kampf gezeigt. Erstmals wurde die Tradition gelte es heute, eine politi- gebung vom Polizeieinsatzleiter in 

Demonstration, an der mehrheit- sehe Lösung im Interesse nicht nur seinen Wagen gebeten. Doch statt 

lieh Kurdinnen und Kurden teilnah- des kurdischen sondern auch des die Anzeige aufzunehmen, wurde , A 

men, von einem Block deutscher türkischen Volkes zu finden. Vor- sie dort festgenommen und zur LN U ^ e 

antifaschistischer und sozialisti- aussetzung sei dabei, dass es Ver- erkennungsdienstlichen Behänd- erscheint wöchentlich und kann in 

scher Gruppierungen angeführt, handlungen auf Augenhöhe gebe. lung gebracht. Der absurde Vor- gewünschter Stückzahl gegen 

die so ihre internationale Solidarität Trotz des friedlichen Verlaufs der wurf lautet auf versuchte Gefange- Übersendung des Portos bei der 

mit dem Befreiungskampf zeigten. Demonstration vom Herrmann- nenbefreiung. Informationsstelle Kurdistan 

Auch die Partei Die Linke war mit platz zum Mariannenplatz griff die Dass die Berliner Kurdinnen und Stahltwiete 10 

Fahnen vertreten. Polizei auch diesmal an. Zwei kur- Kurden mit ihrem Anliegen nicht 22761 Hamburg 

Ein Sprecher des Kurdistan-Solida- dische Demonstrationsteilnehmer mehr isoliert dastehen, ist der Tel.: 040 - 421 02 845 

ritätskomitees betonte, dass der wurden festgenommen, darunter Polizei offenbar ein besonderes E-mail: isku@nadir.org 

kurdische Freiheitskampf von ein psychisch behinderter Mann, Dorn im Auge. Bereits eine bestellt werden. 

Anfang an eine internationalisti- dem die Polizei ins Gesicht schlug. Woche vor der Demonstration Spenden auf unser Konto: 

sehe Ausrichtung hatte. So hatten Als die (deutsche) Versammlungs- hatte die Polizei einen kurdischen Postbank Köln, BLZ 37010050 

die kurdischen Freiheitskämpfer leiterin gegen eine Festnahme pro- Vereinsvertreter vor der Konto-Nr.: 3968-506 
bereits bei ihren ersten Aktionen testierte, wurde sie von einem Poli- Zusammenarbeit mit „Autono- Weitere Informationen und einen 

vor genau 25 Jahren erklärt, dass zeibeamten auf den Boden gewor- men“ gewarnt.!...] täglichen Pressespiegel findet Ihr 

jeder Schlag gegen den türkischen fen und dabei am Arm verletzt. Kurdistan-Solidaritätskomitee im Internet unter: 

Kolonialismus in Kurdistan Unter dem Vorwand, sie könne Berlin, 16.8. www.isku.org 



Die Volksverteidigungskräfte HPG 
erklärten, dass das türkische Mili¬ 
tär in Hakkari eine Operation 
gegen ihre Einheiten begonnen 
habe. Außerdem warnten die HPG 
die Bevölkerung in Dersim vor 
Kontra-Aktivitäten. In der Region 
um Hozat in Dersim sei eine 17- 
köpfige Gruppe, die auch weibli¬ 
che Mitglieder hat, in Guerilla- 
Kleidung unterwegs seien und die 
Bevölkerung unter Druck setzten. 
Sie führten militärische Aufklä¬ 
rung durch und bereiteten in der 
Umgebung Hinterhalte vor. 

(ANF, 14.8., ISKU) 

Sieben DTP-Aktivisten in 
Nusaybin festgenommen 

Bei Hausdurchsuchungen am 
14.8. in den Vierteln Kartal Sogan- 
lik und Atasehir Mustafa Kemal 
wurden sieben DTP-Aktivisten 
festgenommen. 

Über die Gründe, wie auch über 
den Ort an den sie gebracht wur¬ 
den, ist bisher nichts bekannt. 

Seit Mittwoch finden zahlreiche 
Aktionen statt, mit denen die Frei¬ 
lassung der Inhaftierten gefordert 
wird. Zahlreiche Läden in der Stadt 
bleiben aus Protest geschlossen 
und tausende Menschen versam¬ 
meln sich auf Demonstrationen 
und Kundgebungen. 

(ANF, 15.8., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 

Termine: 

Kurdisches Kulturfestival 
am 12. September 

Das 17. Internationale Kurdische 
Kulturfestival wird am 12. Septem¬ 
ber 2009 in Gelsenkirchen stattfin¬ 
den. Organisiert wird die Veran¬ 
staltung, zu der Zehntausende 
Kurden aus ganz Europa erwartet 
werden, wie in jedem Jahr von 
YEK-KÖM, der Föderation kurdi¬ 
scher Vereine in Deutschland. 
Thematisiert werden wird dabei 
unter anderem der Militärputsch 
am 12. September 1980 in der Tür¬ 
kei sowie der Lösungsfahrplan für 
die kurdische Frage. 

Kulturelle Beiträge werden unter 
anderem von dem international 
bekannten kurdischen Sänger 
Siwan Perwer und dem kurdi¬ 
schen Hiphop-Musiker Serhado 
erwartet. (ANF, 29.7., ISKU) 
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Krieg geht trotz 
Reformversprechen weiter 


Während die türkische Regie¬ 
rung demokratische Reformen 
zur Lösung der kurdischen 
Frage verkündet, geht der Krieg 
in den kurdischen Landesteilen 
unvermindert weiter. So laufen in 
den Provinzen Hakkari und Sir- 
nak im türkisch-irakischen 
Grenzgebiet seit Tagen großan¬ 
gelegte Militäroperationen 
gegen Guerillakämpfer der 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK, 
an denen Bodentruppen ein¬ 
schließlich paramilitärischer kur¬ 
discher Dorfschützer sowie 
Kampfhubschrauber beteiligt 
sind. Von Berggipfeln aus wur¬ 
den auch Ziele im Nordirak 
beschossen. In Sirnak wurden 
zuvor geräumte Dörfer und 
große Waldgebiete in Brand 
geschossen. 

Zur Einschüchterung der Bevöl¬ 
kerung greift das Militär auch zu 
Mitteln der Spezialkriegsfüh¬ 
rung. So meldeten Dorfbewoh¬ 
ner, daß in der Nähe von Erzin- 
can eine zwölfköpfige Militärein¬ 
heit in Guerillakleidung von der 
Bevölkerung Wertgegenstände 
erpreßt. Durch solche Operatio¬ 
nen unter falscher Fahne soll 
offenbar die PKK diskreditiert 
werden. Bei Silvan in der Provinz 
Diyarbakir halten bewaffnete 
Konterguerillamänner in Zivil¬ 
kleidung seit über einer Woche 
zehn Bergdörfer unter Blockade. 
In einem Korrespondentenbe¬ 
richt der Nachrichtenagentur 
Firat heißt es: »Tagsüber 
bewegen sich die Kontras ver¬ 
steckt in den Bergregionen, wäh¬ 
rend sie nachts Llinterhalte in 


Die kurdische Parlamentsabge¬ 
ordnete Sebahat Tuncel sorgt mit 
einer Parlamentsanfrage über 
eine mögliche Kennzeichnung 
christlicher Häuser derzeit für 
Aufsehen: Demnach wurden in 
den letzten Wochen Häuser in 
Sisle und Samatya, Gegenden in 
Istanbul, in denen viele Armenier 
und Griechen leben, mit roten 
oder grünen Zetteln gekennzeich¬ 
net. Tuncel will von Innenminister 
Besir Atalay wissen, wer hinter 
dieser Kennzeichnung steckt und 
welchen Sinn das haben soll. 

Die Anfrage von Sebahat Tuncel 
geht auf einen Bericht in der 
armenisch-türkischen Wochenzei¬ 
tung Agos zurück. Wie Agos-Re- 


der Nähe der Dörfer legen. Die 
Bevölkerung der Dörfer lebt in 
Todesangst.« 

Während auch in der Region 
Tunceli (kurdisch: Dersim) eine 
Militäroperation anlief, wurde 
der seit dem Frühjahr geltende 
Ausnahmezustand für eine Reihe 
von Gebieten bis Ende Novem¬ 
ber verlängert. Im Stadtbild von 
Dersim sind Kühe und Schafe 
mittlerweile normal, weil viele 
Hirten und Bauern ihr Vieh nicht 
auf die Weiden bringen können. 
Wer sich das teure Futter nicht 
leisten kann, muß sein Vieh ver¬ 
kaufen. So soll die örtliche Bevöl¬ 
kerung offenbar auch durch öko¬ 
nomischen Druck zur Abwande¬ 
rung gezwungen werden. 
Weiterhin wurden Menschen aus 
den Dörfern in den Ausnahmezu¬ 
standsregionen vertrieben. Be¬ 
sonders zynisch ist dies für die 
Menschen, die seit kurzem mit 
dem staatlichen Rückkehrpro¬ 
gramm versuchen, sich wieder in 
ihren Dörfern eine Existenz auf¬ 
zubauen. 

Breit angelegte Operationen 
in Nordkurdistan 

In Yüksekova in der Provinz Hak¬ 
kari wurde am Abend des 23.8. 
eine groß angelegte Operation 
gegen die Guerilla begonnen. An 
der Operation nehmen eine 
große Zahl von Soldaten und 
Kampfhubschraubern teil. 

In der Umgebung von Dersim 
und Erzincan führt das Militär 
ebenfalls groß angelegte Opera¬ 
tionen durch. Sowohl Bodentrup¬ 
pen als auch Kampfhubschrau- 


dakteur Ariz Nalci dem Standard 
bestätigte, hätten beunruhigte, 
"überwiegend ältere Angehörige 
der armenischen Community" bei 
der Zeitung angerufen und darü¬ 
ber berichtet, dass an ihren Häu¬ 
sern kleine rote oder grüne Zettel 
pickten. Man ging der Sache nach 
und stellte fest, dass rund 100 
Häuser, in denen nicht immer, 
aber doch sehr häufig Armenier 
leben, mit diesen Zetteln, die 
ungefähr die Größe eines U-Bahn- 
Tickets haben, beklebt seien. 

"Wir wissen nicht, was das bedeu¬ 
ten soll", sagte Nalci, aber etliche 
Leute seien beunruhigt. Nachfra¬ 
gen bei der Stadtverwaltung und 
der Polizei haben bislang kein 


ber nehmen an der Operation 
teil. In der Nähe des Dorfes 
Kerah bei Erzincan wurde eine 
12-köpfige Konterguerillaeinheit 
gesichtet, die sich als Guerillas 
ausgeben und von der Bevölke¬ 
rung Wertgegenstände erpres¬ 
sen. Weitere Operationen fanden 
in den Regionen Erzurum und 
Agn statt, wurden jedoch erfolg¬ 
los abgebrochen. 

Die Cudi-Berge brennen 

Ebenfalls in Nordkurdistan, in 
der Region Sirnak, wurde eine 
Operation des türkischen Mili¬ 
tärs begonnen, an der auch eine 
große Zahl der paramilitärischen 
Dorfschützer teilnehmen. 

Im Rahmen dieser Operation 
wurden die vorher geräumten 
Dörfer Hehler und Sax mit Artil¬ 
lerie in Brand geschossen. 
Große Waldgebiete wurden 
ebenfalls in Brand gesteckt. Hub¬ 
schrauber, die in das Gebiet 
geschickt wurden, werfen Brand¬ 
bomben ab, während am Boden 
Spezialeinheiten und Paramili¬ 
tärs ins Gebiet transportiert wer¬ 
den. 

Durchsuchungen in Malazgirt 

Spezialeinheiten haben die 
Hauptstraßen in Malazgirt abge¬ 
sperrt, kontrollieren und führen 
Durchsuchungen durch. Sie 
patrouillieren mit M-16 Geweh¬ 
ren bewaffnet und durchsuchen 
Cafes und Arbeitsplätze und füh¬ 
ren Ausweiskontrollen durch. 

(jW, 27.8., 
ANF, 20.-24.8., ISKU) 


Ergebnis gebracht. "Niemand 
weiß davon", sagt Nalci, weshalb 
nun die Abgeordnete Tuncel den 
Innenminister aufgefordert hat, 
die Sache aufzuklären. "Es kann 
ein schlechter Scherz sein", sagte 
Nalci, "es kann aber auch einen 
ernsten Hintergrund haben." 

So geht aus der Anklageschrift 
gegen die nationalistische Ergene- 
kon-Gruppe, der vorgeworfen 
wird, einen Putsch gegen die 
Regierung von Ministerpräsident 
Erdogan vorbereitet zu haben, 
hervor, dass Anschläge auf Arme¬ 
nier als ein Mittel für eine gezielte 
Destabilisierungskampagne vor¬ 
gesehen waren. 

(DS, 26.8., ISKU) 


Meldungen 

Road-Map bleibt vorerst 
unveröffentlicht 
Abdullah Öcalan hat die «Road 
Map» zur Lösung des Kurdenkon¬ 
flikts den türkischen Behörden 
übergeben. Diese sind aber offen¬ 
bar nicht geneigt, den schon lange 
angekündigten Plan zu veröffent¬ 
lichen. Ihr Mandant habe die so 
genannte «Road Map» bereits in 
der vergangenen Woche den 
Behörden auf der Gefängnisinsel 
Imrali ausgehändigt, teilten Öca- 
lans Anwälte am Mittwoch nach 
einem Besuch bei Öcalan mit. Die 
Anwälte wollen nun bei den Behör¬ 
den die Herausgabe des Papiers 
beantragen. (NZZ, 26.8., ISKU) 

„Hölle Nr. 5“ vor Schließung 

Das berüchtigte Militärgefängnis 
Nr. 5 in der kurdischen Metropole 
Diyarbakir im Südosten der Türkei 
soll geschlossen werden. Das kün¬ 
digte die türkische Regierung am 
Wochenende an. Als »Hölle Nr. 5« 
erlangte das damals noch am 
Stadtrand gelegene rote Gebäude 
nach dem türkischen Militär¬ 
putsch vom 12. September 1980 
traurige Berühmtheit. Zahlreiche 
kurdische und linke Regimegeg¬ 
ner waren dort inhaftiert. 

»Die Brutalität und Folter dieses 
Gefängnisses sollte der nächsten 
Generation als Mahnmal erhalten 
bleiben. Es sollte in ein Menschen¬ 
rechtsmuseum umgewandelt wer¬ 
den.« erklärte der Vorsitzende der 
Parlamentsfraktion der kurdi¬ 
schen Partei für eine Demokrati¬ 
sche Gesellschaft DTP, Selahattin 
Demirtas. (jW, 25.8., ISKU) 

Tageszeitung Günlük verboten 

Das 13. Istanbuler Hohe Strafge¬ 
richt hat die linke prokurdische 
Tageszeitung Günlük mit einem 
einmonatigen Erscheinungsver¬ 
bot belegt. Das Gericht wirft der 
nach mehreren Erscheinungsver¬ 
boten ihrer Vorgängerzeitung 
Gündem zu Jahresbeginn neuge¬ 
gründete Zeitung PKK-Propagan- 
da vor. Bei den beanstandeten 
Artikeln handelt es sich um wis¬ 
senschaftliche Analysen des im 
kanadischen Toronto lehrenden 
Linguisten Amir Hassanpour zum 
kurdischen Satellitensender 
MED-TV. »Wir können nicht von 
einer demokratischen Öffnung 
reden, wenn wir das kurdische 
Volk nicht sprechen lassen«, ver 
urteilt Günlük-Chefredakteurin 
Filiz Kocali die staatliche Zensur. 

(jW, 27.8., ISKU) 

Verschwundener Jugendlicher 
tot aufgefunden 

Der „geistig behinderte“ 19-jähri- 
ge Davut D., der auf den Feiern 
zum 15. August unter verdächti¬ 
gen Umständen verschwand, 


Häuser von Christen in 
Istanbul gekennzeichnet 




Türkei sucht neues Geld für Staudamm 


Nach dem Rückzug der westeuro¬ 
päischen Kreditversicherer aus 
dem umstrittenen Staudammpro¬ 
jekt Ilisu im Südosten der Türkei 
läuft in Ankara die Suche nach 
neuen Geldquellen auf vollen Tou¬ 
ren. 

Umweltminister: 800 Millionen 
Euro sind bereits gesichert 
Schon bald werde man ein neues 
Finanzierungskonzept über 1,2 
Milliarden Euro präsentieren kön¬ 
nen, sagte Umweltminister Veysel 
Eroglu jetzt. Die Entschlossenheit 
der Türkei, das Projekt voranzu¬ 
treiben, hängt auch mit den jüngs¬ 
ten Bemühungen um eine friedli¬ 
che Lösung der Kurdenfrage 
zusammen: Ankara plant neue 
Investitionen im Kurdengebiet, um 
die Region zu befrieden, und ist 
deshalb weniger denn je bereit, 
Ilisu aufzugeben. 

Nach langen Diskussionen hatten 
sich die staatlichen Kreditversiche¬ 
rer aus Deutschland, Österreich 
und der Schweiz Anfang Juli aus 
dem Megaprojekt zurückgezogen, 
weil die Türkei die geforderten 
Auflagen - etwa für eine sozialver¬ 
trägliche Umsiedling von mehre¬ 
ren zehntausend Menschen - nicht 


In Delmenhorst hat das BKA ver¬ 
sucht, einen kriegsversehrten ehe¬ 
maligen Guerillakämpfer der PKK 
als Spitzel anzuwerben. Der Betrof¬ 
fene, Ismail Isik, der für den kurdi¬ 
schen roten Halbmond Heyva Sor 
tätig ist, wies den Versuch als 
Beleidigung zurück und machte 
den Vorfall öffentlich. 

Dem Anwerbeversuch vorange¬ 
gangen war eine Durchsuchung 
der Wohnung von Ismail Isik im 
Februar 2009, bei der persönliche 
Gegenstände beschlagnahmt wur¬ 
den. Gegen Isik läuft ein Strafver¬ 
fahren wegen Unterstützung der 
PKK. Knapp sechs Monate später 
wurde er aufgefordert, die 
beschlagnahmten Gegenstände 
abzuholen. Auf dem Polizeirevier 
wurde ihm dann jedoch gesagt, alle 
Gegenstände müssten noch ein¬ 
zeln aufgelistet werden und er solle 
am nächsten Tag wiederkommen. 
Am folgenden Tag erklärten die 
Polizisten, er könne die Dinge 
ohnehin nicht tragen, weil er ja 
keine Hände habe, und er solle am 
nächsten Tag wiederkommen. Isik 
weigerte sich und teilte mit, er 


erfüllt hatte. Die Regierung in 
Ankara erklärte jedoch, den Stau¬ 
dammbau in Eigenregie weiter vor¬ 
antreiben zu wollen. "Wir brau¬ 
chen kein anderes Land für das 
Projekt", hatte Minister Eroglu 
bereits vor der europäischen Aus¬ 
stiegsentscheidung gesagt. "Das 
machen wir selbst." 

Bei diesen Bemühungen ist die 
Türkei offenbar schon weit gekom¬ 
men. Eine Kreditsumme von 800 
Millionen Euro sei bereits gesi¬ 
chert, sagte er. Über die verblei¬ 
benden 400 Millionen werde noch 
verhandelt. Ein Ministeriumsspre¬ 
cher in Ankara sagte unserer Zei¬ 
tung am Dienstag, die Gespräche 
über das Thema seien noch nicht 
abgeschlossen. Offen ist, ob diesel¬ 
ben Firmen, die den Ilisu mit Hilfe 
der westeuropäischen Kredite 
bauen wollten, immer noch im 
Rennen sind. 

In Ilisu am Tigris soll ein 135 hoher 
und zwei Kilometer langer Damm 
entstehen. Der geplante Stausee 
soll mit seinen 300 Quadratmetern 
viermal größer werden als der 
Chiemsee. Der Damm ist Teil des 
so genannten Südostanatolien-Pro- 
jektes (GAP), eines geplanten 
Netzwerkes aus fast zwei Dutzend 


werde solange auf dem Polizeire¬ 
vier sitzen bleiben, bis ihm sein 
Eigentum ausgehändigt werde. 
Daraufhin erschienen zwei Polizei¬ 
beamte, einer davon türkischer 
Herkunft, der andere mutmaßlich 
ein für PKK-Angelegenheiten Ver¬ 
antwortlicher, der bereits bei der 
Hausdurchsuchung anwesend war. 
Diese fragten ihn, warum er nicht 
gehe und bezeichneten ihn als 
PKK-Mitglied. Ismail Isik erklärte 
daraufhin: „Ich erweise Ihnen 
Respekt, aber auch Sie müssen 
sich mir gegenüber respektvoll 
verhalten. Sie verfolgen mich, Sie 
durchsuchen meine Wohnung, Sie 
sind ständig hinter mir her - das ist 
eine gravierende Respektlosig¬ 
keit.“ 

Als Antwort schlug einer der Poli¬ 
zisten ihm eine Zusammenarbeit 
vor. Im Gegenzug werde er bekom¬ 
men, was er wolle: Viel Geld, eine 
Wohnung, ein Auto. Man wisse 
genau über ihn Bescheid, er kenne 
„jeden“ und verfüge über „viele 
Beziehungen“. Im Falle einer 
Zusammenarbeit werde er nicht 
weiter observiert und gestört. 


Staudämmen und Wasserkraftwer¬ 
ken, mit dem Ankara dem armen 
Südostanatolien wirtschaftlich auf 
die Beine helfen will. 

Dämme wie der bereits fertige, rie¬ 
sige Atatürk-Damm nordwestlich 
von Sanliurfa sollen Wasser für die 
Bewässerung der Felder der 
Umgebung sowie Strom für die 
Ansiedlung von Industriebetrieben 
bereitstellen. 

Diese Ziele sind für die türkische 
Politik derzeit brandaktuell. Die 
Regierung von Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan feilt an 
einem Programm aus kulturellen, 
politischen und wirtschaftlichen 
Reformen, mit dem er den seit 
1984 anhaltenden Kurdenkonflikt 
beilegen will. Die Ankurbelung der 
Wirtschaft in Südostanatolien und 
die Schaffung neuer Arbeitskräfte 
spielen dabei eine wichtige Rolle. 
Ganz so schnell wie erhofft geht es 
für die türkische Regierung in 
Sachen Ilisu jedoch nicht voran. 
Erdogan wollte bereits 
nach den Planungen im Stausee 
versinken wird. Nun teilten die 
Behörden mit, die Grundsteinle¬ 
gung sei erst in den kommenden 
Monaten zu erwarten. 

(TS, 25.8., ISKU) 

DTPler 

fen „Herr Öcalan“ und „Die 
Sonne, die der Dunkelheit trotzt, 
ist wieder aufgegangen“, auf der 
Newrozfeier 2009 in Kars gesagt 
zu haben. 

Mit dieser Ansprache und Paro¬ 
len die er gerufen habe, habe er 
Propaganda für eine verbotene 
Organisation gemacht, woraus 
sich auch eine Organisationsmit¬ 
gliedschaft ableite. Das Gericht 
folgte dieser Ansicht und ver¬ 
hängte das Urteil. 

(ANF, 24.8., ISKU) 


Isik berichtet weiter: „Ich habe sie 
gefragt, ob sie fertig sind, und als 
sie das bejahten, sagte ich: ,Sie 
haben kein Recht, mir so etwas 
anzubieten. Ich betrachte das als 
große Respektlosigkeit, als Belei¬ 
digung. Und wenn Sie mir die 
ganze Welt anbieten, würde ich 
das nicht machen. Ich habe mei¬ 
nem Volk mein Wort gegeben. 
Dieses Wort werde ich niemals 
brechen, mein Volk und mich 
selbst niemals verraten.’ Darauf¬ 
hin fragten sie mich, vor wem ich 
Angst hätte. Ich antwortete: ,Sie 
können mir überhaupt keine Fra¬ 
gen stellen und außerdem fürchte 
ich mich vor niemandem.' Es ent¬ 
stand ein heftiger Dialog, in des¬ 
sen Verlauf der Polizist sagte: ,Du 
arbeitest für die PKK, sammelst 
Geld für Heyva Sor. Wenn wir wol¬ 
len, können wir Dir auch Deinen 
Pass wegnehmen.’ Ich erläuterte, 
dass Heyva Sor eine Hilfsorgani¬ 
sation ist.“ 

Nach dem Vorfall wandte sich Isik 
an seinen Anwalt, um rechtliche 
Schritte gegen die beteiligten Poli¬ 
zisten zu prüfen. (ÖP, 24.8., ISKU) 


wurde tot in einem Abwasserkanal 
aufgefunden. Er war verschwun¬ 
den, nachdem die Polizei eine 
Gruppe von Feiernden zerstreut 
hatte. 

Nach einer Untersuchung der 
Staatsanwaltschaft waren an dem 
Körper von Davut D. Schlag- und 
Folterspuren zu sehen. Bewohne¬ 
rinnen des Viertels meinten, der 
Mord an Davut D. sei durch die 
Polizei begangen worden. Wäh¬ 
rend eines Polizeiangriffs auf die 
Feiernden, war ein Polizist zu 
Tode gekommen. 

Der 15. August ist ein kurdischer 
Feiertag, an dem die erste bewaff¬ 
nete Aktion der PKK vom 15. 
August 1984 gefeiert wird. 

(ANF, 20.8., ISKU) 

Türkei: Vier Rekruten sterben 
bei grausamer Militär-Strafe 

Nachdem ein Soldat im Dienst ein¬ 
geschlafen sei, habe ein Offizier 
den Sicherungsstift einer Hand¬ 
granate gezogen und sie dem 
Rekruten in die Hand gedrückt 
Solange er den Hebel der Granate 
gedrückt halte, werde sie nicht 
explodieren, sagte er dem Solda¬ 
ten. Später habe er den Siche¬ 
rungsstift wieder einsetzen wollen, 
sagte der Vorgesetzte später aus. 
Der verzweifelte junge Mann habe 
den Hebel der Waffe noch vier 
Stunden halten können, berichtete 
die türkische Tageszeitung "Taraf 11 
am Mittwoch unter Berufung auf 
Vernehmungsprotokolle. Dann sei 
ihm die Granate entglitten und 
explodiert. Bei der Explosion star¬ 
ben er und drei seiner Kameraden. 
Überlebende Soldaten hätten aus¬ 
gesagt, keiner in der Gruppe habe 
gewusst, wie die Waffe ohne das 
Bauteil zu sichern sei. Die Männer 
entfernten sich aber nicht von 
ihrem Posten und hatten offen¬ 
sichtlich Angst vor dem Offizier. 
Der Vorfall ereignete sich bereits 
vor zwei Wochen im zentralanatoli- 
schen Elazig. Wie die Zeitung 
"Taraf 1 berichtete, soll die türki¬ 
sche Armee versucht haben, den 
Vorfall zu vertuschen. 

(DP, 26.8., ISKU) 
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bestellt werden. 
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Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
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Gefängnisstrafe für 


In Urfa wurden sechs DTPler, die 
an einer Pressekonferenz teilge¬ 
nommen hatten, wegen Propagan¬ 
da für eine verbotene Organisation 
zu je 10 Monaten Haftstrafe verur¬ 
teilt. 

Einer der Verurteilten, das Stadt¬ 
ratsmitglied Hidir Ardin, erklärte, 
dass diese Maßnahmen antidemo¬ 
kratisch seien und es interessant 
sei, dass diese Strafen in der aktuel¬ 
len Phase verhängt werden. Doch 
diese Strafe könne sie nicht in 
ihrem Kampf einschüchtern. 


Neun Jahre und sieben Monate 
Gelangnis für Newroz-Redner 

Der Kreisvorsitzende der DTP 
von Kars Turgut Taskirana wurde 
wegen seiner Rede Newroz 2009 
und verschiedener anderer 
Ansprachen zu neun Jahren und 
sieben Monaten Gefängnis verur¬ 
teilt. Er wurde im Rahmen der all¬ 
gemeinen Repressionswelle ge¬ 
gen die DTP vor fünf Monaten 
festgenommen. 

In der Anklageschrift der Staats¬ 
anwaltschaft wird ihm vorgewor- 


Spitzelanwerbeversuch in Delmenhorst 
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Frieden in Kurdistan erfordert 
Dialog auf gleicher Augenhöhe 


Am heutigen Weltfriedenstag 
werden in der kurdischen Metro¬ 
pole Diyarbakir bis zu einer Milli¬ 
onen Menschen auf einer Frie¬ 
denskundgebung erwartet. Die 
Chancen für eine Lösung des seit 
über 25 Jahre andauernden Kon¬ 
fliktes und eine Beendigung des 
Krieges in Kurdistan, der bislang 
weit über 40.000 Menschenleben 
gekostet hat, erscheinen so groß 
wie selten zuvor. 

Bei der türkischen Kommunal¬ 
wahl Ende März wurde die Partei 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft DTP zur führenden Kraft 
in den kurdischen Landesteilen. 
Als Repräsentantin der Mehrheit 
der kurdischen Bevölkerung for¬ 
dert die DTP die offizielle Aner¬ 
kennung der kurdischen Iden¬ 
tität und die Rechte des kurdi¬ 
schen Volkes wie kurdischspra¬ 
chigen Schulunterricht in der 
Verfassung. Sie tritt für eine 
weitergehende Selbstverwaltung 
der kurdischen Provinzen im 
Rahmen der bestehenden Gren¬ 
zen der Türkei ein. 

Um der DTP Rückendeckung für 
ihre Bemühungen nach einer 
demokratischen Lösung zu 
geben, hat die PKK-Führung seit 
dem Frühjahr einen einseitigen 
Waffenstillstand ausgerufen. 
Während die Militäroperationen 
in den kurdischen Landesteilen 
unvermindert fortgesetzt und 
Dutzende Menschen dabei getö¬ 
tet wurden, nahm die Polizei 
Hunderte Mitglieder und Funk¬ 
tionäre der DTP, der Frauenbe¬ 
wegung und der Gewerkschaft 


Die türkische Justiz ermittelt 
gegen ein zehnjähriges Mädchen, 
weil es anderen Kindern kurdi¬ 
schen Sprachunterricht erteilt 
haben soll. 

Wenn das Mädchen vor Gericht 
erscheinen müsse, werde sie auch 
dort Kurdisch sprechen, weil sie 
ohnehin kein Türkisch könne, 
kündigte Medya Örmek aus dem 
südostanatolischen Diyarbakir 
nach Medienberichten. 

Medya hatte im Rahmen eines 
lokalen Kulturprojekts in ihrem 
Stadtteil zehn anderen Kindern in 


des Öffentlichen Dienstes KESK 
unter dem Vorwurf der PKK- 
Unterstützung fest. Regierung 
und Armee machten damit deut¬ 
lich, dass sie nicht nur den 
bewaffneten Widerstand, son¬ 
dern ebenso jegliche zivile demo¬ 
kratische Selbstorganisierung 
der kurdischen Bevölkerung 
ablehnen und bekämpfen. 

Doch gleichzeitig benannte 
Staatspräsident Abdullah Gül 
erstmals in aller Deutlichkeit die 
kurdische Frage zum größten 
Problem der Türkei, und die 
Regierung von Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan verkünde¬ 
te eine „kurdische Initiative“ zur 
Beendigung des Konfliktes. Erst¬ 
mals traf sich Ministerpräsident 
Erdogan mit dem DTP-Vorsitzen¬ 
den Ahmet Türk zum Meinungs¬ 
austausch. Liberale Journalisten 
und selbst kurdischstämmige 
Abgeordnete der Regierungspar¬ 
tei AKP diskutierten offen über 
eine Einbeziehung Abdullah Öca- 
lans in die längst überfälligen 
Friedensverhandlungen. Der seit 
zehn Jahren auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali in Isolationshaft gefan¬ 
gene Abdullah Öcalan, den Milli¬ 
onen Kurdinnen und Kurden als 
ihren Repräsentanten sehen, hat 
der Regierung Ende August eine 
Roadmap vorgelegt, die eine 
Demokratisierung der Türkei 
zur Lösung der kurdischen 
Frage vorsieht. 

Die Reformankündigungen der 
türkischen Regierung haben 
große Erwartungen in der 
Öffentlichkeit hervorgerufen. 


ihrem Elternhaus Kurdischkennt¬ 
nisse beigebracht. Trotz mehrerer 
politischer Reformen in den ver¬ 
gangenen Jahren sind private Kur¬ 
dischkurse nur unter strengen 
Auflagen erlaubt. Stadtteil-Bürger¬ 
meister Abdullah Demirbas ver¬ 
teidigte das Mädchen jedoch mit 
den Worten, sie sei lediglich 
einem Aufruf der Verwaltung 
gefolgt. "Sie ist unschuldig, sie hat 
nichts Verbotenes getan." 

Das Ermittlungsverfahren erregt 
in der türkischen Presse nicht nur 
Aufsehen, weil es sich gegen ein 
Kind richtet, sondern auch, weil 


Empfindlich gestört werden 
diese positiven Entwicklungen 
nicht nur durch die Blockadehal¬ 
tung der nationalistischen Oppo¬ 
sitionsparteien sondern insbe¬ 
sondere durch die Drohungen 
der Armeeführung. Der General¬ 
stab bekräftigte vergangene 
Woche das rassistische Dogma, 
wonach die Türkei ausschließ¬ 
lich der Staat der Türken sei: 
"Der türkische Staat stellt eine 
untrennbare Einheit von Land 
und Volk dar. Die offizielle 
Staatssprache ist Türkisch.“ Dies 
ist eine Fortsetzung der seit 85 
Jahren vom türkischen Staat 
betriebenen Leugnungs- und Ver¬ 
nichtungspolitik gegenüber der 
kurdischen Bevölkerung. Damit 
wird klar, dass es dem türki¬ 
schen Staat nicht um eine wirkli¬ 
che Lösung der kurdischen 
Frage geht, die auf der Anerken¬ 
nung des freien Willens der kur¬ 
dischen Nation beruhen muss. 
Doch eine „Lösung“, deren Ziel 
lediglich die Aufstandsbekämp¬ 
fung und nicht die Beseitigung 
der Unterdrückung ist, wird 
ohne Erfolg bleiben. 

Als Kurdinnen und Kurden 
unterstützten wir jeden wirk¬ 
lichen Reformschritt, der zu 
einer Verbesserung der Lebens¬ 
situation der kurdischen und tür¬ 
kischen Bevölkerung in der Tür¬ 
kei beiträgt. Doch dauerhafter 
Frieden setzt die Einbeziehung 
der kurdischen Seite für einen 
Dialog auf gleicher Augenhöhe 
in einen Lösungsprozess voraus. 

(YEK-KOM, 1.9., ISKU) 


es zu einer Zeit eingeleitet wurde, 
in der sich die Regierung in Anka¬ 
ra um eine friedliche Beilegung 
des Kurdenkonflikt bemüht. 

Erdogans Regierung kündigt seit 
geraumer Zeit Zugeständnisse an 
die Kurden an, ohne bisher 
Details des Plans bekanntgemacht 
zu haben. Im Kern geht es vor 
allem darum, die kulturellen 
Rechte der Kurden zu stärken. So 
sollen Verbote für die Verwen¬ 
dung der kurdischen Sprache auf¬ 
gehoben werden. 

(n-tv, 31.8., ISKU) 


Meldungen 

Anwälte beantragen Roadmap 

Die Anwälte Abdullah Öcalans 
haben bei der Staatsanwaltschaft 
in Bursa die 160-seitige Roadmap 
für die Lösung des Konflikts in 
der Türkei beantragt. Abdullah 
Öcalan hatte die Roadmap am 20. 
August der Gefängnis-Direktion 
auf Imrali übergegeben, damit sie 
dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte, seinen 
Anwälten und der Presse über¬ 
reicht werden kann. 

(ANF, 2.9., ISKU) 

Eltern türkischer Soldaten 
und kurdischer Guerillas 
sprachen bei ROJ TV 

Familienmitglieder verstorbener 
Soldaten und Guerillas trafen sich 
bei ROJ TV. Im Moment wird 
intensiv in der Öffentlichkeit um 
die Kurdenproblematik disku¬ 
tiert. Da ist es zu begrüßen, dass 
gerade jetzt ein solches Treffen 
stattfand. 

Der Vater eines verstorbenen Sol¬ 
daten und die Mutter von einer 
verstorbenen Guerilla richteten 
sich an den türkischen Staat und 
verlangten ein Ende des Krieges. 
Kadriye Kuran erklärte: „Ich 
habe meine Tochter im Krieg ver¬ 
loren. Ich möchte aber trotzdem 
Frieden. Die Mütter der Soldaten 
sollen auch gegen diesen Krieg 
sein. Wenn die Mütter gemein¬ 
sam Hand in Hand sind, dann 
können sie diesen Krieg stoppen. 
Mein Kind wurde verbrannt, aber 
ich habe trotzdem eine Mutter 
eines Soldaten umarmt. Obwohl 
meine Tochter verbrannt wurde, 
empfinde ich keinen Hass.“ 

Frau Kuran richtete ihre Worte 
an die kurdischen und türkischen 
Mütter: „Steckt euren Schmerz 
beiseite. Es soll kein weiteres 
Blut fließen. Lasst uns keine wei¬ 
teren Kinder verlieren.“ 

Der Vater eines verstorbenen Sol¬ 
daten, Hidir Özdemir, schloss 
sich den Worten von Frau Kuran 
an: „Der Schmerz um sein eige¬ 
nes verlorenes Kind ist groß. Wir 
haben unsere Kinder für nichts 
verloren. Unsere Kinder sind 
Märtyrer. Aber wir wollen nicht, 
dass weiterhin Blut vergossen 
wird. Wir wollen, dass dieser 
Krieg endlich beendet wird.“ 

(ANF, 2.9., ISKU) 

Erdogan-Basbug-Atalay-Tref 
fen in Ankara 

Premier Erdogan, Generalstab¬ 
schef Basbug und Innenminister 
Atalay gaben bekannt, das sie am 
Donnerstag zu einer „Sicherheits¬ 
konferenz“ in Ankara Zusammen¬ 
kommen werden. Tagesord¬ 
nungspunkte werden der „demo¬ 
kratische Aufbruch“ und die 
„PKK“ sein. (ANF, 2.9., ISKU) 


Ermittlungen gegen Zehnjährige 
wegen Kurdisch-Kurs 




HPG-Bilanz der 
einseitigen Waffenruhe 


Während der fünfmonatigen Waf¬ 
fenruhe wurden in Sirnex, Serd, 
Dersim, Wan, Amed und Merdin 
verschiedene militärische Opera¬ 
tionen durch das türkische Militär 
durchgeführt. Die Waffenruhe 
der HPG (Volksverteidigungskräf¬ 
te) begann am 13. April diesen 
Jahres. Seitdem startete die türki¬ 
sche Armee 99 Land- und 21 Luft¬ 
angriffe. Während dieser Angriffe 
starben insgesamt 52 HPG-Gueril- 
las, 30 türkische Soldaten und 
acht Dorfschützer. Die Anzahl der 
Zivilistinnen, die auf Mienenfelder 
ihr Leben ließen beträgt 13. 
Während den Angriffen auf die 
Meder-Verteidigungsgebiete 
kamen fünf HPG-Mitglieder, zahl¬ 
reiche zivile Einrichtungen und 
Gärten wurden zerstört und meh¬ 
rere Tiere getötet. 

Während der Waffenruhe, die vor¬ 
erst bis zum 15. Juli ging kamen 
der Gebietsverantwortliche von 
Botan und Kommandant Servan 
Sason, Gebietskommandant Celal 
feie, das YJA Star Militärratsmit¬ 
glied Beritan Hevi, der Gebiets¬ 
kommandant von Amed, Ali Gever 
- insgesamt 28 HPG - Guerillas 
ums Leben. 

Die HPG erklärten, dass sie in die¬ 
sem Zeitraum keine militärische 
Aktion durchgeführt haben und 
dass die Operationen ihnen 
gegenüber intensiviert wurden. 

In den Gebieten Qilaba und Elk 
(Beytüssebab) sowie im Zentrum 
von Sirnex kamen mindestens 
drei Dorfschützer und vier Zivili¬ 
stinnen durch Explosionen ums 
Leben. Fünf Dorschützer, zwei 
Soldaten und neun Zivilistinnen 
wurden verletzt. Interessant war, 


Die Organisatoren sind zuver¬ 
sichtlich: Trotz anhaltender 
Repression gegen Gewerkschaf¬ 
ter und Oppositionelle in der Tür¬ 
kei wird vom 28. bis 30. Septem¬ 
ber in Diyarbakir das Mesopota- 
mische Sozialforum (MSF), das 
erste internationale Treffen dieser 
Art im Mittleren Osten, stattfin¬ 
den. Das MSF wird von mehr als 
180 politischen Gruppen und 
Organisationen, Gewerkschaften, 
Parteien und Kommunalverwal- 


Fachminister aus der Türkei, dem 
Irak und Syrien sind am Donners¬ 
tag in der türkischen Hauptstadt 
Ankara zu Gesprächen über die 
Verteilung der Wasser aus Euph¬ 
rat und Tigris zusammengekom¬ 
men. Zum Auftakt der eintägigen 
Konferenz wies der türkische 
Energieminister Taner Yildiz Vor¬ 
würfe zurück, sein Land halte 
Wasser aus den beiden Strömen 


dass die Explosionen dort stattfan¬ 
den, wo türkische Soldaten Mie¬ 
nen gelegt haben. 

Während Staudammarbeiten in 
Sirnex kamen vier Arbeiter ums 
Leben und neun weitere wurden 
verletzt. Grund waren wieder 
Explosionen. Von den Arbeitern 
wurde berichtet, dass in der 
Gegend Geheimdienste tätig 
waren. 

Am 5. Mai wurde den HPG vorge¬ 
worfen, dass bei Serd (Siirt) ein 
Soldat von ihnen getötet worden 
sei. Diese Gefechte wurden von 
türkischer Seite den HPG ange¬ 
hängt. Die HPG sagten dazu, dass 
sie nichts mit der Sache zutun hät¬ 
ten bewerteten die Behauptungen 
als Provokation. 

Am 10. Mai wurde ein kleines 
Mädchen in Rubarok durch 
Schüsse der türkischen Armee 
verletzt. 

Weiterhin nehmen Mitglieder der 
JITEM an Militäroperationen teil 
und verkleiden sich als Guerilla, 
um sich unter das Volk zu 
mischen. Besonders in Amed, Sir¬ 
nex und Serd wurde von Dorfbe¬ 
wohnern berichtet, das sie unter 
der Bevölkerung Unruhe stiften. 
Am 25. Juli wurden zwei DTP- Mit¬ 
glieder in Sirnex ermordet. 

In Idir wurde am 27. Juli der HPG- 
Guerilla Ali Sex Muhammed mit 
seinem Fahrzeug angehalten und 
ermordet. Berichten zu Folge 
wurde er, nachdem er angehalten 
worden ist, in den Nacken 
geschossen. 

Weiterhin brennen die Wälder. 
Die HPG berichteten, dass tausen¬ 
de Hektar Wald verbrannt worden 
sind. Betroffene Gebiete sind 


tungen aus der Türkei getragen. 
Regierungspartei in Diyarbakir ist 
die DTP, die das MSF unterstützt 
und ein Zeltlagergelände für Teil¬ 
nehmer aus den angrenzenden 
Ländern und Westeuropa zur Ver¬ 
fügung stellt. In Deutschland, 
Frankreich und dem Baskenland 
haben schon Vorbereitungstreffen 
für das »Amed-Camp« stattgefun¬ 
den, das den kurdischen Namen 
von Diyarbakir trägt. 


zurück und sorge damit für Ver¬ 
sorgungsprobleme in den Nach¬ 
barstaaten Irak und Syrien. 

Irak und Syrien fordern vom nörd¬ 
lichen Nachbarn, mehr Wasser als 
bisher durch die Schleusen an den 
aufgestauten Strömen Richtung 
Süden fließen zu lassen. Erst vor 
wenigen Wochen hatte die iraki¬ 
sche Regierung kritisiert, die Tür- 


Merdin (Bagok), Sirnex (Cudi 
und Gabar) und Dersim. 

Diese Gebiete wurden vom Militär 
zu “Sicherheitsgebieten” erklärt 
und das Betreten verboten. Dorf¬ 
bewohnerinnen, die den Brand 
löschen wollten, wurden aus 
“Sicherheitsgründen” nicht hinge¬ 
lassen. Am meisten betroffen von 
dem Brand waren die Dorfbewoh¬ 
nerinnen. Sie können ihre Tiere 
nicht zur Weide bringen. 

HPG-Bilanz für August 

Die Volksverteidigungskräfte 
HPG haben die Bilanz der Ausein¬ 
andersetzungen und militärischen 
Operationen im August veröffent¬ 
licht. Es gab lediglich 5 direkte 
Auseinandersetzungen mit dem 
türkischen Militär bei denen die 
Guerilla gezwungen waren, auf 
die Operationen des Militärs zu 
reagieren. Während das Militär 
im August 56 Operationen durch¬ 
führte, machte die Guerilla auf¬ 
grund des einseitigen Waffenstill¬ 
standes keine einzige Aktion. Das 
türkische Militär tötete bei Artille¬ 
rie- und Mörserbeschuss eine 
große Zahl von Nutztieren und 
zerstörte Wohnraum, Gärten und 
Felder der Bevölkerung. Die Gue¬ 
rilla verlor im August 9 Kämpfe¬ 
rinnen. 

Waffenruhe verlängert 

Nach einer Erklärung der HPG 
verlängern die Volksverteidi¬ 
gungskräfte von ihrer Seite her 
die Waffenruhe über die Zeit des 
Ramazan. Der Ramazan endet 
Ende September. 

(YÖP, 27.8., ANF, 2.9., ISKU) 


Die Themenpalette des Sozialfo¬ 
rums ist umfangreich. Neben der 
nationalen Frage sollen alternati¬ 
ve Wirtschaftsmodelle und ökolo¬ 
gische Fragen diskutiert werden. 
Seit Beginn des bewaffneten 
Befreiungskampfes vor 25 Jahren 
hat sich in den kurdischen Gebie¬ 
ten der Türkei der zivile Wider¬ 
stand verbreitert, zu dem eine 
starke Frauenbewegung gehört. 

(jW, 2.9., ISKU) 


kei habe trotz einer versproche¬ 
nen Steigerung der Durchfluss¬ 
menge im Euphrat die Wasser¬ 
menge noch weiter gedrosselt. 
Nach Presseberichten sollte bei 
dem Dreiertreffen unter anderem 
über die Einrichtung gemeinsa¬ 
mer Mess-Stationen gesprochen 
werden, um Streit über die jeweili¬ 
gen Durchflussmengen zu ver¬ 
meiden. (DS, 3.9., ISKU) 


EU lobt Ankara wegen Kur- 
den-Initiative 

Die Türkei kann nach Pressebe¬ 
richten im kommenden Monat 
mit einer der positivsten Bewer¬ 
tungen durch die Europäische 
Union seit Jahren rechnen. Der 
neue EU-Fortschrittsbericht zur 
Beitrittsbewerberin Türkei lobe 
Ankara wegen der Bemühungen 
zur Lösung des Kurdenproblems 
und wegen der Annäherung an 
Armenien, berichten mehrere 
Zeitungen unter Berufung auf 
einen Entwurf des Dokuments. 
Offiziell wird der Bericht im Okt¬ 
ober vorgelegt. 

Die EU würdigt den Meldungen 
zufolge die Türkei unter anderem 
wegen der Einrichtung des staat¬ 
lichen kurdischen Fernsehsen¬ 
ders TRT 6 und wegen der 
Ernennung eines eigenständigen 
EU-Ministers. Die Kurdeninitiati¬ 
ve müsse aber möglichst rasch 
mit weiteren konkreten Inhalten 
gefüllt werden, fordert die EU- 
Kommission demnach. Der Fern¬ 
sehsender NTV meldet, dass 
auch Lob für die jüngste Grund¬ 
satzeinigung zwischen der Türkei 
und Armenien über die Aufnah¬ 
me diplomatischer Beziehungen 
in den Bericht aufgenommen 
werden soll. (AFP, 3.9., ISKU) 

Amnestie-Pläne zurückgewiesen 

Der türkische Innenminister Besir 
Atalay hat die Vorwürfe der Oppo¬ 
sition zurückgewiesen, denen 
zufolge die Regierung eine Amne¬ 
stie für die PKK sowie weitere 
Zugeständnisse plane. 

„Von einer Amnestie ist nicht die 
Rede“, sagte Atalay am Montag in 
Ankara. Nach seinen Worten 
bemüht sich die Regierung um 
eine Entwaffnung. Atalay zufolge 
soll im Oktober im Parlament ein 
Maßnahmenplan zur Lösung des 
Kurden-Konflikts vorgestellt wer¬ 
den. Das Kabinett plane diesbe¬ 
züglich aber keine Änderungen an 
der Verfassung. Als falsch wies er 
die Oppositionsvorwürfe zurück, 
dass die Regierung die kurdische 
Sprache, die für 15 Millionen Men¬ 
schen in der Türkei die Mutter¬ 
sprache ist, als eine Amtssprache 
einstufen wolle. (RN, 31.8., ISKU) 
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Umsturzpläne in der Türkei 

Prominente auf der Todesliste 


Die ultra-nationalistische türki¬ 
sche Verschwörergruppe Erge- 
nekon plante die Ermordung von 
Ministerpräsident Tayyip Erdo- 
gan, Nobelpreisträger Orhan 
Pamuk und weiterer Prominen¬ 
ter. Mit den Attentaten sollte die 
Türkei destabilisiert und der 
Boden für einen Militärputsch 
bereitet werden. 

Das geht aus der Anklage im drit¬ 
ten Ergenekon-Prozess hervor, 
der diesen Montag unter stren¬ 
gen Sicherheitsvorkehrungen 
begonnen hat. Verantworten 
müssen sich 52 mutmaßliche 
Mitglieder des Geheimbundes, 
der sich nach einer Sage über 
den Aufstieg der Turkvölker 
nennt. 

In zwei weiteren Verfahren, die 
bereits im Oktober 2008 und in 
diesem Juli begannen, stehen 
142 Angeklagte vor Gericht, dar¬ 
unter mehrere pensionierte Offi¬ 
ziere. Sie bestreiten die Vorwür¬ 
fe. Oppositionspolitiker werfen 
der islamisch-konservativen 
Regierung Erdogan vor, sie ver¬ 
anstalte anlässlich der Ergene- 
kon-Affäre eine "Hexenjagd" und 
versuche, ihre Kritiker mundtot 


14 Monate nach dem "Ehren¬ 
mord" an einem 26-jährigen 
schwulen Türken beginnt der 
Prozess gegen den Vater, der auf 
der Flucht ist. Der Freund des 
Opfers hat wenig Vertrauen in 
die türkische Justiz. 

Der Physikstudent Ahmet Yildiz 
wurde im Juli 2008 vor seiner 
Wohnung in Istanbul erschossen. 
Von seinem Vater. Denn die 
Familie des 26-Jährigen wollte 
nicht akzeptieren, dass ihr 
erwachsener Sohn bekennender 
Homosexueller war. Um die 
Schmach zu beenden, erschoss 
der Vater den Sohn. 

Am Montag hat an einem 
Gericht in Istanbul-Üsküdar der 
Prozess gegen den Gemüsehänd¬ 
ler Yahya Yildiz begonnen. Der 
49-Jährige wird des „Ehrenmor¬ 
des“ an seinem Sohn angeklagt. 
Einziger Makel an dem Verfah¬ 
ren: Es findet ohne den Anklag¬ 
ten statt, der Vater hat sich abge¬ 
setzt, vermutlich in den Nord¬ 
irak. 

Seit sich Ahmet Yildiz, der am 
Tag nach seiner Ermordung die 
Lehramtsprüfung gehabt hätte, 


zu machen sowie die Militärs ein¬ 
zuschüchtern. 

Hohe Generäle unter Ver¬ 
dacht 

Der am Montag begonnene dritte 
Prozess ist von besonderer politi¬ 
scher Brisanz, weil nun gegen 
zwei Vier-Sterne-Generäle a. D. 
und den früheren Chef einer Spe¬ 
zialeinheit der Polizei verhandelt 
wird. Auf der Anklagebank sitzen 
auch mehrere Universitätsrekto¬ 
ren, prominente Kolumnisten und 
der Vorsitzende der Metallarbei¬ 
tergewerkschaft. Der Gewerk¬ 
schaftsboss soll Beitragsgeld an 
Ergenekon weitergeleitet haben, 
um die Organisation zu unterstüt¬ 
zen. 

Andere Vorwürfe sind sehr viel 
spektakulärer. So soll Ergenekon 
einen Anschlag auf das Nato- 
Hauptquartier Südosteuropa in 
Izmir und die Ermordung zahlrei¬ 
cher Prominenter geplant haben. 
Auf der Todesliste der Organisa¬ 
tion standen laut Staatsanwalt¬ 
schaft neben Erdogan und Pamuk 
auch der armenische Patriarch 
Mesrob II., die Kurdenpolitiker 
Ahmet Türk, Osman Baydemir 
und Sebahat Tuncel, der Autor 


2007 offen zu seiner Sexualität 
bekannt hatte, begannen die 
Anfeindungen aus seiner Fami¬ 
lie. Für die Gemüsehändler aus 
Ostanatolien wäre es in Ordnung 
gewesen, wenn er sich heimlich 
mit Männern getroffen hätte und 
nach außen hin den Schein 
gewahrt hätte. 

Doch der Sohn begann sich auch 
noch in der Homoszene in Istan¬ 
bul zu engagieren. Dann ging es 
mit Drohanrufen los. Immer wie¬ 
der standen Verwandte vor der 
Tür, die versuchten, ihn zu einer 
„Therapie“ zu überreden. Als er 
schließlich gar Morddrohungen 
bekam, erstattete der Student 
Anzeige, die von der Polizei aber 
abgeschmettert wurde. 

Als die tödlichen Schüsse fielen, 
befand sich sein Lebensgefährte 
Ibrahim Can, ein 44 Jahre alter 
türkischstämmiger Deutscher, 
gerade in Yildiz' Wohnung. Can, 
der nach dem Mord die Türkei 
verließ, jetzt aber zum Prozes¬ 
sauftakt nach Istanbul gereist ist, 
glaubt nicht daran, dass der 
Vater seinen Lebensgefährten 
allein ermordete. Alles spreche 


Fehmi Koru und führende Funk¬ 
tionäre der alewitischen Gemein¬ 
de. Der frühere Polizeichef Ibra¬ 
him Sahin soll im Auftrag der 
Organisation für die geplanten 
Attentate zwölf Todesschwadro¬ 
nen zusammengestellt haben. 

Die Putschvorbereitungen gegen 
die Regierung erreichten im Jahr 
2004 ihren Höhepunkt, wie aus 
Tagebucheintragungen hervor¬ 
geht, die dem damaligen Ober¬ 
kommandierenden der Kriegs¬ 
marine, Admiral Özden Örnek, 
zugeschrieben werden. Er 
bestreitet, dass es sich um seine 
Notizen handelt. Die Umsetzung 
der Putschpläne scheint daran 
gescheitert zu sein, dass der 
damalige Generalstabschef Hilmi 
Özkök nicht mitmachen wollte. 
Özkök sei "ein Feigling und 
regierungstreu", heißt es in dem 
Tagebuch. 

Özkök selbst räumte in einer Ver¬ 
nehmung ein, er habe über den 
Geheimdienst von Putschplänen 
unter den Codes "Mondlicht" und 
"Meeresglitzern" erfahren. Die 
Hinweise seien jedoch nicht kon¬ 
kret genug gewesen, um eine 
Untersuchung einzuleiten. 

(FR, 7.9., ISKU) 


dafür, dass ein weiteres Familien¬ 
mitglied an der Ermordung 
beteiligt gewesen sei. 

Er und eine Nachbarin berich¬ 
ten, dass zwei Autos vom Tatort 
flüchteten. Die Nachbarin saß 
während der Tat gerade in einem 
Cafe vor dem Gebäude und 
wurde durch einen der Schüsse 
verletzt. 

Kultur der Scham 

Homosexuelle haben in der Tür¬ 
kei einen schweren Stand: Erst 
im März hat die Menschenrecht¬ 
sorganisation Human Rights 
Watch zu einem besseren Schutz 
durch ein Antidiskriminierungs¬ 
gesetz aufgerufen. Oft nehmen 
weder Polizei noch die Staatsan¬ 
waltschaft Anzeigen ernst. Es 
gebe ein Klima der Gewalt. 
„Wenn der Sohn schwul ist, ist er 
nichts mehr wert“, sagt der Köl¬ 
ner Ibrahim Can. Er kritisiert die 
Kultur der Scham und des Leug- 
nens und fordert: „Die türkische 
Gesellschaft ist nicht ehrlich mit 
sich selbst. Sie muss sich mit den 
Rechten der Schwulen abfinden.“ 
(DP, 9.9., ISKU) 


Meldungen 

Kurden fordern Ende 
des PKK-Verbots 

Kurdische und deutsche Politi¬ 
ker haben sich am Mittwoch zu 
einer Konferenz im Berliner 
Abgeordnetenhaus getroffen. In 
einer Erklärung forderten die 
150 Teilnehmer die Gleichstel¬ 
lung der Kurdinnen und Kurden 
in der BRD mit anderen großen 
Migrantengruppen. Dazu zähl¬ 
ten beispielsweise das Angebot 
von muttersprachlichem Früh¬ 
unterricht sowie die Aufhebung 
des 1993 erlassenen Verbots der 
kurdischen Arbeiterpartei PKK. 
Zu den Gästen der Veranstal¬ 
tung, die von der Föderation der 
kurdischen Vereine in Deutsch¬ 
land (YEK-KOM) initiiert 
wurde, zählten unter anderem 
der Oberbürgermeister der 
Stadt Diyarbakir, Osman Bayde¬ 
mir, und der Bundestagsabge¬ 
ordnete der Linkspartei Norman 
Paech. (jW, 10.9., ISKU) 

Türkei trifft Flaute 
am stärksten 

Die weltweite Wirtschafts- und 
Finanzkrise hat in Europa einer 
Studie zufolge Deutschland und 
Ungarn am stärksten gehoffen. 
Weltweit schrumpfte das Bruttoin¬ 
landsprodukt (BIP) in der Türkei, 
in Russland und Singapur am mei¬ 
sten. Dies geht aus einer Studie 
der Deka-Bank hervor, berichtet 
"Die Welt". Im internationalen Ver¬ 
gleich liegt die Bundesrepublik 
demnach auf Platz acht. Unter¬ 
sucht wurde die Wirtschaftslei¬ 
stung von 31 Staaten. 

(HA; 7.9., ISKU) 

Weiter Streit um Museum 
für das Sivas Massaker 

In einem Interview erklärte der 
Minister für Kultur und Tou¬ 
rismus Ertugrul Günay, dass es 
nicht richtig wäre, die Aleviten- 
Initiative auf die Forderung zu 
reduzieren, im Madimak Hotel in 
Sivas ein Museum einzurichten. 
Eine aufgewiegelte Menschen¬ 
menge hatte im Juli 1993 in die¬ 
sem Hotel eine Gruppe Intellek¬ 
tueller angegriffen, die sich zu 
einer alevitischen Feier zusam¬ 
mengefunden hatten. Das Hotel 
wurde in Brand gesetzt, 35 Men¬ 
schen starben. Seither fordern 
alevitische Verbände, dass in dem 
Hotel ein Museum eingerichtet 
wird, um der Opfer zu gedenken. 
Günay wiederum erklärte, dass 
sich das Gebäude in Privateigen¬ 
tum befinde, man jedoch daran 
arbeite. Er denke an eine 
Gedenkstätte, an der auch ande¬ 
ren Gewaltopfern gedacht wer¬ 
den solle. Der Vorsitzende des 
alevitischen Pir Sultan Abdal Ver¬ 
eins wandte sich dagegen. Es sei 


Prozess wegen „Ehrenmord“ an schwulem Sohn 

Homosexualität als Todesurteil 




Türkei sieht sich nicht zuständig für Versorgungsengpässe der Nachbarn 

Irak und Syrien brauchen 
mehr Wasser 


Die Türkei, Syrien und der von 
US-Truppen besetzte Irak strei¬ 
ten sich weiter um die Verteilung 
kostbarer Wasserressourcen. 
Bei einer Ministerkonferenz in 
Ankara lehnte die Türkei am 
Donnerstag die Forderung ihrer 
beiden Nachbarn ab, mehr Was¬ 
ser durch den Fluß Euphrat Rich¬ 
tung Süden zu schicken, um dort 
Versorgungsengpässe zu lin¬ 
dern. Der Irak warf der Türkei 
vor, für den dramatischen Was¬ 
sermangel in seinem Land ver¬ 
antwortlich zu sein. 

Irak und Syrien fordern vom 
nördlichen Nachbarn Türkei, 
mehr Wasser als bisher aus dem 
Euphrat durch die Schleusen an 
dem durch mehrere Dämme auf¬ 
gestauten Strom Richtung Süden 
fließen zu lassen. Erst vor weni- 


Nach der Einführung eines kur¬ 
disch-sprachigen Kanals des 
Staatsfernsehens TRT will die tür¬ 
kische Regierung jetzt auch kurdi¬ 
sche Privatsender zulassen. Darü¬ 
ber berät zurzeit die türkische 
Medienaufsicht, der Hohe Rat für 
Radio und Fernsehen (RTÜK), 
wie ein Sprecher der Behörde am 
Montag bestätigte. Die geplante 
Liberalisierung ist Bestandteil der 
neuen Kurdenpolitik von Mini¬ 
sterpräsident Tayyip Erdogan. 
Bereits seit Anfang dieses Jahres 
sendet TRT-6, der kurdisch-spra¬ 
chige Kanal des Staatsfunks TRT. 
Während TRT-6 rund um die Uhr 
sendet, dürfen private Fernsehsta¬ 
tionen bisher pro Tag höchstens 
45 Minuten in anderen Sprachen 
als Türkisch senden. Außerdem 
müssen diese Sendungen mit tür¬ 
kischen Untertiteln versehen sein. 


Bei Großrazzien wurden am 
Dienstag mindestens 24 kommu¬ 
nistische Aktivisten in acht Pro¬ 
vinzen der Türkei verhaftet. 
Betroffen von den Durchsuchun¬ 
gen waren in Istanbul, Izmir und 
Ankara sowie mehreren kurdi¬ 
schen Städten legale Einrichtun¬ 
gen wie die Vereinsräume der 
Sozialistischen Plattform der 
Unterdrückten (ESP) und Büros 
des Sozialistischen Jugendverban¬ 
des sowie Privatwohnungen. Die 
von der Antiterrorabteilung der 
Polizei in Ankara angeordneten 
zeitgleichen Polizeioperationen 
richteten sich offiziell gegen Mit¬ 
glieder der illegalen Marxistisch- 
Leninistisch-Kommunistische Par¬ 
tei (MLKP), als deren Frontorga¬ 
nisation die Staatsanwaltschaft die 
ESP bezeichnet. Die jetzigen Raz¬ 
zien erfolgten an dem Tag, an 
dem die MLKP die Beschlüsse 


gen Wochen hatte die irakische 
Regierung kritisiert, die Türkei 
habe trotz einer versprochenen 
Steigerung der Durchflußmenge 
im Euphrat die Zufuhr noch wei¬ 
ter gedrosselt. 

Der irakische Wasserminister 
Latif Raschid sagte, die Mängel 
in der Wasserversorgung seien 
noch nie so prekär gewesen wie 
in den vergangenen beiden Jah¬ 
ren. In den zurückliegenden 
zwölf Monaten habe sein Land 
rund ein Drittel weniger Wasser 
aus dem Euphrat erhalten als 
zuvor. Auch der syrische Mini¬ 
ster Nader Bunni sagte, die Tür¬ 
kei lasse weniger Euphrat-Was¬ 
ser durch als vertraglich zuge¬ 
sagt. 

Der türkische Energieminister 
Taner Yildiz wies die Vorwürfe 


Jetzt ist geplant, die Sendezeiten 
auf zwölf oder 24 Stunden auszu¬ 
dehnen. Das bestätigte Mehmet 
Dadak, ein Mitglied der Auf¬ 
sichtsbehörde RTÜK. Auch die 
bisher vorgeschriebenen Unterti¬ 
tel könnten wegfallen. Damit wür¬ 
den erstmals Live-Sendungen auf 
Kurdisch möglich. Der türkische 
Vize-Premier Bülent Arinc hatte 
sich bereits vor einiger Zeit für 
kurdische Sendungen im Privat¬ 
fernsehen ausgesprochen. 

Bei der oppositionellen ultra-rech¬ 
ten Partei der Nationalistischen 
Bewegung (MHP) stößt der Plan 
allerdings auf Ablehnung: Die 
Zulassung kurdischen Privatfern¬ 
sehens sei "eine politische Ent¬ 
scheidung, die den Beginn einer 
Teilung" des Landes markiere, 
sagte der stellvertretenden MHP- 
Vorsitzende Murat Sefkatli. Die 


ihres letzten Parteitags verkünde¬ 
te: »Unser 4.Kongreß, der vom 15. 
August bis zum 1. September dau¬ 
erte, ist ein politischer Sieg, der 
gegen die kolonialfaschistische 
Diktatur errungen wurde, die mit 
Unterstützung des US-Imperia- 
lismus und des israelischen Zio¬ 
nismus unsere Partei angriff«, 
heißt es dazu auf der Website der 
Partei. 

Die im September vor 15 Jahren 
gegründete MLPK ist mittlerweile 
zur stärksten kommunistischen 
Untergrundorganisation in der 
Türkei mit mehreren tausend 
Anhängern vor allem in den Slum¬ 
vierteln der Großstädte ange¬ 
wachsen. Sie verfügt auch über 
einen bewaffneten Arm. Im Unter¬ 
schied zu vielen linken Gruppie¬ 
rungen aus der Türkei spricht 
sich die MLKP eindeutig für das 
Selbstbestimmungsrecht der Kur¬ 


zurück. Ankara wisse um die 
Wasserprobleme seiner beiden 
Nachbarn, könne aber die Was¬ 
sermenge nicht steigern. Ankara 
müsse auch an die eigene Was¬ 
ser- und Energieversorgung den¬ 
ken. Umweltminister Veysel Ero- 
glu betonte, im türkischen Ein¬ 
zugsgebiet von Euphrat und 
Tigris seien in den vergangenen 
Jahren die Niederschläge erheb¬ 
lich zurückgegangen. Um Ver¬ 
sorgungsengpässe für Syrien 
und Irak so gut es geht zu ver¬ 
meiden, habe die Türkei den 
Wasserspiegel des Sees an ihrem 
größten Damm, dem Atatürk- 
Staudamm am Euphrat, bereits 
so weit reduziert, daß dort keine 
Stromgewinnung mehr möglich 
sei. 

(jW, 4.9., ISKU) 


beiden großen Oppositionspar¬ 
teien, die MHP und die kemalisti- 
sche CHP, wollen die neue Kur¬ 
denpolitik der Regierung nicht 
mittragen. Sie fürchten, mehr 
Rechte für die Kurden könnten zu 
einer Schwächung der staatlichen 
Einheit und letztlich zu einer Spal¬ 
tung des Landes führen. 

Premier Erdogan will mit einer 
"demokratischen Öffnung" die 
Rechte der rund 15 Millionen tür¬ 
kischen Kurden erweitern und so 
den Konflikt friedlich lösen. Ein¬ 
zelheiten ihres Plans will die 
Regierung Anfang Oktober dem 
Parlament vorlegen. Eine Lösung 
des Kurdenkonflikts würde auch 
die Chancen der Türkei für einen 
Beitritt zur Europäischen Union 
verbessern, mit der sie seit 2005 
Beitrittsverhandlungen führt. 

(FR, 8.9., ISKU) 


den aus und beteiligt sich auch 
praktisch an Protestaktionen der 
kurdischen Befreiungsbewegung. 
In diesem Jahr gab es bereits 
mehrere Verhaftungswellen von 
kommunistischen Journalisten 
und Mitarbeitern linker Radiosta¬ 
tionen unter dem Vorwurf der 
MLPK-Unterstützung. 

In laufenden Gerichtsprozessen 
werden unter anderem die im 
Februar verhaftete Chefredakteu¬ 
rin des Demokratischen Radios 
Izmir, Nadiye Gürbüz, die Chef¬ 
redakteurin des Freiheitsradios, 
Füsun Erdogan, und der Heraus¬ 
geber der kommunistischen 
Wochenzeitung Atilim, Ibrahim 
Cicek, sowie Dutzende weitere 
linke Aktivisten der Unterstüt¬ 
zung einer bewaffneten Organisa¬ 
tion beschuldigt. Die Staatsanwalt¬ 
schaft fordert lebenslängliche 
Freiheitsstrafen. (jW, 9.9., ISKU) 


nicht richtig, das Leid nebenein- 

ander zu 

stellen oder zu vermi- 

sehen. 

(NTV, 1.9., ISKU) 

Quellen: 

jW 

junge Welt 

FR 

Frankfurter Rundschau 

HA 

Hamburger Abendblatt 

DP 

Die Presse 


Termine: 

...Die Frauen sind eine organisierte 
Kraß... , es gibt de Erfahrung der 
Solidarität, und es gibt de Erfah¬ 
rung dass es möglich ist. Wider¬ 
stand zu leisten... 

Informations- und 
Solidaritätsveranstaltung 

- Zu den Kämpfen der Frauenbe¬ 
wegung in der Türkei/ Kurdistan. 

- Über die Inhaftierung zahlrei¬ 
cher Menschen der DÖKH 
(Demokratische Freien Frauenbe¬ 
wegung), der DTP (Partei der 
demokratischen Gesellschaft) und 
der KESK (Dachverband der 
Gewerkschaft des öffentlichen 
Dienstes). 

- Zu den Initiativen des türkeiwei¬ 
ten Frauenbündnisses für Frieden 
und Freilassung der Inhaftierten. 

mit: 

Eren Keskin aus Istanbul 

Rechtsanwältin/Menschenrechts¬ 

aktivistin 

Sudan Güven aus Diyarbakir 

Vorsitzende des SELIS Frauenver¬ 
eins/Demokratische Freie Frauen¬ 
bewegung (DÖKH) 

Reutlingen 

16. September 2009 - 20:00 Uhr 
Kulturzentrum FranzK 
Unter den Linden 23 

Karlsruhe 

17. September 2009 -19:30 Uhr 
Gaststätte Walhalla (Saal) 
Augartenstr. 27 

Südstadt 

Stuttgart 

18. September 2009 -19:00 Uhr 
Generationenhaus Heslach 
Unterer Wannenweg 13 
U1/U14 Haltestelle 
Schreiberstraße 
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Live-Sendungen auf Kurdisch 


Mindesten 24 Aktivisten in acht Provinzen verhaftet 

Großrazzia gegen Kommunisten 
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Nuce 


Presseerklärung der Vorbereitungsgruppe für das Amed-Camp: 

Repression gegen Mesopota- 
misches Sozialforum in Amed 


Am Freitag, den 11.9.09 kam es 
u. a. in Diyarbakir, Wan und §tr- 
nak erneut zu zahlreichen 
Gewahrsamnahmen. Mehrere 
der Betroffenen sind Unterstüt- 
zer_innen des Mesopotamischen 
Sozial Forums (MSF), an den 
Vorbereitungen beteiligt oder als 
Sprecherinnen für eines der 
Podien vorgesehen. 

Viele der 17 Verhafteten sind 
Funktionsträgerinnen der DTP 
in hoher Position wie z. B. der 
stellvertretende Generalsekretär 
der Stadtverwaltung von Diyar¬ 
bakir Hüseyin Bayrak und der 
Präsident des Provinzparlamentes 
§ehmus Bayhan. Wieder sind 
Aktivistinnen der Frauenbewe¬ 
gung betroffen: Azize Yagiz und 
Menke Karagöz vom DTP Frau¬ 
enparlament, Behice Ok vom 


Unter dem. Motto »Freiheit für 
Abdullah Öcalan - Frieden in 
Kurdistan« haben zehntausende 
Kurden aus Deutschland und 
dem europäischen Ausland am 
Samstag auf der Gelsenkirchener 
Trabrennbahn das 17. interna¬ 
tionale kurdische Kuhurfestival 
gefeiert. Abgeordnete der im 
türkischen Parlament vertrete¬ 
nen kurdischen Partei für eine 
demokratische Gesellschaft 
(DTP) protestierten gegen die 
erneuten Verhaftungen von 
Funktionären der Organisation 


Die türkische Bildungsbehörde 
hat erstmals Unterricht auf 
Kurdisch an einer staatlichen 
Universität erlaubt. An dem 
Institut an der Mardin Artuklu 
Universität im von Kurden 
besiedelten Südosten des Lan¬ 
des solle es Graduiertenpro¬ 
gramme auf Kurdisch, Farsi, 
Arabisch und Syrisch, die Spra¬ 
che der syrischen Christen in 
der Türkei, geben, wie die tür- 


Frauenzentrum SELIS und die 
ehemalige Bürgermeisterin von 
Baglar/Diyarbakir, Yurdusev 
Özsökmenler. Von den Gefange¬ 
nen befinden sich am heutigen 
Dienstag noch neun in Haft. 

Am 12.9. kam es zu einer Protest¬ 
demonstration mit 10 000 Teil¬ 
nehmerinnen in Diyarbakir. 

Bereits am Tag der Gewahrsam¬ 
nahmen versammelten sich meh¬ 
rere hundert Protestierende vor 
dem Regierungsgebäude der 
DTP in Diyarbakir und riefen 
gemeinsam mit dem Bürger¬ 
meister Osman Baydemir und 
der DTP Abgeordneten Aysel 
Tugluk 'Die Repression wird uns 
nicht vernichten!'. 

Am gestrigen Montag versam¬ 
melten sich wiederum zahlreiche 
Aktivistinnen vor dem Gerichts- 


am Vortag in der Türkei. Sie 
betonten zugleich ihre Bereit¬ 
schaft, an einer politischen 
Lösung der kurdischen Frage 
mitzuarbeiten. »Die türkische 
Regierung sollte sich mit der 
Guerilla an einen Tisch setzen«, 
forderte auch der Sänger §ivan 
Perwer. 

Ein Höhepunkt des Festes war 
die Videobotschaft von Murat 
Karayilan, einem Funktionär der 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK. 
Sein Grußwort wurde live aus 
einem Guerillacamp in den 


kische Nachrichtenagentur 
Anadolu Ajansi am Donnerstag 
berichtete. Dieses Modell 
werde auch genutzt, wenn 
andere Universitäten Studien 
für Bürger anbieten wollten, 
die eine andere Muttersprache 
als Türkisch sprechen. 

Die kurdische Sprache blieb 
jahrzehntelang in der türki¬ 
schen Öffentlichkeit verboten. 
Erst seit 2000 wurde im Zuge 


gebäude in Diyarbakir, in dem 
über den weiteren Verbleib der 
Gefangenen entschieden wurde. 
Die Festnahmen werden als Fort¬ 
führung der Repressionswelle 
gegen Aktivistinnen der DTP 
verstanden, die nach den Kom¬ 
munalwahlen mit mehr als 50 am 
14.4.09 ihren ersten Höhepunkt 
erreichte. Die Zahl der seitheri¬ 
gen Festnahmen beläuft sich auf 
mehr als 400, hinzu kommen 
mehr als 200 Gewahrsamnah¬ 
men. 

Während die Regierung auf einer 
Seite propagiert, eine friedliche 
Lösung anzustreben, werden 
staatlicherseits zeitgleich Maß¬ 
nahmen ergriffen, die jeglicher 
demokratischen Entwicklung 
entgegenstehen. 

(Ameä Camp Pressegruppe, 15.9.) 


nordirakischen Kandil-Bergen 
übertragen. Im Anschluß skan¬ 
dierten Tausende der Teilnehmer 
»Wir grüßen die Guerilla«. Mit 
der Parole »Waffe des Friedens« 
auf T-Shirts machten Jugendli¬ 
che deutlich, dass sie die Gueril¬ 
la als Sicherheitsgarantie bei den 
erhofften Verhandlungen 
betrachten. Für die Partei Die 
Linke richtete die stellvertreten¬ 
de Parteivorsitzende Ulrike Zer¬ 
hau ein Grußwort an die 
Menge. 

(jW, 14.9., ISKU) 


der Anstrengungen für die Ver¬ 
handlungen über einen EU- 
Beitritt der Türkei allmählich 
Kurdisch auch im Fernsehen 
und im Radio erlaubt. Die nun 
erlaubten Studien auf Kurdisch 
gehören zu den Bemühungen 
der Regierung in Ankara zur 
Lösung des Kurdenkonflikts. 

(DS, 11.9., ISKU) 


Meldungen 

Folter eines Kindes bleibt für 
die Peiniger folgenlos 

Die Klage der Anwälte des 
damals 12-jährigen Cüneyt 
Ertuf, dem am 22. März 2008 
im Rahmen der Ereignisse um 
das kurdische Newroz Fest in 
Hakkari vor laufender Kamera 
von Polizisten der Arm gebro¬ 
chen wurde, wird nacht 16 
Monaten folgenlos für die Fol¬ 
terer geschlossen. 

Nachdem dem 12-Jährigen der 
Arm gebrochen worden war, 
erlitt er weitere Misshandlun- 

f en im Gefängnis und Kran- 
enhaus von Hakkari, die eben¬ 
falls Gegenstand der Klage 
waren. 

Das Verfahren wurde gegen alle 
Beteiligten eingestellt. T)er Poli¬ 
zist, der Cüneyt den Arm 
gebrochen und vor der Kamera 
efoltert hat, wurde nach Anga- 
en des Anwalts von Cüneyt, 
Fahri Timur, sogar belobigt. 
Währenddessen bleibt Cüneyt 
Ertus von einer mehrjährigen 
Haftstrafe bedroht. 

(ANF, 10.9., ISKU) 

HPG: Kind durch Mine des 
türkischen Militärs getötet 
Die Mine, durch die ein Kind 
in Kulp getötet wurde, ist nach 
einer Erklärung der Volksvertei¬ 
digungskräfte HPG, vom türki¬ 
schen Militär gelegt worden. 
Die Guerilla steht in keiner Ver¬ 
bindung zu der Operation. 
Gegenteilige Meldungen wür¬ 
den bewusst vom türkischen 
Generalstab gestreut, um zu 
provozieren. 

(ANF, 13.9., ISKU) 

Erdogan setzt weiter auf Krieg 
Der türkische Ministerpräsident 
Erdogan wies Aufrufe zurück, 
in denen das türkische Militär 
aufgefordert wurde, seine Ope¬ 
rationen gegen die PKK, die 
einen einseitigen Waffenstill¬ 
stand einhält, einzustellen. Er 
erklärte, dass die kriegerischen 
Handlungen ohne Pause fortge¬ 
setzt würden. Weiter machte er 
deutlich, dass das Ziel der „kur¬ 
dischen Öffnung“ seiner Regie¬ 
rung, die Isolierung der PKK 
sei. (ANF, 13.9., ISKU) 

Syrien will PKKler aufnehmen 

Der syrische Staatspräsident 
Be§ar Assad erklärte vor seinem 
morgigen Staatsbesuch in die 
Türkei, dass, wenn die PKK 
bereit sei die Waffen niederzule¬ 
gen, Syrien bereit sei, Mitglie¬ 
der der PKK, die aus Südwest- 
Kurdistan (Syrien) stammen, 
aufzunehmen. 

(ANF, 15.9., ISKU) 


Zehntausende auf 
kurdischem Kulturfestival 


Türkei erlaubt Studien auf 
Kurdisch an staatlicher Uni 




Militär und Faschisten 
sabotieren Friedensprozess 

Innerhalb von zwei Tagen sind unsere Soldaten abgefeuerten die die Interessen der Türkei 
zehn türkische Soldaten bei Mili- Kugeln werden diese Entwick- unterwandere, 
täroperationen gegen Guerilla- lung nicht blockieren. Wir wer- Offenbar greifen die Nationalis- 
kämpfer der Arbeiterpartei Kur- den den Friedensprozeß fortset- ten dabei auch zu extralegaler 
distans, PKK, in den Turdischen zen.« Sabotage. Wie die Polizei 

Provinzen der Türkei Hakkari, Die nationalistischen türkischen bekanntgab, wurden zu Wochen- 
Van und Siirt getötet worden. Es Oppositionsparteien kündigten beginn drei Rechtsextremisten in 
habe sich um Selbstverteidigung dagegen an, auf keinen Tall der kurdischen Kleinstadt Igdir 

f ehandelt, rechtfertigte sich das Gespräche mit Erdogan über die unter dem Vorwurf verhaftet, 
lauptquartier der kurdischen »demokratische Initiative« zu eine »Todesschwadron« gebildet 
Volksverteidigungskräfte HPG. führen. Obwohl die Regierung zu haben. Durch Anschläge auf 
Obwohl die Guerilla seit April bislang nur minimale Zugestäntf- kurdische Politiker und 
die Waffen ruhen läßt, um eine nisse wie die Einführung kur- Geschäftsleute, deren Namen auf 
politische Lösung der kurdischen dischsprachiger Ortsschilder einer sichergestellten Todesliste 
Frage zu ermöglichen, wurden in angekündigt hat, wirft ihr die vermerkt seien, sollte die von der 
den letzten Wochen massive Opposition »Vaterlandsverrat« Regierung geplante »demokrati- 
Militäroperationen gegen die und »Separatismus« vor. Der Vor- sehe Initiative« gestört werden, 
PKK gestartet. Ministerpräsident sitzende der faschistischen Partei meldet die regierungsnahe Tages- 
Recep Tayyip Erdogan erklärte der Nationalen Bewegung, MHP, zeitung Zaman online am Don- 
am Mittwoch, trotz der neuen Devlet Bahceli, sowie der Vorsit- nerstag. Die Verhafteten, bei 
Gefechte an seiner - allerdings zende der kemalistischen Repu- denen auch ein Sturmgewehr 
nicht näher bestimmten — blikanischen Volkspartei, CHP, gefunden wurde, sind örtliche 
»demokratischen Initiative« zur Deniz Baykal, erklärten vor der Funktionäre der Grauen Wölfe, 
Beendigung des »Terrorpro- Presse, dass sie nicht mit einer die den militanten Flügel der 
blems« festzuhalten. »Die auf Regierung kooperieren werden, MEIP bilden. (jW, 11.9., ISKU) 

Türkisches Militär fuhrt 
weitere Operationen durch 

Entsprechend der Äußerung des §emdinli: Kontraguerillaakti- Der Kreisvorsitzende der DTP 
Generalstabs: „Bis der letzte Ter- vitäten von Hakkari, Hivzullah Kansu, 

rorist tot ist, gehen die Operatio- Eine siebenköpfige Kontragueril- sprach auf der Beerdigung: „Hier 
nen weiter“, rinden weiter in ver- lagruppe ist seit zehn Tagen in haben 50 000 Menschen die Lei- 
schiedenen kurdischen Regionen der Region in Guerillakleidung chen der Guerillas in Besitz 
schwere militärische Operatio- unterwegs und verlangt Unter- genommen.“ Der türkische Staat 
nen statt. Stützung von der Bevölkerung, führe unter dem.. Begriff der 

Weiterhin führt die Gruppe „Demokratischen Öffnung“ eine 
Lice: Operation begonnen Hausdurchsuchungen durch weitere „Öffnung zum Krieg“ 

Während die Militäroperationen und legt Hinterhalte. durch: „Wir wollen hier betonen: 

in den Provinzen §trnak, Hakka- Wir wollen keinen Bürgerkrieg, 

ri, Wan und Siirt mit großer 50 0000 auf Beerdigung von Wir warnen nochmals. Wir sind 
Heftigkeit weitergehen wurde im zwei Guerillas entschlossen zum Frieden, aber 

KreisTLice in der Provinz Diyar- An der Beisetzung von zwei wir werden nicht schweigen zum 
bakir wurde mit einer groß ange- HPG-Guerillas, die in Hakkari Tod unserer Jugend. So wie es 
legten Armeeoperation begon- (Jukurca gefallen waren, nahmen immer war, hat die kurdische 
nen. 50 000 Menschen teil. Schon Jugend keine Alternative, als in 

vor dem Krankenhaus, in dem die Berge zu gehen.“ 

Eruh: Soldaten setzen Gärten sich die Leichen der beiden Gue- Während der Beerdigung wurde 
der Dorfbevölkerung in Brand rillas befanden, versammelten die Demonstration näufig von 
ln mehreren Dörfern im Kreis sich etwa 20 000 Menschen. Sie Kampfhubschraubern, die von 
Eruh, in der Provinz Siirt, setz- trugen PKK-Fahnen und Sym- Operationen in Cukurca zurück¬ 
ten Soldaten die Gärten und bole des demokratischen Konfö- kehrten, überflogen. 

Weinberge der Dorfbevölkerung deralismus. Außerdem führten 

in Brand. Die Dorfbevölkerung sie Bilder der.. Gefallenen und Paramilitärs ermorden DTPler 

wurde durch Drohungen von von Abdullah Öcalan mit sich. unter Polizeischutz 

Seiten der Soldaten am Löschen An der Demonstration nahmen Dorfschützer nahmen ein Auto 

gehindert. Die Soldaten richte- auch die Bürgermeisterinnen mit drei Insassen unter Beschuss 

ten ihre Waffen auf sie und sag- von Yüksekova, Hakkari, §em- und töteten das DTP-Mitglied 

ten: „Wenn ihr das Gelände dinli und (Jukurca teil. Auf dem Müslüm §ahin. 

nicht verlasst, eröffnen wir das Weg zum Friedhof erweiterte Die drei Angegriffenen waren im 

Feuer auf euch.“ sich der Zug der Menschen, die Auto zu unterwegs. Da sie zuvor 

Pressemitarbeiterinnen wurden Parolen riefen und Blumen von Dorfschützern bedroht wor- 

durch Drohungen vom Ort des niederlegten, auf 50 000. Da die den waren, forderten sie bei der 

Geschehens ferngehalten. Straßen nicht so viele Demons- Polizeidirektion Schutz an. Ihnen 

tränten aufnehmen konnten, wurde eine Eskorte von zwei 
Dersim: Operationen dauern an zogen vor allem Jugendliche an Polizeiautos gestellt. Als die Dorf- 
in Dersim dauern sowohl Bom- die Berghänge und zeigten dort Schützer das Auto unter Beschuss 
bardierungen, als auch Boden- Fahnen von FiPG und PKK und nahmen, verließ die Polizei den 
Operationen der türkischen malten entsprechende Parolen. Tatort und nahm ihren Schutz- 
Armee an. Dabei entstandene Auch die Familien der Gefalle- auftrag nicht war. 

Waldbrände erloschen aber von nen nahmen an der Demonstra- Müslüm §ahin war schon zuvor 
selbst. tion teil. oft bedroht worden und fürchte¬ 

te um sein Leben. 

(ANF, 10., 11., 13.9., ISKU) 


Jugendliche setzten einen 
BIM-Markt in Brand 

ln Adana hat eine kurdische 
Jugendgruppe, die sich selbst 
' Hakkari §ehitleri intikam Bir- 
ligi" nennt, einen BIM Markt 
mit Molotowcocktails in Brand 
gesetzt. Es entstand großer 
Sachschaden, der Brand ist 
mittlerweile gelöscht. 

(ANF, 13.9., ISKU) 

Überlegungen der RAND- 
Corporation 

Die RAND-Corporation, eine 
der führenden amerikanischen 
Organisation, die sich mit stra¬ 
tegischen Fragen beschäftigt, 
erklärte, dass nachdem die USA 
sich vollständig aus dem Irak 
zurückgezogen hätten, die 
Möglichkeit bestünde, dass die 
Türkei das Gebiet der Kurdi¬ 
schen Föderativen Region 
besetzen könnte. Sie riet zum 
Ausüben von Druck auf Mesut 
Barzani, um ihn zum Einlenken 
und zur Unterstützung einer 
Politik gegen die PKK zu 
bewegen. 

(ANF, 15.9., ISKU) 

Türkei und Iran wollen mehr 
kooperieren 

Nacn Angaben von Außen¬ 
minister Ahmet Davutoglu wol¬ 
len die Türkei und Iran ihre 
Kooperation im Antiterror¬ 
kampf ausbauen. Bei seinen 
Kontakten im Iran kam Davut¬ 
oglu mit dem iranischen Staats¬ 
präsidenten Mahmud Ahmedi- 
nechad sowie dem iranischen 
Außenminister Manucehr Mot- 
taki zusammen. 

(trt-world, 13.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 

Termine: 

Erste Kurdische Filmtag in 
Hannover | 24.-27. September 
im Appolo-Kino 
Bahoz 

24.9. 17:30 Uhr 
Beritan 

25.9. 17:30 Uhr 
Qeleme Sure 

26.9. 18:00 Uhr 
Blinde Kuh 

27.9. 18:00 Uhr 

Veranstalter: 

Kurdistan Volkshaus 
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Straßenkämpfe und Widerstands¬ 
aktionen gegen Repressionswelle 


Bereits im Frühjahr hatten die 
türkischen Justizbehörden mehr 
als 400 Funktionäre, der im 
türkischen Parlament vertrete¬ 
nen pro kurdischen Demokrati¬ 
schen Gesellschaftspartei Partei 
(DTP) festgenommen. Vorge¬ 
worfen wurde den Politikern, 
die sich zum großen Teil noch 
in Haft befinden, die vermeint¬ 
liche Unterstützung einer terro¬ 
ristischen Organisation. Seit 
Freitag letzter Woche wurden in 
den kurdischen Städten Diyar- 
bakir, Van und Kiziltepe min¬ 
destens weitere 17 Personen 
festgenommen. Wie schon im 
Frühjahr konnten die Betroffe¬ 
nen in den ersten 24 Stunden 
keine Anwälte kontaktieren. 
Die Festnahmewelle dauert 
noch immer an. Im Rahmen 
von Razzien wurden von der 
türkischen Antiterrorpolizei 
auch Computer und weitere 
Materialen beschlagnahmt. 

Unter den Festgenommenen 
sind vor allem Mitarbeiter der 
Stadtverwaltungen und von der 
Frauenrechtsorganisation 
SEL1S, die Bildungsprogramme 
anbietet und von häuslicher 
Gewalt betroffene Frauen 
betreut. Auch eine Journalistin 
der unabhängigen Nachrichte¬ 
nagentur Diele Haber Ajansi 
(D1HA) wurde festgenommen. 
Die DTP forderte die sofortige 
Freilassung der Festgenomme- 


Während die Repressionswelle 

f egen DTP und die gesamte 
urdische Bewegung anhält 
und tagtäglich Menschen ver¬ 
haftet werden, die Operationen 
des türkischen Militärs schwere 
ökonomische und ökologische 
Schäden anrichten, die Guerilla 
trotz einseitigen Waffenstill¬ 
stand pausenlos angegriffen 
wird und auch Opfer zu Dekla- 
gen hat, leistet die kurdische 
Bevölkerung Widerstand und 
zeigt ihre Solidarität mit Groß¬ 
demonstrationen, Straßen¬ 
schlachten und Widerstandsak¬ 
tionen. Hier einige Beispiele 
der letzten Tage: 

Hakkari — Baumaschinen in 
Brand gesetzt 

In Cukurca im Kreis Hakkari 
wurden von Unbekannten zwei 
Baumaschinen in Brand gesetzt. 
Sie waren zu Straßenbauarbei¬ 
ten eingesetzt und wurden voll¬ 
ständig zerstört. 


Dersim — Auto eines 
Spezialoffiziers in Brand gesetzt 
Um zu erreichen, dass endlich 
die Roadmap zum Friedensplan 
von Abdullah Öcalan veröffent¬ 
licht wird, hat die „Apoistische 
Jugendinitiative“ im Cumhuriy- 
et Viertel, das Auto eines Spezi¬ 
aloffiziers in Brand gesetzt. 
Während der Aktion riefen sie 
Parolen wie: „Biji Serok Apo“, 
„Öcalan“ und „wir sind für den 
Frieden, aber bereit für den 
Krieg.“ 

Dersim - Baufahrzeuge 
angezündet 

Eine Gruppe Bewaffneter setzt 
auf der Straße zwischen Hozat 
und Ovacik mehrere Baufahr¬ 
zeuge, die Straßenbauarbeiten 
ausfuhrten in Brand. 

Dersim — Guerilla 
verteilt Warnschreiben 
Die HPG-Gebietskommandan- 
tur Dersim verteilte Warnschrei¬ 
ben, in denen sie eine ernste 
„letzte Warnung“ an namentlich 
bekannte Frauen- und Drogen¬ 
händler aussprach. Sie machte 
außerdem deutlich, dass sie 
ihren Widerstand gegen das 
paramilitärische Dorßchützersy- 
stem verschärfen würde. 

Sie kritisierte die in der Region 
vorhandenen Spaltungstenden¬ 
zen in der Linken gerade durch 
den Zaza-Nationalismus und 
rief die Jugend dazu auf, sich ihr 
anzuschließen. 

Istanbul - Bombenanschlag 
auf BIM Markt, Auto in Brand 
gesetzt 

In Istanbul Zeytinburnu wurde 
durch einen Bombenanschlag 
auf einen BiM-Markt schwerer 
Sachschaden verursacht. Tote 
oder Verletzte gab es keine,., da 
der Anschlag außerhalb der Öff¬ 
nungszeit verübt wurde. 

Im Stadtteil Yefiltepe wurde ein 
parkendes Auto in Brand 
gesetzt. 

Zu beiden Aktionen bekannte 
sich die „Apoistische Initiative 
von Zeytinburnu.“ Auch bei 
dieser Aktion wurde die Veröf¬ 
fentlichung der Roadmap von 
Abdullah Öcalan, durch die 
Regierung gefordert. 

Diyarbakir/Baglar - Apoisti¬ 
sche Jugend Initiative greift 
Polizeiposten an 

Im Stadtteil Baglar von Diyarba- 
kir griff eine Gruppe die sich 
Apoistische Jugendinitiative 


nennt, einen Polizeiposten mit 
Molotowcocktails an und sprüh¬ 
te PKK-Parolen. 

Hakkari, Yüksekova, Beytü$$e- 
bap: Straßenschlachten und 
Großdemonstrationen 
Nachdem in Hakkari 50.000 
Menschen an der Beerdigung 
von zwei Guerillas teilgenom¬ 
men hatten, versammelten sich 
tags darauf viele Menschen vor 
dem Krankenhaus, da sich die 
Behörden weigerten den Leich¬ 
nam eines dritten in der Region 
gefallenen Guerillas herauszuge¬ 
ben. Die Läden in der Stadt blie¬ 
ben alle aus Protest gegen das 
Vorgehen der Behörden ge¬ 
schlossen. Als die Polizei die Ver¬ 
sammelten angriff, kam es zu 
Auseinandersetzungen. Die 
Menschen setzen jedoch ihren 
Protest fort, bis sie auch den drit¬ 
ten Leichnam erhalten hatten, 
ln Yüksekova, in der Provinz 
Hakkari, kam es ebenfalls zu 
Straßenschlachten. Auch hier 
hatten alle Geschäfte aus Protest 
geschlossen. Als eine Gruppe 
Protestiererinnen eine Barrikade 
errichtete und anzündete, griff 
die Polizei an. Sie setzte Panzer¬ 
wagen, Wasserwerfer und Trä¬ 
nengas ein. Die Demonstrantln- 
nen verteidigen sich gegen die 
Polizeiangriffe mit Steinen. 

Im Zusammenhang mit der 
Beerdigung eines Guerillas gab 
es außerdem auch Auseinander¬ 
setzungen in Beytüffebap in der 
Provinz §trnak. 

Batman — Im Kreis Sason 
terrorisiert die Armee die 
Bevölkerung mit schweren 
Waffen una Leuchtmunition 

Von der im Dorf Herinde (Acar) 
befindlichen Militärstation feu¬ 
erte die Soldaten zwei Tage lang 
willkürlich Leuchtspur und 
Mörsermunition ab. Nach ört¬ 
lichen Quellen wurde zwischen 
22.00 und 4.00 morgens das 
Feuer über mehrere Dörfer hin¬ 
weg eröffnet. Dabei werden 
neben Mörsern und Leuchtspur 
auch deutsche MG3 schwere 
Maschinengewehre benutzt. Die 
Bevölkerung wird durch den 
Lärm terrorisiert; so ist kein 
schlafen möglich und die Men¬ 
schen haben Angst um ihr 
Leben. Sie fühlen sich an die 
Jahre des offenen Kriegs in den 
90ern erinnert. 

(ANF, OP, yuksekovaguncel, jW, 
Zusammenfassung aus der 38. 
Woche 2009, ISKU) 


Meldungen 

Keine Kurdologie an Artuklu 
Universität Mardin 
Die Artuklu Universität in Mar¬ 
din zeigt sich über die Entschei¬ 
dung des Hohen Hochschulrats 
YÖK enttäuscht, da die Ein¬ 
richtung eines Fachs Kurdologie 
zugunsten der Entscheidung 
zur Gründung eines Instituts 
"lebender Sprachen" abgelehnt 
wurde. Der Rektor der Univer¬ 
sität erklärte, dass dem YÖK- 
Beschluss zufolge an dem neu 
zugründenden Institut neben 
Arabisch, Persisch und Syrisch 
auch Kurdisch gelehrt werden 
könnte. Nun werden Persich 
und Syrisch an der Universität 
bereits an der Fakultät für östli¬ 
che Sprachen gelehrt - übrig 
bleibe Kurdisch. Dass dem 
Antrag nicht entsprochen 
wurde, enttäusche die geweck¬ 
ten Erwartungen. 

(Ra, 15.9., ISKU) 

Staatstheater zeigt 
erstmals kurdisches Stück 
ln der Türkei soll ein staatliches 
Theater erstmals ein Stück in 
kurdischer Sprache aufführen. 
Das Stück mit dem Titel 
"Lebendiger Tod" handle von 
sogenannten Ehrenmorden an 
Frauen, meldete die staatliche 
Nachrichtenagentur Anatolien 
am Montag. Die Aufführung sei 
für den 1. Oktober in Diyarbakir 

f eplant, der größten Stadt der 
lurdengebiete im Südosten des 
Landes. 

Die Regierung von Ministerprä¬ 
sident Tayyip Erdogan hat den 
Kurden mehr politische und kul¬ 
turelle Rechte versprochen, um 
den Forderungen der Minder¬ 
heit entgegenzukommen und 
den seit einem Vierteljahrhun¬ 
dert andauernden Konflikt mit 
der militanten Kurdischen 
Arbeiterpartei (PKK) zu been¬ 
den. Zudem verlangt die Euro¬ 
päische Union als Teil ihrer Bei¬ 
trittsverhandlungen mit der Tür¬ 
kei Verbesserungen Fortschritte 
bei den Minderheitenrechten. 
Zu Jahresbeginn startete die 
staatliche Rundfunkanstalt TRT 
ein kurdischsprachiges Pro¬ 
gramm. Zu den Lockerungen 
gehört auch, dass in staatlichen 
Moscheen auf Kurdisch gepre¬ 
digt werden darf. Bis 1991 war 
die kurdische Sprache in der 
Türkei generell verboten; 
Beschränkungen für ihren 
öffentlichen Gebrauch gibt es 
bis heute. Rund 17 Prozent der 
71 Millionen Einwohner der 
Türkei sind Kurden. Im Kon¬ 
flikt zwischen Staat und PKK 
starben seit 1984 mehr als 
40.000 Menschen. 

(DS, 21.9., ISKU) 




Pressekonferenz des Mesopo- 
tamischen Sozialforums 


Die Vorbereitungen für das vom 
27.-29. September in Diyarbakir 
stattfindende Mesopotamische 
Sozial Forum befinden sich in der 
letzten Phase. 

Rechtsanwältin Reyhan Yalcin- 
dag vom MSF-Koordinations- 
komitee sagte, das MFS hat das 
Ziel jegliche Diskriminierung 
im Mittleren Osten und der 
Region Mesopotamiens zu 
beseitigen “Das MSF ist ein Auf¬ 
ruf, ein politischer Prozess um 
Wege für unseren Widerstand zu 
entwickeln“ 

Das Mesopotamische Sozialfo¬ 
rum das vom 27.-29. September 
im Sümerpark stattfindet, wurde 
ins Leben gerufen auf Grundla¬ 
ge der Prinzipien des Weltsozial¬ 
forums, das sich gegen den glo¬ 
balen Kapitalismus richtet. 

An der Pressekonferenz nahmen 
die DTP Abgeordnete Aysel 
Tugluk, der Bürgermeister von 
Sur Abdullah Demirbas, der 
Generalsekretär des FFilfsvereins 
Sarmasik, Serif Camci, der 
TMMOB Provinzkoordina¬ 
tionsrat und eine große Anzahl 
an MSF Mitgliedern teil. Rey¬ 
han Yalcindag erinnerte an das 
Weltsozialforum 2001 in Brasi¬ 
lien, bei dem unter dem Slogan 
„Eine andere Welt ist möglich“ 
zahlreiche oppositionelle Aka¬ 
demiker, NGOs, Parteien und 
viele in Befreiungskämpfen 
organisierte Kreise zusammen¬ 
gekommen waren. Yalcindag 
erklärte, dass im Zusammen¬ 
hang mit den seit 2001 stattfin¬ 
denden Welt- und Europasozi¬ 
alforen und dem Prozess gegen 
die kapitalistische Moderne, 
gegen jegliche Art von Ausbeu¬ 
tung und gegen das Patriarchat 
Netzwerke aus dem Mittleren 
Osten und der Region Mesopo¬ 
tamiens zusammengefunden 
und beschlossen haben, sich 
unter dem Namen MSF zu tref¬ 
fen. 

Vor dem MSF wird am 25. und 
26. September ein Vorberei¬ 
tungstreffen für das Europäische 
Sozialforum (ESF) stattfinden. 
Das nächste ESF wird 2010 in 
Istanbul stattfinden. 


Das MSF ist ein 
politischer Prozess 

Yalcindag betonte, das MSF habe 
den Anspruch jegliche Diskrimi¬ 
nierung im Mittleren Osten und 
der Region Mesopotamiens zu 
beseitigen: „Wir werden unseren 
Widerstand gegen die Herrschaft 
der Menschen über die Natur, die 
Diskriminierung von Mehrhei¬ 
ten gegenüber Minderheiten, 
Weißen gegenüber Schwarzen, 
Männern gegenüber Frauen, 
HeterosexuUlen gegenüber 
Homosexuellen, gegen Ausbeu¬ 
tung, besonders gegen die Aus¬ 
beutung von Völkern und die 
damit einhergehende Armut, 
gegen die kapitalistische Moder¬ 
ne, Gewaltherrschaft, Krieg, 
gegen jegliche Herrschaftssyste¬ 
me, Militarismus und Gewalt 
fortsetzen. Das MSF ist ein Auf¬ 
ruf, ein politischer Prozess um 
unseren Widerstand weiter zu 
entwickeln. 

Beim MSF werden sich 
die Völker treffen 
Yalcindag unterstrich, dass das 
MFS nicht nur als eine dreitägige 
Veranstaltung anzusehen sei: 
„Unser grundlegendes Ziel ist es, 
ein dauerhaftes Solidaritätsnetz 
zu entwickeln und im Mittleren 
Osten und der Region Mesopo¬ 
tamiens, in der Volker sich in 
einer Phase von Assimilation und 
Vernichtung befinden, einen 
dauerhaften Frieden zu erreichen 
und aufrecht zu erhalten.“ Die 
Teilnehmerinnen kommen aus 
den Ländern des Mittleren Osten 
wie Palästina, Jordanien, dem 
Libanon, Israel, Südkurdistan, 
Syrien, dem Iran und Irak, aus 
Lateinamerika. Auch Mitglieder 
des Europäischen Sozialforums 
werden teilnehmen. Zum Pro¬ 
gramm sagte Yalcindag: „Das 
MSF wird am Abend des 26. 
September mit einem Konzert 
eröffnet. Die Gemeinschaft der 
darstellenden Künste vom 
Bosporus und zwei armenische 
Künstler aus Diyarbakir werden 
ebenfalls auf dem Forum vertre¬ 
ten sein. Wir werden Zeugen des 
Zusammentreffens von Völkern 


des Mittleren Ostens sein, die 
verschiedenster Arten von Diskri¬ 
minierung und Assimilierung 
ausgesetzt sind, dazu gehören 
Assyrer, Syrier, Armenier, Yesi- 
den, Keldanier, Araber und Turk¬ 
menen. Es ist nicht nur eine 
Reihe von Veranstaltungen — 
sondern das MSF wird so lange 
weitergehen, bis auf diesem 
Boden Frieden, Demokratie und 
Freiheit erreicht sind. Unser Ziel 
ist „Demokratie oder gar nichts“ 
und wir sagen „Freiheit oder gar 
nichts“. 

Das Amed Camp beginnt 
am 25. September 
Ellen Jädicke von der Camp-Vor¬ 
bereitungsgruppe gab Informa¬ 
tionen zum Internationalen 
Amed Camp, das vom 25.-30.9. 
im Rahmen des MSF stattfindet. 
Jädicke erklärte, das Camp werde 
ein Teil des MSF sein. „Das 
Camp wurde nach einem 
gemeinsamen Beschluss von kur¬ 
dischen und europäischen 
Aktivistinnen von kurdischen 
Jugendlichen, der kurdischen 
Frauenbewegung und Europäe¬ 
rinnen organisiert. Es dauert 
sechs Tage und findet im Sümer¬ 
park statt. Im Camp soll es einen 
Erfahrungsaustausch zwischen 
den Aktivistinnen geben. Dazu 
wird es Diskussionen, Konzerte, 
Kundgebungen und Filmvorfüh¬ 
rungen geben. 

„Wir werden internationalistische, 
antimilitaristische lind feministi¬ 
sche Gedanken aufgreifen. 
Internationalismus heißt gemeinsa¬ 
mer Widerstand — Freies Leben 
heißt demokratischer Kommuna- 
lismus!“ 

Teilnehmen am Forum werden 
die DTP, der IHD, die EMEP, 
der KESK angeschlossene 
Gewerkschaften, Yerel Gündem 
21, dem TMMOB angeschlosse¬ 
ne Kammern, GAP, die Vereini¬ 
gung der Kommunen, die Stadt¬ 
verwaltung von Diyarbakir und 
Batman, die Anwaltskammer 
Van, die Ärztekammer und über 
200 demokratische Organisatio¬ 
nen. (DIHA; 19.9., ISKU) 


Prozess gegen die Zeitung Milliyet 
wegen "PKK Propaganda" 


Aufgrund der Veröffentlichung 
einer Erklärung Duran Kal- 
kans, Mitglied des KCK-Füh- 
rungsgremiums, in Bezug auf 
d.ie Roadmap von Abdullah 
Öcalan, wurde gegen die Zei¬ 
tung Milliyet Anklage wegen 
"PKK Propaganda" erhoben. 

Die fortwährenden Veröffentli¬ 
chungen der Milliyet zur 
Diskussionen über die "Annä¬ 
herung an die kurdische Frage" 


führten nun zu einer Anklage 
wegen "PKK Propaganda". Der 
Istanbuler Generalstaatsanwalt 
fordert 1,5 bis 7,5 Jahre Strafe 
für den Korrespondenten 
Namik Durukan und den ver¬ 
antwortlichen Redakteur Hasan 
Cakkalkurt wegen "PKK Pro¬ 
paganda" . Der Generalstaatsan¬ 
walt erklärte, dass Durukan 
und Cakkalkurt im Falle der 
Verurteilung zu einer Gefäng¬ 
nisstrafe u.a. auch ihr aktives 


und passives Wahlrecht verlie¬ 
ren würden. 

Entsprechend dem Grundge¬ 
setz und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention sol¬ 
len, laut Anklageschrift, trotz 
des Rechts auf Gedankenfrei¬ 
heit und freie Meinungsäuße¬ 
rung "den in Kalkans Aufruf 
zur Gewalt erkennbaren 
Gedanken keine weitere Auf¬ 
wertung zuteil werden". 

(ANF, 16.9., ISKU) 


"Reporter ohne Grenzen" kriti¬ 
sieren Webseiten-Sperrungen 
in der Türkei 

Die Organisation Reporter ohne 
Grenzen (RSF) weist darauf hin, 
dass in der Türkei seit dem 19. 
September die Webseiten von 
MySpace sowie Lastfm.com.tr 
und die Online-Videoplattform 
Akilli.tv nicht erreichbar sind. 
Das habe ein Istanbuler Staatsan¬ 
walt in einem Urheberrechtsver¬ 
fahren am 26. Juni dieses Jahres 
angeordnet. Die Organisation, 
die sich für Presse- und Mei¬ 
nungsfreiheit einsetzt, schreibt in 
einer Mitteilung, das Sperren von 
ganzen Websites aufgrund von 
Urheberrechtsverletzungen sei 
unverhältnismäßig. Das Copy¬ 
right werde oft dafür genutzt, um 
das Internet zu zensieren. Zensur 
sei in der Türkei ein üblicher 
Reflex, den RSF verurteile. 
Reporter ohne Grenzen weist 
darauf hin, dass die Sperre einer 
Website aufgrund des Verlangens 
von Strafverfolgern und nicht auf 

f erichtliche Anordnung hin eine 
brletzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention 
(PDF-Datei) sei, die die Türkei 
unterzeichnet habe. Die Sper¬ 
rung von Websites oder - wie in 
Frankreich angestrebt - des 
Internetzugangs von Personen, 
die Urheberrechte verletzen, sei 
eine nicht akzeptable Einschrän¬ 
kung des Rechts auf freie Mei¬ 
nungsäußerung, schreibt RSF. 
Die Organisation weist darauf 
hin, dass die Videoplattform 
YouTube von der Türkei aus seit 
Mai 2008 nicht erreichbar sei. 
Die Webseiten-Sperrungen ge¬ 
hen auf Klagen der in der MTJ- 
YAP organisierten türkischen 
Musikindustrie zurück, berichtet 
die türkische Tageszeitung Hür- 
riyet. Demnach sollen sie bis zu 
einer gerichtlichen Entscheidung 
aufrechterhalten werden. Die 
türkische Musikerin Aylin Aslim, 
die eine MySpace-Seite betreibt, 
sieht in den Websperren eine 
ungerechte Behandlung für 
unabhängige Musiker, die der 
Musikindustrie ihren Rücken 
zugekehrt haben. 

(heise.de, 23.9., ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

KCK: Die Maske des 
„Aufbruchspiels” wird fallen 

Der Exekutivrat der KCK Das kurdische Mädchen höchst gefährlich ist. Nur weil er 

(Gemeinschaft der Gesellschaf- wurde bestialisch umgebracht in Diyarbakir Sport betreibt, ist 

ten Kurdistan) hat die Vorfälle Die KCK hebt unter Hinweis auf Diyarbakirspor Protesten und 

der letzten Tage bewertet und den Vorfall mit dem Mädchen Angriffen ausgesetzt. Diese 

erklärt, dass mit dem Beschluss, namens Ceylan Onkol hervor, Geschehnisse in Bursa sind keine 

die DTPler vor Gericht zu dass der türkische Staat in Kurdi- gewöhnlichen. Es gab in der Ver- 

zwingen, die Verlogenheit des stan das Recht auf Leben überrol- gangenheit solche separatisti- 

„Aufbruchs” noch einmal deut- le: „Der zweite auffällige Vorfall, sehen Vorfälle. Die letzten jedoch 

lieh geworden sei. der die Doppelmoral des türki- sprengen die Grenzen der 

sehen Staats beweist, ist die besti- Geduld. Das kurdische Volk, die 

Die KCK weist auf die Opera- alische Art und Weise, in der das demokratischen Institutionen 

tionen gegen die Dersim- unschuldige kurdische Mädchen und die kurdische Jugend müssen 

Gemeinde, die Hinrichtung von der türkischen Armee getötet Diyarbakirspor in Schutz neh- 

eines 13-jährigen Mädchens wurde. Der türkische Staat Dringt men gegen diese rassistisch-chau- 

und die rassistischen Angriffe grundlos ein kurdisches Mäd- vinistische Einstellung. Die in 

gegenüber Diyarbakirspor hin chen um und der Staatsanwalt Kurdistan Sport treibende und 

und sagt voraus, dass die hält es nicht einmal für nötig, aus diesem Grund Beleidigungen 

„Maske des Aufbruchspiels” fal- darauf genauer einzugehen. Die ausgesetzte Mannschaft muss 

len werde. „Solche Vorfälle” türkischen Medien haben die vom kurdischen Volk finanziell 

führten nur zur „Vertiefung des gleiche Einstellung. Würde dieser und mental unterstützt bzw. in 

Widerstands”. Vorfall in einem Dorf in Bursa Schutz genommen werden.” (...) 

„Es ist klar ersichtlich, dass die passieren, wie wäre die Reaktion? „Diese Angriffe werden nichts 

tägliche Praxis des türkischen Es ist klar, dass das Leben eines bewirken, außer dass das Volk aus 

Staates eine Doppelmoral bzw. Kurden keinen Wert hat. Das Kurdistan sich weiter vereint, 

Separatismus gegenüber dem Recht auf Leben ist in Kurdistan besinnt und seinen Widerstand 

kurdischen Volk und dessen vom türkischen Staat nie beach- verstärkt”, und ruft dazu auf: 

Vertretern offenbart. Erneut tet worden. Seit der Gründung „Das Volk aus Kurdistan sollte, 

wurde zur Diskussion gebracht, der Republik sind auf diese Art egal wo es ist, solche Angriffe mit 

die rechtmäßigen, zugelassenen und Weise Hunderttausende von seiner Einheit, Organisierung 

politischen Vertreter des kurdi- Kurden auf dem Boden Kurdi- und mit dem Widerstand beant- 

schen Volkes mit polizeilicher stans ermordet worden. Schon Worten, indem es seine national- 

Gewalt dem Gericht vorzufüh- mehrmals wurden Polizisten und demokratischen Kenntnisse ver- 

ren. Dieser Vorfall bedeutet die Offiziere, die Kurden getötet hat- tieft.” 

Nichtanerkennung des Willens, ten, durch türkischen Richter¬ 
eine Respektlosigkeit und eine spruch freigesprochen. Die Angriffe haben keine 

Beleidigung des Volkes in Per- Logik, mit der Ugur Kaymaz Erfolgschancen 

son dieser Vertreter, einen ermordet wurde, ist dieselbe im ln einer bereits in der vergange- 

Angriff. Während auf der einen Falle Ceylan Önkols. Es gibt kei- nen Woche veröffentlichten 

Seite von ,Aufbruch’, .Frieden’ nen Unterschied zu der Logik, Erklärung zog die KCK eine 

und .Brüderschaft’ gesprochen die die DTPler mit Gewalt vor Zwischenbilanz der seit den 

wird, zeigt dieser Angriff auf Gericht bringen will. Es zeigt Kommunahlwahlen im März 

der anderen Seite auf doppel- auch ganz klar, dass die Logik verkündeten Waffenruhe und 

moralische und erniedrigende von 1930, als der damalige Bil- gab bekannt, dass sich die Waf- 

Art gegenüber den Vertretern dungsminister Mahmut Esat fenruhe nach dem Verhalten der 

des kurdischen Volkes im Paria- Bozkurt äußerte: ,ln der Türkei Türkei richten und die Guerilla 

ment die Verlogenheit des ,Auf- leben nur Türken, und wenn es sich verteidigen werde, 

bruchs’.” auch andere gibt, dann nur als „Der türkische Staat und die 

die Sklaven der Türken’, sich kein AKP-Regierung sollten sich sehr 
Die Maske des bisschen verändert hat. Wenn bis bewusst sein, dass keinerlei Spie- 

Aufbruchspiels wird fallen heute kein Verfahren gegen die lereien, Zwang oder psychologi- 

„Dieser Angriff basiert auf der Mörder Önkols eingeleitet wor- sehe Kriegsführung zur Vernich- 

Regierung, der Justiz und der den ist, dann aus diesem Grün- tung der Freiheitsbewegung füh- 

Bürokratie der AKP. Seine de.” ren werden. Der Druck auf das 

Bedeutung ist: ,Es ist kein Platz kurdische Volk und die Vernich- 

für einen freien Willen des Kur- Man muss Diyarbakirspor tungspolitik können aus innen- 

den. Sein Platz ist der Gerichts- in Schutz nehmen und außenpolitischen Gründen 

saal bzw. das Gefängnis.’ Das Die KCK geht auch auf Diyarba- nicht fortgesetzt werden, 

wird die Maske des Spiels mit kirspor ein und schreibt, das Man kann sich so viel anstren- 

dem Aufbruch fallen lassen, patriotische kurdische Volk, gen, so viel Unterstützung von 

Diese Logik ist offensichtlich demokratische Institutionen und innen und außen einholen, wie 

dieselbe, die damals die DEP- die kurdische Jugend müssten man will, gegen unsere gesell- 

Abgeordneten ins Gefängnis Diyarbakirspor in Schutz neh- schaftlich verankerte Freiheitsbe- 

brachte trotz aller Behauptun- men: „Die doppelmoralische, wegung hat man keine Chance, 

gen. Es ist klar, dass diese Logik separatistische und rassistische Solche Maßnahmen der psycho- 

sich nicht verändert hat. Die Haltung gegenüber den Kurden logischen Kriegsführung fuhren 

Operationen gegen die Dersim- in der Türkei wird von Tag zu Tag zu nichts anderem als zu Schaden 

Gemeinde sind eine andere schärfer und ist an dem Punkt für die Türkei und zum Sturz der 

Vorgehensweise im Rahmen angelangt, dass sie sich sogar auf AKP-Regierung.” (ANF, 30.9., 

dieser Logik.” die Sportwelt auswirkt und somit YÖP, 24.9., ISKU) 


Meldungen 

91 Minen in CJukurca verlegt 
Nach Erklärung von Dorfbe¬ 
wohnerinnen aus der Region 
Hakkari/Cjukurca wurden in den 
Gebieten Köprülü und (Jimenli 
91 neue Minen verlegt. Die Sol¬ 
daten zeichneten die verlegten 
Minen nach Augenzeugenberich¬ 
ten auf einer Karte ein. 

(ANF, 1.10., ISKU) 

Razzia durch vermummte 
Spezialeinheiten in Dersim 
In Dersim wurden Räume und 
Arbeitsplätze der Stadtverwal¬ 
tung von schwarz maskierten 
una schwer bewaffneten Polizi¬ 
sten durchsucht. Als Grund 
wurde die Suche nach dem Büro 
des Festgenommenen Verteilers 
der Zeitung Günlük Savaf Kara- 
taf angegeben. 

Sie beschlagnahmten diverse 
Bücher und Zeitschriften und 
durchsuchten die Anwesenden. 
Während die Durchsuchung 
andauerte, versammelten sich 
Hunderte Einwohnerinnen der 
Stadt Dersim und protestierten 
mit Parolen wie „Dersim wird 
das Grab des Faschismus sein“, 
„Die Repression kann uns nicht 
Einschüchtern“. Die Menschen 
machten eine Spontandemon¬ 
stration durch die Stadt. Der 
Kreisvorsitzende der DTP Veli 
Haydar Güle^, der an der 
Demonstration teilnahm, erklär¬ 
te, dass der Zeitungsverteiler auf 
ungesetzliche Weise festgenom¬ 
men worden sei und dies ein 
deutlicher Versuch sei, die oppo¬ 
sitionelle Presse einzuschüchtern. 
Der Zeitungsverteiler wurde spä¬ 
ter nach dem Verhör wieder frei- 
gelassen. Die Proteste gegen die 
Repression wurden jedoch weiter 
fortgesetzt. Bei der gestrigen 
Demonstration, zu der auch die 
Lehrergewerkschaft Egitim-Sen 
und andere zivilgesellschaftliche 
Organisationen aufgerufen hat¬ 
ten, erklärte Veli Haydar Güle^: 
„In diesem Land gibt es schwere 
Angriffe auf revolutionäre und 
demokratische Presseorgane. Die 
Zeitung Günlük ist ständig vom 
Verbot bedroht. Die Zeitung 
wird verboten, dann wieder 
erscheint sie. Diese Angriffe hal¬ 
ten weiter an“. 

(ANF, 1.10., ISKU) 

Kind von Artillerie zerfetzt 
Die 14-jährige Ceylan Onkol 
wurde von Artilleriefeuer aus der 
Jandarma-Station beim Dorf Bir- 
lik in Lice, getötet. Der von der 
Dorfbevölkerung angerufene 
Staatsanwalt erklärte „es gebe 
keine Sicherheit vor Ort“. Des¬ 
wegen begab er sich nicht zum 
Ort des Geschehens. Die Bom¬ 
bardierung fand in 200m Entfer- 
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Gespräch mit Meral El zum ersten Mesopotamischen Sozialforum 

„Viele planen jetzt 
gemeinsame Projekte' 


« 


Meral El gehört dem Internatio¬ 
nalen Koordinierungskomitee 
des Mesopotamischen Sozialfo¬ 
rums (MSF) an, das am 
Dienstag Abend in Diyarbakir 
(Südosttürkei) zu Ende ging. 
E)ie kurdischstämmige Deutsche 
bleibt nun für ein Jahr in der 
Stadt. 

Sie haben sich intensiv an der Vor¬ 
bereitung des Mesopotamischen 
Sozialforums (MSF) in der tiirki- 


Im Großen und Ganzen ist es 
sehr gut gelaufen. Zumal es in 
dieser Region das erste Sozialfo¬ 
rum im Kombination mit einem 
internationalen Camp war. Für 
mich war vor allem sehr beein¬ 
druckend, wie viel internationa¬ 
len Austausch es auch unabhän- 

f ig von den großen Podiumsdis- 
ussionen gab. Teilnehmer aus 
so verschiedenen Ländern wie 
Jordanien, Palästina, dem Irak, 
Deutschland und Mexiko haben 
sich hier auch persönlich ken¬ 
nengelernt. Dadurch sind 
Freundschaften entstanden, es 
wurden E-Mail-Adressen 

getauscht; viele, vor allem junge 
Leute aus verschiedenen Län¬ 
dern haben sich hier spontan 
getroffen und planen jetzt 
gemeinsame Projekte. Der 
intensive persönliche Kontakt, 
der den Internationalismus 
lebendig macht, war auch Sinn 
des Amed-Camps - und das ist, 
denke ich, sehr gut gelungen. 
Auch technisch und organisato¬ 


risch hat das MSF so gut funk¬ 
tioniert, dass die hier anwesen¬ 
den Teilnehmer des Weltsozial¬ 
forums und des Europäischen 
Sozialforums beeindruckt waren 
- von der Verpflegung bis zu den 
Podiumsdiskussionen, die 
simultan in mehrere Sprachen 
übersetzt werden mussten. 
Natürlich hatten wir die 
üblichen kleinen technischen 
Probleme. Aber große Schwie¬ 
rigkeiten hatten wir während der 
Veranstaltung nicht. 

Zuvor wurden mehrere Personen 
verhaftet, die an der Vorbereitung 
beteiligt waren. Wie hat sich das 
auf die Organisation ausgewirkt? 
Die Verhaftungen haben dazu 
geführt, dass einige von uns in 
diesen Tagen mehr leisten mus¬ 
sten. Aber sie haben nicht dazu 
geführt, dass etwas nicht funk¬ 
tioniert hat. Allerdings war es 
für uns auch ein psychische 
Belastung, weil unklar war, ob es 
noch mal eine Verhaftungswelle 
gibt. Wir waren unsicher, wie 
wir damit umgehen sollten und 
ob das Sozialforum möglicher¬ 
weise gefährdet ist. Es gab sogar 
Sprüche wie „Hoffentlich neh¬ 
men sie uns erst hinterher fest, 
wenn wir es geschafft haben“. 
Einige der Aktivisten hier haben 
schon früher die frustrierende 
Erfahrung gemacht, kurz vor 
dem Zieh verhaftet zu werden, 
nachdem sie ein Jahr lang dafür 
gearbeitet hatten. Deshalb sind 
wir im Moment alle sehr erleich¬ 
tert. 


Die Repression hat aber bereits 
lange vor dem Treffen eingesetzt, 
oder? 

Die Vorbereitung des MSF hat 
letztes Jahr im August begonnen, 
seither gab es mehrere Verhaf¬ 
tungswellen. Die erste noch im 
August 2008; die zweite im Früh¬ 
jahr nach den Kommunalwahlen. 
Diese beiden Male war das 
geplante Sozialforum nicht der 
unmittelbare Grund, aber es traf 
politisch aktive Menschen aus der 
Frauen- und der Jugendbewe- 

f ung, den Gewerkschaften und 
er „Partei der Demokratischen 
Gesellschaft“, der DTP, die an der 
Vorbereitung des MSF beteiligt 
waren. Zwei Wochen vor der 
Eröffnung gab es eine weitere Ver¬ 
haftungswelle, die sehr offensicht¬ 
lich dem MSF gegolten hat, auch 
wen es nicht die offizielle Begrün¬ 
dung war. Es traf 19 Leute, die 
zum Teil organisatorische Aufga¬ 
ben beim MSF übernommen 
hatten oder fest als Moderatoren 
eingeplant waren. Neun wurden 
zwei Tage später wieder frei gelas¬ 
sen, zehn sind nach wie vor in 
Haft. Was den Verhafteten als 
Begründung vorgeworfen wird, 
ist die Nähe zur kurdischen 
Arbeiterpartei PKK oder deren 
Unterstützung. Das genügt hier 
schon für ein paar Jahre Gefäng¬ 
nis - und es ist ein Vorwurf, der 
politisch aktive Kurden sehr 
schnell treffen kann. Im Camp ist 
übrigens die Idee entstanden, die 
Gefangenen durch eine Postkar¬ 
tenaktion moralisch zu unterstüt¬ 
zen. (jW, 1.10., ISKU) 


“Die Hefte sind nicht das letzte 
Wort von Abdullah Öcalan” 


Was ist mit der Roadmap passiert? 
Die Ffefte (Roadmap) wurden 
vom türkischen Geheimdienst 
MIT gelesen. Es scheint aber eher 
so, dass diverse Institutionen und 
politische Verantwortliche im 
Besitz der Ffefte sowie in Kennt¬ 
nis von Öcalans Roadmap sind. 

Werden ihnen die Hefte noch über¬ 
geben? 

Wir haben am 01. September 
2009 einen Antrag zur Herausga¬ 
be gestellt und warten auf eine 
Antwort. Inhaltlich umfasst die 
Roadmap Lösungsvorschläge für 
die Beendigung des Kriegs und 
um die Waffen zum Schweigen zu 
bringen. 

Was sagt den Öcalan genau in den 
Heften aus? 

Öcalan spricht nicht von einer 
möglichen Föderation bzw. Kon- 
förderation als Lösung der Kur¬ 
denfrage. Vielmehr soll unter 
einer Fahne und einem Staat eine 


Reform der kommunalen Selbst¬ 
verwaltung durchgeführt werden, 
welche auch die Regionen in 
Zukunft stärkt und diesen mehr 
Eigenverantwortung zuschreibt. 
Öcalan sagt aber auch klar, dass 
das geschriebene in der Roadmap 
nicht starr zu sehen ist sondern im 
Sinne des Friedens angepasst wer¬ 
den kann. 

Was soll das bedeuten? 

Es kommt auf die Reaktion der 
Verantwortlichen im Staat an, 
nachdem diese die Roadmap stu¬ 
diert haben. Öcalan kann bei 
Notwendigkeit neue Lösungsvor¬ 
anschläge erarbeiten und eine 
angepasste Roadmap liefern. Die 
Hefte sind nicht das letzte Wort 
von Abdullah Öcalan. 

Hört sich so an, als wolle Öcalan in 
Verhandlungen einsteigen. Ist das 
so? 

Nicht direkt. Er möchte seinen 
Vorschlag als Basis für die Fin¬ 


dung einer Lösung in den Prozess 
einfuessen lassen. Es können 
dabei am Ende auch unterschied¬ 
liche neue Wege für eine friedli¬ 
che Lösung entstehen. Somit 
kann man von einer indirekten 
Beeinflussung der Thematik spre¬ 
chen um die gegenseitige Suche 
nach Möglichkeiten besser reali¬ 
sieren zu können. 

Öcalan hat uns dies bezüglich fol- 

f endes gesagt: "Vor Jahren als 
itrgut özal das Problem lösen 
wollte haben wir ihm nicht aus¬ 
reichend unsere Hand entgegnet. 
Die Friedenschance von damals 
haben wir nicht gut genutzt, das 
war ein Fehler. Jetzt haben wir 
erneut eine Chance und wir soll¬ 
ten nicht den selben Fehler bege¬ 
hen. (kb, 15.9., ISIOJ) 

Das hier in Auszügen wiedergegebe¬ 
ne Interview fiihrte Nese Düzel von 
der Zeitung Taraf Mitte Oktober 
mit den Anwältlnnen Abdidah 
Öcalans. 


nung vom Dorf Birlik statt. 
Dorfbewohner, die zum Ort der 
Explosion geeilt waren, erklärten, 
dass sie die Leiche des Mädchens 
vollkommen zerfetzt vorgefun¬ 
den hätten. Die Bäume um den 
Ort standen zu diesem Zeitpunkt 
durch die Bombardierung in 
Flammen. Etliche Tiere wurden 
durch den Beschuss ebenso getö¬ 
tet. (ANF, 1.10., ISKU) 

Operation in Amed, Vorberei¬ 
tungen für Operationen in 
Colemerg (Hakkari) 

Die türkische Armee bereitet 
Operationen am Kato Marinos 
und auf der Alm Farafin, die zu 
Colemerg gehören vor. Truppen- 
und Materialtransporte wurden 
beobachtet. 

Am 20. September hat die türki¬ 
sche Armee Militäroperationen 
bei den Dörfern Goden, Hebib- 
ka, Mevke und Cipse bei Amed 
Pa§ur durchgeführt. Die Armee 
legte Hinterhalte, die Operatio¬ 
nen dauern an. 

ln den Meder Verteidigungsge¬ 
bieten im Zaptal ist der Guerilla- 
kämpfer Necmedin Xidir bei 
einem Unfall schwer verletzt 
worden und ums Leben gekom¬ 
men. 

Zwischen dem 25. und 26. Sep¬ 
tember hat die türkische Armee 
den Cehennem Hügel im Zap 
mit Mörsergranaten und Obus¬ 
raketen bombardiert. Am 25. 
September bombardierte die tür¬ 
kische Armee das Dorf Hergüf 
im Zagros Gebiet mit Obus 
Raketen und Mörseigranaten. 
Dabei wurde ein Dorfbewohner 
schwer verletzt. 

(hpg, 27.128.9., ISKU) 

Abkommen zwischen 
Türkei und Armenien 

Nach jahrzehntelanger Eiszeit 
wollen die Türkei und Armenien 
am 10. Oktober ein historisches 
Abkommen über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen 
unterzeichnen. Die Außenmini¬ 
ster beider Länder planen, an die¬ 
sem Tag in Zürich zwei Protokol¬ 
le zu unterschreiben, deren Inhalt 
bereits ausgehandelt wurde. 

(jW, 28.9., ISKU) 
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Sonderparteitag der DTP in Ankara unterbreitet 
Lösungsvorschläge für kurdische Frage 

Einbeziehung der PKK gefordert 


„Wir wollen eine freiwillige 
Assoziation auf der Grundlage 
gleicher und demokratischer 
Rechte“, erklärte die Co-Vorsit¬ 
zende der linken kurdischen Par¬ 
tei für eine Demokratische 
Gesellschaft, DTP, Emine Ayna, 
am Sonntag auf einem Sonder¬ 
parteitag in Ankara die Bereit¬ 
schaft, die kurdische Frage inner¬ 
halb einer „Demokratischen 
Republik“ Türkei zu lösen. 

Auch Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan warb am 
Wochenende auf einem Partei¬ 
tag der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP, der unter 
dem Motto „Wir alle sind die 
Türkei“ stand, für eine „demo¬ 
kratische Initiative“, mit der die 
Regierung den kurdischen Auf¬ 
stand durch kleinere Zugeständ¬ 
nisse einzudämmen hofft. 

Die DTP machte ihre Unter¬ 
stützung dieser Regierungsiniti¬ 
ative von einer Einbeziehung 
sowohl der eigenen Partei als 
auch des inhaftierten Führers 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
PKK, Abdullali Öcalan, in einen 
Dialog abhängig. Sie forderte 
weiterhin eine Änderung der 
von der Militärjunta nach dem 
Putsch 1980 vorgelegten Verfas¬ 
sung, die bislang die Türken als 
einzige Staatsnation festschreibt. 
„Um die Waffen von der Agenda 
zu entfernen, darf die PKK als 
die Partei, die die Waffen in 
ihren Fländen hält, nicht von 
einem Lösungsprozess ausge¬ 
schlossen werden“, erklärte der 
mit 651 von 654 Stimmen 


wiedergewählte DTP-Vorsitzen- 
de Ahmet Türk. 

Als Vermummte trotz der 
Ermahnung durch die DTP- 
Führung auf der Bühne PKK- 
Fahnen schwenkten und die 
Delegierten sich zum „Märtyrer- 
edenken“ an gefallene Frei- 
eitskämpfer erhoben, verließ 
ein als Beobachter anwesender 
Vertreter der Regierungspartei 
AKP demonstrativ den Saal. 

Der außerordentliche Parteikon¬ 
gress wurde abgehalten, um 
nach Massenverhaftungen von 
DTP-Funktionären Nachwah¬ 
len zur Parteiführung durchzu¬ 
führen. Wie Türk ausführte, 
wurden in den letzten Monaten 
54 Mitglieder des 80-köpfigen 
Parteirates wegen angeblicher 
PKK-Mitgliedschaft verhaftet. 
Die DTP, gegen die seit zwei 
Jahren ein Verbots verfahren 
läuft, bestreitet eine oreanisato- 
rische Verbindung zur PKK. Die 
Beziehung zu den Rebellen in 
den Bergen sei „emotional“, da 
diese die Söhne und Töchter der 
Parteimitglieder seien. 

Zum Testfall für die Ernsthaftig¬ 
keit der Regierung bei ihrer 
„demokratischen Initiative“ 
gerät unterdessen die in der ver¬ 
gangenen Woche vom 11. 
Hohen Kriminalgerichtshof in 
Ankara angeordnete polizeiliche 
Zwangsvorführung von Emine 
Ayna und dem stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden Selahattin 
Demirtas zum staatsanwalt- 
schaftlichen Verhör am 29. 
Dezember. 


Die DTP-Abgeordneten, denen 
aufgrund ihrer Reden PKK- 
Unterstützung vorgeworfen 
wird, erklärten, auf keine Fall 
auszusagen. „Die Artikel, 
wegen denen wir angeklagt 
werden, beziehen sich grund¬ 
sätzlich auf die Freiheit der 
Meinungsäußerung“, erklärte 
Demirtas. „Und wir sind nicht 
die einzigen, die davon betrof¬ 
fen sind. Viele Journalisten und 
Intellektuelle wurden deswegen 
angeklagt, eingesperrt oder ver¬ 
urteilt. wenn die Regierung es 
mit der Demokratisierung ernst 
meint, sollte sie damit begin¬ 
nen, diese Hindernisse für die 
freie Meinungsäußerung zu 
beseitigen." 

Der Regierung kommt die dro¬ 
hende Zwangsvorführung kurdi¬ 
scher Abgeordneter bei ihrem 
Werben um das Vertrauen der 
kurdischen Bevölkerung denk¬ 
bar ungelegen. Zu sehr würde 
dies an die Verhaftung von Leyla 
Zana, Hatip Diele und anderer 
kurdischer Abgeordneter der 
damaligen Demokratiepartei 
DEP aus dem Parlament heraus 
im Jahr 1994 erinnern. Die Par¬ 
tei war anschließend verboten 
worden. Eine Verfassungsände¬ 
rung zur Stärkung der Abgeord¬ 
netenimmunität könnte eine 
Zwangsvorführung noch verhin¬ 
dern. Doch um dafür eine parla¬ 
mentarische Mehrheit zu erhal¬ 
ten, müssten auch acht Abge¬ 
ordnete der nationalistischen 
Opposition zustimmen. 

(jW, 6.10., IS KU) 


„Selbstmorde“ bei der Armee 


Während in der letzten Zeit die 
verdächtigen Todesfälle innerhalb 
der türkischen Armee aufgrund 
von angeblichen „Schießunfallen“ 
und „Selbstmorden“ zunelimen, 
reagieren viele Angehörige immer 
sensibler auf die Todesfälle. 

Nach offiziellen Statistiken haben 
zwischen 1991 und 2001 1248 
Soldaten versucht, sich das Leben 
zu nehmen; 815 starben dabei. 
Das türkische Militär versucht 
u.a. durch diese angeblichen 
Selbstmorde die wirklichen Verlu¬ 
ste bei den Gefechten mit der 
Guerilla zu kaschieren. Außerdem 
wurzeln viele der „Selbstmorde“ 
oder „Unfälle“ in Übergriffen 
innerhalb des Militärs. Es fallt ins 
Auge, dass der größte Teil dieser 
Toten kurdischer Herkunft sind 


und dass trotz großer Bemühun¬ 
gen der Angehörigen die Untersu¬ 
chungen meist im Sande verlie¬ 
fen. Diese Statistik würde sich 
weiter verschärfen, wenn dazu 
noch die Anzahl der verdächtigen 
Unfälle aufgestellt würde, 
ln den letzten 10 Jahren wurden 
keine offiziellen Statistiken mehr 
veröffentlicht, jedoch ist ein 
bedrohlicher Anstieg alleine 
durch Erfassung der aus den 
Medien bekannten Fälle offen¬ 
sichtlich. So gab es insbesondere 
in den ersten Monaten des Jahres 

2007 23 Tote und 30 Verletzte 
mit der gleichen Begründung, 

2008 20 Tote und 11 Verletzte 
und in diesem Jahr bis jetzt 35 
unter verdächtigen Umständen 
zu Tode gekommene Soldaten. 


So wurde in diesem Jahr ver¬ 
sucht, den Tod von vier Soldaten 
in Elazig Karakocpn als Unfall 
darzustellen. In Wirklichkeit aber 
starben die vier Soldaten, nach¬ 
dem ein Soldat als Strafe eine 
Handgranate in der Hand halten 
musste, deren Sicherungsring 

f ezogen war. Sie glitt ihm aus der 
fand. Er sowie drei andere star¬ 
ben. 

Dass Angehörige nicht bereit 
sind, die Todesfälle hinzuneh¬ 
men, zeigt u.a der angebliche 
Selbstmord von Erol Bingöl in 
§irnak vor wenigen Tagen. Seine 
Familie vertrieb die Soldaten mit 
der Todesnachricht aus dem Dorf 
und verweigerte eine offizielle 
Begräbniszeremonie. 

(ANF, 5.10., IS KU) 


Meldungen 

Gewerkschaftsvorsitzender 

angeschossen 

Nach dem bewaffneten Angriff 
auf den DISK (Konföderation 
der Progressiven Gewerkschaf¬ 
ten der Türkei]-Vorsitzenden 
Süleyman (Jelebi in Istanbul, 
haben die Gewerkschaften 
KESK, Hak-Is und Türk Tabip- 
ler Birligi (TTB) den Angriff 
verurteilt und eine schnelle Auf¬ 
klärung gefordert. 

Süleyman (Jelebi war in Istan¬ 
bul aus vier Waffen beschossen 
und schwer verletzt worden. Er 
liegt im Moment im Kranken¬ 
haus, befindet sich jedoch nicht 
in Lebensgefahr. 

(ANF, 5.W., ISKU) 

Neuzugänge bei HPG 

Während der türkische Staat 
behauptet, im Rahmen der 
sogenannten „kurdischen Öff¬ 
nung“ die Menschen von den 
Bergen holen zu wollen, steigt 
die Zahl der Beitritte zur Gue¬ 
rilla kontinuierlich. Allein in 
den letzten drei Monaten sind 
316 neue Kämpferinnen der 
Guerilla beigetreten. 45 Gueril¬ 
las haben ihre Ausbildung 
erfolgreich abgeschlossen. Bei 
der Beitrittszeremonie sagte 
eine Sprecherin der GueriJla: 
„Es gibt keine Lösung des Pro¬ 
blems mit Hilfe von Reuegeset¬ 
zen und es wird auch keine 
bedingungslose Waffenabgabe 
geben. (ANF, 5.10., ISkU) 

Brücke unter Kontrolle 
des JITEM 

Die Brücke zwischen dem Kreis 
Kozluk in Batman und Silvan in 
Diyarbakir befindet sich seit 
vier Tagen unter Blockade 
durch JITEM-Mitglieder. 
Weiterhin ist der JETEM in den 
umliegenden Ortschaften aktiv 
und legt Hinterhalte. Sie wer¬ 
den aus Hubschraubern mit 
Nahrung versorgt. Die Bevölke¬ 
rung sieht ihre eigene Unver¬ 
sehrtheit aufgrund^ der Anwe¬ 
senheit der Agenten bedroht. 

(ANF, 5.10., ISKU) 

Festnahmewelle dauert an 
In der Nacht zum Donnerstag 
wurden über 20 Personen aus 
der Stadtverwaltung der kurdi¬ 
schen Großstadt Van nahe Hak- 
kari nach einer Durchsuchungs¬ 
welle festgenommen. Die 
Repression richtet sich gegen 
die linke prokurdische Stadtver¬ 
waltung der DTP. So wurde 
unter anderem der stellvertre¬ 
tende Bürgermeister u.v.a. aus 
der Stadtverwaltung ohne bis¬ 
her bekannten Grund festge¬ 
nommen. Die Stadt befindet 




Grünes Licht für weitere 
Angriffe auf den Nordirak 

Trotz ihrer angekündigten wurden. Die PKK-Guerilla erlitt versucht, auch die Erdölstadt 

»demokratischen Initiative« setzt dabei nach eigenen Angaben nur Kirkuk an das Autonomiegebiet 

die türkische Regierung weiterhin geringe Verluste. Dagegen wur- anzuschließen. Angesichts des 

auf eine militärische Lösung zur den Dörfer im türkisch-iranisch- vehementen Widerstands arabi- 

Eindämmung des kurdischen irakischen Grenzgebiet durch die scher Vertreter in der Bagdader 

Aufstandes. Mit großer Mehrheit Bombardierungen entvölkert. Zentralregierung denken Berater 

hat die türkische Nationalver- Wie eine Untersuchungskommis- des kurdischen Regionalpräsi- 

sammlung am Dienstag Abend sion der kurdischen Kegionalre- denten Massud Barsani inzwi- 

grünes Licht für weitere Angriffe gierung in Erbil im Irak Bekannt- sehen laut einer Studie der Inter- 

auf Ziele im kurdischen Nordirak gab, wurden bei den Luftangrif- national Crisis Group offen darü- 

gegeben. 452 Abgeordnete der fen auch chemische Waffen einge- ber nach, die Türkei nach dem 

islamisch-konservativen Regie- setzt. Eine Bodenoffensive der geplanten Rückzug der US- 

rungspartei AKP sowie der kema- türkischen Armee scheiterte im Besatzer als neue Schutzmacht 

listischen und faschistischen Februar 2008 am starken Wider- ins Land zu holen. Dies kommt 

Opposition stimmten dafür, das stand der PKK-Guerilla im türkischen Nationalisten entge- 

Mandat des Militärs für die völ- Gebiet des Großen Zap-Flusses. gen, die bis heute Gebietsansprü- 

kerrechtswidrigen Attacken um Die zehntausend Soldaten mit che auf die ehemals osmanische 

ein Jahr zu verlängern. Die 23 Panzern und Hubschraubern Provinz Mosul erheben, zu der 

Gegenstimmen kamen von der mußten sich unter großen Verlu- auch Kirkuk gehörte. Passend zu 

Fraktion der DTP sowie dem sten zurückziehen. Bei einer Fort- solchen neoosmanischen Träu- 

sozialistischen Abgeordneten Setzung der Angriffe werde es men hat das türkische Bildungs- 

Ufuk Uras. »viele >Zaps< geben«, warnte der ministerium zu Schuljahresbe- 

Seitdem das Parlament erstmals oberste PKK-Kommandant ginn Landkarten ausgegeben, die 

im Oktober 2007 das Militär Murat Karayilan. »Nur ein beid- die Türkei in neuen Grenzen zei- 

dazu ermächtigte, das Feuer auf seitiger Waffenstillstand und gen, die auch den Nordirak, ganz 

Stützpunkte der Arbeiterpartei Gespräche werden zu einer Zypern, Armenien sowie Teile 

Kurdistans im Nordirak zu eröff- Lösung der kurdischen Frage ftih- Bulgariens und Georgiens umfas- 

nen, kam es zu Dutzenden grenz- ren«, erklärte Karayilan nach dem sen. Angeblich handelt es sich 

überschreitenden Luft- und Artil- Parlamentsvotum. um ein versehen, entschuldigte 

lerieangriffen auf Ziele, die von Im Fadenkreuz Ankaras steht sich Direktoratsleiter Muammer 

der Aufklärung der US-Besat- nicht nur die PKK, sondern auch Yildiz gegenüber der Tageszei- 

zungstruppen in Echtzeit an die das kurdische Autonomiegebiet, tung Hürriyet. 

türlasche Luftwaffe übermittelt Die kurdische Regionalregierung (jW, 8.10., ISKU) 

Verhaftungen in Hakkari & Sirnak 

ln den frühen Morgenstunden 24 auf 48 Stunden verlängert zu deren üblicher Praxis zählt, 

des 6. Oktober haben in der Stadt wird. Desweiteren operiere die PKK in 

Hakkari und in Beytüssebab bei Über die Festnahme von SelmaA. der Regel nicht mitten am Tag 

§irnak willkürliche Festnahmen [Name geändert] aus Hakkari und in städtischer Umgebung, 

stattgefunden. Am Tag zuvor berichtet die Familie, dass 10-15 Ein Vertreter des Menschen¬ 
waren sieben Kilometer von Hak- Polizisten der Anti-Terroreinheit rechtsvereins in Hakkari teilte 

kari entfernt ein Polizist und zwei morgens früh ohne Begründung mit, dass es sich bei dieser Tat 

seiner Brüder aus Deutschland und richterlichen Beschluss das auch um eine Tat von „dunklen 

von unbekannten Tätern erschos- Haus betraten, Selma A. festnah- Kräften“ in Polizei, Militär und 

sen worden. Nach Angaben des men und das Haus sowie den Hof Dorfschützern handeln könne, 

IHD in Hakkari nimmt der tür- durchsuchten. die ein Interesse an der Fortset- 

kische Sicherheitsapparat die Selma A. ist Politikerin und Akti- zung des Konflikts haben. Darü- 

Morde zum Anlass, mit Repres- vistin der Frauenbewegung der ber hinaus habe der Vorfall auch 

sionen gegen politische DTP. Diese Jahr wurde sie bereits eine Bedeutung für das weitere 
Aktivistinnen und Menschen- drei Mal ohne rechtliche Grund- Vorgehen des türkischen Staates 
rechtler_innen vorzugehen. läge und Tatvorwurf festgenom- gegen die PKK. Die Morde bieten 

ln der Stadt Hakkari wurden vier men und in U-Haft gezwungen. sich dem Militär und der politi- 

Personen festgenommen, darun- Die Jugend- und Frauenbewe- sehen Rechten als Legitimation 

ter zwei Frauen der DTE Einer gung sind eine starke politische für deren Forderung nach einer 

der Festgenommenen ist bereits Kraft in den kurdischen Gebieten offiziellen Absicherung der Ope- 

freigelassen worden. 16 weitere der Türkei. Der türkische Staat rationen auf irakischer Seite an. 

Personen, nach Meldungen vor hat ein großes Interesse, gegen Zur Stunde liegen weder Infor- 

allem Kinder und Jugendliche, diese Bewegungen mit Repression mationen über die den festge- 

wurden in Beytüssebab festge- vorzugehen. nommen Personen zur Last geleg¬ 
nommen. Soweit bekannt, wur- Lokafpolitiker_innen und vor ten Tatvorwürfe vor, noch ist das 

den von der Polizei keine Anga- Ort tätige Menschenrechtlerln- weitere Vorgehen der Justiz abzu- N U £ e 

ben zu den Gründen der Festnah- nen gehen davon aus, dass der sehen. Ein Vertreter des IHD in erscheint wöchentlich und kann in 

men gemacht, ln Hakkari waren Mora der PKK angelastet werden Hakkari merkte an, dass es in der gewünschter Stückzahl gegen 

am frühen Abend noch drei Per- soll, um damit Repression gegen Region oftmals geschehe, dass Übersendung des Portos bei der 

sonen in Gewahrsam. Den lokale Aktivistinnen und die kur- festgenommene Personen für drei Informationsstelle Kurdistan 

Rechtsanwälten wurde der Be- dische Bevölkerung in der Region bis fünf Tage auf der Polizeistation Stahltwiete 10 

such und Gespräche mit den zu rechtfertigen. Die lokale festgehalten würden, ohne diese 22761 Hamburg 

Festgenommenen verweigert. Das Niederlassung des Menschen- dem Haftrichter vorzuführen. Tel.:040-421 02 845 

Verbot des Kontaktes zwischen rechtsvereins IHD in Hakkari Meistens werden die Festgenom- E-mail: isku@nadir.org 

Anwalt/Anwältin und Man- weist darauf hin, dass sich die menen nach fünf Tagen Gewahr- bestellt werden. 

dant_in bis zum Haftrichter ist in PKK-Guerilla bisher stets die sam in eine Art F-Typ Gefängnis Spenden auf unser Konto: 

der Türkei Bestandteil des Anti- Regeln der regulären Kriegsfuh- gebracht, wo sie bis zu sechs Postbank Köln, BLZ 37010050 

Terrorgesetzes. Zudem beantragte rung eingehalten habe und darü- Monate in Untersuchungshaft Konto-Nr.: 3968-506 

der Staatsanwalt, dass der Zei- ber hinaus im Rahmen der Selbst- bleiben. Danach werden sie in der Weitere Informationen und einen 

träum, innerhalb dessen die Fest- Verteidigung handele. Zudem ist Regel freigelassen. Zur Festnahme täglichen Pressespiegel findet Ihr 

genommenen dem Haftrichter bisher keine Erklärung der PKK und U-Fiaft werden keine Grün- im Internet unter: 

vorgefuhrt werden müssen, von zu dieser Tat bekannt, was sonst de genannt, (indy, 7.10., ISKU) www.isku.org 


sich zur Stunde im Ausnahme¬ 
zustand, es wird mit weiteren 
Festnahmen und Übergriffen 
gerechnet. (indy, 8.10., ISKU) 

Kampagne fordert Gerechtig¬ 
keit für kurdische Kinder 

Auf Initiative des in Genf ansäs¬ 
sigen Kurdischen Zentrums für 
Menschenrechte haben Men¬ 
schenrechtsvertreter, Intellek¬ 
tuelle und NGO's die Kampag¬ 
ne 'Gerechtigkeit für Kinder' 
ins Leben gerufen, die die 
zunehmende Strafverfolgung 
und Inhaftierung von Kindern 
zum Thema hat. Interessierte 
Menschen und Organisationen 
finden auf der Webseite 
www.kurd-chr.ch weitere Infor¬ 
mationen sowie einen Appell an 
die UNICEF, für den Unter¬ 
stützungsunterschriften gesam¬ 
melt werden. (ISKU) 

Van: Drei Personen von 
Spezialeinheit hingerichtet 

Am Mittwoch wurden bei einer 
Razzia im Dorf Bugulukaynak, 
Kreis (J a ldiran in der Provinz 
Van drei Personen lebend fest¬ 
genommen und dann getötet. 
Es versammeln sich mittlerweile 
hunderte Menschen, um den 
Leichnahm des getöteten ibra- 
him Atabay am Krankenhaus in 
Empfang zu nehmen. Er war 
mit zwei Personen, die von den 
Behörden als Guerillamitglieder 
bezeichnet wurden, festgenom¬ 
men und von hinzugezogenen 
Spezialeinheiten umgebracht 
worden. 

Vor dem Krankenhaus kommen 
immer mehr Menschen zusam¬ 
men, sowohl aus der Stadt Van, 
als auch aus den umliegenden 
Landkreisen. Vor dem Kran¬ 
kenhaus wird ebenfalls ein gro¬ 
ßes Polizeiaufgebot zusammen¬ 
gezogen. Mittlerweile ist auch 
die Identität eines der anderen 
Toten bekannt, das HPG Mit¬ 
glied, Sunullah Keserci (Sipan) 
aus Bitlis. Auch seine Familie 
hat sich mittlerweile auf den 
Weg nach Caldiran gemacht. 

(ANF, 8.10., ISKU) 
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12. Jahrestags des Komplotts gegen Abdullah Öcalan 

Proteste in vielen kurdischen 
und türkischen Städten 


In vielen kurdischen und türki¬ 
schen Städten versammelten 
sich die Menschen zu Demons¬ 
trationen und Protestaktionen 
um am 12. Jahrestag seiner Aus¬ 
reise aus Syrien sowie gegen, die 
Inhaftierung von Abdullan Öca¬ 
lan. Die Proteste dauerten bis in 
die späten Abendstunden an. 
Die Sicherheitskräfte reagierten 
auf die Proteste mit Angriffen 
und Festnahmen. 

AD ANA 

In Adana eröffneten zwei Zivil¬ 
polizisten das Feuer auf Jugend¬ 
liche, die sich zu einer Protest¬ 
demonstration zusammenge¬ 
funden hatten. Dabei wurde der 
18-jährige Murat P. am Bein 
verletzt, ln der Nacht zuvor 
zündete die Apoistische Jugend¬ 
initiative aus Protest zehn Autos 
an. Am Abend führten Plünder¬ 
te Jugendliche Spontandemon¬ 
strationen durch. Die Jugend¬ 
lichen warfen Molotowcocktails 
auf die Straße, um den Verkehr 
zu blockieren. Die Polizei griff 
mit Panzern und Tränengas an. 
Die Auseinandersetzungen dau¬ 
erten bis in die frühen Morgen¬ 
stunden. 

VAN 

ln Van protestierten Hunderte 
Jugendliche im Hacibekir Vier¬ 
tel! Die Demonstration wurde 
von der Polizei mit Gasgranaten 
angegriffen. Es sind 18 Festnah¬ 
men bekannt. Viele Häuser in 
der Umgebung wurden durch 
den massiven Gaseinsatz in Mit¬ 
leidenschaft gezogen. Die Prote¬ 
stiererinnen verteidigten sich 
egen den Polizeieinsatz mit 
teinen. Die Straßenschlacht 
dauerte etwa zwei Stunden. 
Viele Läden in Van blieben aus 
Protest geschlossen. 

SIRNAK 

ln idil (Hezex) in der Provinz 
Strnak, führte die Apoistische 
Jugendinitiative eine Tfemons- 
tration durch. Viele Menschen 
aus der Jugend- und Frauenbe¬ 
wegung nahmen teil, trugen 
Poster von Öcalan und riHen 
Parolen u. a. für die Befreiung 
der Frau. Die Polizei griff die 
Jugendlichen mit Pfeffergas an. 
Die Jugendlichen antworteten 
mit Steinen. Die Straßen¬ 
schlacht dauerte Stunden an. 


In Idil öffneten aus Protest 
gegen die Verschleppung an die¬ 
sem Tag keine Läden und die 
Schülerinnen boykottierten die 
Schule. Ebenfalls in Silopi öff¬ 
neten keine Läden außer Apo¬ 
theken und Imbisse. Außerdem 
trugen die meisten Menschen 
schwarz. Hier fanden auch 
Demonstrationen der Jugend¬ 
bewegung statt. 

QZRE 

Hier griff die Polizei die Prote¬ 
stierenden massiv mit Räum¬ 
panzern, gep anzerten Fahrzeu- 
en und Tränengas an. Drei 
tadtviertel wurden durch den 
exzessiven Tränengaseinsatz 
schwer betroffen. Die Gaswolke 
drang in Häuser und Gärten ein 
und führte zu gesundheitlichen 
Problemen bei vielen Bewohne¬ 
rinnen. Die Polizei schoss unter 
anderem auch Gasgranaten in 
den Hof einer Grundschule und 
verletzte dadurch viele kleine 
Kinder. Der 3-jährige Mehmet 
Ultun wurde von einer Gasgra¬ 
nate schwer am Kopf verletzt 
und konnte nur durch eine 
Notoperation gerettet werden. 

iSTANBUL 

ln Istanbul Beyoglu wurde vor 
dem DTP-Kreisbüro eine 
Kundgebung abgehalten. 

DiYARBAKIR 

Tausende nahmen an der 
Demonstration teil. Der DTP 
Bürgermeister Osman Baydemir 
uncf andere DTP Mitglieder 
und Abgeordnete wie auch 
Angehörige verschiedenster 
zivflgesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen hielten Reden auf der 
Veranstaltung. Die Teilnehme¬ 
rinnen trugen Fahnen des 
Demokratischen Konfödera- 
lismus und Bilder von Öcalan 
und des in Lice durch Mörser¬ 
beschuss getöteten Mädchens 
Ceylan Onklöl. Sie riefen Paro¬ 
len wie „Die PKK ist das Volk 
und das Volk ist hier.“ Nach der 
Demonstration griff die Polizei 
die Kundgebung an und eine 
StraßenscKlacht zwischen 
Jugendlichen und der Polizei 
entbrannte. Die Polizei setzte 
Tränengas ein. 


HAKKARi ZENTRUM 
Auch hier öffneten die meisten 
Läden aus Protest nicht. In 
Hakkari gab es mehrere 
Demonstrationen, die ebenfalls 
von der Polizei mit Wasserwer¬ 
fern und Tränengas angegriffen 
wurden. Die Menschenmenge 
errichtete aufgrund des Angriffs 
Barrikaden und warf Steine. Die 
Auseinandersetzungen dauerten 
den Tag an. 

YÜKSEKOVA 

Hier streikten die Ladenbesitzer 
und viele Gruppen von Protes¬ 
tiererinnen errichteten an stra¬ 
tegischen Punkten Barrikaden. 
Es fand eine Demonstration 
statt, die vor einem Militärstütz¬ 
punkt eskalierte. Die Soldaten 
eröffneten das Feuer und die 
Polizei setzte Tränengas und 
Wasserwerfer ein. Mit dem 
Angriff auf die Demo begannen 
an verschiedenen Punkten Stra¬ 
ßenschlachten. Die Ausein¬ 
andersetzungen zogen sich über 
den ganzen Tag. 

BATMAN 

Auch hier fanden die Proteste 
dezentral in vielen verschiede¬ 
nen Vierteln statt. Ein Großteil 
der Geschäfte öffnete an diesem 
Tag nicht. Der Staat griff auch 
hier die Demonstrierenden mit 
Spezialeinheiten, Tränengas, 
Wasserwerfern, Plastikgeschos¬ 
sen und Knüppeln an. Die 
Demonstrantlnnen reagierten 
mit Steinen und Molotow¬ 
cocktails. 

MARDiN 

Im Kreis Mardin streikten eben¬ 
falls viele Geschäftsleute. 

MERSiN 

Auch hier öffneten viele 
Geschäfte in den Vierteln, in 
denen viele Kurdinnen wohnen, 
nicht. Ab 10:00 Uhr wurden 
ebenfalls die Schulen boykot¬ 
tiert und die Schülerinnen führ¬ 
ten Spontandemonstrationen 
durch. An einigen Orten wur¬ 
den sie von der Polizei eingekes¬ 
selt. Anderorts griff die Polizei 
die Schulkinder mit Aufstands¬ 
bekämpfungseinheiten und 
Räumpanzern an. Die Straßen¬ 
kämpfe dauerten lange an und 
steigerten sich im Laufe des 
Tages. ANF, 09.10., ISKU 


Meldungen 

Innerhalb von 12 Tagen 49 Per¬ 
sonen in Untersuchungshaft 

Die Repression des türkischen 
Staates gegen kurdische Aktivi¬ 
stinnen dauert an. Besonders bei 
der Festnahmewelle im April 
2009, nach der Regionalwahl, 
wurden mehr als 1000 Aktivi¬ 
stinnen festgenommen und 
Hunderte verhaftet. Allein in den 
letzten 12 Tagen wurden wieder 
49 Aktivistinnen in Untersu¬ 
chungshaft genommen. 

Die neuerliche Welle begann am 
1. Oktober als in Diyarbaktr 18, 
in Van 7, in §trnak 12, in Hak¬ 
kari 4, in Urfa 1 und in Adana 7 
Personen in Haft genommen 
wurden. Am 8. Oktober wurden 
in Diyarbaktr 35 DTPlerlnnen 
festgenommen und davon 11 
verhaftet. Viele davon sitzen im 
einem F-Typ Isolationsgefängnis, 
nahe der Stadt Van. Einigen wird 
„Unterstützung einer verbotenen 
Organisation“ vorgeworfen. 

Eine große Zahl von Verhaftun¬ 
gen fand ebenfalls im Rahmen 
der Proteste zum 9. Oktober, der 
Ausreise Öcalans aus Syrien statt. 
Viele der Verhafteten sind Kin¬ 
der und Jugendliche. Ihnen wird 
u. a. „PKK Mitgliedschaft“, 
„Propaganda für eine verbotene 
Organisation“ etc. vorgeworfen. 
Sie wurden direkt in die Gefäng¬ 
nisse gebracht. Die Vorwürfe 
basieren meist auf der alleinigen 
Teilnahme an einer Demonstra¬ 
tion. (ANF 12.10., ISKU) 

Neues Lebensmittelembargo 
über Gebiete in Dogubayazit 

Uber die Grenzdörfer im Kreis 
Dogubayazit in Agri wurde vom 
türkischen Militär ein Lebens¬ 
mittelembargo verhängt. Alle 
Autos, die in diese Dörfer fahren, 
werden von Soldaten durch¬ 
sucht, die Lebensmittelmengen 
aufgeschrieben und die Dorfbe¬ 
wohnerinnen, die angeblich zu 
viel transportieren werden 
bedroht. So ist es den Bewohne¬ 
rinnen nur erlaubt z. B. einen 
Sack Mehl zu transportieren. Im 
Moment ist diese Praxis aus 11 
Dörfern in der Region bekannt. 
Die Häuser der Dorfbewohne¬ 
rinnen werden auch nach 
Lebensmitteln durchsucht. Die 
Häuser werden vom Militär 
beobachtet und falls jemand zu 
viel hineinbringt, wird seine 
Identität festgestellt. 

Die Praxis des Lebensmittelem¬ 
bargos ist den Dorfbewohnerin¬ 
nen aus den 90er Jahren nur zu 
gut bekannt und es weckt böse 
Erinnerungen, dass sie nun 
erneut auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde. 

Neben dem Lebensmittelembar¬ 
go gegen die Bevölkerung neh- 




Forum der Frauen für den Frieden 

ISTANBUL — Am 17. und 18. tätigen Frauen, von Filmmor, ln einer Erklärung der Initiative 

Oktober findet unter dem Imece und Lambda sowie des bezüglich des Forums wurde 

Motto „Wir haben Worte zu Sozialistischen Feministischen angesprochen, dass Frauen und 

sprechen und die Stärke eine Kollektivs beteiligt. Kinder am meisten von Gewalt 

Lösung zu erreichen“ in Istanbul Zwischen dem 17. und 18. sol- betroffen seien: „Im Norden, 

das „Forum der Frauen für den len Themen diskutiert werden Süden, Osten und Westen dieser 

Frieden“ statt. wie: „Wie haben wir Frauen den Region wird seit Jahren viel Leid 

Verschiedene demokratische Krieg erlebt und erleben ihn“, ertragen. Mit jedem Tod ver- 

Organisationen und Frauen aus „was sind unsere Forderungen kürzt sich auch unser Leben um 

Frauenorganisationen hatten für einen bleibenden und berei- Tage, Monate, Jahre... Den 

sich im Mai in Diyarbakir, im chernden Frieden?“ oder „was Frieden brauchen alle, aber am 

Juni in Ankara, im August auf können wir für den Frieden meisten brauchen wir Frauen 

der Ber^elan Ffochebene in tun?“ ihn. Weil wir am besten wissen, 

Hakkäri und in Istanbul auf Unter den Teilnehmerinnen von wie vielen Teilen unseres 

dem Taksim Platz versammelt, befinden sich auch DeryaAlabo- Lebens die Gewalt Besitz 

Zuletzt wurde das Frauen Frie- ra, Oya Baydar, Ay$e Bugra, ergreift. Genau deshalb wollen 

dens Fest in Istanbul organisiert. Fethiye (Jetin, Berat Günipkan, wir Zusammenkommen, unsere 

Vereint unter dem Namen Ay§e Karabat, Filiz Keresteciog- FFerzen berühren, über unsere 

„Initiative der Frauen für den lu, Nuray Mert, Yildiz Ramaz- Forderung nach Frieden und 

Frieden“ sind an der Organisa- anoglu, Sennur Sezer, Zeynep unseren Beitrag dazu sprechen, 

tion des Forums Frauen von Tanbay und Ece Temelkuran, Die Zeit ist reif ... Lasst uns ein 

Armagi, den Unabhängigen sowie eine große Anzahl an Forum der Frauen für den Frie- 

Feministischen Frauen, der Schriftstellerinnen, Künstlerin- den schaffen!“ 

Demokratischen Freien Frauen- nen und Intellektuellen. (ANF, 13.10., ISKU) 

bewegung, des Verein der werk- 

Drei Personen von Spezialeinheit hingerichtet 

VAN — Am 7.10. wurden bei Berge zu fliehen. Aufgrund des den ist. Ihnen wurden die Finger 

einer Razzia im Dorf Bugulu- sofort eröffneten Feuers wurde abgeschnitten und die Schädel 

kaynak, in der Provinz Van drei einer von ihnen verletzt. Danach zertrümmert: „Ich habe ihre Lei- 

Personen festgenommen und wurden sie umzingelt und chen gesehen. Weil dies ein 

nach der Festnahme getötet. Es lebendig festgenommen. Mensen getan hat, ekle ich mich 

versammeln sich Hunderte Danach trafen Spezialeinheiten vor der Menschheit.“ Die beiden 

Menschen, um den Leichnam ein. Die Soldaten, die sich zuerst ebenfalls ermordeten Guerillas 

des getöteten ibrahim Atabay bei den 3 Festgenommenen betrachtet er als seine Söhne und 

am Krankenhaus in Empfang zu befanden, entfernten sich, nach- wolle sie auch im Tod nicht tren- 

nehmen. Er war mit zwei Perso- dem sie von ihren Vorgesetzten nen. „Die Barbarei des türki¬ 
nen, die von den Behörden als angerufen worden waren. Nach- sehen Staates macht mich sehr 

Guerillamitglieder bezeichnet dem die Soldaten weg waren, wütend. Ist es menschlich ein 

wurden, festgenommen und von brachten die Spezialeinheiten ganzes Magazin in einen Men- 

hinzugezogenen Spezialeinhei- die drei in eine 600 m entfernte sehen zu entleeren? Wird es so 

ten umgebracht worden. Der Schlucht. Nach einer Stunde Frieden geben? ... Wenn das das 

Augenzeuge Haci E. berichtete ertönte Gewehrfeuer. Danach Recht des türkischen Staates ist, 

über das Ereignis: „Die Soldaten erfuhren wir, dass die drei getö- dann will ich dieses Recht nicht, 

gingen bei der Razzia direkt zum tet worden waren.“ Ich Grüße alle Familien von 

Haus des Vaters von ibrahim Der Vater des Verstorbenen Gefallenen, alle Ehern von 

Atabay (18). Zu diesem Zeit- ibrahim Atabay erklärte, dass Gefallenen, sie sollen alle auf¬ 
punkt versuchten Ibrahim und sein Sohn mit seinen beiden recht gehen, ich tue das auch.“ 

zwei weitere Personen in die Freunden brutal ermordet wor- (ANF, 08./11.10., ISKU) 

Die EU kann den Flüchtlingsstrom stoppen 

Der Vorfall mit 64 kurdischen bewusst wahrzunehmen und in Österreich war, wurde er von 

Flüchtlingen, welche letzte dann erst Maßnahmen setzen. seinem Amtskollegen, Außenmi- 

Woche in Österreich von Sicher- Seit vielen Jahren versuchen Kur- nister Michael Spindelegger, kein 

heitsbeamten aufgefangen wor- den aus der Türkei, ihr Land zu einziges Mal auf die Menschen¬ 
den sind, zeigt einmal mehr die verlassen und nehmen dabei jedes rechtslage in der Türkei angespro- 

Dimension des Flüchtlingsstro- Risiko in Kauf. Ein Blick auf die chen, Geschweige denn mit einer 

mes. Jedoch müssen sich die EU- aktuelle Situation in der kurdi- Kritik zu Lage der Kurden kon- 

Länder mehr mit den Gründen sehen Region der Türkei genügt, frontiert. 

als mit dem mit den Resultaten um ausreichend Gründe für eine Die EU-Staaten müssen aufhören 

dieses Phänomens auseinander- Flucht zu finden. Allein im letz- zu versuchen Schlepperbanden zu 

setzen. ten Monat sind in der Türkei dut- erfassen und die Grenzen dichter 

64 Kurden werden aus der Türkei zende Menschen durch Staatsge- zu machen, als sie es schon sind. N U £ e 

nach Österreich geschmuggelt, ln walt getötet worden. Sie sollten auch damit aufhören, erscheint wöchentlich und kann in 

den Medien wird viel über die Währenddessen vermittelt die Waffen an die Türkei zu verkau- gewünschter Stückzahl gegen 

Hintermänner und Drahtzieher AKP-Regierung das Bild eines fen und viel mehr anfangen, Übersendung des Portos bei der 

berichtet, über die Finanzierung modernen Staates, das Werte wie Menschenrechte und Demokratie Informationsstelle Kurdistan 

dieses Vorhabens und vor allem Demokratie und Menschenrechte vor wirtschaftlichen Kriterien zu Stahltwiete 10 

darüber, wie man solche Schlep- achtet, ln den Medien heißt es, stellen. Der Flüchtlingsstrom 22761 Hamburg 

perbanden bzw. Aktionen stop- dass die Kurdenfrage gelöst wird nicht durch den Bau der Tel.: 040 - 421 02 845 

pen kann. Hier ist es allerdings werde, in dem der kurdischen Wasserkraftwerke durch österrei- E-mail: isku@nadir.org 

wichtig, einen Schritt zurück zu Bevölkerung mehr Rechte zuge- chische Firmen gestoppt, sondern bestellt werden, 

gehen und den Vorfall genauer zu standen werden. Dies scheint alles durch politischen Druck gegen Spenden auf unser Konto: 

analysieren. Es geht nicht um das im Sinne der EU-Beitrtittsver- die türkische Unterdrückungspo- Postbank Köln, BLZ 37010050 

"Wie", auch nicht um das "Wer", handlungen zu sein. Es scheitert litik. Konto-Nr.: 3968-506 

sondern im Grunde genommen allerdings daran, diese Worte Weitere Informationen und einen 

um das "Warum". Es geht darum, auch in Taten umzusetzen. FEYKOM-Verband der Kurdi- täglichen Pressespiegel findet Ihr 

die Beweggründe zu sehen, sie Als der ehemalige türkische sehen Vereine in Österreich, im Internet unter: 

Außenminister Babacan im April 12.10.2009 www.isku.org 


men die Militäroperationen in 
der Region zu. Einige Dörfer am 
Hang des Ararat stehen unter 
kompletter Blockade. Weder das 
Verlassen noch Betreten der Ort¬ 
schaften ist gestattet. Ständig fin¬ 
den Hausdurchsuchungen statt. 

(DIHA, 13.10., ISKU) 

Schusswaffeneinsatz gegen 
Menschen und Gebäude 

Nach einer Explosion an einem 
Armeestützpunkt in Yüksekova 
rückte das Militär mit schweren 
Fahrzeugen aus und beschoss 
Wohnhäuser. Ebenfalls Schuss¬ 
waffen wurden am Tag gegen die 
Bürgermeisterin von Yüksekova, 
Ruken Yetifkin (DTP), einge¬ 
setzt. Aufgrund der sich immer 
weiter verschärfenden Ausein¬ 
andersetzungen in der Stadt, 
erklärte sie beim Regionalgouver¬ 
neur: „Ich nannte den ört an 
dem wir uns befanden und sagte, 
dass ich in der Lage wäre die 
Situation zu beruhigen, wenn 
sich die Sicherheitskrafte zurück¬ 
zögen. 2 Minuten nachdem ich 
dies gesagt hatte, wurde das 
Feuer in unsere Richtung eröff¬ 
net. Dabei wurde auch Anter Y. 
verletzt.“ Der 14-jährige schweb¬ 
te nach einem Durchschuss 
durch seinen Oberkörper, in 
Lebensgefahr. 

Am Abend des 11.10. explodier¬ 
ten vor einem Armeestützpunkt 
in Yüksekova zwei Handgrana¬ 
ten. Anwohner erklärten, dass 
daraufhin ihre Häuser vom Mili¬ 
tär beschossen worden waren. 
Durch den Beschuss haben 15 
Läden und 10 Häuser Schäden 
erlitten. Die Menschen, die aus 
ihren Häusern flohen, hatten 
Glück, dass sie trotz des Beschüs¬ 
se nicht verletzt worden sind. 
Der 90-jährige Hasan T., der mit 
17 Personen, darunter 8 Kindern 
bei dem Beschuss zu Hause war, 
erklärte: „Es ist nur dem Zufall 
zu verdanken, dass wir hier 
gestern kein Massaker erlebt 
naben. Dieser Armeestützpunkt 
muss weg.“ 

(DIHA, 12.10., ISKU) 
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Friedensdelegation 
begeistert empfangen 


Eine aus Flüchtlingen und 
Guerillakämpfern bestehende 
Friedensdelegation ist in der 
Nacht zum Dienstag am tür¬ 
kisch-irakischen Grenzüber¬ 
gang in Silopi von Anhängern 
der Kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft 
(DTP) begrüßt worden. 

Aus den verschiedenen kurdi¬ 
schen Regionen, v.a. Silopi, 
Cizre, Beytüf§ebap, Idil und 
§trnak reisten Zehntausende 
jeden Alters mit Lastwagen, 
Traktoren, Bussen, Motorrä¬ 
dern und allem anderen, was 
zur Verfügung stand, ausgestat¬ 
tet mit Fahnen und grün-gelb- 
roten Tüchern an. In ihren 
Parolen brachten sie einerseits 
ihre Verbundenheit mit der 
PKK und Öcalan zum Aus¬ 
druck, andererseits aber auch 
die Forderung an den türki¬ 
schen Staat endlich auf die poli¬ 
tischen Lösungsansätze ..der 
PKK einzugehen und mit Oca- 
lan in Gespräch zu treten. 

Der Grenzübergang wurde 
allerdings schon in den Mor¬ 
genstunden geschlossen und 
von Spezialeinheiten, Riot-Poli- 
zei und Soldaten umzingelt. 
Auch Journalistinnen werden 
vom Grenzübergang ferngehal¬ 
ten und es wurden sogenannte 
Jammer aufgestellt, die Handy- 
nutzung etc. unterbinden. 

Die Reise der Gruppe aus den 
kurdischen Gebieten im Nord¬ 
irak in die Türkei geht auf eine 
Initiative des zu lebenslanger 
Haft verurteilten ehemaligen 
Führers der illegalen Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) Abdul¬ 
lah Öcalan zurück. Er will 
damit offenbar der türkischen 
Regierung in ihren halbherzi¬ 
gen Reformplänen gegenüber 
den Militärs den Rücken stär¬ 
ken. 

Die Mitglieder der Reisegruppe 
wurden unmittelbar nach 
ihrem Grenzübertritt von tür¬ 
kischen paramilitärischen Poli¬ 
zisten festgenommen und ver¬ 
hört. Während 29 Teilnehmer 
nach stundenlangen Verhören 
in die Freiheit entlassen wur¬ 
den, wurden fünf Personen 
unter dem Vorwurf der PKK- 
Mitgliedschaft einem Haftrich¬ 
ter vorgeführt, jedoch ebenfalls 
im Laufe des Dienstags freige¬ 
lassen. Im Laufe der Woche 
wird noch eine weitere Frie¬ 
densgruppe kurdischer Exilpo¬ 


litiker aus Europa in der Türkei 
erwartet. 

“Anfang vom Ende” 
ln der türkischen Presse wurde 
die Ankunft der Friedensgrup¬ 
pe als »Anfang vom Ende der 
PKK« gefeiert. Die regierungs¬ 
nahe Tageszeitung Todays 
Zaman spricht von einem 
»Durchbruch, der zur Entwaff¬ 
nung der PKK führen könnte«. 
Innenminister Atalay Bashir 
sieht einen Erfolg des Rück- 
kehr-in-die-Heimat-Projektes, 
mit dem die Regierung die 
Rebellen von den Bergen holen 
wolle. Durch die freiwillige 
Übergabe der Guerillas an die 
türkischen Behörden würde die 
Regierung in ihrem kürzlich 
verkündeten Demokratisie¬ 
rungspaket zur Beendigung des 
jahrzehntelangen kurdischen 
Problems gestärkt, heißt es in 
Todays Zaman. 

Es handle sich keineswegs um 
eine Kapitulation, denn die 
Guerilla sei schließlich nicht 
zum Spaß in die Berge gegan- 

f en, machte dagegen PKK- 
ührungsfunktionär Cemil 
Bayik deutlich. Die Kämpfer 
würden die Berge erst verlassen, 
wenn ihre politischen Forde¬ 
rungen erfüllt seien, deren Kern 
die verfassungsrechtliche Aner¬ 
kennung der kurdischen Iden¬ 
tität, kulturelle Rechte sowie 
ein Ende der Polizei- und Mili¬ 
täroperationen ist. 

Störfaktor 

Hintergrund der im Frühjahr 
von der türkischen Regierung 
verkündeten »kurdischen« oder 
»demokratischen Öffnung« ist 
die wachsende geopolitische 
Bedeutung der Türkei nach 
dem geplanten Rückzug der 
US-Besatzer aus dem Irak und 
dem Bau neuer Pipelines wie 
der Nabucco-Gasleitung nach 
Europa durch kurdische Gebie¬ 
te. Um als regionale Ordnungs¬ 
macht zu agieren, muss zuerst 
der Aufstana im eigenen Land 
eingedämmt und die PKK als 
Störfaktor ausgeschaltet wer¬ 
den. Dafür setzt der türkische 
Staat auf eine Strategie von 
Zuckerbrot und Peitsche. Die 
Ankündigung demokratischer 
Reformen etwa beim öffent¬ 
lichen Gebrauch der kurdi¬ 
schen Sprache wurde von der 
größten Verhaftungswelle, die 
jemals eine legale kurdische 


Partei in der Türkei traf, beglei¬ 
tet. Weit über 700 DTP-Mit- 
glieder wurden seit April wegen 
angeblicher PKK-Ünterstüt- 
zung festgenommen. 

Deutlich wird, dass die Regie¬ 
rung allenfalls die individuellen 
Rechte der Kurden erweitern 
will, doch keinesfalls sollen kol¬ 
lektive Rechte wie Autonomie 
oder auch nur kurdischsprachi¬ 
ger Unterricht gewährt werden. 
Doch selbst diese zögerlichen 
Reformpläne stoßen beim Mili¬ 
tär und der nationalistischen 
Opposition auf Widerstand. 
Die Armee werde jede Abkehr 
vom in der Verfassung festge¬ 
legten Prinzip der Einheit von 
türkischem Staat und türkischer 
Nation verhindern, drohte 
Generalstabschef liker Basbug. 

Hunderttausende empfangen 
Delegation in Amed 

Nach drei Tagen hat die Frie¬ 
densdelegation aus der Guerilla 
und dem Flüchtlingslager Max¬ 
mur Diyarbakir erreicht. Sie 
war vorher aus der Region §ir- 
nak über Mardin mit einem 30 
km langen Konvoi von ca. 1500 
Fahrzeugen gefahren. Die ganze 
Stadt stand still, als der Bus der 
Gruppe in Diyarbakir eintraf. 
Der Verkehr hörte auf zu flie¬ 
ßen und in der ganzen Stadt 
hallten Parolen wider. Mehrere 
hunderttausend Menschen nah¬ 
men an einer Kund-gebung am 
Stadtrand teil. Die Menschen 
sangen Lieder wie das des arme¬ 
nischen Künstlers Aram Dikran 
„Die Guerilla kommt“ und 
hielten Plakate mit Aufschrif¬ 
ten wie: „Wir grüßen die Frie¬ 
densbotschafter“ und riefen 
Guerilla-Parolen unter einem 
Feurwerk. ln der Friedensdele- 

f ation befanden sich auch 4 
dänner und vier Frauen aus 
der Guerilla, die in Guerilla- 
Kleidung auftraten. Ihnen wur¬ 
den auf die Bühne rote Nelken 
überreicht. 

Die Gruppe wurde vom DTP- 
Bürgermeister von Diyarbakir 
Osman Baydemir begrüßt und 
den Sprecherinnen beider 
Delegationen wurden von ihm 
Blumen überreicht. 

Die Menschen riefen nach den 
Reden Parolebn wie „Biji Serok 
Apo“ und „Die PKK ist das 
Volk und das Volk ist hier“. Sie 
trugen KCK-Fahnen und grün¬ 
gelb-rote Tücher. (jW, 21.10., 
DIHA, 19.121.10., ISKU) 


Meldungen 


Waldbrände in Dersim 
ln der Umgebung der Roten 
Brücke in Dersim sind Wald¬ 
brände nach Militäroperationen 
ausgebrochen. Der Brand brach 
nach Artilleriefeuer aus einem 
Polizeistützpunkt neben einem 
in den 90er Jahren zerstörten 
Dorf aus. Da von den Behörden 
keine Anstrengung unternom¬ 
men wurde, den Brand zu 
löschen, bemühen sich die Ein¬ 
wohnerinnen der umliegenden 
Dörfer darum. Die Dorfbewoh¬ 
nerinnen sagten dazu: „Wenn 
in Antalya ein Waldbrand aus¬ 
bricht, sagen die Behörden 
unser Herz brennt'. Wenn es 
hier passiert, interessiert es kei¬ 
nen. 1 * (DIHA, 19.10., ISKU) 

Cizre: Kleinkind nach 
Polizeiangriff gestorben 
Nachdem das 18 Monate alte 
Kind in Cizre von einer Tränen¬ 
gasgranate der Polizei am Kopf 
getroffen war, verstarb es in der 
Nacht zum 19.10. im Kranken¬ 
haus. 

Das Kind war durch eine Trä¬ 
nengasgranate getroffen wor¬ 
den, die die Polizei im Rahmen 
der 9.-Oktober-Proteste wahllos 
in die Straßen und Häuser 
schossen. Das Kind wurde auf 
dem Schoß der Mutter auf 
ihrem Balkon getroffen. 

(DIHA, 19.10., ISKU) 

Menschenrechtsgericht 
verurteilt Zeitungsverbote 
Die Türkei hat mit Sanktionen 
für vier Zeitungen gegen das 
Grundrecht auf Pressefreiheit 
verstoßen. Mit diesem Urteil 
gab der Europäische Gerichts¬ 
hof für Menschenrechte am 
Dienstag 26 Klägern Recht - 
Herausgebern, Chefredakteuren 
und anderen leitenden Ange¬ 
stellten der Zeitungen. Ihnen 
muss die Regierung in Ankara 
Entschädigungen in Höhe von 
5000 bis 40.000 Euro zahlen. 
Außerdem soll jeder Kläger 
1800 Euro Schmerzensgeld 
erhalten. 

Die fraglichen Blätter waren 
zwischen November 2006 und 
Oktober 2007 wiederholt mit 
Erscheinungsverboten für Zeit¬ 
spannen zwischen 15 Tagen 
und einem Monat belegt wor¬ 
den. Die türkische Justiz 
begründete dies mit Beiträgen, 
die in ihren Augen "Propagan¬ 
da" für die verbotene Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) dar¬ 
stellten. Gegen die Verantwort¬ 
lichen wurden zudem straf¬ 
rechtliche Ermittlungen einge¬ 
leitet, die Verfahren sind noch 
anhängig. 




DTPler im Gewahrsam getötet 


Der 52-Jährige starb im 
Gewahrsam an Schlägen auf den 
Kopf. Er war im Auto von Idil 
nach Strtköy mit seinem Ver¬ 
wandten, dem DTP-Stadtrats- 
mitglied Mehmet Ilgin, von 
Strtköy im Kreis Idil in der Pro¬ 
vinz §trnak unterwegs. Sie wur¬ 
den um 23.30 in idil auf der 
Straße nach Batman von einem 
Polizeipanzer und einem Zivil¬ 
fahrzeug gestoppt. Nach einer 
Personalienkontrolle wurden 
beide zur Durchsuchung zur 


Polizeidirektion von Idil 
gebracht. Während der Augen¬ 
zeuge Mehmet Ilgin draußen 
warten musste, wurde der als 
„verdächtig“ eingestufte Il^in in 
die Direktion geführt. Nach 15 
Minuten wurde er mit zertrüm¬ 
mertem Schädel aus der Direk¬ 
tion gebracht. Nachdem erklärt 
wurde, dass Ilcjin aufgrund von 
Schlägen auf den Kopf gestor¬ 
ben sei, behaupteten die Polizi¬ 
sten, er wäre auf den Boden 
gefallen. Die Version der Polizi¬ 


sten ist sehr zweifelhaft, da sich 
bei einem Sturz keine Verletzun- 
en auf allen Seiten des Kopfes 
ilden. Auch die Schlagspuren 
an seinen Schultern erklären 
sich nicht durch diese Version. 
Der Vater von acht Kindern war 
in den letzten Tagen mit den 
Vorbereitungen für die Friedens¬ 
gruppen beschäftigt. Die Leiche 
von Ilipn wurde zur Obduktion 
in das Krankenhaus von Diyar- 
bakir gebracht. 

(DIHA, 21.10., ISKU) 


Provokationen im Vorfeld von 


Guerilla-Beerdigung 


Der Leichnam des Guerillas 
Necmeddin Ahmed Ffasan, der 
vor etwa zweieinhalb Wochen 
zusammen mit einem Zivilisten 
und einem weiteren HPG-Mit- 
glied laut Augenzeugenberichten 
nach der Festnahme von Spezial¬ 
einheiten des türkischen Militärs 
hingerichtet worden ist, wurde 
nach dem Verstreichen der 
esetzlichen 15-tägigen Frist der 
tadtverwaltung übergeben, da 
die Familie des Verstobenen 
nicht in die Türkei einreisen 
kann. Die Getöteten waren von 
den Spezialeinheiten schwer ver¬ 
stümmelt worden. 

Der Bürgermeister der Regie¬ 
rungspartei AKP Ferman Yildi- 
rtm versuchte, der Bevölkerung 
zu verbieten, an der Beerdigung 
teilzunehmen. Eine große Men¬ 
schenmenge, unter der sich auch 
die regionale DTP-Führung 
befand, versammelte sich in (Jaf- 


diran. Eine Delegation versam¬ 
melte sich, um mit dem AKP- 
Bürgermeister zu sprechen. Der 
Bürgermeister äußerte auf die 
Forderung nach einem öffent¬ 
lichen Begräbnis: „Ich erlaube 
das niemandem. Wenn es not¬ 
wendig sein sollte, verscharre ich 
ihn in der Nacht. Wenn ihr es 
schafft, könnt ihr ihn ja danach 
wieder ausgraben und wo ihr 
wollt beerdigen.“ 

Aufgrund dieser Äußerungen 
rotestierten die Menschen mit 
arolen. Eine Menschenmenge 
zog vom DTP-Büro zum Kran¬ 
kenhaus, um den Leichnam 
abzuholen. Da sich das Kran¬ 
kenhaus weigerte, ihn herauszu¬ 
geben, stürmten die Menschen 
die Leichenhalle und holten den 
Leichnam von Necmeddin 
Ahmed Hasan heraus. Sie trugen 
den Sarg in einem mit Bildern 
des Gefallenen ausgestatteten 


Demonstrationszug, bedeckt 
mit den kurdischen Farben, zum 
Friedhof. Es wurden Parolen wie 
„Die Gefallenen sind unsterb¬ 
lich“ und "Biji Serok Apo" geru¬ 
fen. 

Auf der Zeremonie sagte der 
DTP-Kreisvorsitzende Metin 
Adugit: “Auf der Tagesordnung 
der Türkei sind gerade die Grup- 
en, die aus Kandil und Maxmur 
ommen. Die Gruppen sind in 
Diyarbakir von Hunderttausen¬ 
den empfangen worden. Aber in 
(Jaldiran ist die Tagesordnung 
eine andere. Wir sind hier, weil 
am 7. Oktober 2 HPG-Angehö- 
rige und ein Zivilist hingerichtet 
wurden. Obwohl nach dieser 
Hinrichtung 15 Tage vergangen 
sind, haben die Verantwortlichen 
des Staates alles in ihrer Macht 
Stehende getan, den Leichnam 
nicht herauszugeben.“ 

(ANF, 21.10., ISKU) 


Staatlicher Überfall auf kurdische Vereine in Paris 

Französische Antikapitalist- 
Innen rufen zur Solidarität auf 


ln den Morgenstunden des 20. 
Oktober wurden der Vorsitzen¬ 
de des Verbandes kurdischer 
Vereine (FEYKA) Mehmet Ül- 
ker, das Vorstandsmitglied Meh¬ 
met Aydar sowie der Vorsitzen¬ 
de des kurdischen Ahmet-Kaya- 
Kulturzentrums (AKKKM) 
Celil Akdogan sowie das Vor¬ 
standsmitglied Deniz Yildinm 
nach stundenlangen Haus¬ 
durchsuchungen in Gewahrsam 
genommen. Gleichzeitig wurde 
auch das AKKKM-Gebäude 
durchsucht und dabei verwüs¬ 
tet. 

Schon am Abend des 20. Okt¬ 
ober gab es Blockaden im Pari¬ 
ser Viertel Strasbourg Saint 
Denis um gegen die Repression 
und die Verhaftungen zu prote¬ 
stieren. Dabei wurde etwa eine 


halbe Stunde lang eine Haupt¬ 
straße blockiert. Es wurden 
Parolen gerufen wie „Wir sind 
alle PKK!“. Die Polizei ging mit 
Tränengas gegen die Demon- 
strantlnnen vor. Dabei wurden 
6 Personen verletzt. 

Die 10. Abteilung der Französi¬ 
schen Kommunistischen Partei 
und der Verein gegen Apartheid 
und Völkerfreundschaft MRAP 
erklären sich solidarisch mit den 
kurdischen Vereinen. Genauso 
wie viele in Paris lebende Kurd¬ 
innen statteten Vertreterinnen 
dem AKKKM einen Besuch ab. 
Die Repression gegen den kur¬ 
dischen Verein und Verhaftun¬ 
gen missbilligend hat in Frank¬ 
reich die Neue Antikapitalisti¬ 
sche Partei (NPA) zur Solida¬ 
rität mit Kurdinnen aufgerufen. 


Olivier Besancenot, Grün¬ 
dungsmitglied und Sprecher 
der NPA, hat gemeinsam mit 
Kurdinnen für den Samstag 
zum Protest gegen die Repres¬ 
sion aufgefordert. 

Die NPA stellt die Frage, ob 
die Repression in Zusammen¬ 
hang stehe mit dem kurz zuvor 
stattgefundenen Besuch des 
türkischen Staatspräsidenten 
Abdullah Gül in Frankreich. 
Zusammen mit der NPA haben 
der französische Verband der 
kurdischen Vereine FEYKA 
und das kurdische Ahmet- 
Kaya-Kulturzentrum AKKKM 
haben für den Samstag um 
13.00 am Pariser Platz der 
Republik zu einer Protestkund¬ 
gebung aufgerufen. 

(ANF, 21.10., ISKU) 


Der Straßburger Gerichtshof 
rügte diese Sanktionen als 
unverhältnismäßig. Die Berufs¬ 
ausübung der Betroffenen sei 
dadurch in unzulässiger Weise 
eingeschränkt worden. Die tür¬ 
kische Justiz hätte sich mit der 
Beschlagnahmung bestimmter 
Ausgaben begnügen können, 
heißt es in dem Urteil. 

(DS, 21.10., ISKU) 


Bericht zum Schließungs¬ 
verfahren gegen die DTP 
zum Monatsende 

Der Präsident des Verfassungsge¬ 
richts Hasim Kilic teilte mit, 
dass der Rapporteur seine Stel¬ 
lungnahme zum Verbotsantrag 
gegen die DTP zum Monatsen¬ 
de abschließen werde. Nach Vor¬ 
lage der Stellungnahme werde 
der Antrag nach einer angemes¬ 
senen Frist auf die Tagesordnung 
genommen. Ebenfalls in diesem 
Monat wird die Stellungnahme 
zur Klage gegen die Überfüh¬ 
rung der Zuständigkeit von 
Militärgerichten auf zivile Große 
Strafgerichte erwartet. 

(CH, 15.10., ISKU) 


Dink-Familie 
kritisiert Verfahren 

Im Verfahren wegen des Mordes 
an dem armenischen Journalisten 
Hrant Dink hat sich die Familie 
mit einem Brief an das Gericht 

P ewandt. Sie kritisiert darin die 
ässivität der Staatsanwaltschaft 
und dass alle ihre Anträge auf 
Erweiterung des Verfahrens 
zurückgewiesen wurden. Auf 
diese Weise seien nur die 
unmittelbaren Täter und der Tat¬ 
zeitpunkt Gegenstand des Ver¬ 
fahrens. Dies lasse auf eine Ent¬ 
schlossenheit "tiefer" Kreise 
schließen, die Tatsachen zu ver¬ 
dunkeln. Am vorletzten Samstag 
fand auf der Istiklal Caddesi in 
Istanbul eine Demonstration 
statt, mit der die Forderung nach 
einer umfassende Aufklärung der 
Hintergründe des Mords und 
staatlicher Verantwortung gestellt 
wurde. (Mi, 12.10., ISKU) 
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Massiver Staatsterror und 
rassistische Angriffe 


Die in die Türkei entsandten 
Friedensgruppen aus der Gueril¬ 
la und dem Kurdischen Flücht¬ 
lingslager Maxmur wurden von 
lOO.OOOen begeisterten Men¬ 
schen empfangen. Die Kundge¬ 
bungen spiegelten einerseits die 
dringende Hoffnung auf Frie¬ 
den, aber auch die Verwurzelung 
der PKK in der Gesellschaft wie¬ 
der. Insbesondere, wenn die 
Menschen immer wieder Parolen 
wie „Die PKK ist das Volk und 
das Volk ist hier“ riefen. 

Die Friedensgeste von Seiten der 
kurdischen Bewegung macht 
Hoffnung darauf, dass der türki¬ 
sche Staat von seinem Kriegskurs 
abweichen und endlich ernsthaft 
an einem Friedensprozess mit- 
wirken wird. Doch der der 
Generalstab der türkischen 
Armee bezeichnete die Ereignisse 
um den begeisterten Empfang 
der Friedensgruppen „als in kei¬ 
ner Weise akzeptabel“ und auch 
Ministerpräsident Erdogan 
meinte, „so etwas wolle er nicht 
mehr sehen, die Bevölkerung 
könne ja ihre Freude zu Hause 
ausleben,“ die Generalstaatsan¬ 
waltschaft hat Ermittlungen 
gegen die Friedensgruppen ein¬ 
geleitet. Erdogan versucht, seine 
Aussage, er wolle „nie mehr 
Zeuge von so einem Ereignis 
sein umzusetzen und die 
geplante Einreise der europäi¬ 
schen Gruppe am 28.10. nach 
Istanbul durch Verzögerungspo¬ 
litik in den Konsulaten zu ver¬ 
hindern. Der Gouverneur von 
Istanbul möchte alle öffentlichen 
Aktionen in diesem Zusammen¬ 
hang verbieten. 

Er kündigte an, alle Kundgebun¬ 
gen mit polizeilichen Mitteln zu 
verhindern. Andererseits dauert 
der Staatsterror gegen politische 
Aktivistinnen an und Militär¬ 
operationen werden fortgesetzt. 
Die Hetze gegen die kurdische 
Bewegung hat ebenfalls einen 
Anstieg von rassistischen Über¬ 
griffen seitens türkischer Natio¬ 
nalisten zur Folge. 

Polizeiangriff auf Beisetzung: 
„Geht nicht raus, sonst lassen 
wir euch alle verrecken“ 

An der Beisetzung von Resul 
Il(pn nahmen in Idil tausende 
Menschen teil. Das 52jährige 
DTP-Mitglied starb am 19.10. 
an schweren Kopfverletzungen, 
nachdem er in die Polizeidirek¬ 
tion in Idil gebracht worden war 
(siehe Nuce 435). 


Die Polizei griff die folgende 
Demonstration an und zerschlug 
dabei auch die Stände und 
Schaufensterscheiben von Läden 
der örtlichen Bevölkerung. 

Die Polizei schoss in die Luft 
und setzte massiv Tränengas ein. 
Der Ladenbesitzer Ayhan §en 
erklärte dazu: „Als die Polizei 
merkte, dass sie nicht in der Lage 
war die Demonstration zu zer¬ 
streuen, wechselten sie ihr Vorge¬ 
hen, sie schrieen Beleidigungen 
und begannen damit, die Schei¬ 
ben von Läden und die Läden 
selbst zu zerstören. Ich saß im 
Hof meines Hauses, sie kamen 
zu mir, griffen mich an und 
beschimpften mich. Sie sagten 
' Geht nicht raus, sonst lassen wir 
euch alle verrecken'“. 

14 Festnahmen in 
Diyarbakir und Istanbul 

Bei einer zeitgleichen Operation 
in Istanbul und DiyarbaTir sind 
am 23.10. 14 Menschen wegen 
angeblicher „Unterstützung der 
PKK“ festgenommen worden. 

DTP-Bürgermeisterin wegen 
„Herr Öcalan“ verurteilt 
Die DTP-Bürgermeisterin von 
Viranjehir in der Provinz Urfa, 
Leyla Güven wurde am 23.10. 
wegen eines Textes für eine Ver¬ 
anstaltung der Frauenbewegung 
(DÖKH) in dem von „Pierrn 
Öcalan“ die Rede war, wegen 
„Belobigung von Straftaten und 
Straftätern 1 zu einem Jahr vier 
Monaten und 15 Tagen verur¬ 
teilt. Ihr Stellvertreter bekam ein 
Jahr Haft wegen „Propaganda für 
eine verbotene Organisation.“ 

Repressiongegen 
kurdische Zeitung 

Gegen Mehmet Altay, der bei 
einer Kundgebung, bei den 
Regional wählen am 29. März in 
Siirt die Zeitung Azadiya Welat 
hochgegehalten hatte, wurde 
eine einjährige Haftstrafe wegen 
„Propaganda für eine verbotene 
Organisation“ vom Schwurge¬ 
richtshof Diyarbakir verhängt. 
Der Korrespondent der Zeitung 
Azadiya Welat von Adana, Seyi- 
than Akyüz wurde zu zwei Jah¬ 
ren Gefängnis mit gleicher 
Begründung vor dem Schwurge- 
richtshof von Adana verurteilt. 

Hakkari: Razzia durch Spezia¬ 
leinheiten in Grundschule 

Bei einer Razzia am 16.10. in 
einer Grundschule in Hakkari, 
die durch vermummte Spezia¬ 


leinheiten durchgeführt wurde, 
wurde vor der Schule ein Schü¬ 
ler öffentlich misshandelt und 
festgenommen. 

Angriffe auf Kurdinnen und 
kurdische Organisationen 

Nachdem die Regierung, die 
CHP und die MHP ihre Erklä¬ 
rungen zu den Friedensgruppen 
abgegeben hatten, nahmen die 
Angriffe auf Kurdinnen und 
kurdische Organisationen zu. 
Die rechtsextreme Zeitung Türk 
Solu rief zum Boykott kurdi¬ 
scher Produkte und von kurdi¬ 
schem Essen auf. 

Lynchmob verletzt drei Kurden 
in Ankara durch Messerstiche 
Aufgehetzte türkische Nationali¬ 
sten stachen mit Messern auf 
drei Kurden aus Wan mit den 
Worten „Ihr Dreckskurden, wir 
nehmen Euch hier nicht auf, das 
sind PKKler“ ein. Die drei woll¬ 
ten einen Streit zwischen einem 
Vater und Sohn schlichten. Der 
Vater ging jedoch die drei an 
und schnell hieß es „Die Kurden 
greifen unser Viertel an.“ Da¬ 
raufhin kamen Hunderte auf die 
Straße und griffen die Kurden, 
nach Augenzeugenberichten mit 
Tötungsabsicht an. Nachdem 
die drei mit Messern schwer ver¬ 
letzt worden waren, zerstreute 
sich die Menschenmenge. Ein 
Krankenwagen brachte sie ins 
Krankenhaus. Die Verletzten 
erklärten, dass sie von der Polizei 
wie Kriminelle behandelt wur¬ 
den 

Angriff auf Studenten, der 
am Telefon Kurdisch sprach 
Zwei kurdische Studenten wur¬ 
den in Elazig schwer verletzt, 
nachdem sie am Abend des 

20.10. von türkischen Nationali¬ 
sten angegriffen worden waren, 
da einer von ihnen am Telefon 
kurdisch gesprochen hatte. Aus 
Protest dagegen führten etwa 
300 Studentinnen eine Demons¬ 
tration zum Rektorat durch. Sie 
forderten den Direktor auf, sich 
zu Angriffen wie diesem zu ver¬ 
halten. Die von der DTP am 

24.10. in Elazig organisierte Pro¬ 
testkundgebung, an der mehrere 
hundert Menschen teilnahmen, 
wurde ebenfalls zum Angriffsziel 
von Faschisten. Über Verletzte ist 
noch nichts bekannt, allerdi ngs 
hinderte die Polizei die DTP 
nach dem Angriff an der Fortset¬ 
zung der Kundgebung. 

(ANF, YÖP, YG, 24/25.10.) 


Meldungen 

Dersim: Fackeldemonstration 
gegen Staudämme 

Eine große Zahl von Menschen 
nahm an einer Demonstration 
am 22. Oktober mit Fackeln 
egen die in Dersim geplanten 
taudämme teil. Während die 
Bauarbeiten weitergehen, de¬ 
monstrierten Hunderte gegen die 
Arbeiten an den sechs Staudäm¬ 
men. Die Demonstration war 
vom Munzur Natur Verein orga¬ 
nisiert worden und führte durch 
die Innenstadt von Dersim. Auf 
den Plakaten standen Parolen auf 
Türkisch und Zazaki: „Der Mun¬ 
zur ist heilig, übernimm Verant¬ 
wortung für ihn“. Die Men¬ 
schenmenge rief Parolen, wie: 
„Die Hände, die sich nach dem 
Munzur ausstrecken, sollen 
gebrochen werden.“ 

(DlHA, 22.10., ISKU) 

Baykal wendet sich gegen 
die Friedensgruppen 

Der CHP Vorsitzende Deniz 
Baykal kritisiert weiterhin die in 
der Türkei ankommenden Frie¬ 
densgruppen. [...] ,Aus Kandil 
kommen acht Leute in die Türkei 
vom Hauptquartier des Terrors. 
Aus Maxmur kommen 26 Leute. 
Die ganze Türkei möchte, dass 
das ein Anfang ist. Aber der 
bewaffnete Kampf sollte endlich 
zu Ende gehen, und diesbezüg¬ 
lich notwendige Schritte wären 
der politische Kampf und die 
Einsicht, sich von der Organisa¬ 
tion zu trennen. Die acht Leute, 
die gekommen sind sagen: „Wir 
gehören der PKK an. whr sind 
im Namen dieser Organisation 
hierher gekommen. Wir sind ihre 
Vertreterinnen, ihre Abgesand¬ 
ten. Das ist unser Brief, das sind 
unsere Forderungen.“ Ihre Vor¬ 
schläge gehen in Richtung, das 
Recht und die Verfassung der 
Türkei zu zersetzen und zu sepa¬ 
rieren, sagte Baykal.“ Die Men¬ 
schen im Hintergrund, die dieses 
Abkommen gemacht haben, 
werden zum Schluss kommen. 
Und sie werden mit mächtigen 
Jeeps kommen.“ 

(ANF, 23.10., ISKU) 

Kurdistan/Iran: Drei Aktivisten 
in Urmiye ermordet 
Iranische Soldaten haben am 22. 
Oktober drei kurdische Aktivist¬ 
innen in einem Auto erschossen. 
Zwei der getöteten waren Mit¬ 
glieder derTJAK. 

(ANF, 22.10., ISKU) 

Angriffe von Faschisten 
aurArbeiterlnnen 

400 Faschisten der Alperen 
Ocagi griffen kurdische Arbeiter 
an, die in einem Park in Izmir 




Einreise der europäischen 
Friedensgruppe untersagt 


Dem Aufruf von Herrn Abdullah 
Öcalan vom 9. Oktober, als Zei¬ 
chen des Willens, dem türkisch¬ 
kurdischen Annäherungsprozess 
neue Dynamik zu verleihen, Frie¬ 
densgruppen in die Türkei zu 
entsenden, sind inzwischen zwei 
Delegationen - aus den nordira¬ 
kischen Kandilbergen und dem 
Flüchtlingscamp Mahmur 
gefolgt. Von mehr als 100 000 
Menschen sind die Botschafter¬ 
innen des Friedens am Habur- 
Grenzübergang empfangen wor¬ 
den. 

Eine dritte Gruppe, diesmal aus 
Europa, sollte am 28. Oktober 
vom Düsseldorfer Flughafen in 
die Türkei starten. Während das 


türkische Konsulat in Brüssel 
noch sämtliche Reisedokumente 
ausgestellt hatte, wurde nun der 
Friedensdelegation durch direkte 
Intervention des türkischen Mi¬ 
nisterpräsidenten Tayyip Erdo¬ 
gan die Einreise untersagt. Diese 
Gruppe hat am Dienstag in Brüs¬ 
sel eine Presserklärung abgege¬ 
ben, dass sie ihre Reise in dieTur- 
kei bis weiteren verschoben hat. 
YEK-KOM empfinden diese 
Entscheidung als kontraproduk¬ 
tiv. Sie wirkt zerstörerisch auf die 
Friedensbemühungen der kurdi¬ 
schen Parteien und Gesellschaft, 
ln diesem Zusammenhang verur¬ 
teilen wir die verbalen rassisti¬ 
schen und diskriminierenden 


Angriffe von Seiten der MHP 
und CHP gegen die Vertreter der 
DTP. 

Wir rufen die türkische Regie¬ 
rung und alle Parteien auf, den 
begonnenen Friedensprozess 
nicht zunichte zu machen, son¬ 
dern ihn in friedlicher Absicht zu 
fördern. Auch sind die Verant¬ 
wortlichen der EU-Länder — ins¬ 
besondere die neu gebildete 
Bundesregierung - aufgefordert, 
ihren Einfluss im Sinne einer 
friedlichen Lösung des türkisch¬ 
kurdischen Konfliktes geltend zu 
machen und die Bemühungen 
der Kurdinnen und Kurden zu 
unterstützen. 

(YEK-KOM, 27.10., ISKU) 


Aufbau von Selbstverwaltungs¬ 
strukturen in Dörfern 


ln Dörfern im Kreis Yüksekova in 
der Region Hakkari wurde auf 
von der DTP initiierten Dorfver¬ 
sammlungen beschlossen, Dorf¬ 
kommunen einzurichten, ln die¬ 
sem Kontext wurde auch eine 
Versammlung in dem an der ira¬ 
nischen Grenze befindlichen Dorf 
Güvenli (§ahi) abgehalten. Das 
Treffen, welches von der DTP 
Esendere und dem DTP-Frauen¬ 
rat von Yüksekova organisiert 
worden war, beschäftigte sich mit 
den Bedürfnissen der Dorfbe¬ 
wohnerinnen und der aktuellen 
Lage und war das erste seiner Art. 


Es nahmen etwa 200 Menschen 
teil. 

Das Treffen, das im Hof der ört¬ 
lichen Moschee stattfand, wurde 
zuerst mit einer Schweigeminute 
für die Gefallenen eröffnet. Der 
DTP Bürgermeister von Esende¬ 
re, Lokman Firtina erklärte, dass 
man nach diesem Treffen alle wei¬ 
teren Dörfer besuchen würde und 
es darum ginge, die Bedürfnisse 
der Bevölkerung zu ermitteln und 
Vorschläge einzuholen, wie die 
Anstrengungen zu den Friedens¬ 
bemühungen zur kurdischen 
Frage aussehen sollten. Weiterhin 


sollten die Menschen ihre Fragen 
stellen. Die Sprecherin des Frau¬ 
enrates von Yüksekova, Songül 
Ögmen, erklärte, dass der histori¬ 
sche Freiheitskampf der kurdi¬ 
schen Frauen immer mit Ent¬ 
schlossenheit und kämpferisch 
geführt worden ist, und dass es 
notwendig sei, dass die Frauen im 
Dorf sich im Sinne des Freiheits¬ 
kampfes weiter organisieren. 

Nach einer angeregten Diskus¬ 
sion, beschloss das Treffen eine 
selbstverwaltete Dorfkommune 
einzurichten. 

(DIHA, 25.10., ISKU) 


475 Jahren Gefängnis gegen 103 Kinder 


ln Adana wurden zwei weitere 
kurdische Kinder verurteilt. Die 
Zahl der verurteilten Kinder 
beläuft sich auf nunmehr 103, das 
Strafmaß erhöhte sich auf insge¬ 
samt 475 Jahre und acht Monate 
Gefängnis. Die Sekretärin der ört¬ 
lichen Sektion des Menschen¬ 
rechtsvereins (IHD), Ethem Aip- 
kalin sagte hierzu: „Die Verurtei¬ 
lungen kurdischer Kinder durch 
die Gerichte geht in seiner irrsin¬ 
nigen Form weiter.“ 


Aftkahn gab bekannt, das das 7. 
Strafgericht für schwere Strafen 
in Aaana den 16 jährigen M.(J. 
zu einer Haftstrafe von sieben 
Jahren und sechs Monaten für 
die „Mitgliedschaft in einer ver¬ 
botenen Organisation“ verurteilt 
hat. 

Aftkahn fügte hinzu, dass das 8. 
Strafgericht für schwere Strafen 
in Aaana den 17 jährigen M.A. 
am 19. Oktober mit einer Strafe 
von sieben Jahren und sechs 


Monaten Gefängnis ebenfalls für 
die „Mitgliedschaft in einer ver¬ 
botenen Organisation“ verurteilt 
habe. Ethem Aipkahn „Es wer¬ 
den demokratische Lösungswege 
für die kurdische Frage disku¬ 
tiert, Friedensgruppen kommen 
und in solch einer Phase ist eine 
derart harte Bestrafung von Kin¬ 
dern, die Steine geworfen und 
Slogans gerufen haben, nichts 
anderes als eine Dummheit.“ 

(ANF, 23.10.,ISKU) 


in Erklärungsnot 


Armee 

Wie die türkische Presse berichte¬ 
te, ließ ein ungenannter Offizier 
im Generalstab der zivilen Staats¬ 
anwaltschaft ein Original des 
Plans zur Destabilisierung der 
Regierung von Ministerpräsident 
Recep fayyip Erdogan zukom¬ 
men. ln einem Begleitbrief 
berichtete der Offizier, im Haupt¬ 
quartier der Armee seien auf zahl¬ 
reichen Computern alle Spuren 
des Plans gelöscht worden. Eine 
unabhängige Zeitung hatte erst¬ 


mals im Juni über die Existenz des 
Plans berichtet. Das von einem 
Oberst im Generalstab unter¬ 
schriebene Dokument sah dem¬ 
nach unter anderem vor, Erdo- 
gans Regierungspartei AKP durch 
eingeschleuste Gefolgsleute der 
Armee zu schwächen. General¬ 
stabschef liker Basbug wies die 
Vorwürfe damals zurück und 
bezeichnete den Plan als "ein 
Stück Papier". Nach den neuen 
Enthüllungen kündigte die 


Armee nun eine erneute interne 
Untersuchung an. Die zivile 
Staatsanwaltschaft in Istanbul, die 
derzeit einen Prozess gegen mut¬ 
maßliche Putschisten aus der 
Armee und aus der nationalisti¬ 
schen Szene führt, bat insgesamt 
sechs Armee-Angehörige zur Aus¬ 
sage, wie Zeitungen meldeten. 
Den Berichten zufolge kündigte 
Erdogan ein Gespräch mit Gene¬ 
ralstabschef Basbug an. 

(AFP, 27.10., ISKU) 


warteten. Die 400 Faschisten 
waren zusammengekommen, um 
gegen die Friedensgruppen zu 
protestieren. Sie griffen die 
Arbeiter an, in dem sie riefen 
„Apos Bastarde, ihr könnt uns 
nicht einschüchtern.“ Die Grup¬ 
pe entfernte sich nach Eingreifen 
der Polizei. 

(DIHA, 25.10., ISKU) 

Operationen in §irnak 

Nachdem in den Kreisen §irnak- 
Uludere und Beytü§§ebap Mili¬ 
täroperationen stattgefunden 
haben, wurde nun eine dritte 
Operation in Gücjükonak 
begonnen. Angeblich soll der 
Aufenthaltsort einer Gruppe 
Guerillas ermittelt worden sein 
und das Militär habe deshalb mit 
dem Kriegseinsatz begonnen. 

(DIHA, 25.10., ISKU) 

Hakkari: Große Teile 
der Region ohne 
Telekommunikation 

Aufgrund der in der Region 
andauernden Militäroperationen 
wurde in der Region Fiakkari das 
Telefonnetz unterbrochen. Dies 
gilt sowohl für das Stadtzentrum, 
als auch für die Kreise Yüksekova 
und §emdinli. Überall in der 
Region Hakkari gibt es große 
Operationen, bei denen das Mili¬ 
tär auch massiv Frequenzjammer 
einsetzt. Deswegen gab in den 
letzten 6 Monaten mehr als 100 
Klagen von Banken, Apotheken 
etc., dass sie ihre Dienste nicht 
mehr richtig anbieten könnten. 

(ANF, 24.10., ISKU) 

580 Minenopfer in zehn Jahren 

Offiziellen Angaben zufolge 
starben zwischen 1993 und 
2003 durch Minenexplosionen 
580 Menschen. 2.500 wurden 
verletzt. In Diyarbakir wurde 
die erste nationale Konferenz 
zur Bestandsaufnahme zum 
Vertrag über das Verbot von 
Landminen durchgeführt. 

(Za, 19.10., ISKU) 
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Murat Karayilan im Gespräch mit ANF 

Jetzt ist die Regierung dran! 


Die Friedensgruprpen wurden unter 
tausendfacher Begeisterung emp¬ 
fangen. Wie sollte dieser Empfang 
von türkischer Seite und den am 
Problem interessierten Kreisen auf- 
gefasst werden bzw. welche Bot¬ 
schaft wird mit dieser Begeisterung 
vermittelt? 

Vor allem sind das Interesse und 
die Unterstützung unseres Volkes 
von Mahmur, Südkurdistan, über 
Botan bis nach Amed und Istan¬ 
bul von Bedeutung und lobens¬ 
wert. Ich begrüße den Empfang 
von hier aus. Im Begleitkonvoi 
der Gruppe aus Mahmur kam bei 
einem Unfall Ahmet Cetin ums 
Leben. Er ist ein Märtyrer auf 
dem Freiheitsmarsch. Ich spreche 
der Familie und den Menschen 
aus Mahmur mein herzliches Bei¬ 
leid aus. Unser gesamtes Volk aus 
Südkurdistan, besonders aus dem 
Gebiet Zaxo, hat unserer Gruppe 
sehr beigestanden, was ich auch 
als bedeutungsvoll hervorheben 
möchte. Außerdem will ich den 
Beamten der Regionalregierung 
aus Südkurdistan für ihre geleiste¬ 
te Unterstützung danken, dass die 
Gruppen heil angekommen sind. 
Die Bevölkerung Botans hat ihre 
Opferbereitschaft, Verbundenheit 
mit der Freiheit und ihren Durst 
auf Frieden noch einmal gezeigt, 
indem sie drei Tage lang in der 
Nähe des Grenzübergangs bei 
Habur wartete. Besonders in 
Botan, Mardin und Amed wur¬ 
den die Friedensgruppen mit gro¬ 
ßer Begeisterung empfangen, das 
Volk nahm sie von Hakkari und 
Siirt bis nach Serhat in Empfang 
und bewies so noch einmal seine 
Verbundenheit mit Frieden und 
Freiheit. Das, denke ich, wird eine 
bedeutende Kraft in Richtung 
Sieg des Widerstands sein. (...) 

Die begeisterte Begrüßung des kur¬ 
dischen Volkes bzw. der DTP wird 
vom Premierminister und anderen 
als „Show“ eingestuft. Wie sehen Sie 
das? 

(...) Wer so etwas sagt, kennt die 
Schmerzen des kurdischen Volkes 
nicht und will dessen schwere 
Bedingungen nicht sehen. Wer 
etwas Respekt vor dem Volk hat 
bzw. den Schmerz verspürt, den 
der Krieg hervorgebracht hat, 
kann so etwas nicht sagen. 

(...) Vor genau zehn Jahren 
kamen zwei Gruppen in die Tür¬ 
kei, eine aus den Bergen und eine 
aus Europa, damals auch ein 
Schritt des guten Willens und des 
Friedens. Platte sich der türkische 
Staat damals richtig verhalten, 
könnte es heute eine tiefgreifende 
Lösung und einen langfristigen 


Frieden geben. Das blieb jedoch 
aus. Sie natten das Verständnis: 
„Wir haben eh’ ihren Vorsitzen¬ 
den gefangen und sie besiegt.“ 
Die USA hatten der Türkei ein 
Angebot gemacht und mit einem 
internationalen Komplott den 
Vorsitzenden festgenommen und 
übergeben. Deshalb wurden die 
Lösungs- und Friedensvorschläge 
unseres Vorsitzenden nicht ernst 
genommen. So wie unsere 
Bemühungen auch nicht die 
Möglichkeit der damaligen Frie¬ 
densgruppen. 

Die heutigen Umstände sind im 
Gegensatz zu denen von 1999 aus¬ 
gereifter. Welche Kurdenpolitik 
wird der türkische Staat sich aneig¬ 
nen? 

(...) Die innere und äußere 
Dynamik verlangt eine Lösung in 
der Türkei. Ich konnte mir schon 
fast denken, dass diese Friedens¬ 
gruppen nicht denen von 1999 
ähneln würden, denn ihre Fest¬ 
nahme wie 1999 wäre nicht vor¬ 
teilhaft für den Staat. Weil die 
Türkei auch einen eigenen 
Lösungsprozess behauptet, wir 
aber nicht ganz dieser Meinung 
sind. Doch eines ist Fakt: Der 
türkische Staat ändert seine Kur¬ 
denpolitik. Das heißt, er tendiert 
zu einer neuen Politik, in der 
politische und diplomatische 
Aspekte im Vordergrund stehen. 
(...) Dass die Friedensgruppen 
nicht festgenommen wurden, 
bewerte ich natürlich als etwas 
Positives, aber das ist nicht alles. 
Diese Gruppen wurden geschickt, 
damit sie den festgerahrenen 
politisch-demokratischen Prozess 
öffnen und wieder auf die Tages¬ 
ordnung bringen. Mit diesem 
Ziel hat unser Vorsitzender sei¬ 
nen Aufruf gestartet. So gesehen 
ist die Einreise der Gruppen in 
die Türkei, ohne festgenommen 
zu werden, positiv. Sie werden 
jetzt wahrscheinlich mit verschie¬ 
denen Kreisen in der Türkei spre¬ 
chen und den Blickwinkel unse¬ 
rer Bewegung erläutern. Außer¬ 
dem werden sie Briefe übergeben 
- was sie schon getan haben. 
Aber auf dieser Linie werden sie 
sich bewegen. 

Die Regierung und viele Kreise 
werten diesen Schritt als Erfolg 
ihres„Aitfbruchs“. Während Erdog- 
an den Prozess „von Imrali geleitet“ 
sieht, erwartet der Innenminister, 
dass 100-150 weitere Leute „von 
den Bergen steigen“ werden. Was 
sagen Sie? 

wir wollen das Problem an den 
Wurzeln packen und langfristig 


lösen. Unseren Willen bzw. unse¬ 
re Entscheidung zum Frieden 
haben wir mit den Gruppen 
noch mal bewiesen - aus Europa 
wird demnächst noch eine kom¬ 
men. 

ln dem Zusammenhang haben 
wir das getan, was wir tun kön¬ 
nen. Das ist von unserer Seite die 
Botschaft, die vermittelt werden 
sollte. Der Innenminister sagt: 
„Erfolg unseres demokratischen 
Aufbruchs.“ Kann sein. Aber er 
sagt weiter: „Ich hoffe, dass es an 
die 100-150 sein werden.“ Wird 
aber solch ein einseitiger Wunsch 
zu einem Ergebnis fuhren? Ich 
sage daraufhin: „Wir haben einen 
Schritt gemacht, bitte macht 
auch einen.“ Herr Ahmet Türk 
sagte in seiner oft gescholtenen 
Rede: „Die Ereignisse zeigen, dass 
die PKK zehn Schritte machen 
würde, wenn der Staat einen 
macht.“ Da liegt er nicht ganz 
falsch. Bitte, der Staat soll auch 
mal einen Schritt machen, dann 
können wir diskutieren. 

Wir sagen, dass der Prozess stag¬ 
niert. 

Was wird jetzt Ihrer Meinung nach 
passieren? 

(...) Auf der ganzen Welt wurden 
Bewegungen, die wie wir einen 
Freiheitswiderstand leisten, von 
den herrschenden Staaten als 
„Terroristen“ tituliert. Aber spä¬ 
ter wurde eingesehen, dass sie 
keine „Terroristen“ sind, sondern 
eine Freiheitsbewegung. 

Yasser Arafat wurde jahrelang 
Terrorist genannt und wurde 
später Präsident. Mandela saß 27 
Jahre als „Terrorist“ im Gefäng¬ 
nis und bekam später den Frie¬ 
densnobelpreis. Er ist jetzt einer 
der herausragenden Politiker auf 
der Welt. Ihr könnt heute die 
kurdische Freiheitsbewegung 
„terroristisch“ nennen. Doch 
besteht sie aus Menschen, die 
eine große Opferbereitschaft für 
das eigene Volk aufbringen. So 
muss aas gesehen werden. Nie¬ 
mand geht für Geld in die Berge 
und setzt sein Leben aufs Spiel. 
Außerdem waren diese Men¬ 
schen nicht arm. Ich denke also, 
dass man die Sache anders ange- 
hen muss. Kurz gesagt, wenn ich 
zu Ihrer Frage zurückkomme, die 
Herangehensweise des Staates an 
die Friedensgruppe ist nicht aus¬ 
reichend, es ist ein Aufbruch 
unsererseits. 

Der Staat muss seinen Aufbruch 
aus der Theorie in die Praxis 
umsetzen. Was ist es, lasst uns ihre 
Praxis mal sehen. Wir warten nun 
darauf. (weiter auf Seite 2) 


Meldungen 


Repression und 
Angriffe auf DTP 

Einheiten der Antiterrorpolizei 
führten am 4.11. bei demTDTP- 
Kreisvorsitzenden von Istanbul 
Abdullrezzak Dagci eine Haus¬ 
durchsuchung durch. Der 
Grund für die Durchsuchung 
wurde nicht genannt. 

An das Krei4>üro der DTP in 
Yalova wurden in der Nacht 
zum 4.11. Parolen wie „Yalova 
wird das Grab der Kurden sein“ 
und „MHP“ geschrieben, 
ln der Nacht zum 4.11. wurde 
das Kreisbüro der DTP-Izmir 
mit Molotow-Cocktails und 
Steinen angegriffen. Es entstand 
Sachschaden. 

In Izmir wurden an verschiede¬ 
nen exponierten Orten antikur¬ 
dische rassistische Schmiere¬ 
reien wie „Für jeden toten Sol¬ 
daten ein DTPler“ angebracht. 
In der Stadt gab es erst am 
26.10. einen faschistischen 
Angriff auf protestierende 
Arbeiterinnen, die von der 
CHP-regierten Stadtverwaltung 
entlassen worden waren. Sie 
wurden von einer Gruppe 
Faschisten angegriffen, die kur¬ 
denfeindliche Parolen riefen. 
Die rassistische Welle in der 
Türkei wird von verschiedenen 
nationalistischen und faschisti¬ 
schen Kreisen immer stärker 
angefacht und genutzt. So 
erklärte die faschistische Zei¬ 
tung „Türk solu“ am 28.10. 
bzgh der Friedensgruppen 
„Jeden, der in die Berge geht 
oder herunterkommt, werden 
wir aufhängen.“ 

(ANFJDIHA, 4.11., ISKU) 

Militäroperation 
im Cudi begonnen 

Das türkische Militär hat erneut 
eine große Operation in den 
Cudi-Bergen begonnen. 

(ANF, 411., ISKU) 

4 Personen durch 
Dorfschützer getötet 

In Diyarbakir im Kreis Ergani 
beschossen zwei Dorfschützer 
ein Auto mit Sturmgewehren. 
Dabei starben 3 Männer und 
eine Frau. Weitere Hintergrün¬ 
de sind bis jetzt unklar. 

(ANF, 4.11., ISKU) 

5 Guerillas in Bingöl gefallen 
Bei schweren Kämpfen mit der 
türkischen Armee in der Region 
Bingöl fielen am 26.10. 5 Gue¬ 
rillas. Bei der Operation, die 
mehrere Tage andauerte, wur¬ 
den sowohl massive Luftangriffe 
mit Kobra-Helikoptern, als 
auch Bodenangriffe, die von 
Skorsky Transporthubschrau- 





Gesteigerte Konterguerillaaktivitäten 

Während auf der einen Seite der Kindern, die an Demonstratio- koptern bombardiert. Danach 
türkische Staat von einer söge- nen teilnahmen. wurde hier ebenfalls eine Kontra¬ 

nannten demokratischen „Off- Die für viele Morde in der Region guerillaneinheit abgesetzt, die 
nung“ spricht, erreichen in Nord- Sirnak bekannte paramilitärische Aufklärung betreibt und Hinter¬ 
kurdistan die Morde unbekannter Einheit „Hanger Timi“ hat erneut halte legt. 

Täter, die extralegalen Hinrich- eine Operation begonnen. Nach Am 22.10. wurden in den Cudi- 
tungen, willkürliche Festnahmen örtlichen Quellen sind 20 Mit- Bergen Wälder von Soldaten und 
und schwere Menschenrechtsver- glieder dieser Einheit in der Dorfschützern in Brand gesetzt, 
letzungen neue Höhepunkte und Region Besta unterwegs. Die Brände wurden weder 

wecken Erinnerungen an die 90er In Kozluk, an der Grenze zwi- gelöscht, noch wurde den Dorf- 
Jahre wieder auf. ln §irnak, Di- sehen Diyarbakir und Batman, Bewohnerinnen erlaubt, gegen 
yarbakir, Van, Hakkari und Bin- bewegt sich eine 60-köpfige die Brände vorzugehen, 
göl bewegen sich Kontraguerilla- Kontraguerillaeinheit in Guerilla- ln Hakkari wurde am 21.10. die 
gruppen wie in den heftigsten Uniform und führt Aufklärungs- §ehit §elahattin Grundschule 
Zeiten des Ausnahmezustands in tätigkeiten durch. Am vorigen von vermummten Spezialeinhei- 
Guerillakleidung. Diese Entwick- Tag wurden zusätzlich 100 Mit- ten durchsucht. Sie versuchten 
lung erweckt große Sorgen, insbe- glieder von Spezialeinheiten in die einen Schüler mitzunehmen, den 
sondere im Kontext mit dem Tod Region gebracht. sie mit Schlägen misshandelten, 

des Kindes Ceylan Önkol, dass in An der “Tire Korti” (Kizlar Brük- Am 10.10. zog eine bewaffnete 
Lice durch eine Explosion einer ke) in Batman wurden insbeson- Kontraguerillaeinheit durch die 
Militärgranate getötet worden ist dere im letzten Monat verschärf- Dörfer im Kreis Gürpinar und 
sowie den Verhaftungen von 14 te Kontraguerillaaktivitäten verhörte die Dorfbevölkerung. 
Schülerinnen in Erzincan, der beobachtet. Ähnlich Vorfälle wurden auch 

zunehmenden Errichtung von Am 24. Oktober wurde ein aus der Provinz Hakkari, Lice 
„vorübergehenden Sicherheitszo- Gebiet in der Region Bingöl 7 und Bingöl bekannt, 
nen“ und der Festnahme von Stunden lang aus Kobra-Heli- (ANF, 27.10., ISKU) 

2009: 12.952 dokumentierte 
Menschenrechtsverletzungen 

Der Menschenrechtsverein der Der auf der Pressekonferenz ln drei unterschiedlichen Land- 
Türkei IHD dokumentiert in sei- anwesende IHD-Vorsitzende von kreisen wurden Operation gegen 
nem neuesten Bericht 12.952 Diyarbakir Muharrem Erbey die DTP durchgeführt. 450 
Menschenrechtsverletzungen in betonte, dass in der letzten Zeit Menschen wurden dabei verhaf- 
den letzten vergangenen 9 Mona- die Tode von Kindern angestiegen tet. 

ten. Es wurden 1561 Menschen sind. Besorgniserregend ist der Herr Erbey betonte, dass im Jahr 
festgenommen, gegen 950 Perso- Tod des jungen Mädchens Ceylan 2008 die Anzahl der Übergriffe 
nen wurde ein Haftbefehl ausge- Onlöf, die in Lice durch eine einen Höhepunkt gefunden hat¬ 
stellt. Explosion einer Militärgranate ten, dann aber in den ersten 3 

112 Menschen verloren ihr Leben getötet worden ist sowie der Tod Monaten des Jahres 2009 — vor 
bei militärischen Auseinanderset- des 18 Monate alten Mehmet den Regionalwahlen — abgenom- 
zungen, 70 kamen durch Morde Uytun, der durch eine auf einen men und nach dem Wahlsieg der 
sogenannter „unbekannter Tater“ Balkon geschossene Tränengas- DTP einen massiven Anstieg 
oder durch extralegale Hinrich- granate ums Leben gekommen erfuhren. Er sagte: „Es ist besorg- 
tungen ums Leben. 25 Menschen ist. Zudem werden Kinder wegen niserregend, dass dieser große 
starben durch Minenexplosionen, des Zeigens des Victoiw-ZeicKen Zuwachs in einer Phase passiert, 
655 Menschen wurden gefoltert oder dem Werfen von Steinen zu in der die demokratische Lösung 
oder misshandelt, davon 222 Strafen zwischen 10 und 25 Jah- der kurdischen Frage diskutiert 
durch Schläge. ren Haft verurteilt. wird.“ (ANF, 27.10, ISKU) 

Jetzt ist die Regierung dran! (Forts.) 

(Fortsetzung von Seite 1) blem hat zwei Seiten. Beide Seiten dene Botschaften an verschiedene 

Sie sagten, der Prozess sei ins Stock- nicht zu beachten wäre nicht rieh- Stellen übergeben. Ich möchte 
engeraten und die Friedensgruppen tig. Diesen Schritt hat unser Vor- alle Kreise, die für den Frieden 
sollten den Weg wieder öffnen. sitzender entwickelt und das kann sind, egal ob zivilgesellschaftliche 
Jedoch hat der Staat dies aus seiner niemand leugnen. Jedoch ist die Organisationen, richtige Demo- 
Sicht so hingestellt, als wäre es seine ausgebliebene Festnahme der kraten, egal ob links oder rechts, 
Initiative gewesen und die Gruppe Gruppen ein Schritt des Staates. Religiöse oder Laizisten, an diesen 
wolle vom „Reuegesetz“profitieren. Dabei verfolgt jeder seine eigenen wichtigen Tagen zu Verantwor- 
Wie ernst kann er es dann meinen, Ziele, und das gegenseitige Aus- tungsbewusstsein aufrufen. Alle, 
wenn er dieses Gesetz wieder akti- kommen muss sich darauf die für tiefgreifende Lösungen in 
viert? erstrecken, beiderseits zu profitie- der Türkei sind, für den Frieden 

(...) Jeder würdevolle Mensch ist ren und gegenseitige Haltungen und die Geschwisterlichkeit der 
seiner Sache bis zuletzt verbunden zu entwickeln. (...) Völker, Gewerkschaften, Vereine, 

und zeigt dabei unter keinen Parteien, Arbeitsstellen - kurz: 

Umständen Reue. Die Bevölke- Welche Aufgaben fallen im Flin- alle dazu aufrufen. 
rung und die von den Bergen blick auf den gemachten Schritt ins- Wir wollen uns mit der Türkei 
Gekommenen sind äußerst ent- besondere den Friedensparlamenten versöhnen. Wir wollen den Kon- 
schlossen bei dem Thema. So wie zu, der demokratischen Öffentlich- flikt zwischen kurdischem Volk 
es in den Medien dargestellt keit, Intellektuellen, Schriftstellern, und türkischem Staat friedlich 
wurde, zeigen sie es auch mit ihrer dem kurdischen und türkischen lösen. Aber nicht, weil wir 
Haltung. Es ist bedeutungslos, Volk? schwach sind, sondern weil wir 

dass der Staat auf diese Gesetze Es ist eine Gruppe übrig, die aus dies als richtig empfinden. Dies 
drängt. Sie müssen diese Haltung Europa kommt und hoffentlich soll bitte richtig verstanden wer- 
überwinden. Sie ist nicht richtig. auch ohne Probleme über die den. (ANF, 21.10., ISKU) 

Ein anderer Punkt ist: Ist dies der Grenze geht. Ihre Einreise ist (Stark gekürzt. Die vollständige 
Aufbruch des Staates oder nicht? natürlich wichtig. Ihre Mitglieder Fassung ist auf unserer Webseite 
Oder des Vorsitzenden? Das Pro- werden wahrscheinlich verschie- zu finden.) 


bern gestützt wurden, durchge¬ 
führt. (ANF, 28.10., ISKU) 

Bilanz der HPG für Oktober 

Die Angriffe des türkischen 
Militärs haben während der 
Waffenruhe der HPG (Volks¬ 
verteidigungskräfte) weiter 
angedauert. Im Oktober kamen 
13 Guerillas ums Leben. 

Nach einer Erklärung der HPG, 
wurden trotz der einseitigen 
Waffenruhe seitens der Guerilla 
im Monat Oktober 35 militäri¬ 
sche Operationen vom türki¬ 
schen Militär durchgeführt. 
Dabei kamen vier türkische Sol¬ 
daten und 13 Guerillas ums 
Leben. 

Bei den Operationen kam es zu 
vier Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der Guerilla und dem tür¬ 
kischen Militär. Bei den Angrif¬ 
fen im Oktober in Nordkurdi¬ 
stan und den Meder Verteidi¬ 
gungsgebieten wurden auch sie¬ 
ben Luftangriffe durch das tür¬ 
kische Militär geflogen. Zwei 
Mitglieder der FIPG wurden in 
Wan und an der Iran-Grenze 
durch türkische und iranische 
Streitkräften ermordet. 

Im Monat Oktober kam ein 
Zivilist durch eine Mine der 
türkischen Armee ums Leben. 
Ein Soldat der türkischen 
Armee schloss sich während sei¬ 
nes Wehrdienstes auf Zypern 
der HPG an. Durch Angriffe 
des türkischen Militärs wurde 
die Lebensgrundlage vieler Zivi¬ 
listen wie Gärten und Wälder 
zerstört. Eine ungenannte Zahl 
von Weidetieren wurde verletzt 
und getötet. 

(YÖP, 2.11., ISKU) 
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Präsidium des Exekutivrats der KCK: 


Erklärung zur Parlamentsde¬ 
batte über die kurdische Frage 


Die kurdische Frage, die grundle- 

f ende Problematik der Republik 
urkei, die gerade 86 Jahre alt 
geworden ist, hat die Phase ihrer 
Lösung erreicht. Die inneren und 
äußeren Bedingungen für eine 
Transformation der Problematik 
in einen wirklichen, dauerhaften 
und gerechten Frieden, sind mitt¬ 
lerweile gegeben. Die seit dem 13. 
April 2009 fortgesetzte einseitige 
Aktionspause der Befreiungsbe¬ 
wegung von Kurdistan, die Road- 
map, die unser Vorsitzender vor¬ 
gelegt hat, und die Appelle unse¬ 
res Volkes für Frieden demon¬ 
strieren das Beharren unserer 
Bewegung und unseres Volkes auf 
Frieden und einer demokrati¬ 
schen Lösung. 

Wegen des Kampfes für Freiheit, 
Demokratie und Frieden, den das 
Volk von Kurdistan unter der 
Führung des Vorsitzenden Apo 
geführt nat und fuhrt, sind die 
inneren und äußeren Bedingun- 

f en für eine Fortsetzung der tür- 
ischen Staatspolitik auf der 
Grundlage der Negierung des 
kurdischen Volkes mittlerweile 
nicht mehr existent. Der türki¬ 
sche Staat versucht angesichts des 
Freiheitswillens, den unsere 
Bewegung und unser Volk an den 
Tag legen, das System der Ver¬ 
leugnung und Vernichtung zu 
restaurieren und so seinen ver¬ 
bleib in Kurdistan zu legitimie¬ 
ren. Sein eigentliches Ziel dabei 
ist, die Befreiungsbewegung Kur¬ 
distans zu liquidieren, dem Volk 
von Kurdistan die Freiheit zu 
nehmen und es allen Arten von 
Assimilation und Vernichtungs¬ 
politik auszusetzen. Aus diesem 
Grunde geben der Ministerpräsi¬ 
dent, der Innenminister und vor 
allem der Staatspräsident wohl¬ 
klingende Erklärungen in Bezug 
auf eine Lösung des Problems ab, 
haben aber gleichzeitig bis heute 
noch keinerlei praktische Schritte 
auf eine Lösung hin unternom¬ 
men. Sie haben sich das Ziel 
gesetzt, die kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung zu liquidieren, anstatt 
einen Kompromiss mit ihr einzu¬ 
gehen. MPiP, CHP und der tür¬ 
kische Generalstab hingegen set¬ 
zen beharrlich ihren Ensatz für 
die klassische Politik der Verleug¬ 
nung und Vernichtung fort. 

Die Politik, die der Öffentlichkeit 
zunächst als „kurdische Initiative“ 
präsentiert wurde, bekam dann 
den Namen „demokratische Initi¬ 


ative“, heute heißt sie „Projekt zur 
nationalen Einheit“ und wurde 
zuletzt von den Verantwortlichen 
als „Liquidation der Guerilla und 
der PKK“ bezeichnet. Ob es sich 
um die Diskussionen des Innen¬ 
ministeriums mit verschiedenen 
Kreisen handelt, um die diploma¬ 
tischen Beziehungen des Außen¬ 
ministeriums in der Region oder 
um die Kontakte des Ministerprä¬ 
sidenten mit den USA; all dies 
sind Aktivitäten, die nicht die 
Lösung der kurdischen Frage, 
sondern die Liquidation der PKK 
zum Ziel haben. 

Auf der anderen Seite wurden 
trotz der seit dem 13. April von 
unserer Bewegung einseitig auf¬ 
recht erhaltenen Aktionspause 
sowohl die Vernichtungsoperatio¬ 
nen auf die Freiheitsguerilla Kur¬ 
distans, die Operationen auf die 
demokratischen Institutionen im 
politische-gesellschaftlichen 
Bereich, die wiederaufkommen¬ 
den Morde „unbekannter Täter“ 
und die Ermordung kurdischer 
Kinder unvermindert fortgesetzt. 
Die AKP-Regierung und der 
Staat verhalten sich in der kurdi¬ 
schen Frage unaufrichtig und ver¬ 
suchen, die bewussten Lnitiativen 
unseres Volkes für eine Lösung zu 
blockieren. Um die drohende 
Stagnation des Prozesses zu ver¬ 
hindern, hat unser Vorsitzender 
als Demonstration des guten Wil¬ 
lens die Entsendung dreier Frie¬ 
densgruppen aus Kandil, Mah- 
mur und Europa angeregt. Die 
Reaktion auf diesen praktischen 
Schritt war, dass der Staatspräsi¬ 
dent, der Ministerpräsident, der 
Innenminister, das Präsidium des 
Generalstabs und vor allem MHP 
und CFfP versuchten, diesen 
Schritt unserer Bewegung zur 
Überwindung der Hindernisse 
für eine Lösung zunichte zu 
machen und den prächtigen 
Empfang, den unser Volk den 
Friedensbotschaftern bereitete, als 
Provokation, Show und ähnliches 
bezeichneten und so rassistische 
und chauvinistische Kreise aufsta¬ 
chelten. Dabei war die Sendung 
der Friedensbotschafter und der 
begeisterte Empfang durch die 
Bevölkerung nichts anderes als 
das Beharren auf Frieden und 
dem eigenen Willen. Dies war 
ihnen unerträglich. 

Die AKP-Regierung hat nun — 
wenn auch spät - die kurdische 
Frage auf die Tagesordnung des 


Parlaments gesetzt. Zwar ist es 
bedeutsam, dass erstmals in der 
Geschichte der Türkei das Pro¬ 
blem im Parlament diskutiert 
wird, doch es wäre noch bedeut¬ 
samer, dies auf die richtige Weise 
zu tun und eine demokratische 
Lösung vorzulegen; denn das Pro¬ 
blem ist derart groß geworden, 
weil es bis heute nicht richtig defi¬ 
niert wurde und keine richtigen 
Lösung produziert und vorgelegt 
wurden. Das Problem noch 
immer als ein Terrorismuspro¬ 
blem zu definieren und die Frei¬ 
heitsguerilla Kurdistans zur 
bedingungslosen Kapitulation 
aufzurufen, die Sprache einer 
Nation in beleidigender Weise als 
Wahlfach zu diskutieren anstatt 
Lehre und Ausbildung in dieser 
Sprache freizugeben und vor 
allem den Repräsentanten des 
Volks von Kurdistan, Abdullah 
Öcalan, die PKK und die legale 
politische Bewegung als 
Gesprächspartner auszuschließen, 
bedeutet, das Problem in eine 
Sackgasse zu manövrieren anstatt 
es zu lösen. Kein Problem wurde 
je ohne die andere Seite gelöst, 
kein Konflikt wurde je beigelegt, 
ohne dass beide Seiten in Diskus¬ 
sionen, Dialog und Verhandlun¬ 
gen ihren freien Willen kundge¬ 
tan hätten. 

Dass die AKP-Regierung nun 
nicht auf Dialog und Verhand¬ 
lungen, sondern auf die Kapitula¬ 
tion der Guerilla setzt, bedeutet, 
dass sie entweder den seit einem 
Vierteljahrhundert andauernden 
Widerstand der Guerilla nicht 
verstanden hat oder aber so tut, 
als ob sie ihn nicht verstanden 
habe, und ihn herunterspielt. 
Dies aber bedeutet, beharrlich 
den Willen des kurdischen Volkes 
nicht anzuerkennen und die 
Augen vor der Realität zu ver¬ 
schließen. 

Die AKP betrachtet das Problem 
noch immer als ein Problem, dass 
alleine sie als Regierungspartei 
angeht. Sie definiert sich ihre 
eigene kurdische Frage und 
möchte ihre eigene Lösung ent¬ 
wickeln. Ziel dabei ist, ihre Macht 
auszubauen und zu verlängern. 
Deshalb denkt sie an die bevorste¬ 
henden Parlamentswahlen und 
weicht gegenüber den chauvini¬ 
stischen und rassistischen Zumu¬ 
tungen der CHP und der MHP 
zurück. Dies aber verhindert, dass 
das Problem richtig angegangen 
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Türkisches Parlament berät 
Kurden-Plan der Regierung 

Das türkische Parlament 
beginnt heute mit mehrtägigen 
Beratungen über die Pläne der 
Regierung für eine friedliche 
Beilegung des Kurdenkonflik¬ 
tes. Das Maßnahmenpaket 
umfasst nach Presseberichten 
eine Ausweitung der Sprachfrei- 
heit für die Kurden und weitge¬ 
hende Amnestieregelungen für 
Kämpfer der kurdischen Rebel¬ 
lengruppe PKK. Die nationali¬ 
stische Opposition wirft der 
Regierung vor, sie kapituliere 
vor der TKK. Voraussichtlich 
am Donnerstag wird Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdo- 

P an im Plenum zum Kurden- 
lan seiner Regierung Stellung 
nehmen. 

(AFP, 10.11., ISKU) 

Schlüsselfigur in türkischem 
Armee-Skandal in Untersu¬ 
chungshaft 

Die türkische Justiz hat Haftbe¬ 
fehl gegen eine Schlüsselfigur in 
einem Skandal um angebliche 
Pläne der Militärs zur Destabili¬ 
sierung der Regierung erlassen. 
Wie türkische Medien am Don¬ 
nerstag berichteten, wurde der 
Marine-Oberst Dursun Cicek 
aus dem türkischen Generalstab 
auf Anordnung eines Istanbuler 
Gerichts am späten Mittwoch¬ 
abend in Untersuchungshaft 
genommen. Der Skandal hat 
das Ansehen der türkischen 
Militärs stark beschädigt. 

Cicek soll im Frühjahr einen 
"Aktionsplan zur Bekämpfung 
des Islamismus" unterzeichnet 
haben. Der im Juni von einer 
militär-kritischen Zeitung ver¬ 
öffentlichte Plan sah unter 
anderem vor, die religiös-kon¬ 
servative Regierungspartei AKP 
mit Gefolgsleuten der Militärs 
zu unterwandern und eine isla¬ 
mische Bewegung durch fin¬ 
gierte Waffenfunde zu desavou¬ 
ieren. 

Die strikt säkuläre Armee 
betrachtet die Partei für 
Gerechtigkeit und Entwicklung 
(AKP) von Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan wegen 
deren religiöser Wurzeln als isla- 
mistische Organisation. 

(AFP, 12.11., ISKU) 

Güler Zere ist frei 
Nach monatelangen Bemühun¬ 
gen ihrer Anwälte und einer 
internationalen Solidaritäts¬ 
kampagne ist die schwer krebs- 
kranke Gefangene Güler Zere 
am Freitag in Adana entlassen 
worden. Vor dem Baicali- 
Gefängniskrankenhaus wurde 
sie von ihrem Rechtsanwalt 




Ehsan Fattahian wurde hingerichtet 

richtet. Innerhalb kurzer Zeit der junge Mann mehrfach 
wurden elftausend Unterschrif- schwer gefoltert, 
ten zur Rettung von Ehsan Fat- Seit dem 8.11. befand sich Ehsan 
tahian gesammelt. Fattahian mit der Forderung nach 

Demonstranten versammelten Abschaffung der Todesstrafe im 
sich in den frühen Morgenstun- Hungerstreik. Ihm haben sich 40 
den, um die Todesstrafe zu ver- Gefangene im Gefängnis von 
hindern. Sine angeschlossen, darunter 20 

Ehsan Fattahian, geboren in Frauen. Auch eine Gruppe von 
Kermanschah, war im Juli 2008 Intellektuellen, Schriftstellern 
verhaftet und zunächst vom und Journalisten haben sich für 
Geheimdienst gefangen gehalten die Aussetzung der Todesstrafe 
worden, ln erster Instanz verur- eingesetzt und rufen die interna¬ 
teilte ihn die Erste Abteilung des tionale Öffentlichkeit dazu auf, 
Revolutions-Gerichts der Stadt sich gegen die Todesstrafe einzu- 
Sanandadj wegen „Handlungen setzen. 

gegen die nationale Sicherheit“ Zurzeit sind 13 Männer und 
zu zehn Jahren Haft. Das Urteil Frauen im Iran wegen Mitglied¬ 
wurde jedoch von der Vierten schaft in der PKK bzw. PAJK von 
Abteilung des Berufungsgerichts der Todesstrafe bedroht. Im Jahre 
der Provinz Kurdistan revidiert 2007 wurde Hasan Hikmet 
und in ein Todesurteil umge- Demir hingerichtet. Seine Hin¬ 
wandelt. Grund dafür sollen richtung war die erste Vollstrek- 
„Kampf gegen Gott“, „Abfall kung der Todesstrafe gegen ein 
vom Islam 1 und „bewaffneter Mitglied der PJAK. (Fpd, ANF, 
Kampf“ sein. In der Haft wurde 12/10.11.2009, ISKU) 


Fortsetzung: KCK-Erklärung zur Parlamentsdebatte 

und diskutiert wird. Die kurdi- nungen. ln diesem Stil kann das liches Grundrecht akzeptiert wer- 

sche Frage, das wichtigste Pro- Problem niemals gelöst werden. den. 

blem der Türkei, kann offenbar Es ist ein ernsthafter Fehler,,.die Es sollten konkrete Schritte 

nicht durch simple politische Kal- vom Vorsitzenden Abdullah Öca- unternommen werden, um die 

kulationen gelöst werden. lan erstellte Roadmap für eine Hindernisse zu beseitigen, die 

Die Haltung zur kurdischen friedliche und demokratische verhindern, dass das kurdische 

Frage legt die Haltung in der Lösung der kurdischen Frage der Volk mit seiner eigenen Identität 

Frage fest, wie die Zukunft der Öffentlichkeit weiter vorzuent- seine demokratisch-gesellschaftli- 

Türl tei aussehen soll. So kann die halten. Dies muss umgehend kor- che Organisierung entwickelt, 

kurdische Frage nicht mit sim- rigiert und die Roadmap veröf- demokratische Politik betreibt 

plen und palliativen Maßnahmen fentlicht werden. und sich frei äußert, 

behandelt werden. Auch die Die gleichzeitige Fortsetzung der Als einen Ausdruck der Aufrich- 

Überlegung, die südkurdischen Operationen im militärischen tigkeit des türkischen Staates und 

Kräfte zu politischem und militä- und politischen Bereich lässt das seiner Regierung in Bezug auf 

rischem Druck auf die PKK zu Reden des türkischen Staates und eine demokratische Lösung sollte 

ermutigen, werden sie nicht lösen der Regierung von einer Lösung die Spezialeinheiten aus den Dör- 

können. und vom Frieden in einem zwei- fern und Städten Kurdistans 

Wir als Bewegung glauben, dass felhaften Licht erscheinen. Um abgezogen und das Dorfschützer- 

es möglich ist, die kurdische Frage diese Zweifel zu zerstreuen, müs- System abgeschafft werden, 

durch Freiheit, Gleichheit und sen diese Operationen im militä- Außerdem sollten Möglichkeiten 

Geschwisterlichkeit zwischen rischen und politischen Bereich geschaffen werden, damit die 

dem türkischen und dem kurdi- definitiv gestoppt werden. Bevölkerung von Kurdistan frei 

sehen Volk im Rahmen einer Die kurdische Frage kann nicht von Repression durch die Polizei 

demokratischen Autonomie zu durch einige begrenzte Gesetzes- in Sicherheit und bescheidenem 

lösen, ohne die Grenzen der Tür- änderungen und Erlasse gelöst Wohlstand leben kann, 

kei anzutasten. Daher sind Dialog werden, sondern nur auf der Die Diskussion der kurdischen 

und Verhandlungen dringend Grundlage von Verfassungsände- Frage in der Großen Nationalver- 

notwendig. Um die Frage nach rungen. Daher sollten die Mög- Sammlung der Türkei ist eine 

einem Ansprechpartner zu klären, lichkeiten eines Zusammenlebens Gelegenheit. Das Parlament sollte 

ist es endlich notwendig, den Vor- in Freiheit und Gleichheit frei von kleinlichem Politschacher 

sitzenden Apo, die PKK und die geschaffen werden, mit verfas- und frei von Bedenken in der 

legale politische Bewegung als sungsmäßigen Garantien auf der Lage sein, zu diskutieren, wie eine 

Gesprächspartner zu akzeptieren. Grundlage der Identität des kur- dauerhafte Lösung des drängend- 

Dies liegt in der Natur der Sache dischen Volkes als eines Bestand- sten Problems der Türkei, der 

und sollte außerhalb jeder teils der demokratischen Nation kurdischen Frage, erreicht werden N U £ e 

Diskussion stehen. Wenn dies Türkei. kann. Es sollte ernsthafte Schritte erscheint wöchentlich und kann in 

nicht erfolgt, kann es keinen Fort- Es ist heute nicht mehr möglich, beschließen, um in diesem seit gewünschter Stückzahl gegen 

schritt bei der Lösung des Pro- das Problem zu lösen, indem die 1925 umkämpften Problem zu Übersendung des Portos bei der 

blems geben. kurdische Sprache als eine der einem dauerhaften Frieden zu Informationsstelle Kurdistan 

Selbst gemachte Szenarien, aus Sprachen, deren Wurzeln am wei- kommen. Mit einer Diskussion in Stahltwiete 10 

Mahmur würden soundso viele, testen zurückreichen, auf der diesem Rahmen kann das Paria- 22761 Hamburg 

von anderswo soundso viele Per- Ebene von Kursen und Wahlfä- ment Verantwortung demonstrie- Tel.: 040-421 02 845 

sonen kommen, und das Aufsam- ehern behandelt wird. Die kurdi- ren. Dann wird auch die kurdi- E-mail: isku@nadir.org 

mein samt Rückführung in die sehe Sprache sollte Schulsprache sehe Befreiungsbewegung ihrer bestellt werden. 

Türkei von bestimmten Personen, von Grundschule bis Universität Verantwortung nachkommen. Im Spenden auf unser Konto: 

die nicht mehr eine Seite des Pro- sein. Das Recht, sie frei zu erler- andern Fall muss allen bewusst Postbank Köln, BLZ 37010050 

blems repräsentieren, trägt eben- nen, sprechen und weiterent- sein, dass von engstirnigen Inter- Konto-Nr.: 3968-506 

falls nichts zu einer Lösung bei. wickeln und das Recht, die eige- essen geleitete Showpolitik nichts Weitere Informationen und einen 

Dabei geht es. nur um eine Täu- nen Werte, die eigene Kunst, Kal- zu einer Lösung beitragen kann. täglichen Pressespiegel findet Ihr 

schung der Öffentlichkeit und tur und Geografie in der Mutter- im Internet unter: 

politische Milchmädchenrech- spräche zu lernen, sollte als natür- 9. November 2009 www.isku.org 


Am Morgen des 11. November 
2009 wurde Ehsan Fattahian im 
Gefängnis von Sanandadj, im 
iranischen Teil Kurdistans, trotz 
internationaler Protest hinge- 



Taylan Tanay, den Eltern, Ange¬ 
hörigen und Freunden begrüßt. 
Zuvor war Güler Zere von einer 
Kommission der Ärztekammer 
untersucht worden. Im 
Anschluß daran konnte sie im 
Rollstuhl das Gefängnis verlas¬ 
sen. Der Zustand der 14 Jahre 
lang Inhaftierten, der Mitglied¬ 
schaft in der Revolutionäre 
Volksbefreiungspartei-Front 
(DHKP-C) vorgeworfen 
wurde, ist jedoch weiterhin 
lebensbedrohlich. Die erste 
Nacht in Freiheit verbrachte 
Güler Zere in einer Klinik in 
Adana. Anschließend wurde sie 
in das Universitätskrankenhaus 
Istanbul gebracht. 

(jW, 9.11., ISKU) 

Diyarbakirspor wehrt sich 
gegen Pöbeleien 
Der in der türkischen Liga spie¬ 
lende Club Diyarbakirspor hat 
nach einem Spiel gegen Gazian- 
tep zunächst angedroht die Liga 
zu verlassen. Hintergrund 
waren die wiederholten Anfein¬ 
dungen des Clubs und seiner 
Fans bei Auswärtsspielen. Auch 
protestiert der Club dagegen, 
dass der Fußballverband nicht 
aktiver oder mit höheren Stra¬ 
fen gegen ethnische Pöbeleien 
vorgeht. 

(Ch, 3.11., ISKU) 

Jungfräulichkeit Voraussetzung 
für Ehe 

Das oberste Berufungsgericht 
der Türkei betrachtet die Unbe¬ 
rührtheit einer Frau als Voraus¬ 
setzung für die Ehe. Wie die 
Zeitung "Vatan" meldete, gab 
die zweite Kammer des Gericnts 
einem Mann recht, der seine 
Ehe auflösen lassen wollte, weil 
seine Frau bei der Hochzeit 
angeblich keine Jungfrau mehr 
war. Der Fall geht jetzt zurück 
an ein untergeordnetes Gericht, 
das den Antrag des Mannes 
abgewiesen hatte. 

(AFP, 9.11., ISKU) 
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Keine Verbesserung der 
Haftbedingungen fiir Ocalan 


Die Haftbedingungen Abdullah 
Öcalans auf der Gefängnisinsel 
Imrali haben sich auch nach sei¬ 
ner Verlegung in ein neu errichte¬ 
tes Gebäude nicht verbessert. Wie 
sein Verteidigerteam nach einem 
Besuch am 18.11. gegenüber der 
Nachrichtenagentur DIHA be¬ 
kannt gab, habe Ocalan mitge¬ 
teilt, die neue Zelle sei nur halb so 
roß wie die alte und nicht, wie 
as Justizministerium angegeben 
hatte, sieben Quadratmeter, son¬ 
dern nur sechs. Die Belüftung 
und das Fenster seien schlecht 
und ihr Mandant habe angege¬ 
ben, unter Atemproblemen zu lei¬ 
den. Mit den neu nach Imrali ver¬ 
legten Gefangenen sei Ocalan 
noch nicht zusammen getroffen. 
Das Besuchszimmer sei nun eine 
Kabine mit vier Glaswänden. 
Nach der Verlegung von fünf wei¬ 
teren Häftlingen auf die Gefäng¬ 


nisinsel Imrali, auf der Abdullah 
Ocalan seit 1999 als einziger 
Häftling isoliert wird, hat sich 
sein Anwalt Ibrahim Bilmez zu 
der neuen Situation geäußert. .Bil¬ 
mez vom Verteidigerteam Öca¬ 
lans erklärte, die Verlegung weite¬ 
rer Gefangener nach Imrali sei an 
sich noch Keine ausreichende Ver¬ 
besserung der Haftbedingungen 
seines Mandanten. Aktuell habe 
das Verteidigerteam drei weitere 
Forderungen gestellt: Das Recht 
auf Telefongespräche, auf Besuche 
von drei weiteren Personen außer 
seiner Anwälte sowie auf Nutzung 
der Kantine. Weiterhin sei vor ca. 
zwei Monaten eine Aufhebung 
der Begrenzung von Fernsehsen¬ 
dern und Zeitungen beantragt 
worden, die jedoch umgehend 
abgelehnt worden sei. 

Die nach Imrali verlegten Gefan¬ 
genen seien dem Verteidigerteam 


nicht bekannt. Zuvor hätten zehn 
Gefangene den Antrag gestellt, zu 
Ocalan verlegt zu werden; aller¬ 
dings seien diese Anträge abge¬ 
lehnt worden. Die verlegten 
Gefangenen hätten einen solchen 
Antrag nicht gestellt, sie hätten 
lediglich gemeinsam, dass sie zu 
lebenslangen Haftstrafen verur¬ 
teilt worden seien. 

Die Verlegung der Gefangenen 
habe vollständig auf Initiative des 
Justizministeriums stattgefunden 
und ein Widerspruchsrecht sei 
nicht gegeben, so Bilmez, auch 
nicht für seinen Mandanten. „Es 
handelt sich nicht um eine rein 
juristische Angelegenheit, son¬ 
dern um einen politischen Pro¬ 
zess“, betonte der Rechtsanwalt. 
Weiterhin handele es sich ledig¬ 
lich um eine Forderung des Anti¬ 
folterkomitees des Europarats. 
(ÖP, 19.11., ANF, 17.11, ISKU) 


Bauarbeiten am Ilisu-Staudamm 


Erklärung der Initiative zur Ret¬ 
tung von Hasankeyf vom 13.11.: 

Wie bekannt, wurden die Export- 
arantien für das llisu-ötau- 
amm- und Wasserkraftproiekt, 
die 2007 von der deutschen, 
österreichischen und schweizeri¬ 
schen Regierung bewilligt wur¬ 
den, am 7. Juli 2009 nach massi¬ 
ven Protesten der lokalen Bevöl¬ 
kerung und Kampagnen in der 
Westtürkei und in Europa zurück¬ 
gezogen. Direkt im Anschluss an 
diese Entscheidung haben die 
beteiligten Banken (...) ihre Kre¬ 
dite zurückgezogen. Aber die 
europäischen Firmen des Ilisu- 
Konsortiums - Andritz aus Öster¬ 
reich, Züblin aus Deutschland 
und Aistom aus der Schweiz - 
sind nicht zurückgetreten son¬ 
dern besteht auch weiterhin. 

Wie wir nun feststellen konnten, 
haben die Bauarbeiten im Ok¬ 
tober 2009 in dem Dorf Ilisu am 
Tigris für den Ilisu-Staudamm 
wieder begonnen. Im Dezember 
2008 kam es zunächst zu einem 
Stopp der Bauarbeiten, als die 
Kreditexportgarantien zurückge¬ 
zogen wurden. Seit einigen 
Wochen arbeiten mehrere dutzend 
Arbeiter (...) jeden Tag, obwohl es 
keine offizielle Erlaubnis von 
Seite der Staatlichen Wasserver¬ 
waltung (DSI) gibt. Diese Infor¬ 
mation haben wir letzte Woche 
vom DSI erhalten. Demzufolge 


wurde am 28.10.2009 vom DSI 
ein Brief an das Ilisu-Konsortium 
geschickt, um die Bauarbeiten zu 
stoppen. Wir fragen die verant¬ 
wortlichen Umweltminister, Vey- 
sel Eroglu, was dort gerade pas¬ 
siert. wie kann es sein, dass onne 
Erlaubnis gebaut wird? 

Die Dorfbewohner erzählen, 
ihnen wurde gesagt, dass sie bis 
Ende November ihre Häuser ver¬ 
lassen müssen. Es wurde ihnen 
angeboten, sich neue Häuser in 
der neuen Siedlung zu kaufen. 
Aber die neuen Häuser sind teu¬ 
rer als das, was sie für ihre jetzigen 
Häuser bekommen und es ist 
unklar wie sie nach der Enteig¬ 
nung entschädigt werden. Daher 
haben die betroffenen Bewohner 
nun bekannt gegeben, dass sie in 
die Städte gehen werden. Eine 
neue Welle von Vertriebenen wird 
alsbald losrollen, wenn es nicht 
jetzt gestoppt wird. 

Nach dem Rückzug der drei euro¬ 
päischen Regierungen betonte der 
Umweltminister Veysel Eroglu 
mehrfach, dass andere Finanziers 
für das Ilisu-Projekt gesucht wer¬ 
den, anstatt die Weiterführung 
des Projektes neu zu überdenken. 
Es kamen keine überzeugenden 
Argumente von der Regierung 
hinsichtlich der weiteren Ent¬ 
wicklung unserer Region. Wir 
würden gerne wissen, warum die 
Arbeiten am Ilisu-Staudamm wie¬ 


der aufgenommen wurden. Gibt 
es eine Verbindung zu dem 
Besuch vom türkischen Finanz¬ 
minister Mehmet Simsek in 
China Mitte September 2009? 
Mehmet Simsek sagte damals, 
dass dort auch das Ilisu-Projekt 
diskutiert wurde. 

Warum hält die türkische Regie¬ 
rung so sehr an dem Projekt fest, 
obwohl von Seiten vieler verschie¬ 
dener Organisationen und Exper¬ 
ten in den letzten Jahren gezeigt 
wurde, wie begrenzt der Nutzen 
für Energiegewinnung und die 
regionale Entwicklung ist. 
Warum will die Regierung Tau¬ 
sende Menschen vertreiben und 
eine 12 000 Jahre alte Kultur und 
ein so umfassendes Ökosystem 
des Flusses zerstören? Das ent¬ 
spricht nicht der „demokrati¬ 
schen Initiative“ die von der 
Regierung in den letzten Wochen 
und Monaten propagiert wurde, 
um die Situation von Kurden zu 
verbessern. Das Projekt steht in 
eklatantem Widerspruch zu die¬ 
ser Initiative. 

Wir fordern die Regierung auf, 
ihre Suche nach einer neuen 
Finanzierung für das Ilisu-Projekt 
zu stoppen. Die Regierung muss 
das Ilisu-Projekt beenden, bevor 
es zu spät ist. Ansonsten werden 
unsere Kampagne und unsere 
Diskussionen in noch größerem 
Umfang weitergehen. 


Meldungen 

Ermittlungen gegen 18 Solda¬ 
ten, wegen Befehlsverweigerung 
Gegen 18 Soldaten, darunter 9 
Unteroffiziere, die sich weigern 
in den Cudi- und Gabar-Bergen 
in der Provinz §trnak, an der 
andauernden Operation gegen 
die HPG teilzunehmen, wurde 
ein Ermittlungsverfahren einge¬ 
leitet. 

Nach vorangegangen heftigen 
Kämpfen, bei denen keine 
Informationen über mögliche 
menschliche Verluste herausge¬ 
geben wurden, weigerten sich 
18 Soldaten erneut zur Opera¬ 
tion auszurücken. 

Die Unteroffiziere wurden dar¬ 
aufhin von ihrem Kommandan¬ 
ten zum Rücktritt gezwungen. 
Sie akzeptieren dies aber nicht 
und sagen „Wir nehmen alles in 
Kauf. Bringt uns vors Gericht.“ 
Zusätzlich wurde gegen sie ein 
Verfahren vor dem Militärge¬ 
richt wegen Befehlsverweige¬ 
rung eingeleitet und sie schei¬ 
nen zu anderen Einheiten ver¬ 
legt worden zu sein. 

(ANF, 18.11., ISKU) 

Zap und §emdinli wurden 
bombardiert 

Das türkische Militär hat am 
15. Und 16.11. die von der 
Guerilla kontrollierten Gebiete 
im Zap mit Artillerie angegrif¬ 
fen. Die Umgebung von Sem- 
dinli in der Provinz Hakkari 
wurde aus Hubschraubern 
bombardiert und es wurde 
ebenfalls Artillerie eingesetzt. 

(ANF, 17.11., ISKU) 

Türkei, Nordirak und Iran ent¬ 
wickelten neuen Plan zur Auf¬ 
lösung des Mahmur-Lagers 
Der Demokratische Volksrat 
von Mahmur betrachtet die 
Pläne der AKP genau, die im 
Namen der so genannten 
„Demokratischen Öffnung“ das 
Flüchtlingslager in Südkurdi¬ 
stan/Nordirak auflösen beab¬ 
sichtigt. Dafür hat die Türkei 
gemeinsam mit der südkurdi¬ 
schen Regierung einen neuen 
Schlachtplan entwickelt. 

Für die AKP-Regierung ist die 
Auflösung des Mahmur-Camps 
ständig auf der Tagesordnung. 
Der Demokratischen Volksrat 
Mahmur stellt fest, dass „ver¬ 
schiedenste Spielchen“ gespielt 
werden, um die dort lebenden 
Flüchtlinge heimlich in die Tür¬ 
kei zu bringen. „Ein- und Aus¬ 
gänge des Camps werden über¬ 
wacht, sie versuchen das Camp 
zu unterwandern und Leute 
einzukaufen. Die Türkei hat im 
Rahmen der „3er Koordina¬ 
tion“ mit der Föderation Kurdi¬ 
stan eine Vereinbarung unter- 




Der Iran richtet hin, der Westen schaut zu 


In den Todeszellen des irani¬ 
schen Regimes warten zwölf 
kurdische Gefangene auf den 
Tod. Zwei von ihnen können 
jeden Moment hingerichtet wer¬ 
den. 

Am 11. November wurde der 
kurdische Gefangene Ihsan Feta- 
hiyan im Gefängnis von Sine 
hingerichtet. Ein letztes Wieder¬ 
sehen mit seinen Angehörigen 
wurde ihm verweigert. In sei¬ 
nem letzten Brief hatte Fetahiy- 
an eine offene Antwort auf die 
Versuche des iranischen Regi¬ 
mes, das mit der Todesstrafe 
Kurden vom Widerstand abhal¬ 
ten will, gegeben: "Wenn die 
Herrschenden denken, sie könn¬ 
ten die kurdische Frage und 
Kurdistan abschaffen, indem sie 
mich töten, so ist das eine leere 
Illusion. Dieses Ziel werden sie 
niemals erreichen, auch nicht 
mit meinem Tod oder dem Tod 
weiterer Tausender kurdischer 
Jugendlicher. Mit jedem Tod 
entsteht ein neues Leben." 

Die Hinrichtung von Fetahiyan 
fand vor den Augen der west¬ 
lichen Welt statt, die für sich 
den Anspruch erhebt, Wiege der 
Menschenrechte und der EJemo- 
kratie zu sein. Die westlichen 
"Demokratien", die Himmel 
und Erde in Bewegung setzen, 
wenn es um das iranische 


Nuklearprogramm oder anti¬ 
amerikanische und antijüdische 
Ausfälle des Staatspräsidenten 
Ahmedinecad geht, schweigen 
zu den Hinrichtungen kurdi¬ 
scher Aktivisten. 

Nach Angaben von Amnesty 
International sind im Iran 2008 
346 Hinrichtungen vollzogen 
worden. Nach ANF-Berichten 
sind 2009 bisher mindestens 
266 Menschen vom iranischen 
Regime hingerichtet worden. 
Die Dunkelziffer ist vermutlich 
weit höher. 

2007 hatte die EU den 10. Okt¬ 
ober als "Tag gegen Hinrichtun¬ 
gen" deklariert. Aber die gleiche 
EU schweigt zu den Htnrich- 
tungen im Iran. 

Die Hinrichtung von Ihsan 
Fetahiyan hat unter den Kurden 
eine Protestwelle ausgelöst. Als 
die vorausstehende Hinrichtung 
bekannt wurde, wurde umge¬ 
hend im Internet eine Unter¬ 
schriftenkampagne gestartet. 
Um weitere Hinrichtungen zu 
verhindern, fordern Kurden von 
den westlichen Staaten und ins¬ 
besondere von internationalen 
Menschenrechtsorganisationen, 
Druck auf den Iran auszuüben. 
Heute warten zwölf Gefangene, 
die wegen Unterstützung oder 
Mitgliedschaft in der PKK oder 
derTJAK zum Tode verurteilt 


worden sind, auf ihre Hinrich¬ 
tung durch den Strang. Zwei 
von ihnen, Hebibulla Letifi und 
Serko Maarfi, können jeden 
Moment hingerichtet werden. 
Der 30-jährige Serko Maarfi 
stammt aus Bane und wurde als 
mutmaßliches PJAK-Mitglied 
am 2. Oktober 2008 verhaftet. 
Nach monatelangen Verhören 
unter Folter wurde er im Januar 
2009 zum Tode verurteilt. Zur 
Vollstreckung der Todesstrafe 
wurde er in Seqiz in eine Einzel¬ 
zelle verlegt. Die Henker befin¬ 
den sich bereits im Gefängnis. 
Hebibulla Lefifi ist ein 26-jähri- 
ger kurdischer Student. Er 
wurde 2007 in Sine wegen 
Unterstützung der PJAK verhaf¬ 
tet und im August 2008 zum 
Tode verurteilt. Anfang Oktober 
diesen Jahres wurde er gemein¬ 
sam mit Fetahiyan aus der Sam¬ 
melzelle geholt und zur Hinrich¬ 
tung in eine Einzelzelle verlegt. 
Bei den anderen zur Todesstrafe 
verurteilten kurdischen Gefan¬ 
genen im Iran handelt es sich 
um Ferzad Kemanger, Ferhad 
Wekili, Eli Heyderiyan, Fesih 
Yasemini, Rüstern Arkiya, Zey- 
neb Celaliyan, Ferhat (Jalif, 
Ramazan Ahmet, Enwer Roste- 
mi und §akir Baki. 

(ANF, 15.11., ISKU) 


Viel Wirbel um wenig Substanz 


Der Berg kreiste und gebar eine 
Maus - so läßt sich die seit 
einem halben Jahr vollmundig 
von der türkischen Regierung 
angekündigte Initiative zur Ein¬ 
dämmung des kurdischen Auf¬ 
standes zusammenfassen. Am 
Freitag nachmittag präsentierte 
die islamisch-konservative AKP- 
Regierung erstmals die Einzel¬ 
heiten ihres Projektes in einer 
vom türkischen Fernsehen über¬ 
tragenen »historischen« Parla¬ 
mentssitzung. Substantielle 
Maßnahmen zur Lösung der 
kurdischen Frage hat die Regie¬ 
rung dabei nicht im Angebot. 
Innenminister Besir Atalay ver¬ 
mied es, in seiner Rede auch nur 
ein einziges Mal die Worte »Kur¬ 
den« oder »kurdisch« in den 
Mund zu nehmen und sprach 
lediglich von »anderen Sprachen 
uncl Dialekten«. Mehr Freihei¬ 
ten soll es insbesondere beim 
öffentlichen Gebrauch des Kur¬ 
dischen geben. So dürfen private 
Sender zukünftig ohne Zeitbe¬ 
schränkung in der bisher weitge¬ 
hend geächteten Sprache sen¬ 
den. In Wahlkämpfen dürfen 
nunmehr Reden auch auf kur¬ 
disch gehalten werden und Orte 
wieder ihre ursprünglichen kur¬ 
dischen Namen tragen. Gefan¬ 
gene sollen bei Besuchen ihrer 
Angehörigen nun auch kurdisch 
reden dürfen; bislang konnten 
viele Mütter aufgrund fehlender 
Türkischkenntnisse nicht mit 
ihren inhaftierten Söhnen kom¬ 
munizieren. An Universitäten 


soll Kurdisch als Wahlfach ange- 
boten werden, während es kur¬ 
dischsprachigen Unterricht 
nicht geben wird. 

Schließlich warb Atalay für 
einen Konsens zur Änderung der 
noch von den Militärs nach dem 
Putsch von 1980 eingeführten 
Verfassung. Doch nicht zur 
Debatte stehen die ersten drei 
Verfassungsartikel, die die Ein¬ 
heit von türkischem Staatsgebiet 
und Staatsvolk ebenso festschrei¬ 
ben wie das Türkische als Amts¬ 
sprache. Eine von kurdischer 
Seite geforderte »demokratische 
Autonomie« ist damit ebenso 
ausgeschlossen, wie die verfas¬ 
sungsmäßige Anerkennung der 
kurdischen Identität. Schließlich 
kündigte Atalay die Einrichtung 
einer Antidiskriminierungskom¬ 
mission an. 

Der Vorsitzende der kemalisti- 
schen Oppositionspartei CHP, 
Deniz Baykal, warf der Regie¬ 
rung »Rassismus« aufgrund der 
Gewährung von kulturellen 
Rechte für die Kurden vor: Der 
Staat dürfe keine Ethnien aner¬ 
kennen. »Dieses Land hat vor 
1000 Jahren seinen wahren 
Besitzer gefunden. Sein Name 
ist: Die türkische Nation«, 
erklärte Devlet Bahceli von der 
faschistischen MHP und 
behauptete, die Regierungsiniti¬ 
ative ginge auf Nahostpläne der 
USA zurück. 

Die kurdische Frage müsse aus 
eigener Kraft innerhalb der Tür¬ 
kei gelöst werden, meinte 


Ahmet Türk. Der Vorsitzende 
der kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft 
DTP forderte die Einrichtung 
einer Parlamentskommission zu 
diesem Thema. Erst die fehlende 
Demokratie und die Leugnung 
der kurdischen Identität ermög¬ 
liche es ausländischen Mächten, 
die kurdische Frage zu instru¬ 
mentalisieren. 

Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan warb in einer kämpferi¬ 
schen Rede für das von ihm als 
»Zeitenwende« titulierte 

Reformpaket. »Haben Sie schon 
einmal einen Sohn im Krieg ver¬ 
loren?«, fragte er und warf der 
nationalistischen Opposition 
vor, vom sicheren Ankara aus 
mit Populismus Politik zu 
machen. Als Erdogan den 
Nationalisten unterstellte, weite¬ 
re Beerdigungen gefallener Sol¬ 
daten zu wünschen, verließen 
die Abgeordneten der CHP 
geschlossen den Saal. 
Unterdessen kam es in mehreren 
Städten der Türkei zu wütenden 
Protesten von Mitgliedern der 
alevitischen Religionsgemein¬ 
schaft aufgrund der Rede des 
stellvertretenden CHP-Vorsit- 
zenden Onur Öymen während 
der Parlamentsdebatte. Dieser 
hatte Massaker der türkischen 
Armee an über 50 000 aleviti¬ 
schen Kurden 1937/38 in der 
Bergregion Dersim als Terroris¬ 
musbekämpfung gerechtfertigt. 

(jW, 16.11., ISKU) 


schrieben. Federführend für die 
Föderation Kurdistan ist der 
Innenminister Kerim Sincari. 
ln deren Fokus stehen an erster 
Stelle Schülerinnen und dieje¬ 
nigen, die außerhalb vom 
Camp arbeiten.“ 

Der für die Außenarbeit vom 
Camp zuständige Polat Bozan 
erklärte: „Die türkische Regie¬ 
rung und die „Koordination der 
3“, will, um die PKK zu ver¬ 
nichten, als ersten Schritt das 
Camp auflösen. Und das ohne 
die Kurdische Frage zu lösen, 
ohne Absicherung unserer 
Rechte im Grundgesetz und das 
Dorfschützersystem weiter fort¬ 
führend — so kehren wir nicht 
in die Türkei zurück.“ 

Der Bürgermeister von Mah- 
mur Ahmet Ozer möchte, dass 
die UN aufmerksam wird und 
entsprechende Maßnahmen 
ergreift. (ANF, 12.11., ISKU) 

Aktivitäten zum internationalen 
Tag gegen Gewalt an Frauen 
Im Rahmen des internationalen 
Tags gegen Gewalt an Frauen, 
dem 25. November, finden fol¬ 
gende Aktivitäten der kurdi¬ 
schen Frauenbewegung in 
Europa statt: 

Hamburg 

Kundgebung: 25.11.2009, 18 
Uhr, Neue Rote Flora (S-Bahn 
Holstenstraße) 

Köln 

Veranstaltung unter dem Motto 
„Unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit“ 

Rednerinnen: Pervin Buldan 
(DTP-Abgeordnete) und Son- 

f ül Beyazgül (Journalistin) 
2.11.2009, 13 Uhr, Kurdi¬ 
scher Verein Mala Kurda 
Frankfurt 

Kundgebung (mit Ausstellung, 
Filmbeiträgen, Unterschriften¬ 
sammlungen): 25.11.2009, 17 
Uhr, Hauptwache / vor der Kir¬ 
che 

Bremen 

Kundgebung: 21.11.2009, 14 
Uhr, Am Marktplatz 
Amsterdam und Den Haag 
Seminar: 22.11.2009, 14 Uhr, 
Kurdischer Kulturverein 
London 

Seminar: 22.11.2009, 14 Uhr, 
Kurdisches Gesellschaftszen¬ 
trum (ÖP, 19.11., ISKU) 
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Rassistische Angriffe in Izmir und (^anakkale 

Lynchmob jagt Kurdinnen 


Der DTP-Konvoi zum Empfang 
des zweiten Vorsitzenden Ahmet 
Türk wurde in Izmir in zwei 
Stadtvierteln von türkischen 
Nationalisten angegriffen. Es 

f ibt Hinweise auff eine Verwik- 
lung der Polizei in den Angriff, 
bei dem etwa 20 Menschen ver¬ 
letzt wurden, einer davon 
schwer, und hunderte Fahrzeuge 
beschädigt wurden. 

Der Konvoi, der aus etwa 2000 
Fahrzeugen bestand, wurde, 
nachdem er von der Polizei 
gestoppt worden war, von zivil 
gekleideten Personen mit Stei¬ 
nen und Knüppeln angegriffen. 
Viele Autos wurden zerstört. Die 
Nationalisten griffen die Fahr¬ 
zeuge ohne Rücksicht auf Kin¬ 
der im Inneren an. 

Die Menschenmenge, die türki¬ 
sche Fahnen schwenkte, war teil¬ 
weise mit Schusswaffen bewaff¬ 
net, die sie auf die DTPlerlnnen 
richteten. Die Polizei griff lange 
Zeit nicht ein und erst nach dem 
Angriff, kamen Polizeieinheiten 
und entfernten die DTP- 
Aktivistlnnen vom Ort des 
Geschehens. 

In einem anderen Stadtviertel 
wurde der Konvoi ebenfalls 
angegriffen, nachdem die Kon¬ 
voispitze abgeschnitten worden 
war. Die Polizei hielt auch hier 


die Angreifer lange Zeit nicht 
auf. Die Angegriffenen mussten 
sich selbst befreien. 

Die Angreifer versammelten sich 
erneut, nachdem die DTP Akti¬ 
vistinnen weggebracht worden 
waren und riefen Parolen wie 
„Die Märtyrer sind unsterblich, 
das Vaterland unteilbar“ „Jeder 
Türke wird als Soldat geboren“, 
„Izmir wird das Grab der PKK 
sein.“ Sie führten eine Demon¬ 
stration durch und griffen Fahr¬ 
zeuge ohne türkische Fahnen an. 
Die Demonstration wurde teil¬ 
weise unter Beteiligung der Poli¬ 
zei durchgeführt. 

Ein Augenzeuge sagte: „Nach¬ 
dem der Konvoi von Polizeifahr¬ 
zeugen gestoppt worden war, 
riffen die Personen an, nach- 
em sie auf diesen Moment fer¬ 
tig mit Knüppeln und Steinen 
gewartet hatten. Die Polizei griff 
nicht ein. Sie griffen auch Frau¬ 
en und Kinder an.“ 

2500 Menschen versuchen 
Kurdinnen zu lynchen 

Am Mittwoch versuchten im 
Stadtviertel Bayrami^ in Canak- 
kale 2500 Personnen, Kurdin¬ 
nen unter Parolen wie „Kurden 
raus“ und „Verflucht sei die 
PKK“ zu lynchen. Die Personen 
versammelten sich vor dem von 


Kurdinnen bewohnten Stadt¬ 
viertel Harmanhk und forder¬ 
ten, dass sie verschwinden soll¬ 
ten. 

Sie griffen Häuser an und auch 
Schüsse waren zu hören. Das 
ganze kurdische Stadtviertel 
wurde blockiert. Der Angriff 
begann, als drei Kurden am 
Busbahnhof willkürlich von 
der Polizei zusammengeschla¬ 
gen und festgenommen worden 
waren. Aus den Umstehenden 
formierte sich der Mob. 
Zunächst zogen sie vor die 
Polizeidirektion und forderten, 
dass ihnen die kurdischen 
Jugendlichen übergeben wer¬ 
den sollten. Danach zogen sie 
zu dem kurdischen Stadtviertel 
und riefen faschistische Parolen 
wie „Ihr Hunde Apos“, „Kur¬ 
den raus“, „Die Märtyrer sind 
unsterblich, das Vaterland 
unteilbar“ und griffen die Häu¬ 
ser von Kurdinnen an. Die 
Polizei war nicht in der Lage 
die Menschenmenge zu zer¬ 
streuen. Die Angriffe dauerten 
bis Donnerstag Morgen an. An 
vielen Häusern von Kurdinnen 
wurden die Scheiben zerschla¬ 
gen. Es ist noch nicht bekannt 
wie viele Verletzte es gegeben 
hat. 

(ANF, 22.126.11.2009, ISKU) 


Hinrichtungen 
Iran gestoppt 


Zwei 

im 

Laut Informationen der Men¬ 
schenrechtsorganisation Ostkur¬ 
distan (RMMK) wurde die Hin¬ 
richtung von Hebibulla Letifi 
von iranischen Verantwortlichen 
aufgehoben. Dieser Entschei¬ 
dung ging voraus, dass die Hin¬ 
richtung von §erko Maarfi im 
Gefängnis Sequiz widerrufen 
und der Gefangene aus seiner 
Zelle in eine öffentliche Station 
gebracht wurde. 

Die Hinrichtung des jungen 
kurdischen Gefangenen Ihsan 
Fetahiyan im Gefängnis Sine am 
11. November hatte starke 
Reaktionen hervorgerufen. 
Neben Unterschriftkampagnen, 
wurde bei Aktionen vor Gebäu¬ 
den der iranischen Botschaften 
die sofortige Aufhebung der 
Todesstrafe gefordert. 

Vergangene Woche hatten kur¬ 
dischstämmige Abgeordnete des 
iranischen Parlaments, nach der 
Hinrichtung des Gefangenen 
Ihsan Fetahiyan, dem Justizmi¬ 


nisters Sadik Laricani einen 
Brief geschrieben, in dem die 
Aufhebung der Hinrichtung 
gefordert wurde, ln dem Briet 
wurde die Befürchtung der 
Abgeordneten geäußert, der 
VofJzug würde einen Keil zwi¬ 
schen zwei Völker treiben. „Die 
Regierung darf sich nicht in 
einer Art und Weise verhalten, 
die eine Distanz zwischen dem 
kurdischen Volk und dem Regi¬ 
me schafft. So fordern wir die 
Justiz auf, ihre Entscheidungen 
noch einmal ernsthaft zu über¬ 
denken.“ 

Der 30 jährige §erko Maarfi, aus 
Bane, wurde am 2. Oktober 
2008 mit dem Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in der PJAK in Bane 
festgenommen. 

Nach monatelangen Verhören 
und Folter wurde Maarfi im 
Oktober 2009 vom „Revolu¬ 
tionsgericht“ mit dem Vorwurf 
des „Krieges gegen Allah“ zum 
Tode verurteilt. 


Über die Angschuldigunen 
gegen Maarfis wurden keinerlei 
Nachforschungen angestellt. Auf 
seine Hinrichtung wartete 
Maarfi in einer Einzelzelle. 

Der 26 jährige kurdische Stu¬ 
dent Hebibullah Letifi im 
Gefängnis von Sine wurde 2007 
mit dem Vorwurf festgenom¬ 
men, die PJAK unterstützt zu 
haben. Gegen ihn wurde am 12. 
August 2008 die Todesstrafe ver¬ 
hängt. Anfang Oktober wurde 
Letin, der zusammen mit Feta¬ 
hiyan hingerichtet werden sollte, 
in eine Einzelzelle verlegt. 

Immer noch sind 10 Gefangene 
in Prozessen um die PKK und 
die PJAK von der Todesstrafe 
bedroht: Ferzad Kemanger, Fer- 
had Wekili, Eli Heyderiyan, und 
mit aus dem PJAK Anklage 
Fesih Yasemini, Rüstern Arkiya, 
Zeynep Celaliyan, Ferhat 
Ramazan Ahmet, Enwer Roste- 
mi und §akir Baki. 

(ANF, 23.11., ISKU) 


Meldungen 


10 Jahre Haft für Bürgermeis¬ 
ter von Diyarbakir gefordert 
Für den Bürgermeister von Diy¬ 
arbakir, Osman Baydemir wird 
eine bis zu zehnjährige Haftstra¬ 
fe gefordert, da er das Wort 
„Guerilla“ benutzt hatte. Ihm 
wird „Propaganda für eine ver¬ 
botene Organisation“ vorge¬ 
worfen. 

Die Klage betrifft eine am 31. 
August gehaltene Rede, in der 
Baydemir sagte, dass Soldaten¬ 
mütter und Mütter von Gueril¬ 
las sich die Hand reichen soll¬ 
ten. Das Herz keiner Mutter 
solle mehr schmerzen. Weiter 
betrifft die Klage eine Rede vom 
15. April 2009 gegen die Ver¬ 
haftungen von L>TP-Mitglie- 
dern. Baydemir hatte gesagt: 
„Als Bürger sagen wir mit 
Ernsthaftigkeit, wir wollen 
nicht, dass noch ein Guerilla, 
ein Soldat, ein Polizist, ein Zivi¬ 
list stirbt.“ Diese Sätze werden 
als Propaganda für eine verbote¬ 
ne Organisation ausgelegt. Der 
Prozess in dem bis zu zehn Jah¬ 
ren Haft gefordert wird, 
beginnt in den nächsten Tagen. 

(ANF, 24.11., ISKU) 

Auseinandersetzungen 
nach Polizeiangrifr 
Hunderte nahmen in Urfa an 
den Feiern zum Jahrestag der 
PKK Gründung teil. Vor allem 
Jugendliche feierten auf der 
Straße mit Tänzen und Parolen. 
Sie errichteten Barrikaden auf 
den Straßen und zündeten 
Feuer an. Als die Polizei mit 
Tränengas angriff, reagierten die 
Jugendlichen mit Molotowcok- 
ktails und Steinen. Sie riefen 
Parolen wie „Die Demokrati¬ 
sche Öffnung ist eine Lüge“ 
und für die PKK und ihren Vor¬ 
sitzenden. Die Auseinanderset¬ 
zungen dauerten etwa zwei 
Stunden an. 

(ANF, 23.11., ISKU) 

Große Zahl von 
Beitritten zur Guerilla 

Während der türkische Staat 
davon spricht, die Menschen 
von den Bergen holen zu wol¬ 
len, steigt die Zahl der Beitritte 
zur HPG. ln den letzten fünf 
Monaten haben 521 Aktivistin¬ 
nen die Ausbildung abgeschlos¬ 
sen und sind der Guerilla beige¬ 
treten. 

ln einer Aufnahmezeremonie 
betonte die HPG Kommandan¬ 
tin Nalin Dilpak, dass die kur¬ 
dische Jugend auf die Rep ressio¬ 
nen gegen Abdullah Öcalan 
und die verstärkten Angriffe des 
türkischen Staates auf die Gue¬ 
rilla und die Bevölkerung mit 




Die staatlichen Pläne für das 
Flüchtlingscamp Maxmur 

Vor einigen Tagen fand ein Tref- Mit der Begründung der go umsetzen, die kurdische 
fen der irakischen Führung, den Sicherheit soll das Camp an Föderation soll den Flüchtlin- 
USA, der Türkei und der kurdi- einen anderen Ort verlegt wer- gen aus Maxmur die Arbeits- 
schen Führung aus dem Süden den. Im Zuge dieser Verlegung möglichkeiten verweigern, 
zur Schließung des Camps statt, sollen die grundlegenden orga- - Die Presseorgane der Bewe- 
Auf diesem Treffen wurde die nisierten Kräfte des Camps zer- gung um Ne^irvan Barzani und 
Schließung bis zum 15. Dezem- streut und unter Kontrolle Yekgirtu Islami sollen dem von 
ber als Ziel formuliert. Sollte gebracht werden. der AKP begonnenen Prozess 

dies nicht realisiert werden kön- - Um die Arbeit der dreiköpfi- der „Öffnung“ Unterstützung 
nen, also an dem Widerstand gen Koordination zu unterstüt- Zusagen 

der Flüchtlinge in Maxmur zen, muss ausreichend Unter- Neben diesen Plänen wurde auf 
scheitern, so werde die Sache bis Stützung der südlichen kurdi- dem Treffen auch die Rückkehr 
nach den Wahlen im Irak ver- sehen Kräfte gewährleistet sein, von Teilen der PKK, die diese 
schoben. In dem Camp leben - Im Camp müssen Personen verlassen hatten und sich im 
12.000 Flüchtlinge aus Nord- gekauft werden, die offen oder Süden niedergelassen haben, 
westkurdistan. Das dreiköpfige auch versteckt Propaganda für thematisiert. Fm Rahmen des 
Treffen stellte einen Plan auf, eine Rückkehr machen. Projekts solle deren Rückkehr 

um den Druck auf die Flüchtlin- - Die südkurdische Führung erreicht werden, 
ge in Maxmur zu erhöhen. soll Schritt für Schritt ein Ebar- (ANF, 23.11., ISKU) 

Neue Ausnahmezustands¬ 
gebiete in Dersim 

Während der türkische Premier- zum 24. Februar 2010. Der zustand für fünf Gebiete bis zum 
minister Erdogan behauptet, Generalstab hat dieses Jahr die 23.10. Im Kreis Diele waren die 
unter seiner Regierung sei die Zahl der „Vorübergehenden Dorfbewohnerinnen stark 
Anwendung der Ausnahmezu- Sicherheitszonen“, de facto Aus- betroffen, da sie weder auf ihre 
Standsregelungen beendet wor- nahmezustandsgebiete, stark Felder noch auf die Weiden für 
den, erklärt der Generalstab, ohne erhöht. Diese Praxis verletzt das das Vieh ziehen konnten, 
jegliche rechtliche Grundlage Menschenrecht auf Freizügig- ln der Region FFakkari wurde 
einige Gebiete in der Region Der- keit. Bereits im Frühling erklärte Zivilistinnen zwischen dem 15. 
sim zu „Vorübergehenden Sicher- der Generalstab ein 40 km lan- März und dem 15. Juni das Ver- 
heitszonen“ unef verbietet Zivili- ges Gebiet in der Region Dersim lassen und Betreten von fünf 
stlnnen das Betreten. Diese Rege- zum Ausnahmezustandsgebiet Gebieten den verboten, 
lung gilt zunächst vom 24.10. bis und verlängerte den Ausnahme- (ANF, 21.11., ISKU) 

Polizei verhindert 
Frauenaktion in Amed 

Der Frauenrat von Amed rea- niemandes Ehre, unsere Ehre ist Der Demonstrationszug wurde 
gierte auf die Verhinderung einer unsere Freiheit.“ An der er von hunderten Polizisten in 
Demonstration gegen staatliche Demonstration nahmen auch Kampfausrüstung und in Zivil 
und familiäre Gewalt gegen mehrere Bürgermeisterinnen gestoppt. Aus Protest dagegen 
Frauen mit einer einstündigen der DTP teil, viele Frauen tru- begannen die Frauen eine ein- 
Sitzblockade, mit welcher der gen Plakate mit Aufschriften stündige Sitzblockade. Auf dem 
Verkehr unterbrochen wurde. wie „Schluss mit Belästigung Nachhauseweg wurden die 
Die Demonstration war von und Vergewaltigung“, „Schluss Frauen von Zivilpolizisten ver- 
DÖKH zum 25. Oktober, dem mit dem Massaker an Frauen“ bal belästigt. Die Frauen rea- 
Tag gegen Gewalt gegen Frauen und Parolen, wej.che die Bedeu- gierten darauf mit Parolenru- 
organisiert worden und Teil der tung Abdullah Öcalans für die fen. 

Kampagne „Wir Frauen sind Frauenbewegung hervorhoben. (ANF, 21.11., ISKU) 


ihrem Anschluss an die Guerilla 
reagiere. Die Guerilla sei bereit 
zu einem würdigen Frieden, 
aber auch dazu, die Vernich¬ 
tungsprogramme des türkischen 
Staates zum Scheitern zu brin¬ 
gen. (ANF, 23.11., ISKU) 

Dersim: Austrittswelle 
aus CHP nach Hetzrede 
Nach der Rede des stellvertre¬ 
tenden Generalsekretärs der 
CHP Onur Öymen, in der er 
das Massaker von Der¬ 
sim 1938, bei dem in der Region 
ca. 70.000 Männer, Frauen und 
Kinder vom türkischen Militär 
ermordet worden waren, als 
Kampf gegen Terrorismus 
bezeichnet hatte, begann in der 
Region Dersim eine Austritts¬ 
und Rücktrittswelle aus der 
kemalistischen CHP. 300 CHP- 
Funktionäre traten zurück, dar¬ 
unter drei Bürgermeister von 
Kreisstädten, zahlreiche Stad¬ 
tratsmitglieder, zwei Kreisvor¬ 
sitzende und mehrere Vor¬ 
standsmitglieder. 

(ANF, 23.11., ISKU) 

Familien der Tatverdächtigen 
des Massakers in Mardin ver¬ 
lassen Bilge 

Aus dem Dorf Bilge in der Pro¬ 
vinz Mardin, in dem im Früh¬ 
jahr 44 Menschen von Dorf¬ 
schützern getötet worden 
waren, sind am 23.11. in den 
frühen Morgenstunden 82 Per¬ 
sonen aus dem Kreis derer, die 
für das Massaker verantwortlich 
sind, unter starken Sicherheits¬ 
vorkehrungen nach Kirklareli 
gebracht worden. 

Im Dorf Bilge im Landkreis 
Mazidag in der Provinz Mardin 
nahe der syrischen Grenze 
waren am 4. Mai diesen Jahres 
44 Personen, unter denen sich 
auch Frauen und Kinder befan¬ 
den, von Dorfschützern ermor¬ 
det worden. Nun hat der Regie¬ 
rungsbezirk Mardin Naheste¬ 
hende der Dorfschützer unter 
militärischer Bewachung nach 
Kirklareli bringen lassen. Dort 
wurden ihnen laut Meldungen 
von der Regierung Wohngebäu¬ 
de zur Verfügung gestellt. 

(ANF, 23.11., ISKU) 
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Protestaktionen gegen die 
Verschlechterung der 
Haftsituation von Öcalan 


Die Unzufriedenheit der kurdi¬ 
schen Bevölkerung, insbeson¬ 
dere der Jugend, mit dem als 
verlogen wahrgenommenen 
Prozess der „demokratischen 
Öffnung“, der bis jetzt nur kos¬ 
metische Reformen und schwe¬ 
re Repressionen brachte, reflek¬ 
tiert sich in der aktuellen Situ¬ 
ation vor Ort. 

Auslöser für die die gesamte 
Woche andauernden militan¬ 
ten Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen zumeist jugendlichen 
Kurden und der Polizei in den 
kurdischen Städten und in 
Istanbul sind Meldungen über 
eine Verschlechterung der 
Haftbedingungen des auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftier¬ 
ten Kurdenführers Abdullah 
Öcalan. Die PKK hatte zu 
Wochenbeginn Öcalans neue 
nur sechs Quadratmeter große 
F-Typ-Isolationszelle, in der er 
nach Angaben seiner Anwälte 
unter Erstickungskrämpfen lei¬ 
det, als einen »Todesgraben« 
bezeichnet..Weiter heißt es, die 
Situation Öcalans spiegle die 
der kurdischen Nation wider. 
»Die Haltung, die ihm gegenü¬ 
ber eingenommen wird, ent¬ 
scheidet über Krieg oder Frie¬ 
den. Wir sind am Ende der 
Worte angelangt. Von nun an 
sind wir nicht mehr verant¬ 
wortlich für mögliche Entwick¬ 
lungen.« 

Zum Gründungsjubiläum der 
PKK, das mit der Verschlechte¬ 
rung der Haftbedingungen von 
Abdullah Öcalan zusammen¬ 
fiel, wurden in vielen Städten 
Kundgebungen mit Feuerwerk 
veranstaltet. Allein in Istanbul 
wurden an diesem Tag in neun 
Stadtvierteln Demonstrationen 
durchgeführt. 

Am 30.11. und 1.12. kam es 
erneut zu Demonstrationen, 
Streiks und anderen militanten 
Aktionen, um gegen die ver¬ 
schärften Haftbedingungen 
gegen Abdullah Öcalan zu pro¬ 
testieren. ln Mersin, wie auch 
in Yüksekova und §emdinli 
blieben die Geschäfte aus Pro¬ 
test geschlossen. 

Vielerorts kam es zu schweren 
Auseinandersetzungen ..mit der 
Polizei und heftigen Übergrif¬ 
fen von Seiten der Sicherheits¬ 
kräfte. ln Siirt wurden nach 
einem Polizeiangriff auf eine 
Kundgebung mehr als 20 Per¬ 
sonen festgenommen. 


Jugendliche führten eine 
Demonstration in Diyarbakir 
durch und griffen eine Bank 
auf dem Weg mit Molotowcok- 
ktails an. Es entstand Sachscha¬ 
den. ln einem anderen Stadt¬ 
viertel wurde ebenfalls eine 
Bank in Brand gesetzt. 

In Bingöl wurde ein Feuer auf 
einem Wasserturm entzündet. 
Eine Gruppe von mehreren 
hundert Jugendlichen zog ver¬ 
mummt durch das Stadtviertel 
und entzündete ein Feuer. Tan¬ 
zend riefen sie: „Sucht nicht 
auf den Bergen nach Apoisten, 
wir sind überall.“ Die Spezia¬ 
leinheiten griffen die Jugend¬ 
lichen an, die mit Molotow- 
cocktails und Steinen reagier¬ 
ten. 

Auch in Nusaybin im Kreis 
Mardin kam es zu Kämpfen 
zwischen Jugendlichen und der 
Polizei. Die Polizei griff eine 
Demonstration von Jugend¬ 
lichen mit Panzerfahrzeugen 
an. Auch hier reagierten die 
Jugendlichen mit Molotowcock- 
tails und Steinen. Die Ausein¬ 
andersetzungen dauerten in 
mehreren Stadtvierteln bis in 
die späte Nacht an. 

In Yüksekova wird seit Sonntag 
täglich protestiert. Die Läden 
sind geschlossen und auf den 
Straßen werden Demonstratio¬ 
nen durchgeführt. Seit drei 
Tagen werden diese Aktionen 
von der Polizei angegriffen und 
es kommt zu schweren Stra¬ 
ßenschlachten. Auch am 1.12. 
wurden die Demonstrantlnnen 
von der Polizei angegriffen und 
es kam zu heftigen Ausein¬ 
andersetzungen. ln vielen 
Stadtvierteln stehen Barrika¬ 
den. Die Polizei greift mit 
exzessivem Tränengaseinsatz 
und Wasserwerfern an und 
nimmt willkürlich Personen 
fest. Mittlerweile wurden auch 
Schusswaffen von Seiten der 
Polizei eingesetzt. Die Bevölke¬ 
rung, die zu Tausenden an den 
Kämpfen teilnimmt, reagiert 
mit Steinwürfen und Molotow- 
cocktails und versucht, die Bar¬ 
rikaden zu verteidigen. Die 
Partei für eine demokratische 
Gesellschaft DTP versucht zu 
deeskalieren und die Polizei 
davon zu überzeugen, sich 
zurückzuziehen, was diese 
jedoch ausschloss. Auch die 
Demonstrantlnnen sind nicht 


bereit ihre Aktionen zu been¬ 
den. Die Polizei schießt Trä¬ 
nengasgranaten willkürlich in 
Häuser und Läden. 

Auch in Hakkari gab es in den 
letzten Tagen heftige Ausein¬ 
andersetzungen. Viele Stadt¬ 
viertel sind weiter hinter Barri¬ 
kaden. Die Auseinandersetzun¬ 
gen entbrannten, als die Polizei 
einen Sternmarsch, der aus 6 
Stadtvierteln ins Stadtzentrum 
wollte, angriff. Die Polizei setz¬ 
te auch hier Gas und Wasser¬ 
werfer ein. Die Bevölkerung 
antwortete mit Steinwürfen. 
Die Straßenschlachten dauer¬ 
ten bis in die späte Nacht an. 
Zuvor war der ehemalige DTP- 
Bürgermeister und jetzige 
Kreisvorsitzende von der Anti¬ 
terrorpolizei festgenommen 
worden. 

Auch in Siirt setzen sich die 
Auseinandersetzungen auf der 
Straße fort, nachdem bei einem 
Polizeiangriff mehr als 20 Per¬ 
sonen festgenommen worden 
sind. 

In Mersin kam es erneut zu 
Auseinandersetzungen, nach¬ 
dem die Polizei eine Kundge¬ 
bung angegriffen hatte. Die 
Demonstrantlnnen reagierten 
auf die Polizeiangriffe ebenfalls 
mit Molotowcocktails, Feuer¬ 
werk und Steinen. 

Aber nicht nur in den kurdi¬ 
schen Städten kommt es mitt¬ 
lerweile zu andauernden Aus¬ 
einandersetzungen. Auch in 
Istanbul finden seit Tagen 
Demonstrationen und Straßen¬ 
schlachten als Reaktionen auf 
Polizeiangriffe statt. Die Polizei 
griff am Sonntag in Beyoglu 
Demonstrantlnnen mit Was¬ 
serwerfern und Tränengas an, 
die den Verkehr absperrten um 
den Jahrestag der PKK-Grün- 
dung zu feiern und gegen die 
Repression gegen Abdullah 
Öcalan zu protestieren. Am 
Montag kam es in Istanbul in 
mehreren Stadtvierteln zu 
erneuten Demonstrationen, an 
denen mehrere hundert Men¬ 
schen teilnahmen. Sie errichte¬ 
ten Barrikaden und die Polizei 
griff mit Gas und Wasserwer¬ 
fern an. Im Rahmen der Prote¬ 
ste brannten mehrere Panzer¬ 
fahrzeuge. Die Polizei hat die 
Stadtviertel unter Blockade 
gestellt, da niemand festge¬ 
nommen werden konnte. 

(ANF, 1.12.2009, ISKU) 


Meldungen 

Straßburg: Büro des Antifol¬ 
terkomitees (CPT) besetzt 
Eine fünfzigköpfige kurdische 
Gruppe versuchte am Mittwoch 
aus Protest gegen die Ver¬ 
schlechterung der Haftbedin- 

f ungen von Abdullah Öcalan 
as Büro des Antifolterkomitees 
in Straßburg zu besetzen. Trotz 
der Versuche der Sicherheits¬ 
kräfte, ein Eindringen zu ver¬ 
hindern, gelang dies einem Teil 
der Gruppe. Sie hängten Trans¬ 
parente aus den Fenstern und 
verteilten Flugblätter. Die 
Aktion wurde erst beendet, 
nachdem sich eine 20-köpfige 
Gruppe im Inneren des Gebäu¬ 
des mit den Verantwortlichen 

t etroffen und durchgesetzt 
atte, dass ihre Forderungen 
weitergeleitet wurden. Unter 
anderem forderten sie, dass das 
Antifolterkomitee eine Delega¬ 
tion nach Imrali schickt. 

(ANF, 2.12., ISKU) 

Berlin: Apoistische Jugendini¬ 
tiative bekennt sich zu Brand¬ 
anschlag auf Autos 
Eine Gruppe, die sich Apoisti¬ 
sche Jugendinitiative nennt, 
bekannte sich zu einem Brand¬ 
anschlag auf 4 Autos im Berli¬ 
ner Stadtteil Wedding. Sie woll¬ 
ten damit gegen die feindliche 
Haltung der deutschen Polizei 
gegenüber Kurdinnen protestie¬ 
ren. Sollte die Repression weiter 
andauern, würden die Aktionen 
sich weiter ausbreiten. 

(ANF, 28.11., ISKU) 

Langjährige Haftstrafen für 5 
PKKler und einen Milizionär 
5 HPG-Guerillas und ein Mili¬ 
zionär, die durch ein Komplott 
von Dorfschützern festgenom¬ 
men worden waren, wurden am 
Mittwoch zu insgesamt 167 
Jahren Haft verurteilt. 

Die Angeklagten verteidigten 
sich politisch und erzählten auf 
kurdisch, warum sie sich der 
PKK angeschlossen hatten. Sie 
erklärten, dass sie nichts bereu¬ 
ten. Die HPG Mitglieder wur¬ 
den wegen Mitgliedschaft in 
einer verbotenen Organisation 
und unerlaubtem Waffenbesitz 
zu je 31 Jahren Haft verurteilt. 
Der aus Südkurdistan stam¬ 
mende Milizionär wurde zu 12 
Jahren Haft verurteilt. 

(ANF, 2.12., ISKU) 

Zeitung von Dev Gene; 
verboten 

Die Zeitung von „Kurtulujun 
Yolunda Dev-Genf“ wurde 
wegen „Propaganda für eine 
verbotene Organisation“ mit 
einem 15-tägigen Verbreitungs¬ 
verbot belegt. Eine Ausgabe der 




Neues Todesurteil im Iran 


Gegen Mehemed Emin Agufi, 
der in Ostkurdistan [Iran] mit 
dem Vorwurf, an staatsfeind¬ 
lichen Aktionen teilgenommen 
zu haben inhaftiert wurde, hat 
das Urmiye Revolutionsgericht 
die Todesstrafe verhängt. 

Agufi, gemeldeter Einwohner 
der Kleinstadt Piranjehir, 
wurde 2007 im Dorf Kani Sev 
nahe seiner Heimatstadt zusam¬ 
men mit Ehmed Pola Xani und 
dem gebürtigen Aserbaidscha¬ 
ner aus Miyaduaw Irec Mehe- 
medi festgenommen. Vorge¬ 
worfen wurde ihnen die Teil¬ 
nahme an politischen Aktionen 
gegen den iranischen Staat. 
Nach Monaten in Haft und 
unter schwerer Folter wurde 
Agufi gegen Kaution freigelas¬ 
sen. ln diesem Jahr wurde er 
jedoch aus dem gleichen Grund 


wieder verhaftet, ln den vergan¬ 
genen Tagen wurde Agufi vom 
Urmiye Revolutionsgericht 
zum Tode verurteilt. Diese 
Information wurde auch von 
der Familie des Verurteilten 
bestätigt. Unklar ist, welcher 
Partei- oder Organisationsmit- 
gliedschaft Agufi beschuldigt 
wird. 

Die Zahl der zum Tode 
Verurteilten steigt auf 14 
Mit Agufi hat sich die Zahl der 
kurdischen politischen Gefange¬ 
nen, die von Hinrichtung 
bedroht sind, auf 14 erhöht. 
Nach der Hinrichtung des kurdi¬ 
schen Gefangenen Ihsan Fetahiy- 
an am 11. November im Gefäng¬ 
nis von Sine ist die Vollstreckung 
der Todesurteile gegen Hebibulla 
Letifi im gleichen Gefängnis und 


§erko Maarfi im Sequiz Gefäng¬ 
nis gestoppt worden, jedoch 
noch nicht vollständig aufgeho¬ 
ben. Deshalb sind beide nach wie 
vor von Hinrichtung bedroht. 
Der Mehrheit der zum Tode Ver¬ 
urteilten werden Verbindungen 
zur PKK und PJAK vorgeworfen. 
Die Namen der Verurteilten sind 
wie folgt: 

Kurdische Lehrer: Ferzad 

Kemanger, Ferhad Wekili und Eli 
Heyderiyan 

Unter dem Vorwurf der Unter¬ 
stützung der PKK und PJAK: 
Fesih Yasemini, Rüstern Arkiya, 
Zeynep Celaliyan, Ferhat (Jalif, 
Ramazan Ahmet, Enwer Roste- 
mi, §akir Bald, Seyd Sami Husey- 
ni, Seyd Cemal Muhemedi, 
Mistefa Selimi Eyluyi und Mehe¬ 
med Emin Agu$i. 

(ANF, 2.12., ISKU) 


Repression gegen die DTP 


Im Zuge einer Hausdurchsu¬ 
chung des DTP-Bezirksgebäu- 
des im Istanbuler Stadtteil 
Esenler wurde der Bezirksvor¬ 
sitzende Yilmaz Dursun in 
Gewahrsam genommen. 

Auf Anweisung der Istanbuler 
Staatsanwaltschaft wurde das 
DTP-Gebäude im Stadtteil 
Esenler Mittwoch Nacht um 
1:30 Uhr durchsucht. Da sich 
niemand in dem Gebäude auf¬ 
hielt, wurde die Tür von der 
Polizei aufgebrochen. Bis 6:00 
Uhr morgens durchsuchten 
Polizeieinheiten die Räumlich¬ 
keiten. Unter den 10 Säcken 
beschlagnahmter Dokumente 
befinden sich unter anderem 
Unterlagen der Partei und Par¬ 
teischriften. 


Nach der Durchsuchung wurde 
Ydmaz Dursun, der Bezirksvor¬ 
sitzende der DTP des Stadtteils 
Esenler, in Gewahrsam genom¬ 
men. 

Gegen die Repression der letz¬ 
ten Nacht wurde am Donners¬ 
tag in Form einer Pressekonfe¬ 
renz vor dem DTP-Gebäude in 
Esenler protestiert. 

DTP-Bezirksvorsitzende 
in Izmir in Gewahrsam 
genommen 

In Izmir wurde der DTP-Bezirks¬ 
vorsitzende Mukades Kubilay in 
Gewahrsam genommen. Er war 
gerade auf dem Weg in Gericht 
um Strafanzeige gegen die Ver¬ 
antwortlichen der vergangenen 
Angriffe auf einen DTP-Konvoi 


zu stellen. DTP-Mitglieder pro¬ 
testierten mit einer Sitzblockade 
vor dem Gericht gegen das Vor¬ 
gehen der Polizei. Der DTP- 
Bezirkshauptanwalt von Izmir, 
Canan Ufar, äußerte sich: „Wir 
werden nicht von hier fortgehen, 
bis unser Vorsitzender wieder 
freigelassen wird. Eine Pressekon¬ 
ferenz werden wir geben, wenn 
Herr Kubilay wieder unter uns 
ist. Der Grund für die Festnahme 
ist, dass er in einer früheren Ver¬ 
nehmung die Aussage verweigert 
hat.“ 

Die DTP-Mitglieder vor dem 
Gericht skandierten Parolen wie: 
„Es gibt Widerstand, es gibt kein 
Zaudern!“ oder „Durch Repres¬ 
sion kriegen sie uns nicht klein.“ 
(ANF, 3.12., ISKU) 


Der deutsche Beitrag zur Konfliktlösung: 

Wohnungsdurchsuchungen 
und Beschlagnahmungen 


Während die politische Situa¬ 
tion in der Türkei seit Tagen 
bedrohlich eskaliert — nicht 
zuletzt wegen der Verschlechte¬ 
rung der Haftbedingungen von 
Abdullah Öcalan - sind auch die 
deutschen Strafverfolgungsbe¬ 
hörden wieder auf den Plan 
getreten. Wurden bereits am ver¬ 
gangenen Wochenende bundes¬ 
weit Veranstaltungen und 
Demonstrationen — wie in Ber¬ 
lin - verboten, durchsuchten 
gestern Polizeikräfte in Aschaf¬ 
fenburg, Erlenbach, Elsenfeld 
und Lützelbach die Wohnungen 
von elf Kurden. Begründet wur¬ 
den die Razzien, unter anderem 
bei dem Geschäftsführer der 
kurdischen Tageszeitung Yeni 
Özgür Politika, Mahmut S. 
sowie dem Vorsitzenden des 
Internationalen Kurdischen Kul¬ 
turvereins in Aschaffenburg, 


Mustafa Ö., mit Ermittlungen 
wegen angeblicher Verstöße 
egen das Vereinsgesetz, 
echs Personen wurden zur 
erkennungsdienstlichen Be¬ 
handlung vorläufig festgenom¬ 
men. Die Polizei beschlag¬ 
nahmte Computer, Bücher, 
Fotos und Fahnen. 

Würde sich die deutsche Politik 
mit der gleichen Energie, mit 
der sie die Kriminalisierung von 
Kurdinnen und Kurden und 
ihrer Einrichtungen seit 16 Jah¬ 
ren betreibt, für eine tragfähige, 
dauerhafte und überzeugende 
Lösung des türkisch-kurdischen 
Konfliktes einsetzen, könnte 
auch in der Türkei der Prozess 
der „demokratischen Öffnung“ 
längst eine andere Dimension 
erreicht haben. Mit ihrer anhal¬ 
tenden Verbotspolitik jedoch 
bleibt Deutschland nicht nur 


Teil des Problems, sondern 
unterstützt auf diese Weise die 
demokratiefeindlichen und ras¬ 
sistischen Kräfte in der Türkei. 
Die politisch Verantwortlichen 
nicht nur in Deutschland, son¬ 
dern auch der EU, müssen sich 
vorwerfen lassen, dem Frieden 
keine Chance geben zu wollen. 
Solange sich an der Haftsitua¬ 
tion von Abdullah Öcalan nichts 
wirklich Entscheidendes verän¬ 
dert, werden die Kurdinnen und 
Kurden nicht schweigen. Es 
muss akzeptiert werden, dass es 
ohne den Kurdenführer keine 
wirkliche politische Lösung 
eben kann. Die internationale 
taatengemeinschaft ist aufge¬ 
fordert, an diesem wichtigen 
Punkt den Hebel anzusetzen. 
AZADI e. V. — Rechtshilfefonds für 
Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland, 3. Dezember 2009 


Zeitung wurde vollständig 
beschlagnahmt. 

(ANF, 1.12., ISKU) 


Militär bedroht Dorfbevölke¬ 
rung in der Provinz Igdir 

Um das Dorf Suveren bei Igdir 
zu räumen, erklärte das Militär 
den Quasiausnahmezustand. 
Die Soldaten errichteten am 
Ein- und Ausgang des Dorfes 
Kontrollpunkte und durchsu¬ 
chen die Menschen nach 
Lebensmitteln. 

Das Militär kontrolliert mittler¬ 
weile auch die Wasserversor¬ 
gung der Bevölkerung. Der letz¬ 
ten Monat neu ernannte Unter¬ 
offizier Taner (Jelik Köye ließ 
die Dorfbevölkerung auf dem 
Dorfplatz antreten und drohte 
ihnen: „Ihr seid alle Terroristen. 
Ihr werdet dieses Dorf räumen. 
Wenn nicht, zwingen wir Euch 
dazu.“ 

Das Militär verweigert der 
Dorfbevölkerung, auf ihre land¬ 
wirtschaftlichen TJutzflächen zu 
ziehen. Die Wasserversorgung 
wird vom Militär willkürlich 
abgestellt. Die Militärbasis leert 
ihren Müll im Dorf aus. Dorf¬ 


bewohner die dies anzeigen, 
werden Opfer von Angriffen 
und Beleidigungen. 

Die Bewohnerinnen des Dorfes 
leben seit Jahren unter der Droh¬ 
ung, geräumt zu werden. 
Obwohl sich die DTP Abgeord¬ 
nete Pervin Puldan für die 
Bewohnerinnen einsetzte, wurde 
die Entscheidung nicht zurück¬ 
gezogen. (ANF, 29.1L, ISKU) 


Termine: 

Protestaktionen gegen die 
Isolation von Abdullah Öcalan 

Berlin: Samstag 5.12., 15:00 
Uhr, Hermannplatz 
Hamburg: Samstag, 5. Dezem¬ 
ber 2009, 14 Uhr 
S-Bahnhof Sternschanze 
Hannover: Freitag, 4. Dezem¬ 
ber 2009, 14:30, Steintor 
Bremen: Samstag, 5. Dezember 
2009, 14:30 Uhr, Bahnhof 
Dortmund: Samstag, 5. 

Dezember 2009, 13 Uhr 
Hauptbahnhof 

Köln: Samstag, 5. Dezember 
2009, 13 Uhr, Tbert-Platz 

Quellen: 

ANF Firat 
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Übersendung des Portos bei der 
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Tel.: 040 - 421 02 845 
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bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
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Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Prozess um Verbot 
der DTP begonnen 


Das Verfassungsgericht der Türkei 
in Ankara tagte am 8.12. das erste 
mal wegen des Prozesses um das 
Verbot der pro-kurdischen DTP 
(Partei für eine demokratische 
Gesellschaft). 

Mit der These der Oberstaatsan¬ 
waltschaft, „die unteilbare Einheit 
des Staatsterritoriums und der 
Nation sei Fokus der Aktionen 
der Angeklagten geworden“ 
wurde das Verbotsverfahren gegen 
die DTP eröffnet. 

Die beauftragen Berichterstatter 
vervollständigten und übergaben 
ihren Report und dem Vorsitzen¬ 
den des Verfassungsgericht Hafim 
Kiliq 

ln der Mittagspause um 12.30 
Uhr wurde belcannt, dass der 
Report der DTP, die diesen zur 
Einsicht angefordert hatte, nicht 
ausgehändigt wurde. 

Sozialdemokratische Partei 
Europas kritisiert das Verbotsver¬ 
fahren gegen DTP 
In Brüsselgab die Sozialdemokra¬ 
tische Partei Europas (PES) eine 
Erklärung ab, in der sie die DTP 
als eine demokratische Partei 
bewertet, die die kurdische Frage 
auf friedlichem Wege lösen 
möchte und das Verbotsverfahren 
kritisierte. Der Vorsitzende der 
PES, Poul Nyrup Rasmussen 
äußerte, dass die DTP für eine 
schnelle und friedliche Lösung 
der kurdischen Frage sehr wichtig 
sei. „Die türkische Regierung 
muss die Annäherung, welche für 
die Lösung der kurdischen Frage 
entschieden wurde, weiterfüh- 
ren“. 

Der Vorsitzende der Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Öztürk Türk- 
dogan erklärte, dass der Prozess 
der demokratischen Annäherung 
ohne die DTP und besonders 
ohne die Abgeordneten der DTP 
keine Chance habe, fortgefiihrt zu 
werden. „Es darf nicht vergessen 
werden, dass nur die Wählerin¬ 
nen selbst von ihrem Willen als 
Wählerinnen Gebrauch machen 
dürfen. Fehler dürfen nicht 
wiederholt werden. Es ist offen¬ 
sichtlich, dass das Verfassungsge¬ 
richt mit dem Verbotsverfahren 
gegen die DTP Grundrechte ver¬ 
letzt und daran denken muss, dass 
der allgemeine Gewinn eines Pro¬ 
zesses der demokratischen Öff¬ 
nung auf dem Spiel steht.“ 
DerTHD veröffentlichte in einer 
Erklärung drei Punkte, um den 
Prozess die demokratische Öff¬ 
nung voranzubringen: „Erstens 
müssen alle gesetzlichen Hinder¬ 


nisse der Redefreiheit abgeschafft 
werden. Zweitens müssen die 
Türen eines gegenseitigen Dialogs 
offengehalten werden. Unter dem 
Dach der Republik Türkei ist die 
DTP der natürliche Verhand¬ 
lungspartner für die kurdische 
Frage, ln dieser Sache wurden die 
ersten Schritte getan, doch auf¬ 
grund der negativen Haltung der 
öpposition hat die Regierung 
wieder Rückschritte gemacht. 
Drittens müssen die bewaffneten 
Auseinandersetzungen gestoppt 
werden. Der Empfang der Frie¬ 
densgruppen, die über die Grenze 
aus Habur gekommen sind, diene 
als Vorwand, die Fortsetzung der 
militärischen Auseinandersetzun¬ 
gen zu riskieren, um weitere Vor¬ 
märsche zu verhindern.“ 

Treffen der Solidaritätsinitiative 
von Intellektuellen 

An einem Treffen der Initiative 
„Die DTP lässt sich nicht verbie¬ 
ten“ im Hill Hotel in Istanbul 
haben hunderte Intellektuelle, 
Schriftstellerinnen, Zeichnerin¬ 
nen, Journalistinnen, Verlegerin¬ 
nen und Künstlerinnen, aber 
auch Gewerkschaftsmitglieder 
und Angehörige politischer Orga¬ 
nisationen teilgenommen. Im 
Namen der Initiative verlas der 
Schriftsteller Oya Bayar einen 
Text, in dem das Verbotsverfahren 
der DTP auf schärfste kritisiert 
wird. 

In dem Text, heißt es, ein Verbot 
der DTP würde dem Ausschluss 
eines ganzen Volkes aus dem poli¬ 
tischen Leben gleichkommen. 
„Daher ist dieses Verfahren eine 
große Ungerechtigkeit. Ein Volk 
zuerst mit den Worten .Frieden’, 
.Öffnung’ und .Demokratie’ hof¬ 
fen zu lassen, und danach die Par¬ 
tei des gleichen Volkes zu verbie¬ 
ten und sie damit aus dem politi¬ 
schen Leben auszuschließen, ist 
eine himmelschreiende Inkonse¬ 
quenz. Deshalb sagen wir, um die 
Grenzen der politischen Demo¬ 
kratie nicht einzuengen, sondern 
zu erweitern, um den Ruf nach 
Gerechtigkeit zu stärken und 
öffentlich zu machen, um die 
Hoffnung auf eine friedliche und 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage nicht einschlafen zu 
lassen: die DTP darf nicht verbo¬ 
ten werden! [...] Weder wir, noch 
das kurdische Volk sind mit unse¬ 
rer Sehnsucht und in unserem 
Kampf um den Frieden an die 
Entscheidung von 11 Menschen 
im Talar gebunden. Das kurdi¬ 
sche Volk will wirklich eine 


Lösung. Es will in der gewünsch¬ 
ten Sprache sprechen, sich artiku¬ 
lieren und seine Identität in jeder 
Form zum Ausdruck bringen. 
Dieser Kampf des kurdischen 
Volkes ist legitim und entschlos¬ 
sen, und auch wir sind entschlos¬ 
sen. Wir werden nicht zulassen, 
dass irgendjemand den Krieg 
eskalieren lässt, dass der Prozess 
der Annäherung in einen Plan zu 
Liquidation umschlägt. Wir wer¬ 
den nicht erlauben, dass der Wille 
des kurdischen Volkes zerkaut 
wird. Für den Frieden, für die 
Freiheit, für die Geschwisterlich- 
keit dürfen weder die DTP noch 
die Abgeordneten angetastet oder 
verboten werden.“ 

Unter den verlesenen Text setzten 
die Teilnehmerinnen des Treffens 
ihre Unterschriften. 

Der Vorsitzende des türkischen 
Arzterates Gencay Gürsoy warnte 
davor, dass ein Verbot der DTP 
die Türkei ins Chaos stürzen 
würde: „Es wurde ein Molotow- 
coctail in einen Bus geworfen, 
weshalb ein junges Mädchen ihr 
Leben verlor. Bei einer Kundge¬ 
bung in Diyarbakir wurde ein 
Jugendlicher ermordet, und auch 
an die Ereignisse in Tokat möchte 
ich in tiefer Trauer erinnern. Was 
auch passiert, wer auch immer auf 
was auch immer reagiert, weil der 
Frieden momentan an einem 
Baumwollfaden hängt, trägt jede 
geschossene Kugel den Verrat, 
einen Putsch gegen den Frieden, 
eine Provokation in sich. Dies gilt 
auch für die Möglichkeit eines 
Verbotes der DTP. 

Einschätzung des 
DTP-Vorsitzenden Ahmet Türk 

Der Vorsitzende der DTP, 
Ahmet Türk bezeichnete das Ver¬ 
botsverfahren gegen die DTP als 
eine politische Entscheidung 
und bezeichnet es als politischen 
Putschversuch. „Diese Entschei¬ 
dung wird die gesamte Türkei 
beeinflussen. Ich möchte, dass 
ihr wisst, dass keine rechtliche 
Maxime das Verbot einer Partei 
legitimiert, die den demokrati¬ 
schen Willen eines Volkes, das zu 
vernichten versucht wird, das 
erste Mal unter dem Dach eines 
Parlaments offen zur Sprache 
bringt. Dies kann nicht Jegitim 
sein. [...] Jetzt, wo das Ziel nahe 
ist, denken sie: Wie kommen wir 
aus der Sache wieder hinaus“. Sie 
suchen einen Sündenbock und 
benutzen unsere Partei als Ziel¬ 
scheibe. 

Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Hungerstreiks in Adana, 
Diyarbakir und Salzburg 

Im Karataf Frauengefängnis in 
Adana sind die PKK-Gefangenen 
in einen unbefristeten Hunger¬ 
streik getreten, um gegen die 
Haftbedingungen von Abdullah 
Öcalan zu protestieren. Die 
Frauen gaben mittels ihrer Fami¬ 
lien bekannt, dass sie am 30. 
November in den Hungerstreik 
getreten seien. 3 Personen seien 
im unbefristeten, 19 Personen im 
rotierenden Hungerstreik. Diese 
stellten jedoch in einem Fax an 
den Präsidenten, den Minister¬ 
präsidenten und an das Justizmi¬ 
nisterium klar, dass sie ebenso in 
einen unbegrenzten Hunger¬ 
streik eintreten würden, sollten 
sich die Haftbedingungen von 
Öcalan nicht verbessern. 

Auch in Diyarbakir sind 5 Perso¬ 
nen seit dem 1. Dezember im 
unbefristeten Hungerstreik. 

Im Diyarbakir D-Typ Strafvoll¬ 
zug haben 500 inhaftierte 
PKKler eine Erklärung verfasst, 
in der es heißt: „Bevor die 
Gesundheit und Sicherheit unse¬ 
res Vorsitzenden nicht gewähr¬ 
leistet ist, werden wir unsere 
Aktionen verschiedenartig wei¬ 
terführen. Für die weitere Ent¬ 
wicklungen ist die AKP-Regie- 
rung selbst sowie die ausführen¬ 
den Gewalt dieses Todessystems, 
das Justizministerium, verant¬ 
wortlich.“ 

Im österreichischen Salzburg tra¬ 
ten Mitglieder des Mesopotami- 
schen Kulturvereins in einen 
zweitägigen Hungerstreik, um 
gegen die Haftbedingungen von 
Abdullah Öcalan zu protestieren 
und gemeinsam mit dem Komi¬ 
tee zur Verhütung von Folter die 
österreichische Öffentlichkeit auf 
die Situation aufmerksam zu 
machen (ANF, 4.12., ISKU) 

Kampagne gegen die 
Hinnchtung im Iran 

An der internationalen Kampag¬ 
ne für die kurdische Gefangene 
Zeyneb Celaliyan, die vom Iran 
zum Tode verurteilt wurde, 
haben sich bis jetzt 4000 Men¬ 
schen beteiligt. Um die Urteils¬ 
vollstreckung zu verhindern, 
wurde eine Unterschriftenliste 
vorbereitet, die an das Generalse¬ 
kretariat der UN geschickt wer¬ 
den soll. Sie ist auf Facebook zu 
finden unter "iran'da idamlara 
dur de!!! SAY STOP TO THE 
IRANIAN REGEME EXECU- 
TIONS". Die Kampagne ist zu 
erreichen unter 
http-.llwww.gopetition. com! 
petitions/save-zeynab-jalalian/ 
sign.html 

Gelaliyan wurde 2008 in der 
Gegend von Kirmasan unter 




Nach der Ermordung des 23-jährigen Aydin Erdem in Amed 

Streik an der Diele-Universität 


Studentinnen der Natur- und 
Literaturwissenschaftlichen 
Fakultäten der Diele-Universität 
in Amed (Diyarbakir) haben 
nach der Erschießung des 23- 
jährigen Aydin Erdem durch die 
Polizei einen dreitägigen Streik 
an der Universität begonnen. 
Am Dienstag nahmen Student¬ 
innen aufgrund des Streiks 
nicht am Unterricht teil. 
Nachdem der 23-jährige Aydin 
Erdem von der Polizei durch 
zwei Schüsse in den Rücken 
ermordet wurde, haben Stu¬ 
dienfreunde von ihm an der 
Diele-Universität einen dreitä¬ 
gigen Streik beschlossen. In den 
Morgenstunden haben sich 
etwa tausend Studentinnen ver¬ 
sammelt und Demonstrations¬ 
züge von Fakultät zu Fakultät 


organisiert, damit sich noch 
mehr Studentinnen an dem 
Streik beteiligen. 

Während dieser Aktionen wur¬ 
den Parolen gerufen wie „Diele 
schlafe nicht, tritt für deine 
Opfer ein“, „Diele wird der 
Friedhof des Faschismus sein“ 
oder „Kein Opfer wird je verges¬ 
sen“. Anschließend versammel¬ 
ten sich die Studentinnen vor 
der Fakultät der Natur- und 
Literaturwissenschaften, um mit 
einer Schweigeminute dem getö¬ 
teten Kommilitonen zu geden¬ 
ken. In einer Erklärung der Stu¬ 
dentinnen heißt es: „Vor einem 
Jahr wurde unser Freund Mah- 
sun Karaoglan durch Schüsse 
von der Polizei ermordet. Nun 
hat unser Freund Aydin Erdem 
auf die gleiche Weise sein Leben 


verloren. Es darf nicht sein, dass 
wir Studentinnen der Diele- 
Universität so leicht ermordet 
werden. Wir werden den Fa¬ 
schisten zeigen, dass es nicht so 
leicht ist. Wir werden drei Tage 
nicht zum Unterricht erschei¬ 
nen. Aber wir werden trotzdem 
in die Uni gehen und weiterhin 
die Geschehnisse kritisieren.“ 
Nach dieser Erklärung setzten 
sich die Studentinnen Parolen 
rufend in Bewegung, um an 
einer Pressekonferenz der pro¬ 
kurdischen Partei DTP (Partei 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft) teilzunehmen. 

Wegen des Streiks blieben die 
Unterrichtsräume leer. Auch 
einige der Lehrenden beteiligten 
sich inoffiziell an dem Streik. 

(ANF, 7. 12., ISKU) 


Berlin: Polizei zerschlägt 
Demonstration 


Die Berliner Polizei hat am 
Samstag Nachmittag eine De¬ 
monstration von mehreren hun¬ 
dert Kurdinnen und Kurden 
sowie deutschen Antifaschisten 
nach wenigen hundert Metern 
zerschlagen. Kurdische Vereine 
wollten gegen die Isolationshaft 
von Abdullah Öcalan in der 
Türkei demonstrieren. Abdullah 
Öcalan, der von einem Großteil 
der kurdischen Bevölkerung als 
politischer Repräsentant gesehen 
wird, wurde vor zwei Wochen in 
eine nur 6m 2 große Bunkerzelle 
verlegt, in der er an Erstickungs¬ 
krämpfen leidet. 

Von Anfang an provozierte die 
mit Hundertschaften aufmar¬ 
schierte Polizei. Selbst ältere 
Frauen wurden vor Betreten des 
Auftaktortes am Neuköllner 
Hermannplatz von der Polizei 
durchsucht. Pro 50 Demonstra¬ 
tionsteilnehmer durfte nur 
jeweils ein Bild von Abdullah 
Öcalan getragen werden. Dabei 
maßte sich die Polizei auch noch 
die Rolle eines Modeberaters 

Prozess um 

Wir werden als die Schuldigen 
dargestellt.“ 

Türk erinnerte daran, dass seit 
der Gründung der Republik 60 
Parteien verboten wurden. 
„Welches Problem wurde durch 
das Verbot einer Partei gelöst? 
Konnten dadurch die Intellek¬ 
tuellen, die Demokratlnnen, die 
Sozialistlnnen, die hoffnungs¬ 
vollen Menschen dieses Landes 
zum Schweigen gebrachte wer¬ 
den? Haben die Kurdinnen 
durch das Verbot der pro-kurdi- 
schen Parteien von ihren Forde¬ 
rungen abgelassen? Wurde durch 


von Herrn Öcalan an: Fahnen, 
die den kurdischen Politiker mit 
blauem Hemd vor gelbem 
Hintergrund zeigen, seien gänz¬ 
lich verboten, so die Anweisung. 
Nachdem sich die Demonstran¬ 
ten an diese Auflagen hielten, 
nutzte die Pojizei Sprechchöre 
zu Gunsten Öcalans als Vor¬ 
wand für erste Festnahmen. Als 
es kurz nach Beginn der 
Demonstration erneut zu Fest¬ 
nahmen kam, setzten sich die 
Demonstrationsteilnehmer als 
Zeichen ihrer Friedfertigkeit auf 
die Straße. In dieser Situation 
ging die Gewalt eindeutig von 
der Polizei aus. Greiftrupps der 
Polizei stürzten sich willkürlich 
auf sitzende Demonstranten. 
Mindestens ein Dutzend 
Demonstranten wurde brutal 
festgenommen. Die Festgenom¬ 
menen und auch Umstehende 
wurden dabei mit Schlägen und 
Tritten traktiert. Selbst ältere 
Demonstrationsteilnehmern, 
die sich für eine Beruhigung der 
Situation einsetzten, wurden 


das Verbot von Parteien die 
Demokratie unseres Landes 
gestärkt? 

Ein internationaler 
Solidaritätsaufruf der DTP 

Die DTP startete einen interna¬ 
tionalen Solidaritätsaufruf gegen 
das Verbot ihrer Partei, damit 
die demokratischen politischen 
Kanäle, welche das kurdische 
Volk entwickelt hat, sich nicht 
wieder schließen, 
ln dem Aufruf in Form eines 
Briefes heißt es, während die 
regierende AKP (Partei für Auf¬ 


nach Aussagen von Demonstra¬ 
tionsteilnehmern mit der Faust 
ins Gesicht geschlagen. Durch 
die andauernden Polizeiprovo¬ 
kationen und Übergriffe war es 
nicht mehr möglich die Demon¬ 
stration weiterzuführen. 

Bereits am vergangenen Woche¬ 
nende hatte die Berliner Polizei 
eine kurdische Demonstration 
und ein Kulturfestival verboten. 
Offenbar ist es im rot-rot regier¬ 
ten Berlin für Kurdinnen und 
Kurden nicht möglich, ihre 
Grundrechte auf Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit wahrzu¬ 
nehmen. 

In einer Zeit, in der selbst im 
türkischen Parlament über eine 
friedliche Lösung der kurdi¬ 
schen Frage diskutiert wird, setzt 
die deutsche Polizei anscheinend 
auf weitere Eskalation. Für die 
Militärs und Nationalisten in 
der Türkei ist dies eine Ermuti- 
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schwung und Gerechtigkeit) 
einerseits die Repression gegen 
die DTP steigere und die militä¬ 
rischen Aktionen ausweite, wür¬ 
den Parolen wie „keine Mutter 
soll mehr weinen“ gerufen. Die 
gleiche Regierung die das rufe, 
sei aber, wahrend die demokrati¬ 
sche Öffnung diskutiert werde, 
für die Tränen der Mütter ver¬ 
antwortlich. „Diese Mentalität 
ist der eigentliche Grund für den 
Verbotsprozess einer Partei, die 
im Namen der Kurdinnen Poli¬ 
tik macht.“ 

(ANF 8.12., ISKU) 


Verbot der DTP (Forts.) 


dem Vorwurf, PJAK Mitglied zu 
sein, verhaftet. Am 14.1.2009 
wurde sie zum Tode verurteilt, 
ohne dass ihr vom Revolutions¬ 
gericht die Erlaubnis zur Vertei¬ 
digung gegeben wurde. Nach¬ 
dem aas Urteil vom Höchsten 
Gericht im Iran bestätigt wurde, 
gelangte am 26.11. ein kurzer 
Hilferuf von ihr, übermittelt von 
ihrer Familie, an Frauen- und 
Menschenrechtsorganisationen. 

(ANF 4.12., ISKU) 

Menschenrechtsstiftung 

will Schicksal Verschwundener 

aufklären 

Mit einer Pressekonferenz hat die 
türkische Menschenrechtsstif¬ 
tung TIHV ein Projekt angekün¬ 
digt, mit dem Massengräber aus¬ 
findig gemacht werden sollen. 
Mit Hinweis auf die seit 25 Jah¬ 
ren anhaltenden Kämpfe soll 
durch Datensammlung von 
Angehörigen Verschwundener 
zunächst eine Grundlage ge- 
chaffen werden. Mögliche Stand¬ 
orte von Gräbern sollen ausfindig 
gemacht und durch Luftaufnah¬ 
men sowie forensisch-archäologi¬ 
sche Methoden lokalisiert wer¬ 
den. Gerichtsmedizinische Un¬ 
tersuchungen sollen zur Identifi¬ 
zierung der Leichnahme sowie 
zur Feststellung der Todesursache 
dienen. Ziel ist es, die Rechte der 
Verstorbenen zu wahren, ihre 
Todesursache festzustellen und 
sie angemessen zu bestatten. Das 
Projekt wird von den großen 
Menschenrechtsvereinen der 
Türkei sowie dem Verein der 
Gerichtsmediziner unterstützt. 

(CH, 3.12., ISKU) 

Hungerstreik in Syrien beendet 
Die kurdischen politischen 
Gefangenen in Syrien haben 
ihren Hungerstreik im Edra 
Gefängnis/Damaskus beendet. 
An dem Hungerstreik hatten 300 
politische Gefangene der PKK 
und PYD teilgenommen. Am 
40. Tag des Hungerstreiks ist es 
zu einer Einigung zwischen 
Gefangenen und Gefängnislei¬ 
tung gekommen. Über den 
Inhalt der Vereinbahrung liegen 
noch keine näheren Informatio¬ 
nen vor. Diese sollen aber in den 
nächsten Tagen bekannt gegeben 
werden. (RC, 9.12., KKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
RC Roja Ciwan 
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Türkei verbietet DTP 

Mit militanten Massenprotesten 1990er Jahre. »Einer Partei, die namens „Partei für Frieden und 

demonstrierten Anhänger der mit dem Terrorismus zu tun hat, Demokratie“ (BDP). 

linken kurdischen Partei für eine kann keine Organisationsfreiheit Ein Rücktritt eines Abgeordneten 

Demokratische Gesellschaft in zugestanden werden.« Die Grün- von seinem Mandat ist nur mög- 

vielen Städten der Türkei gegen düng der DTP vor vier Jahren sei lieh, wenn das Parlament zu- 

das am vergangenen Freitag ebenso auf eine Weisung des stimmt. Geschieht dies, so steigt 

ergangene Verbot ihrer Organisa- inhaftierten PKK-Führers Abdul- die Zahl der unbesetzten Sitze im 

tion. ln mehreren Istanbuler Iah Öcalan zurückgegangen wie Parlament nahe an die Grenze 

Stadtvierteln wurden Barrikaden die Einführung der quotierten von fünf Prozent. Wird diese 

errichtet. Die Polizei ging mit Doppelspitze der Partei sowie ihre Grenze erreicht, sieht die Verfas- 

Panzerwagen und Tränengas vor. Forderungen nach Föderalismus sung Neuwahlen innerhalb von 

In Hakkari, der kurdischen und kurdischsprachigem Schul- drei Monaten vor. 

Hochburg im Südosten, eröffne- unterricht. Die DTP will das Parteiverbot vor 

ten Spezialeinheiten das Feuer auf Gegen 37 führende Politiker, dar- dem Europäischen Gerichtshof in 

Wohnhäuser. Die Nachrichtena- unter die Vorsitzenden Ahmet Straßburg anfechten. Außerdem 

f entur Firat meldete zahlreiche Türk und Aysel Tugluk sowie die hat Ahmet Türk bereits auf einen 

brletzte und Festgenommene. Oberbürgermeister der Großstäd- schweren Fehler der türkischen 

Ladenbesitzer ließen ihre te Batman und Siirt, wurde ein Richter hingewiesen. Die Richter 

Geschäfte geschlossen, und aus fünfjähriges Politikverbot ver- hatten ihr Urteil unter anderem 

Häusern wurden Transparente hängt. Die Betroffenen dürfen mit Aussagen der kurdischen 

entrollt: »Wenn ihr uns tötet, demnach »weder Gründer noch Politikerin Leyla Zana begründet, 

werden wir mehr. Wenn ihr uns Mitglied, noch Mitglied des Vor- Gegen Zana wurde in dem Urteil 

verbietet, wachsen wir«. Stands oder des Aufsichtsorgans ein fünfjähriges Politikverbot ver- 

Die DTP, die mit 21 Abgeordne- einer Partei werden«. hängt. Zana, die elf Jahre im 

ten im Parlament der Türkei ver- Dass die elf Richter einstimmig Gefängnis verbracht hat, lebt der- 

treten ist, fungiere als politischer ihr Urteil fällten, deutet auf eine zeit zurückgezogen in einem Dorf 

Arm der verbotenen Arbeiterpar- Weisung der Armeefuhrung hin. in der Nähe von Diyarbakir und 

tei Kurdistans (PKK) und sei Die DTP-Spitze nannte die Ent- ist kein Mitglied der DTP. Sie 

»zum Brennpunkt von Aktivitä- Scheidung daher einen »politi- hatte auch früher nie einen DTP- 

ten gegen die unteilbare Einheit sehen Putsch«. Das Urteil zeige, Parteiposten inne. 

des Staates, des Landes und der daß das kurdische Volk nach wie Auf den Fehler angesprochen, 

Nation geworden«. So hatte der vor verleugnet wird.“ Auf ihrer meinte der Vorsitzende des Ver- 

Präsident des Verfassungsgerichts letzten Sitzung beschloss die DTP fassungsgerichtes, Hasim Kilic, 

in Ankara, Hasim Kilic, aas Urteil den Rücktritt aller ihrer noch im das Gericht habe sich auf die 

begründet. Dabei benutzte er Parlament verbliebenen Abgeord- Angaben des Staatsanwaltes ver¬ 
ähnliche Formulierungen wie bei neten. Politisch will man jedoch lassen und fugte hinzu: „Mein 

den Verboten von vier Vorgänger- weitermachen, und zwar mit Gewissen ist rein.“ 

Parteien der DTP seit Beginn der Hilfe einer neuen Bewegung (jW, 14.12., DP 17.12., ISKU) 

Landesweite Aufstände 
gegen das Verbot 

Während der Co-Vorsitzende Dorfschützer ermordet Dorfschützer Turan Bilen aus 

der DTP, Ahmet Türk ankün- zwei Demonstranten Mardin heraus. Bilan wird unter 

digte, dass die Fraktion der Im Landkreis Bulanik in der Pro- anderem für die Ermordung von 

unabhängigen Abgeordneten vinz Muf kam es bei Angriffen vier PKK-Guerillas in Koopera- 

der DTP geschlossen nach dem von Paramilitärs und Polizei auf tion mit dem Jitem 1994 verant- 

Verbot zurücktreten wird, gin- kurdische Demonstrantlnnen zu wörtlich gemacht. Schon früher 

gen im ganzen Land die Proteste zwei Toten. Die Demonstration, provozierte er auf DTP-Kundge- 

gegen das DTP-Verbot und die an der etwa 10.000 Menschen bungen. 

Verschlechterung der Haftbe- teilnahmen, wurde nach einem Die Polizei griff die Kundgebung 

dingungen von Abdullah Oca- Polizeiangriff von einem Dorf- mit Plastikpatronen, Gasgrana- 

lan weiter. In vielen Städten Schützer mit einer Kalaschnikow ten, Knüppeln und scharfer 

blieben die Läden geschlossen, beschossen. Zwei Personen star- Munition an. Der Dorfschützer 

in Siirt, Hakkari, Yüksekova, ben dabei, sieben wurden verletzt. Turan Bilen ging zu diesem Zeit- 

Diyarbakir, Batman, Izmir, Der Landkreis, in dem die Protes- punkt zusammen mit der Staats- 

Istanbul und anderswo gab es te andauern wurde abgeriegelt. macht gegen Demonstrantlnnen 

Demonstration und militante Im Verlauf der Auseinanderset- vor. DieM enschenmenge wurde 

Auseinandersetzungen der kur- zungen rückte auch das Militär in Richtung des einzigen offenen 

dischen Bevölkerung mit der ins Stadtzentrum vor. Sowohl Geschäftes, dem Laden des 

Polizei, ln Malatya und Istanbul Militär als auch Polizei schossen Dorfschützers Turan Bilen 

wurden kurdische Protestieren- mit Plastilqjeschossen, und schar- getrieben. 

de von türkischen Nationalisten fer Munition. Die Straßen ver- Turan Bilen hatte unter Polizei¬ 
attackiert. Die Auseinanderset- wandelten sich im Laufe des Tages schütz seinen Laden trotz Gene¬ 
zungen dauern vielerorts an. in ein Kriegsgebiet. ralstreiks im Rahmen der Prote- 

Auch international gab es Pro- Die zunächst unbekannte Person, ste gegen das DTP-Verbot als 

teste, wie z. B. in Beirut, Paris die mit einer Kalaschnikow in die einziger geöffnet, 

und Stockholm. Menge feuerte, stellte sich als der Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 


In neun Monaten 833 
Beitritte zur Guerilla 
Immer mehr kurdische Jugend¬ 
liche schließen sich der Guerilla 
an. Seit März dieses Jahres hat 
die Zahl derer, die sich der Gue¬ 
rilla anschloss, 833 erreicht. 
Allein in den letzten fünf 
Monaten haben sich 637 Men¬ 
schen der HPG angeschlossen. 
Laut der ANF-Nachrichtena- 
gentur sind im März 126, im 
April 35, im Juni 35, im Juli 
und August 271, im Oktober 
169, im November 151 und im 
Dezember bislang 46 Neuzu¬ 
gänge in die Reihen der HPG 
gemeldet worden. 

(ANF, 15.12., ISKU) 

16-jähriger gelähmter Junge 
festgenommen und gefoltert 
Der am rechten Arm und rech¬ 
ten Bein gelähmte 16-jährige 
Hamza KJ wurde mit der 
Beschuldigung Steine geworfen 
zu haben am 11.12. in Diyarba- 
kir/Silvan nach einer Protestak¬ 
tion festgenommen. Sowohl auf 
der Straße, als auch auf dem 
Polizeirevier wurde er gefoltert. 
Er sagte dazu: „Ich habe gesagt, 
,Ich habe eine Bescheinigung, 
dass ich zu 40% behindert bin. 
Ich kann meinen rechten Arm 
überhaupt nicht benutzen. 
Mein rechtes Bein ebenfalls 
nicht’ Die Polizisten lachten 
mich aus und schlugen mich.“ 

(ANF, 14.12., ISKU) 

1562 Festnahmen seit 20.11. 

Innenminister Be§ir Atalay gab 
bekannt, dass während der Pro¬ 
teste seit dem 20. November 
1562 Menschen festgenommen 
worden sind. Gegen 363 Perso¬ 
nen wurde ein Haftbefehl aus¬ 
gesprochen. 

Bei einem Treffen zur Bewer¬ 
tung der Ereignisse der letzten 
Wochen und der politischen 
Entwicklungen erklärt Innen¬ 
minister Be$ir Atalay, dass die 
Sicherheitskräfte bei den Ein¬ 
sätzen mit höchster Sensibilität 
vorgegangen seien. 

(ANF, 17.12.2009, ISKU) 

Haftbefehl bis in den Tod 

Gegen Engin (Jeber, der im 
Oktober 2008 im Gefängnis zu 
Tode gefoltert wurde, hat das 
23. Amtsgericht von Ankara am 
17. November 2009 einen 
Haftbefehl wegen der Teilnah¬ 
me an einer Aktion im Jahre 
2005 erlassen. 

Auch noch nach seinem Tod 
wird (Jeber wegen der Teilnah¬ 
me an einer Kundgebung in 
Ankara, wo er zusammen mit 
161 Personen festgenommen 




Brief der Friedensmütter ans CPT 

Die Friedensmütter Initiative in oder ehrenvollen Widerstand“ ihren Platz einnehmen für einen 
Izmir hat einen Brief mit Forde- zu lesen. Parolen wie „Wir sind ehrenvollen Frieden. Es reicht! 
rungen bezüglich der Haftbe- Mütter, wir sind für den Frie- Die Mütter wollen nicht mehr 
dingungen von Abdullah Öca- den“, „Floch die Geschwister- weinen, sie wollen Frieden.“ 
lan an aas europäische Antifol- lichkeit der Völker“ wurden Weiterhin forderte Kaymaz in 
terkomitee (CPT) geschickt, gerufen. ihrer Rede die Verbesserung der 

Der Brief enthält einen Aufruf Medine Kaymaz sprach im Haftbedingungen von Abdullah 
an die Verantwortlichen, die Namen der Mütter auf der Pres- Öcalan und wies darauf hin, 

Gewalt in der Türkei, besonders seerklärung in kurdischer Spra- dass dieses Thema ein sehr sen¬ 
gegen Kurdinnen zu stoppen. che. Sie äußerte, dass die sibles Thema für das kurdische 
Vor der Sümerbank des Bezirks gewalttätigen Ausschreitungen Volk sei. 

Konak in Izmir versammelten der letzten Tage in der Türkei Trotz Regen formierte sich nach 
sich Friedensmütter sowie zahl- sich vertiefen werden. „Die der Erklärung ein Demonstra- 
reiche Mitglieder zivilgesell- gestorbenen Soldaten sind unse- tionszug, der Dis zum Postbüro 
schaftlicher Organisationen, re Söhne, genauso wie die Gue- von Konak lief. Dort gaben die 
Auf Transparenten waren Paro- rillakämpferlnnen. Lasst ab von Friedensmütter ihren Brief an 
len wie „Entweder ein freies den Ausschreitungen, von den das Antifolterkomitee ab. 

Leben, ehrenvollen Frieden, Militäroperationen. Alle sollen (ANF, 16.12., ISKU) 

Kurdische Familien aus 
Antalya vertrieben 

In Kocacik in Antalya versuchten ren in Antalya leben, sitzen jetzt aus den umliegenden Dörfern 
ein nationalistischer Mob von auf der Straße. und begannen sich bewaffnet mit 

Hunderten Menschen, sieben Nach verschiedenen Aussagen Knüppeln und Schusswaffen vor 
kurdische Familien, mit 57 Fami- entwickelten sich die Ereignisse dem Haus der kurdischen Fami¬ 
lienmitgliedern zu lynchen folgendermaßen: Ein kurdischer lien zu versammeln. Die Gruppe 

Nach jedem der Lynchangriffe Schüler nahm am 10. Dezember fing an das Haus anzugreifen und 
der letzten Wochen beschönigten nach Schulschluss eine Mitschü- wurde von der Jandarma 
Erdogan oder andere Mitglieder lerin mit zu sich nach Hause um gestoppt. Die Familien wurden 
der Regierung diese Angriffe mit gemeinsam zu lernen. Da das aus dem Dorf eskortiert und in 
Aussagen wie „Unsere Bürger wis- Mädchen nicht zur verabredeten Antalya in einem Hotel unterge- 
sen sich zu verteidigen.“ Angefeu- Zeit nach Hause kam, und bei bracht. Nach einer Nacht wurden 
ert durch diese Aussagen wird einer kurdischen Familie war, sie vom Hotelbesitzer rausgewor- 
weiterhin Kurdinnen das Leben holte die Familie ihre Tochter, fen. Da sie nicht ins Dorf zurück- 
zur Hölle gemacht. Diesmal zeig- Danach gab es das Gerücht: „Die kehren konnten, blieben die 57 
te sich die aus verschiedenen Kurden haben ein türkisches Menschen auf der Straße. Sie keh- 
Gründen bewusst herbeigefiihrte Mädchen entfuhrt und ihre Ehre ren nun nach Batman zurück, das 
Pogromstimmung in Antalya, beschmutzt.“ Daraufhin versam- sie vor 10 Jahren verlassen hatten. 

Sieben Familien, die seit zehn Jah- melten sich Hunderte Personen (DIHA, 13.12., ISKU) 

Landesweite Aufstände (Forts.) 

Kurz vor dem Angriff entfernten wurden die Menschen vor den ihnen auch die Abgeordnete der 
sich die Polizisten von Bilen. Laden von Turan Bilen getrieben, nun verbotenen DTP. Nach den 

Als aus der Menge heraus der der als einziger geöffnet hatte. Beerdigungsfeierlichkeiten ver- 
Laden von Turan Bilen mit Stei- Sonst waren alle Rollläden suchte die Menge zu dem Haus 
nen angegriffen wurde, eröffneten geschlossen. Um 6.00 Uhr und der Familie des Boten zu gehen 
er und nach Berichten von später wurden im Umkreis dieses um ihr Beileid auszusprechen, 

Augenzeuginnen auch die Polizei Ladens Sicherheitsbeamte gese- woraufhin die Polizei die 
das Feuer auf die Menschenmen- hen.“ Demonstrantlnnen erneut mit 

ge. Von Schüssen aus der Kala- In Folge der Morde wurde der Tränengasgranaten und Wasser- 
schnikow ins Herz getroffen ver- Laden angezündet. Die Straßen- werfern angriff. 
lor der 43-jährige Kemal Agca, schlachten breiteten sich über die 

Dorfvorsteher von Yoncali und ganze Stadt aus. Bei fast allen Reaktion der Schwester des 
Vater von vier Kindern im Staat- staatlichen Organisationen und ermordeten Necmi Oral 
liehen Krankenhaus Bulanik sein Banken wurden die Scheiben zer- Hayat Oral, die Schwester des 
Leben. Necmi Oral starb, nach- stört oder die Gebäude angezün- toten Necmi Oral erklärte: „Mein 
dem er angeschossen wurde, im det. Der Strom war in der ganzen kleiner Bruder ist Märtyrer für die 
staatlichen Krankenhaus von Stadt unterbrochen. Das Militär Sprache, die Kultur und die Frei- 
Mu$. Sieben weitere Personen und Spezialeinheiten hielten die heit dieses Volkes geworden. Ich N U £ e 

wurden bei dem Angriff verletzt, Zu- und Ausfahrtsstrassen blök- spreche hier zu dem türkischen erscheint wöchentlich und kann in 
zwei von ihnen schweben in kiert und das Stadtzentrum Ministerpräsident. Wie wirst du gewünschter Stückzahl gegen 
Lebensgefahr. besetzt. Sie verboten jedem das das jemals bezahlen. Mein Bruder Übersendung des Portos bei der 

Verlassen und Betreten der Stadt. ist kein Terrorist so wie dein Informationsstelle Kurdistan 
„Alles war geplant“ Handlanger. Er war ein junger Stahltwiete 10 

Der Vorsitzende der Rechtsan- Zehntausende auf Beerdigung Mensch, der sein Recht eingefor- 22761 Hamburg 
waltskammer von Muf, Sabahat- Zehntausende Menschen fanden dert hat. Du hast dieses Volk, Tel.: 040 - 421 02 845 
tin Gönnten, erklärte, dass die sich auf dem Friedhof von Bula- einen der größten Elemente dieses E-mail: isku@nadir.org 
Ereignisse geplant gewesen seien, nik ein, um dem ermordeten Landes, dem Terror nahege- bestellt werden. 

„Die Demonstrantlnnen, die sich Necmi Oral die letzte Ehre zu bracht. Daher sagen wir: nicht Spenden auf unser Konto: 
vor dem Gebäude der Gemeinde- erweisen. Besucherinnen der mein kleiner Bruder ist der Terro- Postbank Köln, BLZ 37010050 
Verwaltung versammelt hatten, Beerdigung mussten sich einer rist. Der eigentliche Terrorist bist Konto-Nr.: 3968-506 
gingen ins Stadtzentrum, wo die Durchsuchung durch die Polizei du, deine Regierung und dein Weitere Informationen und einen 
erste Auseinandersetzung von der unterziehen. Tausende liefen faschistischer Staat. Und dafür täglichen Pressespiegel findet Ihr 
Polizei begonnen wurde. Mit den etwa drei Kilometer langen werden alle bezahlen.“ (ANF, im Internet unter: 

Wasserwerfern und Tränengas Weg bis zum Friedhof, unter DIHA, YG, 13.-16.12., ISKU) www.isku.org 


wurde, angeklagt. Der Prozess, 
der 2006 gegen ihn eröffnet 
wurde, gelangte in letzter 
Instanz an das 23. Amtsgericht 
in Ankara. Am 17. November 
2009 wurde dort nun das skan¬ 
dalöse Urteil gefällt, nach dem 
Engin (Jeber verhaftet, befragt 
und danach unverzüglich frei¬ 
gelassen werden sollte. 

Die Vorbereitung für die Ver¬ 
haftung Cebers wurde getrof¬ 
fen. (ANF, 16.12., ISKU) 

Polizeiknüppel gegen 
Arbeiterproteste 
Mit Knüppeln und Tränengas 
ging die türkische Polizei am 
Mittwoch gegen Hunderte 
Arbeiter der staatlichen Tabak¬ 
fabrik Tekel vor, die in Ankara 
nahe der Zentrale der islamisch¬ 
konservativen AKP-Regierungs- 
partei gegen ihre Entlassungen 

f rotestiert hatten. Am gleichen 
äg löste die Polizei auch eine 
Protestkundgebung von Feuer¬ 
wehrmännern gegen die Regie¬ 
rungspolitik im Istanbuler 
Stadtteil Fatih gewaltsam auf. In 
einem Teilstreik gegen Lohn¬ 
kürzungen und Entlassungen 
befinden sich auch türkische 
Eisenbahnarbeiter. Während 
ihrer Demonstrationen wurden 
am Istanbuler Bahnhof Haydar- 
pasa drei Gewerkschafter festge¬ 
nommen. (jW, 17.12., ISKU) 


Quellen: 


ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIF1A Diele 

N achrichtenagentur 
YG Yeni Gündem 

jW jung Welt 

DP Die Presse 


Termine: 


Stuttgart 

Demonstration gegen die 
Haftbedingungen von 
Abdullah Öcalan und das 
Verbot der DTP 

am 19.12.2009 um 13:00 Uhr 
in der Lautenschlägerstraße 

Veranstaltet von der Konfödera¬ 
tion der kurdischen Vereine in 
Deutschland - YEK-KOM e.V 
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DTPler treten in BDP ein 


98 Gemeindevorsitzende der 
verbotenen DTP sind am 23. 
Dezember in einer feierlichen 
Zeremonie der BDP (Partei für 
Frieden und Demokratie) bei¬ 
getreten. 

Nach dem Verbot der DTP am 
11. Dezember entschieden sich 
die Mitglieder der DTP, den 
Kampf unter dem Dach der 
BDP weiterzuführen. Bei der 
Zeremonie im Sümer-Park in 
Diyarbakir erklärten auch die 
Parlamentsabgeordneten der 
DTP ihren Eintrittin die BDP. 

DTP-Frauen in das BDP-Frau- 
enparlament gewechselt 

Ergebnis eines gemeinsamen 
Treffens zwischen der BDP und 
den ehemaligen DTP-Frauen- 
parlamenten ist, dass die Frau¬ 
enparlamente zentral und regio¬ 
nal ihre Arbeit als Organe 
innerhalb der BDP fortsetzen 
werden. Dies wurde von beiden 
Parteien heute in Erklärungen 
veröffentlicht. 


Ein außerordentlicher Kongress 
der BDP soll Anfang Januar 
stattfinden. Die Perspektive der 
Demokratisierung und einer 
Lösung des kurdischen Pro¬ 
blems innerhalb eines, auf die 

P esamte Türkei ausgerichteten 
arteiprogramms, soll dort 
diskutiert werden. 

Der Aufbau von regionalen 
Frauenorganen soll sofort 
beginnen. Die Frauenquote von 
40% und das System der paritä¬ 
tischen Besetzung des Partei¬ 
vorstandes sollen unbedingt 
aufrecht erhalten werden. 

Abgeordnete bleiben 
im Parlament 

Gleich in der ersten Sitzung der 
neu formierten Kurdenpartei 
fiel eine wichtige Entscheidung: 
Die 19 verbliebenen Abgeord¬ 
neten der aufgelösten DTP 
bleiben im Parlament. Das 
stärkt die Chance für eine poli¬ 
tische Lösung des seit 25 Jahren 
anhaltenden TCurdenkonflikts. 


Aus Protest gegen das Verbot 
ihrer Partei hatten die DTP- 
Politiker angekündigt, sie wür¬ 
den das Parlament in Ankara 
boykottieren. 

Medien, kurdische Intellektuel¬ 
le sowie Verbände im kurdi¬ 
schen Südostanatolien riefen 
die Politiker auf, im Parlament 
zu bleiben. Den Ausschlag 
gaben jüngste Äußerungen des 
inhaftierten PKK-Chefs Abdul¬ 
lah Öcalan. Der auf der 
Gefängnisinsel Imrali einsitzen¬ 
de Öcalan sagte seinen Anwäl¬ 
ten, noch gebe es keinen Grund 
für einen Rückzug aus dem Par¬ 
lament: „Die Lösung liegt, im 
demokratischen Kampf.“ Öca¬ 
lan berichtete auch von Verbes¬ 
serungen seiner Haftbedingun- 

f en. So sei die Zeit für seinen 
lofgang von einer auf zwei 
Stunden pro Tag verdoppelt 
worden. 

(ANF, 21.12., 
TS, 19.12., ISKU) 


Streiks von Studierenden und 
Schülerinnen 


Schülerinnen und Studierende 
streiken an vielen Orten gegen 
die Haftbedingungen von Abdul¬ 
lah Öcalan, das Verbot der DTP 
und die Ermordung von Aydin 
Erdern, Necmi Oral und Kemal 
Agca. Ebenso wird der Unterricht 
in kurdischer Sprache gefordert. 

Batman 

ln Batman haben sich Hunderte 
Schülerinnen und Eltern vor der 
Yavuzselim und der IMKB- 
Grundschule versammelt. Mit 
kurdischen Parolen und Liedern 
forderten sie Unterricht in kurdi¬ 
scher Sprache. Der kurdische 
Verein Kurdi-Der unterstützte 
die Protestaktion. 

Rafiye Türkan, Schülerin der 11. 
Klasse am Atatürk-Gymnasium 
gab eine Erklärung im Namen 
der Teilnehmerinnen des Streiks 
ab: „Wenn wir in die Schule 
gehen, wird uns von Anfang an 
beigebracht, Türkisch sei unsere 
Muttersprache. Sie gewöhnen 
uns an diese Lüge. Sie sagen, wir 
sollen uns selbst verleugnen. Sie 
lassen uns sagen, wir sind Tür¬ 
ken, wir sind richtig, wir sind 
fleißig’. Das ist eine Lüge. Wir 
können nicht in unserer eigenen 
Sprache sprechen, und werden 
nicht in dieser Sprache ausgebil¬ 
det. Viele Kinder erleiden davon 


psychische Schäden und versagen 
in der Schule.“ 

Zeynep (Jetin sprach vor Hun¬ 
derten von Schülerinnen und 
Eltern vor der Yavuzselim- 
Grundschule. Sie erklärte, dass 
Kurdinnen assimiliert und daher 
sagen würden, sie hätten ihre 
Sprache vergessen. „Sie sagen, die 
Menschenrechte würden auf der 
ganzen Welt gelten. Also warum 

f eiten sie nicht für kurdische 
linder? Wir wollen ebenso wie 
aller anderen Kinder dieser Welt 
Unterricht in unserer Mutter¬ 
sprache erhalten.“ 

Hakkari 

ln Hakkari und den umliegenden 
Landkreisen Yüksekova und 
Semdinli sind Schülerinnen den 
Schulen wegen des Unterrichts¬ 
boykotts ferngeblieben. In vielen 
Schulen hat der Unterricht daher 
gar nicht stattgefunden. Mit 60- 
prozentiger Streikbeteiligung lie¬ 
gen Hak! kari, Yükesekova und 
§emdinli an der Spitze. Die Poli¬ 
zei hat Einheiten für Sicherheits¬ 
kontrollen vor den Schuleingän¬ 
gen postiert. 

Wan 

ln Wan haben Schülerinnen der 
Mittelschule und Studentinnen 
der Yüzüncü-Yil-Universität den 


Unterricht boykottiert. Schon in 
den Morgenstunden haben sich 
hunderte Schülerinnen und Stu¬ 
dentinnen an der Haltestelle vor 
dem Campus versammelt. Paro¬ 
len wie „die Repressionen werden 
uns nicht kleinkriegen“, „Wider¬ 
stand wird uns zum Sieg brin¬ 
gen“ oder „Hoch Abdullah Öca¬ 
lan“ wurden gerufen, Trommeln 
geschlagen und traditionelle 
Tänze getanzt. Die Polizei führte 
immer wieder Ausweiskontrollen 
auf dem Campus durch. 

Erzincan 

ln Erzincan haben Studentinnen 
vor der Fakultät für Erziehungs¬ 
wissenschaften eine Pressekonfe¬ 
renz abgehalten. Auch Mitglieder 
der Gewerkschaft für Erziehung 
haben ihre Unterstützung gezeigt. 
Die zahlreichen anwesenden Stu¬ 
dentinnen riefen Parolen wie 
,Aydin Erdem lebt weiter“ und 
„Hoch lebe die Geschwisterlich- 
keit der Völker“. Auch die kürz¬ 
lich stattgefundenen Angriffe auf 
vier kurdische Schüler der ört¬ 
lichen Berufsoberschule wurden 
verurteilt. Nach der Kundgebung 
haben die Schülerinnen und Stu¬ 
dentinnen den Unterricht boy¬ 
kottiert. Die Polizei hat ihre 
Sicherheitsvorkehrungen erhöht. 

(ANF, 21.12., ISKU) 


Meldungen 


IHD: Das Geschäft von Bilen 
wurde nicht angegriffen 

Das Büro des Menschenrechts¬ 
vereins IHD in Diyarbakir ver¬ 
öffentlichte einen Bericht über 
den Vorfall im Landkreis Bulan- 
lk der Provinz Muf, bei dem der 
Dorfschützer Turan Bilen durch 
Schüsse in eine Demonstration 
2 Menschen getötet und 8 ver¬ 
letzt hatte. In dem Bericht heißt 
es, dass die Polizei trotz der 
Schüsse des freiwilligen Dorf¬ 
schützers Turan Bilen nicht ein¬ 
gegriffen habe und dass der 
Laden von Bilen nicht, wie 
zunächst gemeldet, angegriffen 
wurde. 

Eine Delegation des Menschen- 
rechtsveretns IHD besuchte 
Bulanik, den Ort des Vorfalls, 
und veröffentlicht nun ihren 
Bericht über die Ereignisse wäh¬ 
rend der Proteste gegen die 
Haftbedingungen von Abdullah 
Öcalan und das Verbot der 
DTP (Partei für eine demokra¬ 
tische Gesellschaft). 
Teilnehmende der Delegation 
waren der Gemeindevorsitzende 
Ziya Akkaya, der Landrat Fatih 
Aksoy, der Staatsanwalt aus 
Bulanik (Jaglar Dilek sowie 
einige Journalistinnen. 

Der Vorsitzende des 1HD- 
Büros in Diyarbakir, Muharrem 
Erbey, veröffentlichte den 
Bericht, in dem auch eine Stel¬ 
lungnahme des Landrates Fatih 
Aksoy zu lesen ist. Aksoy 
schreibt darin, dass der freiwilli- 

P e Dorfschützer Bilen von der 
olizei dazu ermahnt wurde, 
seinen Laden zu schließen, und 
die Polizei nicht das Feuer eröff¬ 
net hätte. Das Kaliber der Waffe 
sei ein anderes. Da die Uberwa- 
chungskameras kaputt gewesen 
sind, lägen jedoch keine Auf¬ 
nahmen vor. 

ln dem Bericht ist auch eine 
Erklärung des Chefredakteurs 
der Zeitung Bilican aus Bula- 
ntk, Mehmet Temel enthalten. 
„Ich habe Darstellungen des 
Vorfalls festgehalten. Doch als 
ich in den Nachrichten die Bil¬ 
der sah, die ich weiter gegeben 
hatte, waren diese komplett 
falsch dargestellt. Beispielsweise 
wurde von Presse und Medien 
berichtet, dass der Laden und 
das Fahrzeug von Turan Bilen 
zuerst angezündet und danach 
darauf geschossen wurden. Das 
ist ganz bestimmt nicht die 
Wahrheit. Sein Fahrzeug wurde 
weder angezündet noch demo¬ 
liert. Aus dem Laden Bilens, der 
in keiner Weise angegriffen 
worden ist, wurde das Feuer 
eröffnet und Necmi wurde 
getroffen. Nachdem Bilen von 




12-Jähriger von Polizisten 
halbtot geprügelt 


Zwischen Tränengasgranaten 
hält ein weißes Zivilauto, Poli¬ 
zeieinheiten springen aus dem 
Wagen und prügeln auf den 12- 
jährigen Aziz A. mitten auf der 
Straße ein. Aziz A. wurde mit 
zwei gebrochenen Rippen und 
Blut in der Lunge ins Kranken¬ 
haus gebracht. 

Im Stadtteil Silvan in Diyarba- 
kir fanden am Abend des 17. 
Dezember Proteste gegen die 
Haftbedingungen von Öcalan 
und gegen das Verbot der DTP 
statt. Ein 12-jähriges kurdisches 
Kind wurde dort von Polizei¬ 
kräften auf offener Straße ver¬ 
prügelt. 

„Sie haben mich 
halbtot geprügelt“ 

Aziz A., dem immer noch der 
Schock des Erlebten ins Gesicht 
geschrieben steht, schildert, dass 
Polizeieinheiten aus einem wei¬ 
ßen Fahrzeug ausgestiegen 
seien. „Ich habe mich in Stadt¬ 
teil Feridon aufgehalten. Ich 
wollte für die Nacht zu einem 
Onkel in den Stadtteil Mescit 
gehen. Ich war dort, um meine 
grüne Karte (Gesundheitskarte) 
zu holen. Am Platz Azizoglu gab 
es Auseinandersetzungen zwi¬ 


schen Demonstrantlnnen und 
der Polizei. Gegen Tränengas¬ 
granaten haben sich die 
Demonstrantlnnen mit Steinen 
verteidigt. Wegen des Tränenga¬ 
ses konnte ich die Hand vor 
Augen nicht sehen. Ich konnte 
nirgendwo hingehen. Die 
Demonstrantlnnen sind wegen 
des Tränengases die Straße 
abwärts gezogen. Neben mir hat 
ein weißes Zivilauto gehalten. 
Polizeieinheiten sind herausge¬ 
sprungen. Schon beim Heraus¬ 
springen haben sie begonnen, 
mich zu treten und mit Gum¬ 
miknüppeln zu schlagen. Fünf 
Polizisten haben mich vier bis 
fünf Minuten lang halbtot 
geprügelt.“ 

„Eine ältere Frau 
hat mich gerettet“ 

Aziz A. fahrt fort: „Eine Frau 
kam hinzu und warf sich über 
mich. Diese ältere Frau hat 
mich gerettet. Sie hat mich in 
ihr Haus und von dort aus mit 
einem Taxi ins Krankenhaus 
gebracht. Ich bin im Gesicht 
verletzt, zwei meiner Rippen 
sind gebrochen und seit drei 
Tagen hab ich Blut in meiner 
Lunge. Sie haben mir einen 


Schlauch zur Beatmung ange¬ 
legt.“ 

Der Vater: „Mein Sohn ist 
nunmehr ein halber Mensch“ 

Der Vater Mehmet A. schildert 
die Nacht folgendermaßen: 
„Um die Sache mit meiner grü¬ 
nen Karte zu regeln, bin ich an 
diesem Tag nach Kulp gegan¬ 
gen. Am Telefon wurde mir 
erklärt, mein Sohn wäre auf 
dem Weg zu seinem Onkel von 
der Polizei schlimm verprügelt 
worden. Damit ich nicht festge¬ 
nommen werde, bin ich zu den 
Zuständigen in Kulp gegangen. 
Die Polizei hat meinen Sohn 
mitten auf der Straße mit 
Schlägen gefoltert. Mein Sohn 
ist 12 Jahre alt, obwohl in sei¬ 
nem Ausweis 1995 als Geburts¬ 
datum eingetragen ist. Sie 
haben zwei Rippen meines Soh¬ 
nes gebrochen und seine Lunge 
ist verletzt. Alle wissen, dass 
mein Sohn sein ganzes Leben 
an diesen Verletzungen leiden 
wird. Mein Sohn ist nun ein 
halber Mensch. Er wird jahre¬ 
lang mit den Schmerzen leben. 
Gegen dieses Vorgehen werde 
ich klagen.“ 

°(ANF, 20.12., ISKU) 


Kommandozentrum gegen die 
PKK ab Januar in Erbil 


Die Türkei, der Irak und die 
USA haben bei trilateralen Ver¬ 
handlungen in Bagdad 
beschlossen, bereits im Januar 
2010 in der nordirakischen 
Hauptstadt der Region Kurdi¬ 
stan Erbil ein gemeinsames 
Kommandozentrum zum 
Kampf gegen die Arbeiterpar¬ 
tei Kurdistans (PKK) einzu¬ 
richten. 

Der Innenminister der Türkei, 
Beshir Atalay sagte, die Behör¬ 
den in der Region Kurdistan 
kooperierten im Sinne des tri¬ 
lateralen Abkommens zwischen 
den USA, der Türkei und dem 
Irak. 

Das trilaterale Komitee wurde 
im Jahre 2008 gegründet. 
Bereits an der Gründung im 


November 2008 waren Vertre¬ 
ter der Kurdischen Regionalre¬ 
gierung des Nordirak beteiligt, 
darunter der Innenminister 
Karim Sinjari. Die PKK wird 
nicht nur von der auf ihre 
nationale Vorherrschaft über 
die Kurden bedachte Türkei, 
sondern auch von der EU und 
den USA als „terroristische 
Organisation“ eingestuft. Die 
auf türkische Wirtschaftshilfe 
ausgerichtete kurdische Regie¬ 
rung im Nordirak zeigte sich in 
der Vergangenheit äußerst 
kooperativ und stellte der Tür¬ 
kei Hilfe gegen die PKK in 
Aussicht, allerdings verhinderte 
sie aber 2007 einen Einmarsch 
türkischer Truppen in die 
Berge Nordiraks. 


Der türkische Innenminister 
äußerte sich nun auch nur halb 
befriedigt über die Gespräche 
mit Verantwortlichen in Bag¬ 
dad und Erbil. „Noch sind wir 
nicht an einem Punkt ange¬ 
langt, der unsere Forderungen 
erfüllt“, sagte Atalay. „Wir wol¬ 
len eine vollständige Eliminie¬ 
rung der PKK-Truppen im 
Nordirak und eine Gefangen¬ 
nahme ihrer Führer sowie 
deren Auslieferung in die Tür¬ 
kei. Dazu verlangen wir eine 
aktive Unterstützung unserer 
irakischen Brüder und unserer 
Alliierten, der USA. Der Terro¬ 
rismus aus dem Irak muss 
beendet werden, das ist unser 
Ziel.“ 

(AK, 22.12., ISKU) 


Ermittlungen gegen Ahmet Türk 


Die Oberstaatsanwaltschaft von 
Ankara hat Ermittlungen gegen 
den Vorsitzenden der verbotenen 
DTP, Ahmet Türk, eingeleitet. 
Türk hatte nach der Sitzung der 
Vertreter der DTP und der BDP 
vor der Presse erklärt, Abdullah 
Öcalan habe über seine Anwälte 
den Mitgliedern der Partei gera¬ 
ten, das Parlament nicht zu ver¬ 


lassen. ln der Begründung heißt 
es, die Ermittlungen gegen Türk 
seien im Rahmen des türkischen 
Strafgesetzes wegen „Verherrli¬ 
chung eines Straftäters und einer 
Straftat“ und wegen „Volksauf¬ 
hetzung“ eingeleitet worden. 

Die Videos und Aufnahmen der 
Veranstaltung werden von der 
Staatsanwaltschaft überprüft. 


Diyarbakirs Abgeordneter Akin 
Birdal sagte zu AKnews, „die 
Ermittlung ist ein Unglück, 
denn Ahmet Türk äußerte sich 
nur, dass die Lösung im Parla¬ 
ment sei, und dass man die Pro¬ 
bleme nur in einer demokrati¬ 
schen, friedlichen Weise lösen 
könne.“ 

(AK, 23.12., ISKU) 


der Polizei weggebracht wurde, 
ist die Menge außer Kontrolle 
geraten. Angriffe auf seinen 
Laden und auf Banken erfolg¬ 
ten erst, nachdem Bilen von der 
Polizei weggebracht wurde.“ 

(ANF, 17.12., ISKU) 

Proteste halten weiter an 
Im der Region Dersim in Bula- 
nik gehen die unzähligen Fest¬ 
nahmen nach den Protesten 
vom 15.12. gegen die Haftbe¬ 
dingungen von Abdullah Öca¬ 
lan una das DTP-Verbot weiter. 
Während der Proteste wurden 
zwei Menschen umgebracht 
und acht verletzt. Spät in der 
Nacht wurden gestern von der 
Polizei und der Jandarma im 
Zentrum und in Dörfern zeit¬ 
gleich Häuser durchsucht und 
dabei acht Personen festgenom¬ 
men. Die Zahl der Festnahmen 
seit den Geschehnissen vom 
15.12. beläuft sich auf 30, sie¬ 
ben weitere Personen befinden 
sich bereits in Haft, 
ln Viransehir wurde ein 
Demonstrationszug von der 
Polizei mit Gas angegriffen. Im 
Anschluss wurden in einem 
Cafe sechs Menschen festge¬ 
nommen. (ANF, 21.12., ISKU) 

Drei DTP-Mitglieder 
festgenommen 

Im Kreis Nazimiye in Dersim 
sind drei ehemalige DTP-Mit¬ 
glieder Erkan G., Tuncay K. 
und Tayfun D. von der Polizei 
während Hausdurchsuchungen 
festgenommen und zur weite¬ 
ren Untersuchung ins Gericht 
von Dersim gebracht worden. 
Nach einer Erklärung vom 
Staatsanwalt wurden che drei 
wegen „Teilnahme an einer ille¬ 
galen Demonstration“ ins 
Gefängnis überführt. 

(ANF, 20.12., ISKU) 
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120 Festnahmen, 48 Haftbefehle gegen Mitglieder der BDP 

Razzien in der Türkei dauern an 


In der Türkei und Nordkurdi- Mehmet Emin Aktar, Vorsitzen- Wochen verbotenen Partei wird 
stan finden konzertierte groß der des Rechtsanwaltsvereins von der Staatsanwaltschaft 
angelegte Razzien gegen Mitglie- von Diyarbekir erklärte: „Wir „Unterstützung einer Terroror¬ 
der der BDT statt. Bei diesen können hier als Anwälte über- ganisation“ vorgeworfen. 

Razzien sind seit dem 24.12. haupt nichts ausrichten ... Wir In dem Bericht der Polizei an 
140 Mitglieder von NGOs, Mit- gehen davon aus, dass die Haft- das Schwurgericht hieß es, dass 
glieder der BDT so wie verschie- befehle schon beschlossene die beiden Politikerinnen nicht 
aene Bürgermeisterinnen festge- Sache waren, bevor das Gericht angetroffen worden seien. Das 
nommen worden. Den festge- darüber entschieden hat. Hier 11. Schwurgericht von Ankara 
nommen BDPlern wird „Mit- wird nicht Recht gesprochen, entschied nun, dass Haftbefehl 
liedschaft im Rat der Türkei Hier regiert die Politik. Als Jurist erlassen werde. In dem Beschluss 
er KCK“ (KCK/TM) vorge- protestiere ich gegen ein solches dazu schreibt das Gericht, dass 
worfen. Das Ermittlungsverfah- Vorgehen“. die Personen vor Gericht nicht 

ren wird von sechs eigens für erschienen seien und eine Ent- 

dieses Verfahren bevollmächtig- Haftbefehl auch gegen Sebahat schuldigung dafür bisher ausge- 
ten Staatsanwälten durchge- Tuncel und Aysel I ugluk blieben sei. 

führt. Die Staatsanwaltschaft Am 30.12. erschien die Polizei BDP-Mitglieder sagten aus, dass 
wirft den im Rahmen des vor der Parteizentrale der Partei die beiden Politikerinnen nicht 
Ermittlungsverfahrens Festge- für Frieden und Demokratie im BDP-Gebäude gewesen 
nommenen und vernommenen (BDP) in Ankara, um die Vorla- seien. Die Polizei habe den ange- 
Bürgenmeistern weiterhin vor düngen des Schwurgerichts an troffenen BDP-Mitgliedern die 
„auf Befehl der Organisation den übergetretenen Abgeordne- Gerichtsentscheidung mitge- 
Bürgenmeister geworden zu ten der verbotenen Partei für teilt. Die Abgeordneten berufen 
sein . eine demokratische Gesellschaft sich auf diesen Umstand und 

Sowohl die Razzien als auch die (DTP) von Diyarbakir, Sebahat verweigern jede Aussage bezie- 
Vernehmungen mit anschlie- Tuncel, und die DTP-Politike- hungsweise Ladung vor Gericht, 
ßender Erteilung eines Haftbe- rin Aysel Tugluk zu übergeben. 

fehls dauern an. Den beiden führenden kurdi- (ANF, 29.12.; AK, 30.12., ISKU) 

sehen Politikerinnen der vor drei 

Proteste gegen Repression halten an 

Streiks in Diyarbakir, Batman und Urfa 

AMED — ln Diyarbakir und ohne rechtliche Grundlage ver- Eine Woche Arbeitsniederle- 
Batman haben Arbeiterinnen haftet worden wären. gung und Sitzstreik in Batman 

aus Protest gegen die Repression Anschließend hat Gewerkschaf- 

f egen die BDP (Partei für Frie- ter Tahsin Yaraftr eine Erklärung BATMAN — In Batman haben 
en und der Demokratie) die der Genel-If Gewerkschaft verle- Arbeiterinnen der DISK/Genei 
Arbeit niedergelegt. sen, in der er an das Verbot der Is Gewerkschaft heute ebenfalls 

Arbeiterinnen der Gemeinde demokratisch legitimierten DTP die Arbeit niedergelegt. Um 
Kayapinar haben mit einer vier- erinnernd auf den Versuch, Kur- gtgen die Repression gegen die 
stündigen Niederlegung der dlnnen aus dem politischen BDP zu protestieren, wird eine 
Arbeit gegen die Verhaftung von Leben zu drängen aufmerksam Woche lang jeden Tag eine Stun- 
23 Personen, darunter auch der machte. Zu den Verhaftungen de nicht gearbeitet, sondern vor 
Bürgermeister von Kayapinar, von gewählten Bürgermeistern dem Gebäude der Stadtverwal- 
Zülküf Karatekin, protestiert. und Politikerinnen erklärte tung ein Sitzstreik durchgeführt. 
Die in der Gewerkschaft Genei- Yarafir: „Wir fordern die Freilas- Halis Yakut, Vorsitzender der 
1§ organisierten Arbeiterinnen sung der Vertreterinnen des kur- Genei I 5 Gewerkschaft von Bat- 
haben vor dem Gebäude der dischen Volkes, vor allem der man, hat während einer Kund- 
Gemeindeverwaltung von Kaya- verhafteten Bürgermeisterinnen, gebung eine Rede gehalten, 
pinar eine Kundgebung abgehal- Wir kritisieren die regierende Unter den 23 Verhafteten Bür¬ 
ten und Parolen wie „Dem AKP, die diese Politik als recht- germeisterlnnen befindet sich 
Willen können keine Hand- mäßig unserem Volk gegenüber auch Nejdet Atalay, gewählter 
schellen angelegt werden“ oder betrachtet. Wir haben nicht Bürgermeister von Batman. 

„Die Repression kriegt uns nicht mehr verbrochen als sie auch.“ Yakut erklärt in seiner Rede: 
klein“, gerufen. Der Vorsitzende Bis die Bürgermeisterinnen frei- „Hinter dieser Aktion steht die 
der Genel-I§ Gewerkschaftsab- gelassen werden, wollen die Forderung ,Wir wollen unseren 
teilung Diyarbakir, Sadik Arbeiterinnen die Aktionen Willen, wir wollen unseren Vor- 
Demir, hat eine Rede gehalten, fortführen. Morgen soll eben- sitzenden’. Wir hoffen, dass das 
in der er kritisierte, dass die falls gestreikt werden und ein Recht dem Volk von Batman 
Staatsanwaltschaft auf Anwei- Sitzstreik vor dem Gebäude der seine Aufmerksamkeit schenkt 
sung der AKP arbeiten würde Hauptverwaltung von Diyarba- und den Bürgermeister und 
sowie, dass die Bürgermeister kir stattfinden. seine Freundinnen freilässt. (...) 

Fortsetzung 2. Seite 


Meldungen 


Zeitung Taraf muss 16.660 
Lira Strafe zahlen 
Die linke Zeitung Taraf wurde, 
wegen „zur Schau Stellung“ des 
Mitglieds Hohen Richter- und 
Staatsanwälterates (HSYK) Ali 
Suat Ertosun, zu 16.660 Lira 
Strafe verurteilt. 

Die Angeklagten Basar Aslan, 
Besitzer der Zeitung Taraf und 
Adnan Demir, Chefredakteur, 
hatten an dem Prozess im 11. 
Strafgericht in Istanbul nicht 
teilgenommen. Am 7. Mai 
2008 waren in der Zeitung 
Taraf Artikel über die Berufung 
Ertosuns in den hohen Richter¬ 
und Staatsanwälterat erschie¬ 
nen. Ertosun war als Generaldi¬ 
rektor des Strafvollzugs für den 
Tod von 108 Gefangenen in 
den F-Typ Gefängnissen verant¬ 
wortlich gemacht worden. 
Verteidiger der Angeklagten 
Ergin Cinmen erklärte, Ali Suat 
Ertosun sei in der Gesellschaft 
kein Unbekannter. Daher 
erfüllten Artikel über Ertosun 
nicht den Straftatbestand. 

Nach der Aufnahme der Aussa¬ 
gen hat das Gericht den Frei¬ 
spruch des Besitzers der Zei¬ 
tung, Ba?ar Aslan, entschieden, 
da ihn keine Schuld treffe. 
Doch habe, laut des Gerichtsur¬ 
teils, der Artikel die Absicht der 
Information für die Gesellschaft 
überstiegen und Ertosun zum 
Ziel für „terroristischen Organi¬ 
sationen“ gemacht. Daher 
wurde Chefredakteur Adnan 
Demir zu 833 Tagessätzen ä 20 
Lira, also 16 660 Lira verurteilt. 

(ANF, 28.12., ISKU) 

Repression gegen Studierende 
und Schülerinnen 

Studierende und Schülerinnen, 
die sich an den Protestaktionen 

f egen die Repression gegenüber 
lurdlnnen beteiligt haben, sol¬ 
len laut eines Schreibens, das 
auf Anweisung des Innenmini¬ 
steriums vom Bildungsministe¬ 
rium an die Bildungsdirektio¬ 
nen gesandt wurde, denunziert 
werden, ln dem Schreiben wer¬ 
den die Namen und Adressen 
der Studentinnen, die zwischen 
dem 20. November und 15. 
Dezember nicht zum Unter¬ 
richt erschienen sind, angefor¬ 
dert. In diesem Zeitraum haben 
Protestaktionen und Streiks 
stattgefunden, die sich gegen 
das Verbot der DTP, die Ermor¬ 
dung des kurdischen Studenten 
Aydin Erdem durch Polizeikräf¬ 
te und die Haftbedingungen 
von Abdullah Öcalan richteten. 
Das Schreiben wurde an die Bil¬ 
dungsdirektionen von Diyarba- 




Fraueninitiative für Frieden erklärt: 

Wir wollen keine Kriegskultur! 


Die Mitglieder der Fraueninitia¬ 
tive für Frieden haben dem Par¬ 
lament per Fax mitgeteilt, dass es 
2010 keinen Kriegsetat geben, 
sondern das Geld für Frieden 
enutzt werden soll. Die Frauen 
er Initiative versammelten sich 
vor einer Post in Ankara in Kizi- 
lay und hielten eine Pressekonfe¬ 
renz ab. Auf ihren Schildern war 
zu lesen: „Wir wollen keinen 
Kriegsetat, wir bestehen auf 
Frieden!“ Sie riefen Parolen wie 
„Keinen Kriegs- sondern einen 
Friedensetat“, „Die Festnahmen 
schüchtern uns nicht ein“ und 
„Hoch lebe die Frauensolida¬ 
rität“. 

Wir wollen endlich Frieden 

Die Sprecherin der Pressekonfe¬ 
renz Tugce Cetin von der Frau¬ 
eninitiative für Frieden erklärte, 
dass im Rahmen der Verhand¬ 
lungen für den Etat für 2010 
herauskam, dass der Etat vom 
Verteidigungsministerium der 
höchste sei. Die Türkei ist ein 
Land, das gegen die eigene 
Gesundheit Krieg führt, sagte 
Cetin. Während für den 


Gesundheitsetat 13,9 Mio. Lira 
eingeplant sind, bekommt das 
Verteidigungsministerium 15,1 
Mio. Wir wollen endlich Frie¬ 
den haben, sagte Cetin: „Wir 
haben die Kriegssprache, den 
Kriegsetat, die Kriegskultur und 
das Leben im Krieg satt! Dieser 
seit 25 Jahren andauernde Krieg 
hat das Leben Tausender 
Jugendlicher zerstört. Mit den 
Milliarden für den Krieg hätten 
Hunderte Schulen, Kranken¬ 
häuser und Schutzeinrichtungen 
gebaut werden können, aber es 
wurde in Waffen, Panzer und 
Bomben investiert.“ 

Nichtsdestotrotz sind wir hoff¬ 
nungsvoll 

Das kurdische Volk, so Cetin, 
fordert Frieden trotz aller 
Repression, Festnahmen und 
feindlichen Gebaren „Trotz 
allem fordern wir als Frauen 
Frieden. Trotz des DTP-Verbots, 
trotz dessen, dass die Bürgermeis¬ 
terinnen und die Vorsitzenden 
ohne auch nur in der neuen Par¬ 
tei politisch aktiv werden konn¬ 
ten, festgenommen worden 


sind, Häuser und Arbeitsstellen 
durchsucht werden, in der Tür¬ 
kei auf allen Seiten aufgerüstet 
wird, Waffen verteilt und im 
Namen der Nation viel Blut ver- 
goßen wird, zwischen den seit 
Jahren zusammenlebenden Völ¬ 
kern Samen der Feindschaft 
gesät wird, trotz der verbalen, 
sexistischen Angriffe vom Vize¬ 
präsidenten Bülent Arinc gegen 
die ehemalige DTP-Vorsitzende 
Emine Ayna und trotz des Ver¬ 
lustes von politischem Niveau, 
hoffen wir auf Frieden. Wir for¬ 
dern Frieden!“ 

Mit dem Geld wird seit 25 Jah¬ 
ren Krieg geführt, die kurdische 
Frage nicht gelöst und eine 
Lösung ist nicht in Sicht, so 
Cetin „Die Waffen müssen end¬ 
lich schweigen. Wir Frauen 
akzeptieren nicht, dass mit unse¬ 
ren Steuern der Krieg finanziert 
wird. Wir wehren uns gegen den 
Kriegsetat.“ 

Im Anschluss an die Erklärung 
schickten die Frauen das Fax an 
die Abgeordneten. 

(ÖP, 28.12., ISKU) 


Lied in kurdischer Sprache gesungen - 
von Polizist erschossen 


In Ankara wurde Emrah G., als 
er in einer Bar ein Lied in kurdi¬ 
scher Sprache gesungen hat, von 
dem Polizisten einer Spezialein¬ 
heit erschossen. Emrah G. starb 
am Ort des Geschehens, eine 
weitere Person wurde schwer 
verletzt. 

Meldungen zufolge spielte sich 
der Zwischenfall in der Filika 
Bar in Ankara ab. Der Polizeibe¬ 
amte S. A., Angestellter der 
Ankara-Sicherheitsdirektion, 
war gemeinsam mit seiner 


Schwester und weiteren Freun¬ 
dinnen ausgegangen. Um 6.00 
morgens erreichten sie die Filika 
Bar. Dort saß eine Gruppe Men¬ 
schen, die kurdische Lieder san¬ 
gen und sich amüsierten. 

Eine Freundin des Polizeibeam¬ 
ten pöbelte die, die kurdische 
Lieder sangen, an und erklärt, 
dass sie sich durch das Singen in 
kurdischer Sprache gestört fühle. 
Daraufhin Begannen lautstarke 
Diskussionen zwischen den bei¬ 
den Gruppen. Die, die kurdisch 


f esungen hatte, verließ darauf¬ 
in die Bar. Der Polizeibeamte 
soll dann seine Waffe gezogen 
und das Feuer eröffnet haben. 
Emrah G. wurde von einer 
Kugel getroffen und starb. Zafer 
$. wurde schwer verletzt. 

Nach dem Vorfall wurden der 
Polizeibeamte, seine Schwester 
und ihre Freundin in Untersu¬ 
chungshaft genommen. Ein 
Begleiter des getöteten Emrah 
G. wurde ebenfalls vorläufig 
festgenommen. 

(ANF, 29.12., ISKU) 


kir, §irnak, Igdir, Agn, Siirt, 
Urfa, Mardin, Hakkari, Batman 
und Van geschickt. 

Bei Protesten wurden im 
November 770 Personen, dar¬ 
unter auch Minderjährige, in 
Untersuchungshaft genommen 
und von ihnen 117 verhaftet. 

(ANF, 28.12., ISKU) 

Kongress der „Freien Kurdi¬ 
schen Frauen“ in Toronto 
ln Kanada in Toronto wurde 
der erste Kongress der „Freien 
Kurdischen Frau“ in den Räu¬ 
men des Kurdischen Vereins 
mit 114 Frauen abgehalten. An 
dem Kongress nahmen auch 
kanadische Abgeordnete teil, 
ln ihrer Rede erwähnte die Par¬ 
lamentarierin Laura Albenese 
aus Ontario die Bedeutung von 
Frauenorganisierung. Sie beton¬ 
te, dass Frauensolidarität Türen 
im sozialen, politischen und 
kulturellen Bereich öffne. Auch 
von der landesparlamentari¬ 
schen Abgeordneten Martha 
Hall Findlay, die nicht am Kon¬ 
gress teilnehmen konnte, wurde 
eine Botschaft verlesen. Um den 
in Kanada lebenden Frauen, die 
im politischen, sozialen und 
kulturellen Bereich stattfinden¬ 
de Entwicklung zu vermitteln, 
wurde mit einer neuen Organi¬ 
sierung begonnen und Wahlen 
für lokale Komitees durchge¬ 
führt. 

(ANF, 25.12., ISKU) 

Sexuelle Gewalt gegen 
Gefangene 

Die im Ankara Sincan F-Typ- 
Frauengefängnis inhaftierten 
PKK-Gefangenen Güler 

Bülent, Gönül Bulut und Deniz 
Yildiz wurden auf dem Weg ins 
Krankenhaus von der Jandarma 
angegriffen und sexuell belä¬ 
stigt. Rechtsverstöße, wie 
sexuelle Übergriffe und Schläge, 
kommen insbesondere während 
der Krankenhaustransporte vor. 
Aufgrund dieser Vorfälle ver¬ 
zichten die Gefangenen auf 
Krankenhausbesuche und kön¬ 
nen daher nicht behandelt wer¬ 
den. 

(ÖP 23.12., ISKU) 
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Fortsetzung von 1. Seite: Proteste gegen Repression halten an 


Wir werden jeden Tag zwischen 
8.00 und 9.00 die Arbeit nieder¬ 
legen und mit einem Sitzstreik 
protestieren. Wir rufen alle 
Betroffenen, Interessierten, alle, 
die gegen dieses Vorgehen sind 
auf, sich anzuschließen. Als 
Bevölkerung von Batman wer¬ 
den wir bis zur Freilassung unse¬ 
res Vorsitzenden Nejdet Atalay, 
unsere Läden mit schwarzen 
Bändern behängen.“ 

In Viran§ehir wird es jeden Frei¬ 
tag eine einstündige Arbeitsnie¬ 
derlegung geben 
URFA — Tm Landkreis Viranje- 
hir der Provinz Urfa haben Mit¬ 
arbeiter der Stadtverwaltung 
einen einstündigen Streik durch¬ 
geführt, um gegen die Verhaf¬ 
tungen der BDPler zu protestie¬ 


ren. Vor dem Gebäude der 
Stadtverwaltung haben sich Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitglieder 
des Stadtparlaments versam¬ 
melt. 

Haci (Jetin, Vorsitzender der 
Tüm-Bel Gewerkschaft von 
Urfa, hat während der Kundge¬ 
bung eine Rede gehalten, in der 
er betont, dass die Festnahmen 
der Vertreterinnen des Volkes 
einer Festnahme des ganzen Vol¬ 
kes gleichkämen. „Nicht einmal 
zu Zeiten des Militärputsches 
vom 12. September 1980 wur¬ 
den die Vertreterinnen des Wil¬ 
lens unseres Volkes so schlecht 
behandelt. Ihnen wurden keine 
Handschellen angelegt. Doch 
heute legt die AKP-Regierung 
dem Wiflen des Volkes Hantf- 
schellen an. Doch diese Repres¬ 


salien werden uns nicht klein- 
kriegen. Wir verurteilen die 
Situation, in welcher gewählte 
Vertreterinnen Handschellen 
verpasst bekommen. Wir sagen 
der AKP-Regierung, dass sie 
nicht auf Anweisungen aus dem 
Ausland von Fesseln Gebrauch 
machen soll, sondern fordern sie 
auf, mit uns gemeinsam die Pro¬ 
bleme zu lösen. Unsere Aktion 
ist nur eine Mahnung. Wir wer¬ 
den nun jeden Freitag um 11.00 
Uhr die Arbeit niederlegen.“ 

In seiner Rede betonte Yakut, es 
sei nicht Ziel der Aktion die 
Dienste fürs Volk zu lähmen. 
Auf der Kundgebung wurden 
Parolen wie „Wir sind alle Leyla, 
wir sind alle verhaftet“ oder „die 
BDP ist das Volk“ gerufen. 

(ANF, 28.12., ISKU) 




